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Ozeane und Meere sind eine Nahrungsquelle für mehr als drei Milliarden Menschen, erzeugen etwa die Hälfte des Sauer-
stoffs, den Lebewesen verbrauchen, und absorbieren zirka ein Viertel der von Menschen verursachten Kohlendioxidemissio-
nen. Sie sind unerlässlich für den globalen Wärmehaushalt und die Regulation des Klimasystems. picture alliance/dpa
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Ozeane und Meere sind eine Nahrungsquelle für mehr 
als drei Milliarden Menschen, erzeugen etwa die Hälfte 
des Sauerstoffs, den Lebewesen verbrauchen, und absor-
bieren zirka ein Viertel der von Menschen verursachten 
Kohlendioxidemissionen. Sie sind unerlässlich für den glo-
balen Wärmehaushalt und die Regulation des Klimasys-
tems. Menschliche Aktivitäten jedoch haben Ozeane und 
Meere grundlegend zu ihrem Nachteil verändert. 
Das Plastikproblem wird gegenwärtig als eine der größ-
ten Umweltbedrohungen wahrgenommen. Dies ist nur ein 
Aspekt der Veränderungen. Trotz völkerrechtlicher Ab-
kommen und freiwilliger Verpflichtungen werden die 
Meere überfischt, verschmutzt und als Ressourcenquelle 
ausgebeutet. Die Fischbestände sind infolge der Überfi-
schung in einem schlechten Zustand. Ein Fünftel der arten-
reichen Korallenrif fe ist bereits verschwunden und drei 
Viertel sind gefährdet. Nicht zuletzt werden die Meere 
als Müllhalde missbraucht: Nährstoffe, Gifte und Plastik 
bedrohen Arten und Ökosysteme. Dazu gehören auch 
CO2-Emissionen aus fossilen Quellen, die zur Versaue-
rung der Meere und Gefährdung von Meeresökosyste-
men führen. 
Ozeane und Meere sind längst globalisierte Wirtschafts-
räume und Handelswege. Sie bieten damit Anlässe für 
politische Konflikte, für Auseinandersetzungen um zumeist 
knappe Ressourcen, und sie sind mit transnationalen Risi-
ken behaftet. Mit der Nutzung der Meere sind stets poli-
tische Regulierungsbemühungen verknüpft. Politische An-
strengungen um eine internationale Meeres-Governance, 
das 2017 getroffene Übereinkommen von Paris und die 
Europäische Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie lassen auf 
einen positiven Kurswechsel hoffen. Bei all diesen politi-
schen Prozessen geht es um dreierlei: Globale Kollektiv-
güter benötigen eindeutige Schutzverpflichtungen und 
Nutzungsrechte, die sich an Kriterien der Nachhaltigkeit 
orientieren. Dies erfordert anstatt einem sektoralen Vor-
gehen systemische Denk- und Handlungsansätze. Und 
wie bei allen komplexen Ökosystemen ist die Anwendung 
des Vorsorgeprinzips gegen mögliche Umweltbedrohun-
gen geboten.
Ozeane und Meere sind aus dem Gleichgewicht geraten. 
Sie sind zu sauer und zu warm, zudem steigt ihr Wasser-
spiegel stetig an. Die Ozeane und die marinen Ökosys-
teme bekommen die Auswirkungen des Klimawandels be-
reits jetzt zu spüren. Wissenschaftliche Daten verdeutli-
chen, dass der Klimawandel gravierende Veränderungen 
und Schäden für die Meeresumwelt zeitigte. Gelingt beim 
Klimawandel keine Kehrtwende, wird sich diese fatale 
Entwicklung fortsetzen. Philipp Kanstinger erörtert die 
durch den Klimawandel ausgelösten Veränderungen in 
den Weltmeeren mit all ihren Folgen für das Ökosystem 
und die weltweite Nahrungssicherheit. Von entscheiden-
der Bedeutung wird sein, die globale Erwärmung auf 1,5° 
Celsius – wie auf dem Klimagipfel 2015 beschlossen – zu 
begrenzen. Dazu bedarf es einer stärkeren wissenschaft-
lichen Zusammenarbeit, integrierter Ansätze und nach-
haltiger Nutzungskonzepte.
Schreckensszenarien von leergefischten Ozeanen und 
Meeren mehren sich. Umweltschutzverbände und Fische-
reiverbände, Politik und Wissenschaft entwickeln je nach 
Daten und Faktenlage eigene Standpunkte und Forderun-

gen. Doch wie ist es um die Fischbestände wirklich be-
stellt? Sind sie massiv bedroht oder werden sie weitge-
hend nachhaltig genutzt? Christoph Zimmermann und 
Nadine Kraft erörtern sachlich und unaufgeregt den Zu-
stand der Weltfischressourcen, schildern aber auch die 
Auswirkungen des Klimawandels und der Fischerei auf die 
Fischbestände. Gerade weil wilder Meeresfisch ein wert-
volles Nahrungsmittel ist, dessen Nutzung aus ökologi-
scher Sicht und mit Blick auf die Welternährung enorme 
Vorteile hat, sind Anstrengungen für eine nachhaltige Be-
wirtschaftung lohnenswert. Alternative Bewirtschaftungs-
ansätze, ein ökologisch orientiertes Fischereimanagement 
und informierte Verbraucher können die Umweltauswir-
kungen der Fischerei merklich reduzieren. 
Aquakultur bezeichnet die Haltung bzw. Nach- und Auf-
zucht von im Wasser lebenden Organismen wie Fischen, 
Muscheln, Krebsen und Algen. Produktionssteigerungen 
in der Aquakultur sollen eine wachsende Weltbevölke-
rung angesichts stagnierender Fangzahlen und überfisch-
ter Bestände konstant mit Fisch versorgen. Weil Fisch als 
hochwertiges Lebensmittel einen wichtigen Baustein der 
Welternährung darstellt, ist es naheliegend, eine planmä-
ßige Fischproduktion ins Auge zu fassen. Aquakultur hat 
Vor- und Nachteile: Sie stillt den Welthunger nach Prote-
inen und kann tier- und umweltfreundlich sein. Es gibt je-
doch auch kritische Aspekte: Aquakulturen werden häufig 
mit nicht artgerechter Massentierhaltung gleichgesetzt. 
Schlechte Wasserqualität stresst die Tiere. Sie werden 
hochgezüchtet und überleben nur mit Antibiotika. Die Ab-
wässer der Aquakulturen überdüngen Flüsse und Buchten. 
Deshalb ist es unerlässlich – so die Albert Schweitzer Stif-
tung – ökologische Standards zu definieren.
Die Verschmutzung der Ozeane durch Plastik ist in aller 
Munde. Im Gegensatz zur öffentlichen  Debatte, die die 
Plastikverschmutzung als ernstzunehmende Umweltbe-
drohung wahrnimmt, werden die Umweltwirkungen von 
Plastik in der Wissenschaft kontrovers diskutiert. Einige 
Wissenschaftler bezweifeln das medial inszenierte Be-
drohungsszenario, andere hingegen weisen auf die nicht 
abschließend geklärten Auswirkungen auf die Umwelt 
und menschliche Gesundheit hin. Damit werden die Ge-
fährdungen nicht in Abrede gestellt, viel eher auf Daten- 
und Wissenslücken aufmerksam gemacht. Johanna 
Kramm und Carolin Völker erörtern, welches Bild die Me-
dien von dem Phänomen Mikroplastik zeichnen und kon-
trastieren dies mit dem wissenschaftlichen Kenntnisstand. 
Sie benennen abschließend die Ursachen der verzerrten 
Debatte um Mikroplastik, skizzieren das Problem der zu-
nehmenden Vermüllung der Meere und plädieren für vor-
beugende Maßnahmen.
Der Schiffsverkehr ist zu einem Schlüsselelement der Glo-
balisierung geworden. Rund 90 Prozent des internationa-
len Güterverkehrs werden über See abgewickelt. Die 
Kehrseite allerdings wird selten wahrgenommen. Die un-
gerechte Bezahlung der Besatzungen, inhumane Arbeits-
bedingungen und ein umweltschädigender Schiffsbetrieb 
spiegeln in kleinerem Maßstab die strukturellen Unge-
rechtigkeiten des Welthandels wider. Vor allem die Prak-
tiken der sogenannten Billigflaggen sorgen für ein extrem 
niedriges Kostenniveau, das durch menschenunwürdige  
Arbeitsbedingungen und einen sorglosen Umgang mit 
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Emissionen verursacht wird. Nadja Ziebarth erörtert die 
Arbeitssituation auf den Containerschiffen und beschreibt 
die Umweltfolgen durch Schiffsemissionen, durch Systeme 
der Abgasreinigung, die illegale Verklappung von Müll 
und das Einschleppen fremder Arten im Ballastwasser. 
Abschließend werden Forderungen für einen sozial ge-
rechten und umweltverträglichen Seeverkehr diskutiert.
Die Ordnung der Weltmeere durch internationales Recht 
ist von einer langen historischen Entwicklung geprägt, die 
in dem Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen 
eine bedeutsame Kodifikation erfahren hat. Die Rechte 
und Pflichten auf der See, in den Weltmeeren und für den 
Meeresuntergrund sind in einem abgestuften System von 
staatlichen Souveränitäts- über Hoheitsrechten bis hin zu 
einem Welterbe zusammengefasst. Besonderheiten stel-
len insbesondere Bereiche dar, die keiner oder nur einge-
schränkter staatlicher Kontrolle unterworfen sind. Der Bei-
trag von Sabine Schlacke und Benedikt Huggins zeigt 
auf, wie das Seevölkerrecht die maritimen Gebiete kate-
gorisiert und wie es gegenüber aktuellen Herausforde-
rungen, insbesondere des Meeresumweltschutzes, ge-
wappnet ist.
Für die Umsetzung der Energiewende sowie zahlreiche 
moderne elektronische Hightech-Produkte benötigt man 
Metalle wie Kupfer, Nickel, Kobalt, Seltene Erden, Lithium 
oder Tellur. Diese mineralischen Rohstoffe werden heute 
ausschließlich an Land gewonnen. Um den global wach-
senden Rohstoffbedarf zu decken, wendet sich das Inter-
esse verstärkt den Vorkommen in der Tiefsee zu. Mangan-
knollen, kobaltreiche Eisen-Mangankrusten und Massiv-
sulfide aus einem bis fünf Kilometer Wassertiefe gelten 
als potenzielle Rohstoffquellen der Zukunft. Deutschland 
beteiligt sich aktiv an der Erkundung dieser marinen Erz-
vorkommen in zwei Lizenzgebieten im Ostpazifik und im 
südwestlichen Indischen Ozean. Carsten Rühlemann, 
Thomas Kuhn und Annemiek Vink informieren über die 
Rohstoffarten der Tiefsee und ihre Exploration, die wirt-
schaftlichen, technischen und rechtlichen Rahmenbedin-
gungen sowie sozialen und sozioökonomischen Folgen 
eines möglichen zukünftigen Abbaus und die potenziellen 
Auswirkungen eines Eingrif fs in das Ökosystem der Tief-
see.
Die Meerespolitik in der Arktis steht gegenwärtig vor 
zwei Herausforderungen: Angesichts der globalen Erwär-
mung ist eine regionale Umweltpolitik, die die fragile 
Meeresumwelt schützt, dringend geboten. Weiterhin gilt 
es, zwischenstaatliche Konflikte, die sich auf Fragen der 
Jurisdiktion und Kontrolle im arktischen Raum beziehen, 
zu lösen. Statuskonflikte und Grenzdispute ergeben sich 
aufgrund der Bedeutung der Arktis als strategischer Raum 
für Machtprojektionen und die nationale Verteidigung. 
Christoph Humrich erörtert die Meerespolitik im arkti-
schen Raum in vier relevanten Bereichen: Zunächst analy-
siert er die regionale und internationale maritime Raum-
ordnungspolitik und widmet sich sodann der regionalen 
Meeresumweltpolitik. Weiterhin werden Aspekte der re-
gionalen und internationalen Regulierung der Meeresnut-
zung und schließlich die Meerespolitik im Rahmen eines 
globalen Großmachtwettbewerbs diskutiert. 
Die Kabeljaukriege – in Anspielung auf den Kalten Krieg 
(Cold War) Cod Wars genannt – waren zwischenstaatli-

che Konflikte um Fischereirechte zwischen Island und 
Großbritannien sowie Deutschland in den Jahren 1958 
bis 1976. Für Island, seit 1944 ein souveräner Staat, waren 
die Fischbestände in den Gewässern rund um die Insel 
die nahezu einzige ökonomische Ressource für den Auf-
bau einer eigenständigen Wirtschaft. Island weitete 
seine Fischereigrenzen kontinuierlich von drei auf vier, 
später auf zwölf, dann auf 50 und schließlich auf 200 
Seemeilen aus. Dies führte zu diplomatischen Verwicklun-
gen, militärischen Konflikten auf See und zur Anrufung in-
ternationaler Schlichtungsgremien. Ingo Heidbrink schil-
dert, wie Island seine Interessen gegen Großbritannien 
und Deutschland letztlich durchsetzen konnte und zum 
Vorreiter einer Entwicklung im internationalen Seerecht 
wurde. 
Piraterie und maritimer Terrorismus sind transnationale 
Risiken, welche die internationale Seefahrt, den Güter-
austausch und Handel, vor allem aber die Schiffsbesat-
zungen treffen. Auch für die Bundesrepublik Deutschland, 
die auf einen funktionierenden Seehandel für den Import 
und Export von Wirtschaftsgütern angewiesen ist, stellt 
die Piraterie ein nicht unerhebliches Problem dar. Trotz 
unterschiedlicher Motive und Interessen kooperieren Ter-
roristen- und Piratengruppen gelegentlich miteinander. 
Ungeachtet vermeintlich hehrer Rechtfertigungsnarrative 
sind die Motive der Piraten zumeist profitorientiert. Indem 
Piraten und maritime Terroristen mit direkter Gewalt ge-
gen Menschen vorgehen, verstoßen sie gegen geltendes 
Seerecht. Patricia Schneider nimmt zwei hochriskante Pi-
raterie-Hotspots (Somalia, Nigeria)  in den Blick und 
schildert die gewalttätigen Praktiken der Akteure. Im An-
schluss daran werden national und supranational prak-
tizierte Gegenstrategien erörtert, die sich um die Wie-
derherstellung der maritimen Sicherheit und friedlichen 
Ordnung auf See bemühen. 
Mit ihrer Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL) hat die 
EU 2008 ein Gesetz geschaffen, um Schutz und Nutzung 
der europäischen Meere miteinander in Einklang zu brin-
gen. Weniger Schad- und Nährstoffe in die europäischen 
Meere einzuleiten und die Vielfalt der maritimen Arten zu 
erhalten, sind nur zwei Ziele der MSRL. Bereits Anfangs- 
und Zwischenbewertungen aus den Jahren 2012 und 
2018 bestätigten, dass die deutsche Nord- und Ostsee in 
keinem guten Zustand ist. Der von der Bundesregierung 
erlassene Maßnahmenkatalog ist eher halbherzig und für 
einen anzustrebenden guten Umweltzustand keineswegs 
ausreichend. Zu den Umsetzungsdefiziten gesellt sich 
noch die mangelnde Kommunikation und Kooperation der 
EU-Mitgliedsländer hinzu. Bettina Taylor dokumentiert, 
dass alle europäischen Mitgliedstaaten ihren notwendi-
gen Verpflichtungen nicht bzw. nur unzureichend nach-
kommen. Dringend gefordert sind ökosystembasierte Ma-
nagementpläne und Maßnahmenkataloge sowie der po-
litische Wille, die geplanten Maßnahmen auch um- und 
durchzusetzen.
Allen Autorinnen und Autoren, die mit ihren Beiträgen auf-
schlussreiche Informationen vermitteln, sei an dieser Stelle 
gedankt. Dank gebührt auch dem Schwabenverlag und 
den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Druckvorstufe 
für die stets gute und effiziente Zusammenarbeit.
 Siegfried Frech
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OZEANE UND MEERE IM KLIMAWANDEL

Wenn der Ozean sauer wird! – Auswirkungen 
des Klimawandels auf die Meere
Philipp Kanstinger 

Unsere Ozeane sind aus dem Gleichgewicht geraten. Die 
Meere sind zu sauer und zu warm, zudem steigt ihr Was-
serspiegel stetig an. Die Ozeane und die marinen Öko-
systeme bekommen die Auswirkungen des Klimawandels 
bereits jetzt extrem zu spüren. Aktuelle Berichte und 
wissenschaftliche Daten verdeutlichen, dass der Klima-
wandel gravierende Veränderungen und Schäden der 
Meeresumwelt verursacht hat. Gelingt beim Klimawan-
del keine Kehrtwende, wird sich diese fatale Entwicklung 
fortsetzen. Philipp Kanstinger erörtert die durch den Kli-
mawandel ausgelösten Veränderungen in den Weltmee-
ren mit all ihren Folgen für das Ökosystem und die welt-
weite Nahrungssicherheit. Von entscheidender Bedeu-
tung wird sein, die globale Erwärmung auf 1,5°Celsius 
– wie auf dem Klimagipfel 2015 beschlossen – zu be-
grenzen. Dazu bedarf es einer stärkeren wissenschaftli-
chen Zusammenarbeit sowie integrierter Ansätze und 
nachhaltiger Nutzungskonzepte, um das Klima und Mee-
resökosystem zu schützen. 

Unsere Ozeane sind aus dem Gleichgewicht geraten

Rund 70 Prozent unserer Erdoberfläche sind von Ozeanen 
bedeckt. Sie bieten Millionen von Menschen eine Lebens-
grundlage und rund 2,2 Millionen Tierarten einen Lebens-
raum. Unsere Meere sind unsere Verbündeten im Kampf 
gegen die Klimaerwärmung – sie kühlen den Planeten. 
Und sie sind ein Lebenserhaltungssystem für die Erde, das 
uns kostenlos Waren und Dienstleistungen zur Verfügung 
stellt: von der Nahrung, die wir essen, bis zum Sauerstoff, 
den wir atmen.
Aber unsere Ozeane sind aus dem Gleichgewicht geraten 
und wir sind dafür mitverantwortlich. Überfischung, Ver-
sauerung und Vermüllung sind nur einige Folgen des welt-
weiten Überkonsums. Seit 1970 ist die Population der mari-
nen Wirbeltiere um mehr als die Hälfte zurückgegangen, 
und die Krise verschärft sich. Die menschenverursachte 
Zerstörung von Lebensräumen hat verheerende Auswir-
kungen auf die marinen Ökosysteme; und jetzt werden 
diese Belastungen durch einen weiteren menschlichen 
Faktor verstärkt: den Klimawandel.
Steigende CO2-Werte in der Atmosphäre und die damit ver-
bundenen höheren Temperaturen sind die Folge der Indust-
rialisierung. Die steigenden Temperaturen verändern nicht 
nur das Leben an Land gravierend, sondern auch die Oze-
ane. Das Wasser erwärmt sich und wird säurehaltiger. Die 
Schäden sind bereits überall um uns herum sichtbar. Dabei 
sind die Meere die wichtigste Trumpfkarte im Kampf gegen 
die Klimakrise. Die Ozeane regulieren das Weltklima: Sie 
steuern die Temperatur und lenken das Wetter, indem sie 
Niederschläge, Dürren und Überschwemmungen bestim-

men. Sie sind auch der weltweit größte Kohlenstoffspeicher. 
In den letzten 200 Jahren haben die Ozeane ein Drittel des 
durch menschliche Aktivitäten erzeugten CO2 und 90 Pro-
zent der zusätzlichen Wärme absorbiert, die durch die stei-
gende Konzentration von Treibhausgasen in der Atmo-
sphäre gefangen wurde. Der Ozean ist durch sein großes 
Volumen und seine hohe Wärmekapazität mit Abstand das 
größte Wärmereservoir im Klimasystem. Die Wärmeauf-
nahme durch den Ozean stellt daher einen Puffer bei Kli-
maänderungen dar und verlangsamt in der gegenwärtigen 
Klimakrise deutlich die Erhitzung der Atmosphäre. 
Doch das System kommt an seine Grenzen. Verursacht 
durch weiterhin steigende Treibhausgasemissionen und die 
globale Erderwärmung sind die Ozeane und die marinen 
Ökosysteme extrem gefährdet. Der kürzlich veröffentlichte 
Weltklimabericht des IPCC (Intergouvernemental Panel on 
Climate Change) der Vereinten Nationen belegt klar, dass 
die Auswirkungen des Klimawandels auf Ozeane und ihre 
Ökosysteme keinesfalls als natürliche Schwankungen weg-
diskutiert werden können und die Veränderungen bedroh-
licher sind, als bislang konstatiert. Zum Beispiel weist der 
neueste Bericht des UN-Klimarats die stärker werdende 
Versauerung der Meere nach. Dies könnte schwerwiegende 
Auswirkungen auf die Artenvielfalt und damit auch unsere 
Nahrungsversorgung haben. Ganze Lebensräume wie das 
Wattenmeer an der Nordseeküste, die Arktis oder die tropi-
schen Korallenriffe sind durch die Auswirkungen des Klima-
wandels wie Überflutung, Abschmelzen der Eismassen und 
Versauerung stark gefährdet. Die ersten Veränderungen in 
den Meeren sind bereits jetzt gut erkennbar.
In den letzten Jahren wurden sowohl die höchsten Meeres-
temperaturen aller Zeiten als auch die höchsten CO2-Werte 
gemessen. Das arktische Eis ging weiter zurück als je zuvor. 
Steigende Meeresspiegel, Korallensterben, zunehmende 
Naturkatastrophen und Zusammenbruch mariner Nah-
rungsnetze – der Wandel vollzieht sich gerade jetzt.
Das Pariser Abkommen, das im Dezember 2015 von 195 
Nationen unterzeichnet wurde, soll die globale Erwär-
mung auf 1,5° Celsius über dem vorindustriellen Niveau 
begrenzen. Es ist das erste Klimaabkommen, das sich spe-
ziell mit den marinen Ökosystemen beschäftigt. Ein Hoff-
nungsschimmer für die Ozeane! Es ist von entscheidender 
Bedeutung, dass die Klimaerwärmung auf 1,5° Celsius be-
grenzt wird, da ansonsten die Veränderungen in den Oze-
anen zu gravierend sein könnten, um unseren aktuellen Le-
bensstil zu gewährleisten.

Was sich durch die Klimakrise in den Weltmeeren 
verändert

Aktuelle Berichte und wissenschaftliche Daten verdeutli-
chen, dass der Klimawandel große Veränderungen und 
Schäden verursacht.
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Die CO2-Aufnahme gerät ins Stocken 
Die Ozeane nehmen bisher einen erheblichen Anteil des 
freigesetzten CO2 auf und sind insgesamt ein gigantischer 
Kohlenstoffspeicher. Sie enthalten mit 38.000 Gigatonnen 
etwa 60-mal so viel Kohlenstoff wie die vorindustrielle At-
mosphäre.
Der ständige Austauschprozess von CO2 zwischen Meer 
und Atmosphäre vollzieht sich langsam. Erst im Lauf von 
Jahrhunderten gelangt der Kohlenstoff in tiefste Meeres-
regionen. Der menschgemachte, zusätzliche CO2-Ausstoß 
steigt aber zu schnell, als dass die Ozeane die Folgen ab-
fangen könnten. Und es gibt Hinweise, dass durch die zu 
schnelle Erwärmung der Erdatmosphäre diese marine 
CO2-Pumpe ins Stocken geraten könnte. Die steigenden 
Temperaturen beeinflussen die Ozeane auf unterschiedli-
che Weise. Im folgenden Abschnitt werden die abiotischen 
Veränderungen vorgestellt, die bereits jetzt in den Meeren 
zu beobachten sind und die sich aller Voraussicht nach in 
Zukunft verstärken werden, wenn wir es nicht schaffen, den 
CO2-Ausstoß in den kommenden Jahren drastisch zu redu-
zieren.

Die obere Meeresschicht erwärmt sich, sogenannte Hotspots 
entstehen
In den letzten 30 Jahren wurde eine starke globale Erwär-
mung der oberen Meeresschicht (0 bis 700 Meter Tiefe) 
beobachtet, und dieser Trend wird sich auch in Zukunft 
fortsetzen. Allerdings erwärmt sich die Meeresoberfläche 
nicht überall gleich: weltweit wurden Hotspots für die 
Meereserwärmung identifiziert. Diese Hotspots befinden 
sich oft in den Regionen, in denen die lokale Bevölkerung 
stark von Fisch für ihre Ernährung und ihren Lebensunter-
halt abhängig ist. Eine direkte Folge der wärmeren Ober-
fläche ist eine erhöhte thermische Schichtung des oberen 
Ozeans mit regional unterschiedlichen Auswirkungen auf 
die verschiedenen ökologischen Systeme. Im Allgemeinen 
bedeutet Schichtung, dass es weniger Wasseraustausch 
zwischen der oberen (wärmeren) und unteren (kälteren) 
Schicht in der Wassersäule gibt. Dies kann einen gravie-

renden Einfluss auf die marinen Nahrungsnetze haben, da 
weniger Vermischung den Nährstoffaustausch zwischen 
dem kälteren, nährstoffreichen Tiefenwasser und dem 
nährstoffarmen Oberflächenwasser stört. Dadurch wird 
das Algenwachstum negativ beeinflusst. Auch kommt es 
vermehrt zu Hitzewellen unter Wasser, also Perioden von 
stark gestiegenen Wassertemperaturen. Diese führen häu-
fig zu Massensterben von Meerestieren, z.B. Muscheln. 
Das Auftreten dieser Hitzewellen hat sich in den letzten 
Dekaden verdoppelt, bis Ende des Jahrhunderts werden 
sie voraussichtlich fünf- bis zehnmal so häufig auftreten.

Extremwetterereignisse nehmen zu und Meeresströmungen 
verändern sich
Das wärmere Oberflächenwasser und die höhere Energie-
dichte des Systems machen das Auftreten von Extremwet-
terereignissen wie Taifune oder Hurrikans wahrscheinli-
cher. Aber auch die Wasserströmungen in den Meeren 
scheinen sich zu verändern. Denn so wie die Meeresströ-
mungen das Klima beeinflussen, so beeinflussen sowohl 
das Klima als auch die Klimaänderungen die Meeresströ-
mungen. Die Windsysteme, die diese Meeresströmungen 
antreiben, scheinen sich in den letzten 100 Jahren zu inten-
sivieren, und es gibt alarmierende Hinweise auf Verände-
rungen, deren Konsequenzen bisher noch nicht absehbar 
sind. Computermodelle für die Auswirkungen der Klimaer-
wärmung auf die Meeresströmungen stecken noch in den 
Kinderschuhen. Erst in den letzten Jahren wurde angefan-
gen, ein ausreichend großes Netzwerk an Sensorbojen in 
den Ozeanen zu etablieren. Die Satellitentechnologie 
wurde ausreichend verbessert, um Veränderungen der 
Meeresströme für uns fassbar zu machen. 
Wissenschaftler sagen voraus, dass sich beispielsweise 
die westlichen Randströme doppelt so schnell erwärmen 
wie der Rest des Planeten. Die westlichen Randströme sind 

Klimawandel im Ozean – 
Auswirkungen und Verän-
derungen. 
 WWF Deutschland
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warme, schnell fließende Strömungen in größerer Tiefe, die 
warmes Wasser zu den Polen pumpen. Diese beschleu-
nigte Erwärmung findet gleichzeitig mit einer Verschie-
bung in Richtung der Pole und/oder einer Intensivierung 
der globalen subtropischen westlichen Randströme in Ver-
bindung mit einer systematischen Änderung der Winde 
über beide Hemisphären statt. Infolgedessen kann die ver-
stärkte Erwärmung die Fähigkeit der Ozeane, CO2 über 
diese Regionen aufzunehmen, verringern. Einfach gesagt: 
die Pumpe gerät ins Stocken. Regionale Veränderungen 
der Meeresströmungen beobachtet man heutzutage schon 
in vielen Regionen der Erde, z.B. ist im Nordatlantik der 
Golfstrom schwächer geworden. Insgesamt ist unser Wis-
sen über die Veränderungen der Meeresströme und die 
Veränderungen in den tieferen Meeresschichten aber 
noch sehr gering, und die Folgen der Erwärmung sind noch 
nicht abschätzbar.

Der Sauerstoffgehalt im Wasser nimmt ab
Da wärmeres Wasser weniger Sauerstoff enthält, bedeu-
tet ein Anstieg der Meerestemperatur auch weniger Sau-
erstoff im Wasser. Ein sauerstoffärmerer Ozean kann aber 
ein großes Problem für Meeresorganismen darstellen. 
 Modellrechnungen prognostizieren einen Rückgang der 
Menge an gelöstem Sauerstoff im globalen Ozean um 
zwei bis sieben Prozent bis zum Jahr 2100, verursacht durch 
die Kombination aus verringerter Sauerstofflöslichkeit des 
wärmeren Wassers und einer verminderten Belüftung der 
tieferen Wasserschichten. Der Austausch von sauerstoff-
haltigem Oberflächenwasser mit tieferen Zonen gerät vor 
allem durch die bereits beschriebene stärkere Wasser-
schichtung ins Stocken. Es wird angenommen, dass ein sol-
cher Rückgang des ozeanischen Sauerstoffgehalts die 
Nährstoffkreisläufe des Ozeans, die einzelnen Meeres-
bewohner und den gesamten marinen Lebensraum beein-
flussen wird. Die sogenannten hypoxischen (sauerstoffar-
men) Regionen und anoxischen (sauerstofffreien) „Todes-
zonen“ werden in Zukunft noch vermehrt auftreten und 
größere Flächen einnehmen. 

Der Meeresspiegel steigt – viele Küstengebiete sind bedroht
Die Klimakrise betrif ft natürlich auch die Küsten. Von 1901 
bis 2010 ist der globale Meeresspiegel um 1,7 Millimeter 
pro Jahr gestiegen und wird in Zukunft voraussichtlich wei-
ter steigen. In den vergangenen zwanzig Jahren hat sich der 
Anstieg des Meeresspiegels nahezu verdoppelt. Der Weltkli-
marat geht in verschiedenen Szenarien von einem Meeres-
spiegelanstieg bis zum Ende des 21. Jahrhunderts zwi-
schen 30 (minimal) und 110 Zentimetern (maximal) aus. Für 
die deutsche Bucht hat der Wissenschaftliche Beirat der 
Bundesregierung Globale Umweltveränderungen einen 
Anstieg des lokalen Meeresspiegels um etwa 40 Zentime-
ter seit dem Jahr 1840 belegt, Tendenz steigend innerhalb 
der letzten 50 Jahre. Für jeden Zentimeter, den das Meer 
ansteigt, geht bis zu einem Meter Küstenland ans Meer un-
wiederbringlich verloren. Vor allem Länder mit flacher Küs-
tenregion, z.B. entlang der gesamten Nordseeküste von 
der Rheinmündung bis zur jütländischen Halbinsel, oder 
auch Inselstaaten sind von Überschwemmungen und häu-
figer auftretenden, dramatischeren Springfluten bedroht. 
Küstennahe Mega-Cities wie Rio de Janeiro, Bangkok oder 
auch Venedig leiden schon jetzt unter dem steigenden 
Wasserspiegel und Überflutungsereignissen, zunehmend 
im Zusammenhang mit Stürmen und Hurrikanen. Weltweit 

leben 40 Prozent der Menschheit, das sind etwa 2,8 Milli-
arden Menschen, weniger als 100 Kilometer von der Küste 
entfernt, bis 2030 könnten es 50 Prozent sein.
Verursacht wird der Meeresspiegelanstieg vor allem durch 
das Abschmelzen der großen Eisschilde der Antarktis, des 
arktischen Ozeans und Grönlands. Würden sich Tempera-
turen auf Grönland um mehr als 3° Celsius erhöhen, ist der 
Abschmelzprozess der Gletscher unumkehrbar. Zusätzlich 
verschärft die thermische Ausdehnung der Gewässer den 
Meeresspiegelanstieg (wärmeres Wasser hat eine gerin-
gere Dichte).

Die Versauerung des Meeres führt zum Einsturz von 
Nahrungsnetzen
Bisher haben die Weltmeere etwa ein Viertel der CO2-
Emissionen aufgenommen, die Menschen in die Atmo-
sphäre freigesetzt haben. Das hat zwar die Erde vor einer 
schnelleren Erwärmung geschützt, gleichzeitig aber auch 
zu einer Versauerung des Wassers geführt. CO2 löst sich 
im Wasser und bildet eine schwache Säure, die den pH-
Wert der Meere sinken lässt – mit Folgen für viele Meeres-
bewohner. Die Versauerung der Ozeane wird daher auch 
oft als „böser Zwilling“ des Klimawandels bezeichnet.
Seit Beginn der Industrialisierung ist der Säuregehalt der 
Meeresoberflächen um 38 Prozent gestiegen. Bis zum 
Ende des Jahrhunderts prognostizieren Modelle, dass die 
Ozeanversauerung mit einer zehnmal schnelleren Rate an-
steigen wird als in den letzten 55 Millionen Jahren. Dies ist 
eine sehr schlechte Nachricht für die vielen marinen Orga-
nismen – wie Korallen, Muscheln, Plankton –, die auf sta-
bile chemische Bedingungen angewiesen sind, um ihre auf 
Kalzium basierenden Schalen und andere Strukturen auf-

Ein gesundes Korallenriff, Ägypten. Foto: Philipp Kanstinger
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zubauen. Durch die Versauerung sind signifikante Verän-
derungen im Nahrungsnetz zu befürchten, da sich viele 
Kleinstlebewesen in saurem Wasser nur langsam vermeh-
ren. Dieses Phytoplankton bildet das erste Glied der mari-
nen Nahrungskette. Sie produzieren 45 Prozent der welt-
weiten Primärproduktion, d.h. die Biomasse, die aus anor-
ganischen Stoffen wie CO2, Sauerstoff und Mineralien 
entsteht. Genaue Vorhersagen über die Anpassungsfähig-
keit dieser Organismen an eine Versauerung sind noch 
nicht möglich. Vor einer Million Jahren führten jedoch viel 
langsamere Versauerungsereignisse zu einem Massen-
sterben. Wie bei anderen Klimaeffekten trit t die Ozean-
versauerung nicht gleichmäßig auf, sondern mit großen 
regionalen und lokalen Schwankungen. 

Die Korallenriffe sterben ab
Tropische Riffe können nicht nur in ihrer Größe beeindru-
ckend sein (die größte lebende Struktur auf diesem Plane-
ten ist das australische Great Barrier Reef ), sondern auch in 
ihrer Biodiversität. Sie stellen einige der wichtigsten Hot-
spots der marinen Biodiversität in unseren Ozeanen dar 
und sind häufig Oasen des Lebens in den meistens nähr-
stoffarmen tropischen Meeren. Korallen sind winzige 
Weichtiere, die in größeren Kolonien zusammenleben. 
Viele Arten besitzen ein Kalkskelett, das sich zusammen mit 
ihrer Kolonie immer weiter vergrößert und nach dem Tod zu 
Riffen ablagert. Somit ist die Oberfläche eines Riffs wie 
eine lebende Haut. Sie enthält Millionen von Korallentier-
chen, die in Symbiose mit intrazellulären Algen, den soge-
nannten Zooxanthellen, leben, die den Korallen zusätzli-
che Energie bereitstellen. Die Symbionten versorgen die 
Koralle mit bis zu 90 Prozent der benötigten Energie, wäh-
rend die Koralle wichtige Nährstoffe aus dem Wasser fil-

tert und als Wirt für die kleinen Algen fungiert. Mit zuneh-
mender Wassertemperatur werden Zooxanthellen ge-
stresst und verlassen ihren Wirt, die Koralle. Die Koralle 
verliert ihre Farbe, ein Phänomen, das als Bleaching be-
zeichnet wird. Wenn der Temperaturstress zu lange an-
dauert, kann die Koralle ihre Symbiose nicht wiederher-
stellen und stirbt ab. Was bleibt, sind farblose, bröckelnde 
Ruinen, in denen Fischschwärme kaum noch Nahrung fin-
den. Algenwuchs auf den abgestorbenen Korallen verhin-
dert die Ansiedlung neuer Korallenlarven, und die Riffe 
können sich nicht mehr erholen. 
Von 2014 bis 2017 hat es die größte bisher dokumentierte 
Korallenbleiche gegeben. Mehr als 70 Prozent der Koral-
lenrif fe weltweit waren betroffen. Korallenbleichen sind 
heutzutage ein globales Phänomen, und die Abstände 
zwischen den Bleichen werden immer geringer. Darüber 
hinaus wirkt sich auch die Versauerung der Meere negativ 
auf die Korallen aus. Korallenskelette bestehen aus Kalzi-
umcarbonat, und ein niedrigerer pH-Wert erschwert es 
den Polypen, diese Skelette auszubilden. 
Selbst bei einer starken Reduktion unseres CO2-Ausstoßes 
und einer Begrenzung der globalen Erwärmung auf 1,5° 
Celsius verlieren wir innerhalb der nächsten 30 Jahre 75 
bis 90 Prozent aller Korallenrif fe. Bei höheren Temperatu-
ren werden die Riffe bis auf kleine Restbestände vollstän-
dig ausgelöscht sein. 
Auch andere küstennahe Ökosysteme wie Seegräser oder 
Algenwälder sind sensibel gegenüber höheren Wasser-
temperaturen und sind heutzutage schon teilweise tempe-
raturgestresst. Es ist anzunehmen, dass auch diese wichti-
gen Ökosysteme in Zukunft stark beeinträchtigt und redu-
ziert werden. 

Sterben die Korallen, verschwinden auch viele Fische
Korallenrif fe bieten Millionen von Menschen Nahrung und 
Lebensunterhalt. Der Verlust der zahlreichen Ökosystem-
leistungen der Korallenrif fe wird insbesondere für ärmere 
Entwicklungsländer mit begrenzter Anpassungsfähigkeit 
schwerwiegende Folgen haben. Mehr als ein Viertel der 
Kleinfischer weltweit sind auf Korallenrif fe angewiesen. Es 
wird geschätzt, dass für mehr als 25 Prozent aller Fischar-
ten Korallenrif fe ein notwendiger Lebensraum sind. Tat-
sächlich sind bereits 50 Prozent aller Korallenrif fe abge-
storben oder in einem sehr schlechten Zustand. Die ver-
mehrten Brände im artenreichen Amazonasregenwald 
führten dieses Jahr (2019) zu einem gesellschaftlichen Auf-
schrei in vielen Ländern. Den wenigsten Menschen ist aber 
bewusst, dass die Korallenrif fe, welche ein ähnlich wichti-
ges Ökosystem darstellen, schon seit Jahren unter Wasser 
„brennen“ und bereits zu großen Teilen in Schutt und Asche 
liegen. 

Was Flora und Fauna der Meere in Zukunft aushalten 
müssen

Wie oben beschrieben, wird unser Ozean wärmer, säure-
haltiger und enthält weniger Sauerstoff. Dies hat bereits 
heutzutage weitreichende Konsequenzen für die marinen 
Meeresbewohner. Die zukünftige Entwicklung scheint sehr 
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besorgniserregend. Die Meeresorganismen müssen sich 
physiologisch den neuen Bedingungen anpassen oder ihr 
Verbreitungsgebiet ändern. Zum Beispiel indem sie kühle-
res Wasser aufsuchen – entweder in tieferen Wasser-
schichten oder in Richtung der Pole. In einigen Fällen wer-
den die neuen Bedingungen über die Anpassungsfähig-
keiten der Art hinausgehen. Die globale Erwärmung kann 
sogar dazu führen, dass in einigen Regionen ganze marine 
Nahrungsnetze zusammenbrechen. Besonders hart trif f t 
es die marinen Arten in den Tropen und an den Polen. Denn 
die Arten, die bereits an den Polen leben, können nicht in 
kälteres Wasser ausweichen, da sie bereits an den kühls-
ten Orten dieses Planeten leben. Ein ähnliches Problem 
existiert in den Tropen: dort wird es für die existierenden 
Arten zu warm. Es gibt aber keine Pflanzen oder Tiere, die 
an noch höhere Temperaturen gewöhnt sind und nachrü-
cken könnten. 

Einige Algen profitieren von der Klimakrise

Nicht alle Regionen oder Tier- und Pflanzenarten sind glei-
chermaßen von der Klimakrise betroffen. Einige Algenar-
ten werden zum Beispiel von der Erhöhung der anorgani-
schen Kohlenstoffkonzentration profitieren, da ihnen mehr 
CO2 als Dünger zur Verfügung steht. Den meisten Pflanzen 
werden die verstärkte Wasserschichtung und die Versaue-
rung stark zu schaffen machen, und die allgemeine Produk-
tivität der Ozeane nimmt ab. Bei den Tieren kann man die 
allgemeine Aussage treffen, dass der Sauerstoffbedarf mit 
steigenden Temperaturen ansteigt, während gleichzeitig 
der Sauerstoffgehalt des Wassers abnimmt. Eine mögliche 
Folge davon sind kleinere Lebewesen, deren reduzierte 
Körpergröße ihre relative Sauerstoffaufnahme erhöht. Ex-
perimente haben gezeigt, dass wärmeres und saureres 
Wasser die Fähigkeit der Fische stört, Nahrung zu finden 
und ihre symbiotische Beziehungen zu anderen Lebewe-
sen verhindert. 

Drei Millionen Tonnen weniger Fisch durch jedes 
Grad Klimaerwärmung  

Wissenschaftler prognostizieren, dass pro Grad Celsius 
Erwärmung das globale Fangpotenzial von Fisch und Mee-
resfrüchten um mehr als drei Millionen Tonnen sinken wird. 
Aber auch hier wird es große regionale Unterschiede ge-
ben. In höheren Breiten – wie bei uns in Nordeuropa – wird 
sogar eine Steigerung der Fischproduktion prognostiziert. 
Ob diese aber eintrit t und welche Arten davon profitieren 
werden, kann noch nicht abgesehen werden. Bisher stellt 
man vor allem negative Konsequenzen des Klimawandels 
auf traditionelle Fischarten wie den Kabeljau in der Nord-
see oder den Hering der westlichen Ostsee fest. Dabei be-
einflusst die Klimaerwärmung diese beiden Arten und ihre 
Bestände auf unterschiedliche Weise. Bei dem sogenann-
ten Rügen-Hering zum Beispiel führt das wärmere Wasser 
zu einem früheren Ablaichen und Schlupfen der Eier im 
Frühjahr, zu einem Zeitpunkt wo die Beute der jungen He-
ringe noch gar nicht herangewachsen ist. Zeitgleich führen 
die höheren Wassertemperaturen zu einem höheren Sau-
erstoffverbrauch der Heringseier in den Flachgewässern. 
Die Überlebenschancen der Jungtiere verringern sich, 
wenn sich im Küstengewässer sauerstoffarme Zonen bil-
den. 

Entwicklungsländer am stärksten betroffen 

Stärker als andere sind aber die Entwicklungsländer nahe 
dem Äquator von der Erwärmung betroffen. Für manche 
Länder wird beispielsweise bis 2050 eine Reduktion um 50 
Prozent der jährlichen Fangmengen erwartet. Über zwei 
Drit tel der Entwicklungsländer in Afrika, Asien, Ozeanien 
und Lateinamerika sind von ihrer heimischen Seefischerei 
als Proteinquelle abhängig. Einige der wichtigsten Fischar-
ten für die Ernährungssicherheit in Entwicklungsländern 
wie Sardellen und Sardinen sind besonders klimaabhän-

Ein zerstörtes Korallenriff, 
Tobago. 
 Foto: Philipp Kanstinger
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gig. Verschwinden diese aus Küstenregionen, mangelt es 
der Bevölkerung an einem wichtigen Grundnahrungsmit-
tel. Außerdem wandern größere Fische ihrer Nahrung hin-
terher, was Fischwanderungen entlang der Längengrade 
erwarten lässt. So wird sich beispielsweise der Thunfisch 
im Pazifik voraussichtlich weiter nach Osten bewegen.
Insgesamt kann niemand wirtschaftlich von wärmeren 
Meeren profitieren. Die projizierten Steigerungen der 
Fischfänge in den hohen Breitengraden beziehen sich auf 
Arten mit niedrigem Wert, während einige kleine Insel-
staaten und Entwicklungsländer im globalen Süden Ge-
fahr laufen, bis zu 70 Prozent ihrer Einnahmen zu verlieren, 
wenn ihre Fänge zurückgehen. Es wird geschätzt, dass die 
weltweiten Fischereieinnahmen bis 2050 um mehr als 35 
Prozent sinken könnten, als die globalen Fänge unter Sze-
narien mit hohen CO2-Emissionen, da die Zahl der hoch-
wertigen Fische abnimmt. 

Sofortige Reduzierung des CO2-Ausstoßes und 
nachhaltige Fischerei garantieren Nahrungssicherheit

Der Klimawandel stellt eine große Herausforderung für 
das Fischereimanagement dar, das die Verschiebung der 
Fischbestände, die Veränderung der Lebensräume und der 
kleineren Fische berücksichtigen muss. Die derzeitigen 
Managementziele müssen möglicherweise unter Berück-
sichtigung dieser Faktoren überarbeitet werden. Insbeson-
dere den Entwicklungsländern fehlen Informationen über 
die Reaktionen auf den Klimawandel und Anpassungsstra-
tegien.
Für 2050 wird eine Weltbevölkerung von fast zehn Milliar-
den Menschen prognostiziert. Wir benötigen demnach 
mehr Ressourcen als je zuvor. Mit konventionellem Fische-
reimanagement lässt sich dies nicht bewerkstelligen. Nur 
eine nachhaltige Bestandsbewirtschaftung, eine Verringe-
rung der Rückwürfe, eine verstärkte Nachfrage nach klei-
nen und schnell wachsenden Fischarten sowie ein Über-
gang zu nachhaltigen Aquakulturmethoden würden die 
Situation verbessern.
Wissenschaftler schätzen, dass sich durch ein weltweit 
nachhaltiges Fischereimanagement die Fischbiomasse um 
60 Prozent steigern ließe – allerdings nur dann, wenn die 
globale Erwärmung in Grenzen gehalten wird! Bleiben wir 
hingegen untätig im Fischereimanagement und beim Kli-
mawandel wird dies zu dramatischen Einbußen in der Pro-
duktivität der weltweiten Fischerei und damit zu Nahrungs-
notständen und Existenzbedrohungen von Millionen Men-
schen führen. Wenn wir den CO2-Ausstoß in naher Zukunft 
nicht dramatisch reduzieren, wird uns auch ein verbesser-

tes Fischereimanagement nicht helfen können. Wenn der 
CO2-Ausstoß so wie bisher unbegrenzt weitergeht, wird es 
zu einem Massensterben von Arten in den Ozeanen kom-
men, und viele marine Ökosysteme werden kollabieren. 

Ausblick: Mehr Forschung und integrierte Strategien 
sind nötig 

Wie und mit welcher Tragweite der Klimawandel die Oze-
ane bedroht, ist jedoch bei Weitem noch nicht genügend 
erforscht. Daher lässt sich heute noch nicht genau abse-
hen, was es zum Beispiel für das Gesamtökosystem bedeu-
tet, wenn bestimmte Arten verschwinden. Deshalb ist eine 
stärkere wissenschaftliche Zusammenarbeit auf allen Ebe-
nen dringend erforderlich. Und es bedarf integrierter An-
sätze, um unser Klima und Meeresökosystem zu schützen 
und nachhaltige Nutzungskonzepte zu entwickeln. Die 
wichtigste und dringendste Aufgabe aber besteht darin, 
den menschlichen CO2-Ausstoß in den kommenden Jahren 
drastisch zu reduzieren.

Dr. Philipp Kanstinger studierte Biologie mit dem Schwerpunkt 
Meeresbiologie an der Freien Universität Berlin und an der Uni-
versität Hamburg. Am Hamburger Institut für Hydrobiologie und 
Fischerei forschte er im Rahmen seiner Doktorarbeit über den Ein-
fluss des Klimawandels auf Heringe, Sprotten und Sardinen in der 
Nord- und Ostsee. Nach seiner Dissertation war er Mitinhaber 
der Firma datadiving, einer Ausgründung des Alfred-Wegener-
Institutes, die sich auf meeresbiologische Gutachten und Off-
shore-Forschungstaucheinsätze spezialisiert hat. Seit 2011 arbei-
tet er als Experte für Fischerei und Aquakultur für das WWF-Zen-
trum für Meeresschutz in Hamburg.
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WIE NACHHALTIG WERDEN DIE FISCHBESTÄNDE GENUTZT?

Meeresfisch auf dem Teller: 
Umweltfrevel oder ökologisch vorteilhaft?
Christopher Zimmermann, Nadine Kraft

Schreckensszenarien von leergefischten Ozeanen und 
Meeren mehren sich. Umweltschutzverbände und Fische-
reiverbände, Politik und Wissenschaft entwickeln je nach 
Daten und Faktenlage eigene Standpunkte und Forde-
rungen. Doch wie ist es um die Fischbestände wirklich 
bestellt? Sind sie massiv bedroht oder werden sie weit-
gehend nachhaltig genutzt? Christopher Zimmermann 
und Nadine Kraft erörtern sachlich und unaufgeregt den 
Zustand der Weltfischressourcen, schildern aber auch 
die Auswirkungen des Klimawandels und der Fischerei 
auf die Fischbestände. Gerade weil wilder Meeresfisch 
ein gesundes und wertvolles Nahrungsmittel ist, dessen 
Nutzung auch aus ökologischer Sicht und mit Blick auf 
die Welternährung enorme Vorteile hat, sind Anstren-
gungen für eine nachhaltige Bewirtschaftung allemal 
lohnenswert. Alternative Bewirtschaftungsansätze und 
ein ökologisch ausgerichtetes Fischereimanagement kön-
nen die Umweltauswirkungen der Fischerei merklich re-
duzieren. Und letztlich können die Verbraucher zu einem 
informierten Konsum beitragen. 

Worauf vertrauen, wenn es um die 
Weltfischressourcen geht?

Zum Meer und den Fischen darin hat fast jeder eine Mei-
nung: Umweltschutzverbände und andere Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) erklären den Großteil der 
Meeresfische zu aussterbenden Spezies. Fischereiver-
bände halten dagegen, dass sich die Natur noch immer zu 
helfen gewusst habe. Forschende sammeln Daten, die mal 
dem einen Politiker, mal der anderen Gruppierung Auf-
wind geben. Medienschaffende bemühen sich, aus all die-
sen Fakten, Ansichten und Behauptungen eine Wahrheit zu 
extrahieren – jüngst etwa „Die Zeit“ mit einem Dossier zum 
Lachs1. Doch zeigt insbesondere diese Aufarbeitung von 
politischen Verbindungen, vermeintlichen oder tatsächli-
chen wissenschaftlichen Erkenntnissen sowie wirtschafts-
getriebenem Interesse, dass es mit der Wahrheit so eine 
Sache ist und auch umfangreiche Recherche nicht zwangs-
läufig vor der Verbreitung von falschen Annahmen schützt. 
Worauf also vertrauen, wenn es um den Zustand der Mee-
resfische geht? Der Wissenschaft die Rolle der einzig 
glaubwürdigen Instanz zuzuschreiben, wäre ebenso ver-
messen, wie den Umweltschutzverbänden per se zuzu-
trauen, dass sie Artenschutz können. Fakt ist: Fisch, vor al-
lem Wildfisch, ist für die gesunde Ernährung des Menschen 
wichtig, für die Proteinversorgung einer wachsenden Welt-
bevölkerung sogar unersetzlich, und gegenüber an Land 
produziertem Protein auch ökologisch vorteilhaft. Für Stra-
tegien zur Adressierung des menschgemachten Klimawan-
dels wird Fisch eine entscheidende Rolle spielen. Schwer 

vorhersagbar ist, wie sich der Klimawandel auf die Fisch-
bestände in den Meeren und Ozeanen auswirken wird.

Klimawandel und Fischbestände

Verschiedene Elemente des Klimawandels wie Wasser-
spiegelanstieg, Versauerung und Temperaturerhöhung 
setzen schon heute Fische und Fischerei unter Druck.2 Der 
Meeresspiegelanstieg vergrößert zwar den Lebensraum 
der Fische, macht aber den Zugang zur Ressource durch 
die Zerstörung der Küsteninfrastruktur schwieriger. Die 
Versauerung hat Auswirkungen auf alle Kalkbildungspro-
zesse, also auch auf die Entwicklung schalenbildender 
Meeresorganismen, von denen viele Arten wichtige Nähr-
tiere der Fische sind. Durch die Erwärmung verändern 
Fischbestände ihre Verbreitungsgebiete, oft ohne dass die 
Fischerei ihnen folgen könnte. Auch direkte Effekte vor al-
lem auf die Jugendstadien von Fischen sind bekannt. So 
wurde jüngst für den Hering der westlichen Ostsee be-
schrieben, dass die steigende Temperatur die wesentliche 
Ursache für die seit Jahren nachlassende Nachwuchspro-
duktion dieses wichtigen Fischbestandes ist3: Die erwach-
senen Heringe wandern zeitiger im Frühjahr in die küsten-
nahen Laichgründe und legen entsprechend früher ihre 

Ein Fang kleiner Nordsee-
heringe auf einem Forschungs-
schiff. 
  Foto: Christopher Zimmermann/

Thünen-Institut
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Eier ab. Diese entwickeln sich im wärmeren Wasser schnel-
ler, und so treten hungrige Heringslarven im Mittel zehn bis 
zwölf Tage früher auf als noch vor 30 Jahren. Ihre Nahrung 
– Larven von Kleinkrebsen – entsteht aber wie zuvor erst, 
wenn die Sonne einen bestimmten Stand erreicht hat und 
einzellige Algen wachsen können. In der Summe verhun-
gern wahrscheinlich so viele Heringslarven durch diese 
Verschiebung der Phänologie, dass der Bestand nur noch 
halb so produktiv ist und damit auch nur noch halb so viel 
Ertrag liefern kann. Die von ihm abhängige Küstenfischerei 
ist damit schon jetzt ein Opfer des Klimawandels – nicht 
erst in einer fernen Zukunft, wenn Klimaziele nicht einge-
halten werden können.

Bedeutung des Wildfischs für Welternährung 
und Gesundheit 

Die Nutzung von Fisch hat viele ökologische Vorteile. Vor 
allem in Hinblick auf die Proteinversorgung der wachsen-
den Weltbevölkerung: Kein anderes Nutztier setzt Futter 
effizienter in für den Menschen verwertbare Nahrung um 
als Fische. Pro 1,2 Kilogramm eingesetzter Nahrung wird 
ein Kilogramm Körpermasse gebildet.4 Zum Vergleich: Bei 
Rindern beträgt die Konversionsrate 4,5 bis 8.5 Als wech-
selwarme Tiere können Fische einen höheren Anteil des 
Futters in Körperwachstum umsetzen, ähnlich wie das bei 
Insekten der Fall ist. Diese werden in unserem Kulturkreis 
allerdings noch nicht direkt für die menschliche Ernährung 
genutzt. 
Fische schneiden aber auch in Bezug auf den Ausstoß von 
Treibhausgasen sowie auf das Versauerungs- und das 
Überdüngungspotenzial viel besser als an Land lebende 
Nutztiere ab, in einigen Fällen sogar besser als Gemüse.6 
Will man nicht gänzlich auf tierisches Protein verzichten, 

führt also kein Weg an der intensiveren Nutzung von Fisch 
vorbei. In der Konsequenz all dieser Fakten ist der Verzehr 
von Fisch also aktiver Klimaschutz. 
Nicht zu vergessen sind die gesundheitlichen Vorteile von 
Wildfisch. Er ist reich an leicht verdaulichem Protein und – 
je nach Art – an Omega-3-Fettsäuren. Allerdings können 
Fische aus einigen Gebieten Schadstoffe, etwa Schwerme-
talle, anreichern, vor allem, wenn sie wie Haie, Thunfische 
und Schwertfische weit oben in der Nahrungskette stehen, 
und/oder wenn sie einen hohen Fettgehalt aufweisen. 
Dennoch raten Ernährungsgesellschaften dazu, mindes-
tens einmal pro Woche (fetten) Meeresfisch zu essen7 – 
auch während der Schwangerschaft: Der Verzicht auf 
Meeresfisch habe für die fötale Entwicklung mehr Nach-
teile als die mögliche Kontamination mit Umweltgiften.8

Alternative Aquakultur?

Der weltweite Fischkonsum wird zunehmend aus gezüchte-
ten Fischen gedeckt. Dabei lässt sich die sogenannte 
Aquakultur, die in geschlossenen Anlagen an Land, in Tei-
chen oder in offenen Netzkäfigen im Meer statt findet, 
durchaus mit anderen Tiermastanlagen vergleichen: Eine 
große Anzahl Tiere wird auf kleinstem Raum gehalten, 
Krankheiten können sich ausbreiten, die Umwelt leidet un-
ter Kot und Futtermitteln. Die Probleme sind jedoch lösbar. 
Seit jeder einzelne Fisch geimpft wird, finden sich bei-
spielsweise in norwegischem Zuchtlachs erheblich weni-
ger Antibiotika9 als in Geflügel oder Kälbern. Das Verfah-
ren ist automatisiert, aber aufwändig. Dennoch lohnt es 
sich für die Industrie: Antibiotika sind teuer, und Konsumen-
ten sind zunehmend kritisch gegenüber Medikamenten-
rückständen in Lebensmitteln. 
Die steigende Aquakulturproduktion hat weitere Nach-
teile, unter anderem kann sie zur Überfischung beitragen. 
Denn die wichtigsten bei uns verzehrten Fische aus Aqua-
kultur sind Raubfische wie Lachse und Saiblinge. Ihr Futter 
stammt häufig aus Wildfängen, wenn auch teilweise aus 
Beständen, die kaum direkt für den menschlichen Konsum 
geeignet sind. In den vergangenen Jahren konnte jedoch 
der Anteil an tierischem Protein im Fischfutter immer weiter 
gesenkt werden, in Einzelfällen sogar auf null.
Was bleibt, ist die Tatsache, dass Aquakulturfische in Ge-
fangenschaft leben. Wildfische hingegen leben bis zu 
dem Moment, in dem sie dem Fischer ins Netz gehen, ein 
vollständig natürliches Leben – ganz so, wie es Rehe und 
Wildschweine tun. Sie haben „Bio“-Qualität, ohne dass sie 
als solche gekennzeichnet werden dürfen. Ihr Konsum hat 
also auch klare ethische Vorteile.

Zustand der Weltfischressourcen und MSY

Aber wie kann einerseits der weltweite Fischkonsum geför-
dert werden, wenn doch andererseits Schreckensszena-
rien vom leergefischten Meer die Runde machen? Auskunft 
darüber gibt die einzige seriöse Quelle für den Zustand 
der Weltfischbestände, der sogenannte SOFIA-Report der 
Welternährungsorganisation FAO10. Nach dem jüngsten 
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Report von 201811 (Daten von 2015) befinden sich von den 
rund 450 Beständen, über die wir ausreichende Daten ha-
ben, 33 Prozent im roten Bereich, das heißt, sie sind über-
fischt, kollabiert oder sich erholend. Nur sieben Prozent 
der Bestände haben noch Entwicklungsmöglichkeiten, 
könnten also bei intensiverer Fischerei einen höheren Er-
trag liefern (underfished). Und weitere 60 Prozent sind ma-
ximal genutzt (fully sustainably fished). In der öffentlichen 
Darstellung, vor allem durch Umweltverbände, werden 
diese 60 Prozent häufig dem roten Bereich zugeschlagen. 
Die grif fige Schlussfolgerung lautet dann: „Mehr als 90 
Prozent der Weltfischbestände sind überfischt oder bis ans 
Limit genutzt“. Die maximale Nutzung ist jedoch weder 
schlecht noch gefährlich. Die Beurteilung der FAO bezieht 
sich auf den maximalen nachhaltigen Dauerertrag (MSY),12 
ein Bewirtschaftungskonzept für marine Fischbestände. 
Darin wird anerkannt, dass Meeresfisch ein wertvolles 
Nahrungsmittel für den Menschen ist, das der gesamten 
Menschheit gehört und so genutzt werden sollte, dass 
möglichst viel davon zur Verfügung steht. Die Optimierung 
erfordert jedoch gesunde Fischbestände in einem gesun-
den Meeresökosystem. Bis 2020 sollten deshalb möglichst 
alle Bestände in diesem „optimalen“ Zustand, also nach-
haltig13 und „maximal genutzt“ sein. Auch wenn dieses Ziel 
kaum mehr erreichbar ist: Wenn es nach der FAO und der 
Fischereibiologie geht, ist „maximal genutzt“ der wün-
schenswerte Zustand. 
Für Europas Meeresgebiete ergibt sich ein ähnliches Bild: 
Während 2007 nur ein gutes Viertel der Bestände nach 
MSY und damit nachhaltig bewirtschaftet wurde, waren es 
2016 bereits fast 60 Prozent.14 In der Ostsee bereiten den 
Fischereibiologen aktuell (2019) von 14 kommerziell ge-
nutzten Fischbeständen nur drei Sorgen. Darunter sind 
ausgerechnet die beiden für die deutsche Küstenfischerei 
wichtigsten Bestände – Hering der westlichen Ostsee und 
Dorsch der östlichen Ostsee – sowie der zweite Dorschbe-
stand in der westlichen Ostsee. Für den westlichen He-
rings- und den östlichen Dorschbestand sind die Aussich-
ten auch mittelfristig schlecht. Ihnen macht die Änderung 
der Umweltbedingungen durch den Klimawandel zu schaf-
fen, und die Produktivität wird dauerhaft reduziert bleiben. 
Für alle anderen Bestände ist dagegen eine Erholung auch 
kurzfristig möglich. Seit der letzten Reform der gemeinsa-
men Fischereipolitik der EU 2013 sind das MSY-Bewirt-
schaftungsziel und der Zeitrahmen, in dem es erreicht wer-
den soll, festgeschrieben – und die Maßnahmen zeigen 
Wirkung, wie der Anteil der nach MSY bewirtschafteten 
Fischbeständen eindrucksvoll belegt.
Ein Manko haben die Daten der FAO jedoch: Sie machen 
nicht sichtbar, dass unter den Beständen im roten Bereich 
überdurchschnittlich viele große Raubfische wie Thunfisch, 
Schwertfisch und Kabeljau sind. Entwicklungsmöglichkei-
ten haben hingegen vor allem solche Arten, die für den 
menschlichen Konsum kaum direkt geeignet sind. Dazu 
zählen Sprotten, Sandaale und Sardellen, die über den 
Umweg Fischmehlproduktion und Lachsfarmen den Weg 
auf unsere Teller finden. 
Den größten Teil der Anlandungen machen allerdings 
Massenfischarten wie Hering, Seelachs und Kabeljau aus. 
Ihr Fang wird wenig lukrativ, lange bevor kritische Be-
standsgrößen erreicht sind. Wenn also die Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler von „kollabierten Bestän-
den“ sprechen, meinen sie, dass sich diese unter Umstän-
den für viele Jahre nicht mehr ökonomisch nutzen lassen. 

Wie lange die Erholung dauert, lässt sich noch nicht vor-
hersagen – der Zustand kann sich sehr schnell ändern. 
Schon deshalb sollten Fischbestände jährlich begutachtet 
werden. Die ertragreichsten Bestände der Welt sind übri-
gens ganz überwiegend in gutem Zustand: Die globale 
Fischwirtschaft hat ein großes wirtschaftliches Interesse, 
nicht alle paar Jahre eine neue Quelle für teuren Fisch su-
chen zu müssen. 
Es gibt nur eine Handvoll rein mariner Arten, die tatsäch-
lich durch menschliches Handeln vom Aussterben bedroht 
sind: Einige Seepferdchenpopulationen in Südostasien 
zum Beispiel, die nur von Schnorchlern ohne Hilfsmittel und 
nicht von großen Fabrikschiffen gefangen werden. 
In Europa ist der Europäische Aal akut bedroht. Er gehört 
zu den diadromen Fischarten, die einen Teil ihres Lebens im 
Süßwasser verbringen. Neben dem erheblichen wirt-
schaftlichen Interesse macht dem Aal sein unfassbar kom-
plexer Lebenszyklus das Leben schwer: Er wird als Larve 
aus der subtropischen Sargassosee an die europäischen 
Küsten transportiert und steigt als Glasaal in die Flüsse 
auf. Im Süßwasser nach Jahren geschlechtsreif geworden, 
beginnt er den langen Rückweg ins Meer und stellt dort die 
Nahrungsaufnahme ein. In der tausende Kilometer ent-
fernten Sargassosee muss er in einer bestimmten Mond-
phase ankommen, damit er sich ein einziges Mal im Leben 
paaren kann und der Zyklus von neuem beginnen kann. 
Auf seiner Wanderung ist der Aal weiteren Gefahren aus-
gesetzt, vor allem im Süßgewässer: etwa den Turbinen von 
Wasserkraftwerken, hormonaktiven Substanzen, die zu ei-
ner veränderten Fetteinlagerung oder verzögerten Reifung 
führen oder Schwimmblasenparasiten. Diese Faktoren 
spielen eine weitaus größere Rolle für die Gesamtsterblich-
keit als die Fischerei. Das Aufkommen von Glasaalen in eu-
ropäischen Flussmündungen ist in den vergangenen 50 
Jahren um mehr als 90 Prozent zurückgegangen. Der Euro-
päische Aal steht inzwischen auf Anhang II der CITES-Lis-
te.15 Handel und Export sind damit stark reguliert. Dennoch 
werden nach wie vor viele Glasaale für den direkten Kon-
sum, für den Besatz von Mästereien oder für den Wieder-
besatz (restocking16) gefangen. Jeder Aal aus Aquakultur 
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stammt also aus Wildfang, weil sich Aale in Gefangen-
schaft nicht reproduzieren. Auch wenn die Fischerei nicht 
der Hauptverursacher der wirklich prekären Situation ist – 
die durch sie verursachte Sterblichkeit ist die einzige, die 
sofort abgestellt werden kann. 
Dennoch schlugen sämtliche Anstrengungen, die Fischart 
in ihrem Bestand zu schützen, bisher fehl. In der Fischerei ist 
das wirtschaftliche Interesse einfach zu groß. In der Politik 
scheint der Glaube an den Ernst der Situation zu fehlen, 
auch, weil sich zu häufig angeblich vom Aussterben be-
drohte Arten erholt haben. Wer zu oft hört: „Der Wolf 
kommt“, reagiert nicht mehr, wenn er wirklich kommt.

Umweltauswirkungen der Fischerei

Zwar gefährdet die intensive Befischung fast keine Be-
stände in der Existenz. Sie kann aber dennoch erhebliche 
Auswirkungen auf das Meeresökosystem haben. Und wie 
fast immer, wenn es um das Meer geht, werden diese Ein-
flüsse als negativ wahrgenommen. Der Lebensraum Meer 
fasziniert uns Menschen, und die Achtsamkeit gegenüber 
selbigem ist zum Sinnbild unseres Umganges mit dem Pla-
neten insgesamt geworden.
Besonders heikel sind unerwünschte Beifänge, also Fische, 
Vögel, Meeressäuger oder marine Reptilien, die unbeab-
sichtigt ins Netz gehen und darin umkommen. In einigen 
Fällen haben Bestände der höheren Wirbeltiere dadurch 
so kritische Größen erreicht, dass selbst der Fang einzelner 
Tiere die Bestandserholung beeinträchtigen kann. Ein be-
kanntes Beispiel ist die kleine Schweinswalpopulation in 
der östlichen Ostsee, deren Mitglieder noch immer in Stell-
netzen ertrinken. In solchen Fällen ist die Gesellschaft ge-
fragt, die Interessen gegeneinander abzuwägen: Hier das 
Überleben einer Population gegen die Belange der Fische-
rei und der Konsumenten. Wie so oft können intelligente 
technische Lösungen den Konflikt mindestens mildern. In 
der westlichen Ostsee werden inzwischen PALs eingesetzt, 
eine Art Pinger, d.h. akustische Signalgeber, die mit artei-
genen Lauten Schweinswale vor den für ihr Echolokations-

system unsichtbaren Stellnetzen warnen. In der östlichen 
Ostsee, deren Schweinswalpopulation einen anderen Di-
alekt „spricht“, sind diese Geräte jedoch nicht einsetzbar. 
Eine Lösung könnte sein, die Stellnetze für die Echoortung 
sichtbarer zu machen. Derzeit werden Netze getestet, in 
die kleine, durch Modellierung systematisch optimierte Ac-
rylglasperlen eingeflochten sind. Diese reflektieren das 
Schallsignal der Zahnwale und halten die Tiere von den 
Netzen fern. Die Fängigkeit der Netze für Fische wird da-
bei nicht beeinträchtigt. Derartige technische Entwicklun-
gen sind leicht zu implementieren, ihre Möglichkeiten noch 
lange nicht ausgereizt. 
Ein anderes Beispiel sind Fanggeräte, die die Auswirkun-
gen auf den Meeresboden reduzieren, indem elektrische 
Impulse für das Aufscheuchen von Platt fischen oder Nord-
seegarnelen eingesetzt werden statt schwerer Scheuch-
ketten, wie sie bei sogenannten Baumkurren verwendet 
werden. Die Fischer sparen zudem Treibstoff. Der Einsatz 
dieser Geräte könnte aber andere unerwünschte Effekte 
haben, weshalb das Europaparlament nach einer Kampa-
gne von Umweltverbänden den Einsatz von Strom in der 
Fischerei verboten hat. Die Fangmethode Baumkurre mit 
viel größerem Einfluss auf das Ökosystem bleibt dagegen 
erlaubt. Am Ende wird ein gesellschaftlicher Konsens be-
nötigt, welche Umweltauswirkungen noch akzeptabel 
sind. Dafür bedarf es einer unvoreingenommenen Analyse, 
gesondert für jede Zielfischart und für jedes Gebiet, ökolo-
gisch, ökonomisch und sozial. Pauschale Lösungen wie 
etwa die Ablehnung von Grundschleppnetzen oder die 
Verdammung großer Fahrzeuge als „Monstertrawler“ er-
scheinen schlüssig, verbauen jedoch den Weg für kreative 
Lösungsansätze.
Die meisten Auswirkungen auf das Ökosystem dürften bei 
nachlassendem Fischereidruck verschwinden: Überfischte 
Bestände können sich schnell erholen, und selbst ein durch 
Grundschleppnetze beeinträchtigtes Habitat am Meeres-
boden wächst nach. Einige Auswirkungen jedoch sind irre-
versibel, führen also zu einer dauerhaften Veränderung. 
Vor der amerikanischen Ostküste führte der Zusammen-
bruch der Kabeljaubestände Anfang der 1990er Jahre zu 
einer Ausbreitung der schneller reproduzierenden Garne-
len. Dem Aufschrei unter den Fischern folgte bald stille Zu-
stimmung: Mit den Garnelen verdienen die Fischer deutlich 
mehr Geld als zuvor mit Kabeljau, wenn auch mit weniger 
Beschäftigten. Und die Kabeljau-Beifänge in der Garne-
lenfischerei, die mit engmaschigen Netzen durchgeführt 
wird, stabilisieren den Zustand zusätzlich.
Ein solcher Einfluss der Fischerei ist auch andersherum be-
schrieben: Durch Übernutzung der Fischbestände an der 
Basis des Nahrungsnetzes, also die exzessive Befischung 
kleiner Schwarmfische, kann es ebenfalls zu gravierenden 
Änderungen im Ökosystem kommen (cascading effects17).

Die Rolle des Fischereimanagements

Nun sind Ökosysteme nie stabil, auch natürliche Fischbe-
stände wachsen und schrumpfen, und das völlig ohne 
menschliches Zutun. Menschliche Umweltauswirkungen 
vollständig abzustellen, ist zudem utopisch. Das Handeln 

Ein Fang kleiner Nordsee-
heringe auf einem Forschungs-
schiff. 
  Foto: Christopher Zimmermann/

Thünen-Institut
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so zu steuern, dass diese Auswirkungen so weit wie mög-
lich reduziert werden, ist hingegen ein realistischer An-
satz. In der Fischerei haben sich Fangbeschränkungen in 
Form von Höchstfangmengen – auch Quoten genannt – 
oder als Begrenzung des Fischereiaufwandes (Seetage, 
Maschinenleistung) bewährt. Unterstützt werden solche 
Beschränkungen durch technische Vorschriften etwa zur 
Gestaltung der Fanggeräte oder durch die Schließung von 
Gebieten oder Zeiträumen, in denen nicht gefischt werden 
darf. Idealerweise schafft das Fischereimanagement die 
richtigen Anreize, damit Fischer sich zum eigenen Vorteil 
an die Regeln halten.
Ein erfolgreiches Fischereimanagement sorgt jedoch zu-
nächst dafür, dass immer ausreichend Elterntiere18 vorhan-
den sind, um der statistischen Wahrscheinlichkeit eines 
Jahrgangsausfalls vorzubeugen. Und zwar auch bei un-
vorteilhaften Umweltbedingungen, auf die das Manage-
ment keinen direkten Einfluss hat, die durch den Klimawan-
del aber häufiger auftreten. In der Ostsee spielen Umwelt-
bedingungen schon länger die entscheidende Rolle: Hier 
sind Salz- und Sauerstoffgehalt begrenzende Faktoren. 
Die Bewirtschaftung muss umso vorsichtiger erfolgen, je 
variabler die Umweltbedingungen sind und je größer ihr 
Einfluss auf die Entwicklung der Bestände ist. Zudem darf 
entsprechend dem Vorsorgeansatz19 nur dann bis an die 
Grenzen der Bewirtschaftungsziele gefischt werden, wenn 
ausreichend wissenschaftliche Informationen vorhanden 
sind.
Fischbestände werden produktiver, sie wachsen also bes-
ser, wenn man sie befischt. Die maximale Überschusspro-
duktion wird bei ungefähr 30 bis 35 Prozent der ursprüngli-
chen, unbefischten Populationsgröße erreicht. Dieser Wert 
ist daher die Zielgröße des MSY-Managements. Bei der 
Hälfte des MSY-Referenzwerts wird die Bestandsgröße kri-
tisch, d.h. die statistische Wahrscheinlichkeit schwacher 
Nachwuchsjahrgänge steigt (Limit-Referenzpunkt). Gibt es 
viele andere Nutzer der Ressource Fisch, etwa Seevögel, 
und hat der Bestand eine Schlüsselstellung im Nahrungs-
netz, wie das für viele kleine Schwarmfische gilt, muss die 
Reduzierung der ursprünglichen Biomasse vorsichtiger er-
folgen. Eine Reduzierung auf 70 Prozent der Ausgangsbio-
masse ist dann ein besseres Bewirtschaftungsziel.20

Herausforderungen an das Fischereimanagement

Die Bestimmung von Referenzpunkten ist schon komplex, 
wenn man nur einzelne Arten isoliert betrachtet, wie das 
derzeit geschieht. Noch komplizierter wird es, wenn meh-
rere, miteinander interagierende Arten gemeinsam opti-
mal genutzt werden sollen. Die Modelle für diesen Ansatz 
stehen inzwischen zur Verfügung, aber in vielen Fällen gibt 
es keine optimale biologische Lösung. Denn bislang ist 
noch nicht einmal geklärt, was genau das Ziel der Opti-
mierung ist: Sind es die Erträge aus der Fischerei, ausge-
drückt in Anlandeerlös, Fanggewicht oder Protein, wie sie 
die reichen Nordeuropäer bevorzugen? Oder sind es die 
Beschäftigtenzahlen, die für die Südeuropäer mit hoher Ju-
gendarbeitslosigkeit im Vordergrund stehen? Es sind auch 
völlig andere Bewirtschaftungsziele denkbar, etwa die 
Stabilität der Fangmengen, wie sie vor allem für die stand-
orttreue Kleinfischerei wichtig ist. Die lässt sich bei natür-
lich schwankenden Bestandsgrößen allerdings nur mit 
langfristig geringeren Fangmengen erkaufen.

Oder die in einigen Regionen ökonomisch bedeutsame, 
aber weitgehend unregulierte Freizeit fischerei: Sie wird 
erst neuerdings im Management berücksichtigt, etwa beim 
Dorsch der westlichen Ostsee. Dabei bringen Angelnde 
mittlerweile beinahe die Hälfte der gefangenen Dorsch-
menge an Land und haben damit einen erheblichen Ein-
fluss auf den Bestandszustand.
Selbst wenn es uns gelänge, ein Ökosystem so einzustel-
len, dass man es auf solche Vorgaben optimieren könnte: 
Die Interessen in Fischerei und Gesellschaft sind so unter-
schiedlich, dass es fast unmöglich ist, sich auf ein Ziel zu 
einigen. Die Fangquoten werden beispielsweise nach his-
torischen Anlandemengen verteilt. Dem einen Fischer fehlt 
so immer gerade die Quote, die ein anderer zur Verfügung 
hat. Viele Fischereien sind zudem gemischt, d.h. dem Fi-
scher gehen unvermeidlich mehrere Arten gleichzeitig ins 
Netz. Einige davon sind wertvoll und erwünscht, andere 
dagegen vermeintlich oder tatsächlich für den Fischer 
wertlos. Lange gingen sie als Rückwurf (discard) wieder 
über Bord, meist tot oder sterbend. Seit 2019 ist das in Eu-
ropa im Prinzip überall verboten, kommt aber dennoch 
weiter vor. Das 2013 in EU-Gewässern schrit tweise einge-
führte Rückwurfverbot hat bislang jedoch nicht funktio-
niert, weil der Wille zur Durchsetzung fehlt. Denn ohne 
Kontrolle und Sanktionen werden auch richtige Anreize 
nicht wirken. Fischerei und Politik lehnen moderne Ansätze, 
die Fischerei transparenter zu machen, bislang jedoch ab. 
Dabei bietet die Digitalisierung durch den Einsatz etwa 
des elektronischen Monitorings inklusive Kamerasystemen 
oder spezieller Smartphone-Apps zur Bestimmung der Po-
sition der Netze völlig neue Möglichkeiten. Gleichzeitig 
würde die Datenbasis verbessert, was unmittelbar der Fi-
scherei zugutekäme. Denn mit besseren Daten ließen sich 
maßgeschneiderte Lösungen für die Vermeidung von Bei-
fängen entwickeln, ohne dass die Fischerei aus großen 
Gebieten ausgeschlossen werden müsste. 
In jedem Fall braucht ein vernünftiges Fischereimanage-
ment einen langen Atem. Die Bewirtschaftungsregeln soll-
ten unabhängig von der Festsetzung der Fangmengen für 
das nächste Jahr erfolgen. Die Versuchung für die Politik ist 
sonst zu groß, kurzfristige Vorteile wie hohe Quoten im 
nächsten Jahr in den Vordergrund zu stellen. Langfristige 
Bewirtschaftungspläne haben sich hingegen bewährt, wie 
die positive Entwicklung der meisten europäischen Fisch-
bestände zeigt. Noch besser funktioniert das Manage-
ment, wenn konsequent die richtigen Anreize geschaffen 
werden. Darüber, wie diese Anreize aussehen müssten, be-
steht aber noch keine Einigkeit. 

Alternative Bewirtschaftungsansätze 

Vermeintlich noch stärkere Anreize werden geschaffen, 
wenn die Nutzungsrechte für die der Gesellschaft gehö-
renden Ressource in den Besitz der Fischerei übergehen 
und diese handelbar werden. Island ist diesen Weg ge-
gangen. Die Bedingungen waren ideal, weil die soziale 
Kontrolle in dem bevölkerungsarmen Staat hoch und die 
Fischerei sehr transparent ist. Dennoch führte die Privati-
sierung in kurzer Zeit zur Überkapitalisierung und Konzen-
tration der Fangrechte in der Hand weniger. Die West-
fjorde, vormals fast ausschließlich von der kleinen Küsten-
fischerei geprägt, sind inzwischen weitgehend entvölkert. 
Eine Universallösung ist dieser Ansatz daher nicht, schon 
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gar nicht in Regionen wie der Nordsee, in der verschie-
denste Flotten mit unterschiedlichen nationalen Interessen 
verschiedene Lebensstadien von Nutzfischen befischen. 
Oder in der Ostsee, in der die Küstenfischerei über den 
Wert der Anlandung hinaus erhebliche Bedeutung für die 
Förderung des Tourismus hat und daher erhalten bleiben 
sollte. Viele europäische Regierungen, darunter die deut-
sche, haben sich deshalb gegen handelbare Rechte in der 
Fischerei entschieden.
Ein Ansatz für die nachhaltige Nutzung der Meere, den 
Umweltverbände propagieren, sind großräumige, fische-
reifreie Schutzgebiete (marine protected areas, MPAs). Der 
Nutzen für die Biodiversität von Meeresgebieten, insbe-
sondere in sensiblen Habitaten, ist unbestrit ten. Aber um 
als Managementinstrument zu taugen, müssten durch die 
Schutzzonen die Erträge im Gesamtgebiet gesteigert oder 
wenigstens stabilisiert werden. Das konnte bisher nicht 
nachgewiesen werden, unter anderem, weil an den Gren-
zen der MPAs nun intensiver gefischt wird. Bei den weni-
gen positiven Beispielen wurde gleichzeitig der Fischerei-
aufwand proportional reduziert. Dies hätte aber auch 
ohne Gebietsschließung eine vergleichbar positive Wir-
kung auf die Fischbestände gehabt. Global betrachtet 
muss man davon ausgehen, dass Schutzzonen vor der 
Haustür zur Verlagerung der Fischerei in schlechter bewirt-
schaftete Gebiete führen, denn der Bedarf an Meeresfisch 
bleibt hoch.
Bewährt hat sich hingegen die Beteiligung von Verbrau-
chern und Handel am Versuch, Fischerei nachhaltiger zu 
gestalten. Durch den Kauf von Produkten aus vorbildlichen 
Fischereien werden Anreize für eine Transformation der Fi-
scherei geschaffen. Die Fischführer der Umweltverbände 

gehen diesen Weg, haben aber den Nachteil, dass sie 
stark pauschalisieren müssen, um für den Konsumenten 
überhaupt nutzbar zu sein. Hinderlich sind zudem der per-
manente Aktualisierungsbedarf und die jeweilige vertre-
tene Ideologie. So listet Greenpeace jedes Produkt, das 
aus Grundschleppnetzfischereien kommt, rot, obwohl der 
Bestand in hervorragendem Zustand und die Umweltaus-
wirkungen akzeptabel sein können. Einen verlässlicheren 
Ansatz beschreitet die Nachhaltigkeitszertifizierung, wie 
sie der Marine Stewardship Council (MSC) seit mehr als 20 
Jahren erfolgreich betreibt: Hier lässt sich eine Fischerei 
freiwillig gegen einen wissenschaftsbasierten Nachhal-
tigkeitsstandard bewerten und wird bei Er füllung von Min-
destkriterien (die auf die FAO zurückgehen) zertifiziert. Der 
Durchbruch gelang, als sich immer größere Teile des Han-
dels verpflichteten, nur noch zertifizierte Ware zu verkau-
fen – auch auf Druck der Umweltverbände.

Fazit

Die Nutzung mariner lebender Ressourcen eignet sich als 
Thema, um in der Bevölkerung ein Bewusstsein für die Ba-
lance zwischen Schutz und Nutzung der Umwelt zu erzeu-
gen. Gerade weil uns der Lebensraum Meer so viel weni-
ger vertraut ist als das Land, wo wir uns an die Verände-
rung durch den Menschen schon längst gewöhnt haben. 
Umweltverbände, Handel und Industrie haben das er-

Strandfischer auf dem Weg 
zur Fangfahrt vor Binz/Rügen. 
  Foto: Christopher Zimmermann/ 

Thünen-Institut
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kannt und den Meeresfisch zum Symbol für nachhaltige 
Nutzung gemacht. Übertreibung ist dabei ein probates 
Mittel, die Konsumenten zu aktivieren. Sie birgt aber die 
Gefahr, dass sich der Verbraucher frustriert abwendet und 
dass pauschale Lösungen proagiert werden, nur weil sie 
einfacher kommunizierbar sind. Die politikberatende Wis-
senschaft sollte sich vor diesen Übertreibungen hüten, weil 
sie sonst unglaubwürdig wird.21 Tatsächlich ist der Zustand 
der Weltfischressourcen viel besser als landläufig ange-
nommen. 

Wilder Meeresfisch ist ein gesundes, wertvolles Nah-
rungsmittel, dessen Nutzung auch aus ökologischer Sicht 
und mit Hinblick auf die Welternährung unbestreitbare 
Vorteile hat. Lösungen, die die Auswirkungen des Klima-
wandels begrenzen sollen, müssen Fisch als Quelle für tie-
risches Protein berücksichtigen. Die Anstrengungen für 
eine nachhaltige Bewirtschaftung und die fortwährende 
Reduzierung der Umweltauswirkungen der Fischerei loh-
nen sich – und auch der Verbraucher kann durch informier-
ten Konsum beitragen. 
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FISCHE IN AQUAKULTUREN

Sind Aquakulturen eine Alternative? 
Albert Schweitzer Stiftung für unsere Umwelt

Aquakultur bezeichnet die Haltung bzw. Nach- und Auf-
zucht von im Wasser lebenden Organismen wie Fischen, 
Muscheln, Krebsen und Algen. Produktionssteigerungen 
in der Aquakultur sollen eine wachsende Weltbevölke-
rung angesichts stagnierender Fangzahlen in der Fische-
rei und überfischter Bestände konstant mit Fisch versor-
gen. Weil Fisch als hochwertiges Lebensmittel einen 
wichtigen Baustein der Welternährung darstellt, ist es 
naheliegend, eine planmäßige Fischproduktion ins Auge 
zu fassen. Aquakultur hat Vor- und Nachteile: Sie stillt 
den Welthunger nach Proteinen und kann tier- und um-
weltfreundlich sein. Es gibt allerdings auch kritische As-
pekte: Aquakulturen werden häufig mit Massentierhal-
tung gleichgesetzt. Schlechte Wasserqualität stresst die 
Tiere, die sich nicht artgerecht bewegen können. Sie 
werden hochgezüchtet und überleben nur mit Antibio-
tika. Die Abwässer der Aquakulturen überdüngen Flüsse 
und Buchten. Deshalb ist es unerlässlich – so die Albert 
Schweitzer Stiftung – ökologische Standards zu de-
finieren. 

Vorbemerkung

Fische genießen bei den meisten Menschen weniger Mit-
gefühl als Säugetiere oder Vögel. Sie erscheinen uns 
fremdartig. Sie leben unter Wasser in einem dem Men-
schen lebensfeindlichen Raum, sind anders als Säugetiere 
wechselwarm, ihr Gesichtsausdruck zeigt keine Mimik und 
sie gelten gemeinhin als empfindungslos. Doch dieser Ein-
druck täuscht. Wissenschaftlich betrachtet stehen Fische 
den landlebenden Wirbeltieren in vielen Aspekten nicht 
nach. Sie können lernen, sie merken sich schmerzhafte Er-
lebnisse und versuchen diese zu meiden, und sie entwi-
ckeln am Erfolg orientierte unterschiedliche Strategien, um 
an Futter zu gelangen. Ihr Sozialverhalten ist komplex, und 
sie empfinden ebenso Unwohlsein und Schmerz, Angst 
und Stress wie andere, vom Menschen als „höher“ angese-
hene Lebewesen. Das alles sind hinreichende Gründe, ihre 
Lebensbedingungen in den verschiedenen Formen der 
Fischzucht („Aquakultur“) kritisch zu hinterfragen.

Aquakultur – was ist das?

Der Begriff „Aquakultur“ umfasst alle Formen der kontrol-
lierten Aufzucht wasserlebender Organismen über ihre 
natürlichen ökologischen Kapazitäten hinaus – in klarer 
Abgrenzung zur Fangfischerei. Nach Definition der Food 
and Agriculture Organization (FAO) der Vereinten Nationen 
versteht man unter „Aufzucht betreiben“, dass in den 
Wachstumsprozess einer Art durch Maßnahmen wie Be-
satz, Fütterung oder Prädatorenvergrämung mit dem Ziel 
der Produktionssteigerung eingegriffen wird. Zur Aquakul-
tur zählen zum Beispiel Forellenproduktion, Lachszucht in 

Netzgehegen, Karpfenteichwirtschaft, Flusskrebsproduk-
tion in Teichen, Austernproduktion auf Tischkulturen, Kreis-
laufaquakultur oder Algenproduktion. 
Die Vorgehensweise in der Aquakultur von Fischen ist je 
nach Region, Kultur und technischem Aufwand sehr unter-
schiedlich. Aquakulturen gibt es als einfache wasserge-
füllte Gruben im Boden, künstlich angelegte Teiche, was-
serdurchströmte Becken, Netzgehege in natürlichen Ge-
wässern bis hin zu hoch technisierten Teilkreislauf- oder 
Kreislaufanlagen. Generell lässt sich beobachten: Je grö-
ßer die notwendige Investition und der technische Auf-
wand zum Betrieb einer Aquakulturanlage sind, umso grö-
ßer ist auch der wirtschaftliche Druck, sie möglichst er-
tragsintensiv zu betreiben. Und je ertragsintensiver eine 
Tierhaltung betrieben wird, desto eher werden der Schutz 
und das Wohlbefinden der gehaltenen Tiere dem Streben 
nach möglichst hohen Erträgen untergeordnet. Dieses all-
gemeingültige Prinzip der industriellen Intensivtierhaltung 
lässt sich auch in der Ausweitung der Aquakultur von Fi-
schen und Meerestieren weltweit wiederfinden.

Netz-Becken im offenen Meer in Kroatien. In diesem Netz-
Becken werden Meerbrassen und Wolfsbarsche gezüchtet. 
Als tierschutzgerecht kann Aquakultur nur dann angesehen 
werden, wenn in ihr Leiden und Schäden wirksam vermieden 
werden, die aufgrund von kritischen Veränderungen der 
Wasserqualität oder durch die Besatzdichte auftreten kön-
nen.  picture alliance/dpa
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Aquakultur gewinnt an Bedeutung

Weltweit werden immer mehr Fische auf kommerziellen 
Fischfarmen („Aquakulturen“) in Teichen, Zuchtbecken und 
Netzgehegen gezüchtet. Darunter fallen Süßwasserfische 
wie Karpfen, Forellen, Buntbarsche (Tilapia) oder Welse 
(Pangasius, Clarias) sowie Meeresfische wie Lachs, Do-
rade, Wolfsbarsch oder Thunfisch. Die Erzeugung von 
Nahrung tierischen Ursprungs in Aquakultur wächst mitt-
lerweile schneller als die industrielle Intensivtierhaltung 
von Landtieren. Alleine in den Jahren 2011 bis 2016 stieg 
die Menge der weltweit in Aquakultur gezüchteten Fische, 
Krebs- und Weichtiere von 61,8 Millionen Tonnen um 30 
Prozent auf 80 Millionen Tonnen an. Im gleichen Zeitraum 
sank die Menge an wild gefischten Wasserlebewesen von 
92,2 Millionen Tonnen auf 90,9 Millionen Tonnen. Mehr als 
ein Drit tel der weltweiten Fischbestände gilt mittlerweile 
als kritisch überfischt. Bedenkt man, dass rund acht Prozent 
der Wildfänge gar nicht für die menschliche Ernährung 
eingesetzt werden, so werden mittlerweile mehr Fische, 
Krebs- und Weichtiere aus Aquakultur verzehrt als aus 
Wildfang. Die FAO geht in ihrem Statusbericht 2018 zur 
weltweiten Entwicklung der Fischerei und Aquakultur (SO-
FIA-Studie 2018) davon aus, dass sich diese Entwicklung 
ungebrochen fortsetzen wird.1  
Den weltweit größten Anteil an der Fischzucht in Aquakul-
tur hält seit 1991 China: Jahr für Jahr werden alleine in 
China mehr Fische in Aquakultur aufgezogen als in allen 
übrigen Ländern der Erde zusammen. Weitere wichtige Er-
zeugerländer sind daneben Indien, Indonesien, Vietnam, 
Bangladesch, Ägypten und Norwegen. Südamerika und 
Asien – allen voraus China – gelten als Nettoexporteure 
von Fisch. Nordamerika und Europa hingegen importieren 
den überwiegenden Teil des dort verzehrten Fisches. In 
 Europa werden nicht einmal fünf Prozent der weltweiten 
Aquakultur-Produktion erzeugt, aber es werden mit einem 
Handelswert von nahezu 60 Milliarden US-Dollar welt-
weit am meisten Fischprodukte importiert (Stand: FAO- 
Statistik 2016/SOFIA-Studie 2018).

Belastungen und Probleme
„Insofern die heutige Aquakultur direkt Produkte aus der Fi-
scherei konsumiert, werden diese den natürlichen Nah-
rungsketten entzogen und stehen auch nicht länger als Le-
bensmittel zur Verfügung. Kleinfische werden fast aus-
schließlich gefangen, um zu Futtermitteln in Form von 
Fischmehl und -öl verarbeitet zu werden. Betroffen sind ver-
schiedene Arten wie der einheimische Sandaal oder die 
südpazifische Anchoveta. Diese Sardinenart stellt mit etwa 
20 Millionen Tonnen pro Jahr mehr als ein Viertel des glo-
balen Fischereiertrags. Erwähnenswert ist, dass diese Klein-
fische sämtlich essbar und durch den hohen Gehalt unge-
sättigter Fettsäuren sogar besonders hochwertige Lebens-
mittel sind. Die Mast von einer Tonne karnivoren Fischs, zum 
Beispiel Lachs, benötigt etwa die doppelte Menge (Frisch-
gewicht) Futter fisch und wird noch ergänzt von etwa dersel-
ben Menge pflanzlicher Proteine und Kohlenhydrate wie 
Soja und Weizen. Insofern handelt es sich bei dieser Form 
der Aquakultur nicht um eine Nettoproduktion von Lebens-
mitteln, sondern um ihren Verbrauch. […] Zu diesen Proble-
men kommt die direkte Belastung der aquatischen Ökosys-
teme durch die intensive, konventionelle Aquakultur, bei-
spielsweise durch die Beschädigung von Uferbiotopen 
sowie den Austrag von Chemikalien, Tierarzneimitteln und 

Nährstoffen in die natürlichen Gewässer. Ein weiteres Prob-
lem stellt die Abholzung von Mangrovenwäldern an tropi-
schen Küsten dar. Das Anlegen von sogenannten Shrimpfar-
men auf den Flächen im Gezeitenbereich hat nicht nur die 
Küsten ihres natürlichen Schutzes vor Wellenschlag beraubt, 
sondern auch viele marine Tierarten ihrer Kinderstube zwi-
schen den Stelzwurzeln der Mangroven, sowie die hand-
werklichen Fischer ihrer Sammelgebiete für Muscheln und 
Feuerholz. Ein Beispiel aus gemäßigten Breiten sind Lachs-
farmen, die mit ihrer hohen Konzentration von Fischen das 
massenhafte Auftreten von Parasiten und Krankheitserre-
gern sowie deren Übergreifen auf wild lebende Bestände 
zu fördern scheinen. Gerade bei semi-intensiven Shrimp- 
und Fischfarmen, in denen der Futtereinsatz hoch ist und das 
Abwasser oft nur unzureichend biologisch gereinigt wird, 
besteht die Tendenz, dass Nährstoffe wie Nitrat und Phos-
phat in natürliche Gewässer ausgetragen werden. Dies 
führt dort leicht zu Überdüngung, Algenwachstum, Sauer-
stoffzehrung und sogar zu Fischsterben.“ (aus: Stefan Ber-
gleiter: Vom Problem zur Lösung. In: Politische Ökologie, 
145/2016, S. 92–93).

Aquakultur in der EU und in Deutschland

In der Europäischen Union (EU) stammt weniger als ein 
Fünftel der gesamten Fischereierträge aus Aquakulturen – 
im Jahr 2015 rund 1,26 Millionen Tonnen „Lebendgewicht“ 
an Meerestieren. Mit einem gemeinsamen Anteil von über 
der Hälfte der EU-weiten Aquakulturproduktion sind Spa-

Aquakulturen in Griechenland: 
Je größer die notwendige 
Investition und der technische 
Aufwand zum Betrieb einer 
Aquakulturanlage sind, umso 
größer ist der wirtschaftliche 
Druck, sie möglichst ertragsin-
tensiv zu betreiben. 
 picture alliance/dpa
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nien (293.510 Tonnen), das Vereinigte Königreich (211.568 
Tonnen) und Frankreich (163.304 Tonnen) die drei größten 
Züchternationen in der EU. Besonders problematisch in-
nerhalb der EU ist, dass die Tierschutzvorgaben für Aqua-
kulturbetriebe in den EU-Mitgliedsstaaten nicht einheitlich 
geregelt sind und sehr unterschiedlich ausfallen. So gelten 
beispielsweise in Deutschland und den Niederlanden 
klare gesetzliche Vorgaben für eine wirksame Betäubung 
von Fischen vor der Schlachtung, wohingegen es in den 
meisten Aquakulturbetrieben der Mittelmeerländer nach 
wie vor üblich ist, die gefangenen Fische unbetäubt auf Eis 
gelegt ersticken zu lassen.
Im Jahr 2016 wurden deutschlandweit rund 20.400 Tonnen 
Fische in Aquakultur – also in speziell dafür angelegten 
Teichen, in Kalt- und Warmwasseranlagen sowie in Netz-
gehegen – aufgezogen. Die wichtigsten so gezüchteten 
Fischarten sind die Regenbogenforelle (8.500 Tonnen) und 
der Karpfen (5.200 Tonnen). Zum Vergleich: Im selben Zeit-
raum wurden durch erwerbsmäßige Fischerei in natürli-
chen Seen und Flüssen etwa 2.619 Tonnen verschiedene 
Fische gefangen, durch Angelfischerei hingegen mindes-
tens 18.200 Tonnen, nach Einschätzung des Instituts für 
Binnenfischerei wahrscheinlich sogar mehr.
Im Gegensatz zur weltweiten Zunahme der Aquakultur mit 
jährlichen Zuwachsraten von bis zu acht Prozent findet in 
Deutschland nur ein geringer Ausbau der Fischzucht in 
Aquakultur statt. Rund vier von fünf hierzulande verzehrten 
Fischen stammen aus dem Ausland. Gründe dafür sind die 
niedrigen Preise importierter Aquakulturprodukte und die 
im internationalen Vergleich hohen behördlichen Anforde-

rungen an Aquakulturanlagen in Deutschland. Hierzu-
lande findet man traditionelle Karpfenteiche, von Fluss- 
oder Quellwasser durchströmte Forellenbecken sowie ei-
nige technische Aquakulturanlagen, die unabhängig von 
der Verfügbarkeit und Beschaffenheit von Oberflächen-
wasser arbeiten. Im Saarland ist sogar eine landbasierte 
Meerwasser-Kreislaufanlage in Betrieb.

Wasserqualität: ein entscheidender Tierschutzaspekt

Auch wenn sich Parallelen zur industriellen Intensivtierhal-
tung aufdrängen: Bei Fischen in der Aquakultur sind nicht 
zu hohe Besatzdichten das brennendste Tierschutzprob-
lem, sondern die Gewährleistung einer jederzeit tierge-
recht guten Wasserqualität. Fische brauchen sauberes 
Wasser zum Atmen, zur Fortbewegung und zur Fortpflan-
zung, zum Aufnehmen von Futter und um Stoffwechselend-
produkte wieder loszuwerden. Sie nehmen auch durch das 
Wasser ihre Umgebung wahr und sie orientieren sich da-
rin.
Eine zentrale Forderung für verbesserten Tierschutz in der 
Aquakultur beläuft sich auf die Gewährleistung einer je-
derzeit hinreichend guten Wasserqualität. Dabei müssen 
tierartspezifische Ansprüche der unterschiedlichen kulti-
vierten Fischarten angemessen beachtet werden.
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Eine schlechte Wasserqualität behindert den Gasaus-
tausch bei der Atmung. Trübstoffe können die Kiemen rei-
zen und sie anfälliger für Krankheitserreger machen. Durch 
gelöste Schadstoffe im Wasser wird zudem die Haut der 
Fische in Mitleidenschaft gezogen, sodass ihre Abwehr-
kraft gegen Pathogene und Parasiten sinkt. Zu warmes 
oder zu kaltes Wasser, ein falscher pH-Wert oder ein un-
zureichender Salzgehalt beeinträchtigen ebenfalls die 
Gesundheit und das Wohlergehen. Selbst Stress lässt sich 
durch gelöste Stresshormone über das Wasser von einem 
Fisch auf den anderen übertragen – und das sogar zwi-
schen verschiedenen Arten.
Kleinere ungünstige Veränderungen der verschiedenen 
Wasserparameter können Fische je nach Art und Lebens-
stadium oft noch längere Zeit kompensieren. Kompensa-
tion kostet jedoch Energie und kann bei den wechselwar-
men Wasserbewohnern sogar soweit führen, dass sie ihr 
Wachstum einstellen. Das ist in der gewerblichen Fisch-
zucht kein wünschenswerter Zustand und wird deshalb 
auch möglichst vermieden. Doch weil sich die verschiede-

nen Wasserparameter gegenseitig beeinflussen, können 
kritische Veränderungen relativ unvorhersehbar auftreten 
und zu Leiden und Schäden führen – bis hin zum Absterben 
des Fischbesatzes.
Wie schnell die Wasserqualität einer Fischkultur in kriti-
sche Werte umkippen kann, ist wiederum von der Besatz-
dichte abhängig und vom Grad des Wasseraustauschs 
beziehungsweise der Wasseraufbereitung. Je mehr Fische 
pro Kubikmeter Wasser gehalten werden, umso schneller 
muss das Wasser ausgetauscht oder durch biologische 
Klärung wieder gereinigt werden. In naturnahen extensi-
ven Aquakulturen, beispielsweise Karpfenteichen, findet 
die Wasserreinigung ausschließlich durch Mikroorganis-
men und Pflanzen im Ökosystem Teich statt. In intensiveren 
Aquakulturen, beispielsweise bei der Forellenzucht in 
Durchflussbecken, muss stetig frisches Bach- oder Quell-
wasser zugeführt werden. Bei der Aufzucht von Lachsen in 
marinen Netzgehegen ist der Wasseraustausch durch die 
Meeresströmung entscheidend für die Wasserqualität. In 
geschlossenen Systemen, sogenannten Kreislaufanlagen, 
wird versucht, mit Hilfe hoch technisierter Mess-, Regel-, 
Belüftungs- und Aufbereitungstechnik die Wasserqualität 
aufrechtzuerhalten.
Als tierschutzgerecht in Hinblick auf die Wasserqualität 
kann eine Aquakultur nur dann angesehen werden, wenn 
in ihr Leiden und Schäden wirksam vermieden werden, die 
aufgrund von kritischen Veränderungen der Wasserquali-
tät, durch die Besatzdichte, durch natürliche äußere Ein-
flüsse oder durch technische Mängel der Anlage auftreten 
können.

ANMERKUNGEN

 1  Alle zwei Jahre veröffentlicht die Welternährungsorganisation der 
Vereinten Nationen (Food and Agriculture Organization of the United Na-
tions/FAO) ihren Bericht über den Zustand der Weltfischbestände und der 
Aquakultur. Der Bericht State of World Fisheries and Aquaculture (SOFIA) 
basiert auf den offiziellen Daten der Staaten, die zusammengetragen und 
detailliert ausgewertet werden. Die Ergebnisse und die von SOFIA aufge-
zeigten Entwicklungstendenzen sind weltweit ein Gradmesser für die Pro-
bleme in der Fischereiwirtschaft. Die vorgelegten Zahlen aus dem aktuel-
len SOFIA-Bericht von 2018 machen deutlich, dass die Überfischung der 
Ozeane und Meere weiterhin ungebremst zunimmt.  

Ehrfurcht vor dem Leben war die handlungsleitende Maxi-
me Albert Schweitzers, der sich auch die Albert Schweitzer 
Stiftung für unsere Mitwelt verpflichtet. Die Stiftung kon-
zentriert sich auf den Bereich, in dem vom Menschen Leid 
und Tod verursacht wird: die Nutzung von Tieren und Tier-
produkten als Nahrungsmittel. In Ländern wie Deutschland 
ist es für eine gesunde Ernährung nicht notwendig, Tiere für 
die Herstellung von Lebensmitteln leiden und sterben zu 
lassen. Deshalb fördert die Stiftung die vegane Ernährungs-
weise als die derzeit ethisch beste Lösung und setzt sich für 
eine schrittweise Reduktion des Verbrauchs von Tierproduk-
ten ein. Die Stiftung entwickelt unter Zuhilfenahme wissen-
schaftlicher Erkenntnisse Kampagnen, welche vor allem die 
Wirtschaft und Verbraucherinformation sowie auch Recht 
und Politik umschließen.
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SIND MIKROPLASTIKPARTIKEL EIN UMWELTRISIKO?

Mikroplastik-Risiken im Spiegel der Medien 
und Wissenschaft 
Johanna Kramm, Carolin Völker

Die Verschmutzung der Ozeane ist in aller Munde. Im 
Gegensatz zur öffentlichen, gelegentlich aufgeregten 
Debatte, die Plastikverschmutzung als ernstzunehmende 
Umweltbedrohungen wahrnimmt, werden die Umwelt-
wirkungen von Plastik in der Wissenschaft jedoch kont-
rovers diskutiert. Einige Wissenschaftler bezweifeln das 
medial inszenierte Bedrohungsszenario, andere hinge-
gen weisen auf die nicht abschließend geklärten Auswir-
kungen auf die Umwelt und menschliche Gesundheit hin. 
Damit werden die Gefährdungen nicht in Abrede ge-
stellt, viel eher auf Daten- und Wissenslücken aufmerk-
sam gemacht. Johanna Kramm und Carolin Völker er-
örtern, welches Bild die Medien über das Phänomen 
Mikroplastik zeichnen und stellen dieses dem wissen-
schaftlichen Kenntnisstand gegenüber. Sie benennen 
abschließend die Ursachen der verzerrten Debatte um 
Mikroplastik, fokussieren die Wurzel des Problems der 
zunehmenden Vermüllung der Weltmeere und plädieren 
für vorbeugende Maßnahmen. 

Plastikmüll in der Umwelt

Kaum ein anderes Umweltproblem – mit Ausnahme des Kli-
mawandels – hat in der letzten Zeit zu einer so großen Auf-
merksamkeit geführt, wie die Verschmutzung der Welt-
meere mit Plastikmüll. Kein Tag vergeht, an dem nicht neue 
Zahlen über das Ausmaß der Vermüllung veröffentlicht 
werden und erschreckende Bilder von verendeten Walen 
mit einer Vielzahl von Plastiktüten im Magen-Darmtrakt in 
den Medien zirkulieren. Das öffentliche Bewusstsein für 
die Kunststoffverschmutzung ist enorm – in einer repräsen-
tativen Umfrage machen sich 87 Prozent der Europäer Sor-
gen um die Auswirkungen von Kunststoffen auf die Umwelt 
und 74 Prozent um die Auswirkungen auf ihre Gesundheit 
(Special Eurobarometer 468, 2017). Besonders sogenann-
tes Mikroplastik, mikroskopisch kleine Plastikpartikel, die 
beispielsweise durch den Zerfall von Plastikmüll entstan-
den sind und fein verteilt in nahezu allen Umweltkomparti-
menten nachgewiesen werden können, werden durch ihre 
geringe Größe und Unsichtbarkeit als besonders gefähr-
lich und gesundheitsschädigend wahrgenommen. Die Be-
sorgnis über diese „Plastikkrise“ (FAZ 2019) hat eine Reihe 
gesellschaftlicher und politischer Maßnahmen ausgelöst 
(Kramm et al. 2018), darunter das Verbot von Mikroplastik-
partikeln in einigen Kosmetika und Einwegplastiktüten in 
bestimmten Ländern. Doch während in der öffentlichen De-
batte die Plastikverschmutzung längst als eine der größten 
Umweltbedrohungen wahrgenommen wird, sind in der 
Wissenschaft die Umweltwirkungen von Plastik bei weitem 
nicht eindeutig geklärt. 

Innerhalb der Wissenschaft besteht sogar eine kontro-
verse Debatte, wie relevant die Frage der Umweltbelas-
tung mit Kunststoffen im Vergleich zu anderen Umweltpro-
blemen tatsächlich ist (Backhaus/Wagner 2018). Insbe-
sondere, wenn es um Mikroplastik geht, argumentieren 
einige Wissenschaftler, dass die bisher festgestellten Um-
weltkonzentrationen und die Eigentoxizität der Partikel viel 
zu niedrig sind, um von größerer Bedeutung zu sein (Burton 
Jr 2017). Sie kritisieren damit auch andere Wissenschaftler 
und weisen darauf hin, dass diese die Umwelt- und Ge-
sundheitsrisiken von Mikroplastikpartikeln überbewerten. 
Die Befürchtung ist, dass genau dies zu reißerischen Medi-
enberichten geführt hat, die die Öffentlichkeit fehlinfor-
mieren und zu der großen (unbegründeten) Besorgnis über 
die Auswirkungen von Mikroplastikpartikeln geführt ha-
ben  (Burton Jr 2017; Koelmans et al. 2017). Infolgedessen 
sehen sie auch die  jüngsten politischen Entscheidungen 

Plastikmüll in der Lembeh Strait (Indonesien). Der größte Teil 
der Mikroplastikpartikel, der sich in der Umwelt findet, wird 
durch den Zerfall von größeren Plastikmüllteilen verursacht. 
Plastikmüll, der durch den massenhaften Konsum von Ein-
weg-Plastikprodukten und deren nicht sachgerechter Ent-
sorgung verursacht wird.  Foto: Siegfried Frech
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nicht durch wissenschaftliche Erkenntnisse gestützt und 
stellen deren Verhältnismäßigkeit infrage (Burton Jr 2017; 
Koelmans et al. 2016; Rist et al. 2018).
Mit dieser Einschätzung soll jedoch nicht suggeriert wer-
den, dass Plastikmüll kein Umweltrisiko darstellt, im Ge-
genteil: Fragen um die Auswirkungen von Plastikmüll auf 
die Umwelt und die menschliche Gesundheit sind bei wei-
tem nicht abschließend geklärt und durch viele Wissenslü-
cken und Unsicherheiten gekennzeichnet. Gerade im Fall 
von Mikroplastik zeigt sich allerdings, dass unvollständi-
ges wissenschaftliches Wissen in der öffentlichen Debatte 
häufig als belegte Erkenntnis zirkuliert und dabei im Wi-
derspruch zu dem stehen kann, was Wissenschaftler für 
wichtig erachten.
In diesem Beitrag erörtern wir, welches Bild die Medien 
über das Phänomen Mikroplastik zeichnen und stellen die-
ses dem wissenschaftlichen Kenntnisstand gegenüber. Zu-
dem beleuchten wir die Gründe für die verzerrte Debatte 
um Mikroplastik, welche Rolle Wissenschaftler dabei spie-
len und richten abschließend den Blick auf die Wurzel des 
Problems der zunehmenden Vermüllung der Weltmeere. 

Mikroplastik in den Medien 

Das Bild, das in der Öffentlichkeit über Mikroplastik gene-
riert wird, beruht auf einigen wiederkehrenden Thesen, die 
häufig in Medienberichten verwendet werden. Drei dieser 
Thesen, die ein besonders deutliches Bild der Debatte wie-
dergeben, werden im Folgenden vorgestellt.

1.  „Mikroplastik ist überall und in großen Mengen in der 
Umwelt vorhanden.“

Um dem Ausmaß der Verschmutzung Gewicht zu verleihen, 
werden häufig extrem große Zahlen verwendet, die für 
Laien schwer vorstellbar sind. So schreibt die HuffPost in 
ihrer US-amerikanischen Ausgabe über die Anzahl von Mi-
kroplastikpartikeln in der Umwelt: „500 mal mehr als es 
Sterne in der Galaxie gibt“ (HuffPost 2017b). Daneben 
werden in vielen Berichten Bilder und Analogien erzeugt, 
die das Ausmaß der Mikroplastikverschmutzung illustrie-
ren, wie z.B. die Bezeichnung als „Plastiksmog“ (HuffPost 
2015) oder der Hinweis, dass die Partikel „klein und synthe-
tisch“ sind (FAZ 2018). Das gehäufte Auftreten von Mikro-
plastik in allen erdenklichen Ökosystemen leitet direkt auf 
die nächste These hin, mit der das Problem näher an den 
Menschen rückt. 

2.  „Mikroplastik verunreinigt Lebensmittel und wird vom 
Menschen aufgenommen.“

Dass Mikroplastik auch vom Menschen aufgenommen 
werden kann, wird häufig über folgenden Zusammenhang 
plausibel dargestellt: Kleinstlebewesen in den Meeren 
nehmen Mikroplastik auf, diese werden von Fischen ge-
fressen, die letztendlich auf unserem Teller landen. Das 
Bild wird komplettiert durch Berichte über weitere Studien, 
denen zufolge Mikroplastik auch in Meeresfrüchten und 
Meersalz enthalten ist. Doch auch Nahrungsmittel, die 
nicht in direktem Zusammenhang mit der Meeresumwelt 
stehen, werden in Verbindung mit Mikroplastikpartikeln 
gebracht. So berichtet beispielsweise der Guardian über 
eine Studie, nach der Mikroplastik in allen getesteten 24 
deutschen Biermarken enthalten ist, ebenso in Zucker und 
Honig (The Guardian 2017). Die Artikel suggerieren, dass 

es sehr wahrscheinlich ist, dass Menschen konstant Mikro-
plastikpartikel verzehren und zwar in einer Menge, die ei-
ner Kreditkarte pro Woche entspricht (5 Gramm) (Focus 
2019; tagesschau.de 2019; Welt 2019). Diese These wird 
zumeist direkt mit dem Auftreten von Mikroplastik in natür-
lichen Ökosystemen verknüpft. Argumentiert wird, dass 
Mikroplastik allgegenwärtig sowohl in Flüssen, Seen und 
dem Ozean als auch der Atmosphäre ist, diese Kontamina-
tion durch Faserverluste beim Waschen von Kleidung oder 
Nutzung von Kosmetikartikeln erfolgt und die Partikel letzt-
endlich über Speisefische bis hin zum Leitungswasser zu 
uns zurückkehren. Große mediale Aufmerksamkeit erhielt 
unweigerlich auch eine Studie, die Mikroplastikpartikel in 
menschlichen Stuhlproben nachwies und damit gewisser-
maßen den Beweis lieferte, dass die Partikel tatsächlich 
verzehrt werden (tagesschau.de 2018). 

3.  „Mikroplastik enthält toxische Chemikalien, die entlang 
der Nahrungskette weitergegeben werden.“

Mit der dritten These werden schließlich die gesundheitli-
chen Folgen der Aufnahme von Mikroplastikpartikeln an-
gesprochen. Mögliche Gesundheitsgefährdungen werden 
durch den Hinweis suggeriert, dass Mikroplastik einerseits 
bereits Chemikalien wie z.B. Weichmacher enthält, ande-
rerseits aber auch andere Schadstoffe aus dem umgeben-
den Wasser bindet. Nehmen Organismen in der Umwelt 
die Partikel auf, akkumulieren sie diese Schadstoffe, welche 
dann über die Nahrungskette schließlich auch zum Men-
schen gelangen. Um diese Eigenschaft der Partikel zu ver-
deutlichen, zirkulieren in einer Vielzahl von Berichten Be-
schreibungen wie „Schadstoffmagnet“ (FAZ 2018; Süd-
deutsche Zeitung 2016) als Bezeichnung für Mikroplastik, 
während die enthaltenen Chemikalien als „schädlich“, „to-
xisch“ oder „gefährlich“ bezeichnet werden. 
Allen Thesen ist gemeinsam, dass sie das Problem der Ver-
schmutzung mit Mikroplastik hauptsächlich als Frage der 
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Exposition rahmen, d.h. allein das Auftreten von Mikro-
plastik (inklusive assoziierter Chemikalien) in allen Um-
weltkompartimenten, Organismen und in Nahrungsmit-
teln, und weniger als Frage der tatsächlich beobachteten 
Auswirkungen. Durch das Adressieren der menschlichen 
Nahrungsmittelversorgung und gleichzeitiger Nutzung 
von Adjektiven wie „schädlich“, um Mikroplastik zu be-
schreiben, wird eine Bedrohung der menschlichen Ge-
sundheit als wahrscheinliche Konsequenz etabliert. Gene-
rell impliziert die große Mehrheit der Medienberichte, 
dass schädliche Konsequenzen durch die Kontamination 
mit Mikroplastik sowohl für die Umwelt als auch für die 
menschliche Gesundheit sehr wahrscheinlich eintreten 
oder schon eingetreten sind (Völker et al. 2019).1  
Es ist einleuchtend, dass öffentliche Berichte über Mikro-
plastik nur einzelne Aspekte wissenschaftlicher Studien 
pointiert wiedergeben können und dabei nicht sämtliche 
Unsicherheitsfaktoren oder die konkreten Rahmenbedin-
gungen einer Analyse mit in die Berichterstattung einflie-
ßen, die letztendlich die Aussage einer Story schwächen 
oder relativieren. Dennoch erzeugen die zumeist verkürzte 
Darstellung und eine bestimmte interpretative Rahmung 
ein verzerrtes Bild, welches nicht der tatsächlichen wissen-
schaftlichen Debatte entspricht. Im folgenden Abschnitt 
erläutern wir daher einige wichtige Punkte der wissen-
schaftlichen Debatte und stellen die Kernbotschaften vie-
ler Medienberichte in den wissenschaftlichen Kontext.

Wissenschaftlicher Kenntnisstand 

Die Forschung zu Mikroplastik ist ein relativ junges Feld, 
das in den letzten 15 Jahren an Fahrt aufgenommen hat 
(Kramm/Völker 2018). Plastikpartikel in der Umwelt sind je-
doch schon etwa seit den 1970er Jahren bekannt – hier 
fanden die Untersuchungen jedoch nicht gezielt statt, son-

dern waren zufällige Entdeckungen im Rahmen anderer 
Forschungsarbeiten. So nahm beispielsweise der Wissen-
schaftler Edward Carpenter mit seinen Kollegen und Kolle-
ginnen am Woods Hole Oceanographic Institute, Massa-
chusetts, Wasserproben, um den Einfluss von Atomkraft-
werken auf aquatische Organismen mariner Küstenöko-
systeme zu untersuchen. In den Netzen, die sie für die 
Proben verwendeten, fanden sie jedoch nicht nur die ge-
suchten Lebewesen, sondern auch Plastikkügelchen und 
kleinere Bruchstücke aus Plastik. Ihre Funde beschrieben 
sie 1972 in einem Artikel in der Fachzeitschrift Science und 
bezeichneten diese als pellets, spherules oder particles, 
heute als Mikroplastik bekannt (Carpenter et al. 1972). Die 
möglichen Umweltfolgen dieser Kontamination wurden 
damals als relativ gering im Vergleich zu anderen Umwelt-
chemikalien angesehen (Colton et al. 1974). 
Als Startschuss für die systematische Untersuchung der 
Plastikpartikel in der Umwelt, womit diese gleichzeitig 
auch verstärkt in die öffentliche Wahrnehmung rückten, 
kann eine Publikation des Meeresbiologen Richard Thomp-
son angesehen werden, der sich schon länger mit den Um-
weltfolgen von Plastikmüll beschäftigte. Im Jahr 2004 er-
schien eine Publikation mit dem Titel Lost at Sea: Where is all 
the Plastic? ebenfalls in der Fachzeitschrift Science, in der er 
den Zerfall von größerem Plastikmüll in kleinere Partikel 
beschrieb, der in der Umwelt statt findet (Thompson et al. 
2004). Ohne zu ahnen, dass er damit eine ganze For-
schungsrichtung prägte, bezeichnete er in dieser Publika-
tion die kleinen Plastikbruchstücke zum ersten Mal als „Mi-
kroplastik“. In den folgenden Jahren etablierte sich der 
Begriff Mikroplastik sowohl in der Wissenschaft als auch 
in der Öffentlichkeit, als handele es sich dabei um einen 
einzigen Stoff. Dass damit eine Vielzahl unterschiedlicher 
Materialien mit unterschiedlichen Eigenschaften zusam-
mengefasst wird, ist einer der Punkte, der die wissenschaft-
liche Debatte beschäftigt und die Forschung zu diesem 
Thema so komplex macht.
Der Begriff Mikroplastik umfasst zum einen die Vielzahl un-
terschiedlicher Polymertypen, aus denen Kunststoffe be-
stehen, darunter z.B. PET (Polyethylenterephthalat), wel-
ches durch seine Verwendung für Plastikflaschen (PET-Fla-
schen) bekannt sein dürften, oder PVC (Polyvinylchlorid), 
welches als PVC-Bodenbelag häufige Verwendung findet. 
Die chemische Zusammensetzung der Mikroplastikpartikel 
variiert weiterhin dadurch, dass neben dem jeweiligen Po-
lymer eine Vielzahl unterschiedlicher Zusatzstoffe wie 
Weichmacher, Farbstoffe oder Flammschutzmittel, die dem 
Material die gewünschten Eigenschaften (Stabilität, Farbe, 
Elastizität) geben, beigefügt werden. Zum anderen unter-
scheiden sich die Partikel hinsichtlich ihrer Form und ihrer 
Größe. Gemeinhin werden alle Partikel als Mikroplastik 
bezeichnet, die kleiner als 5 Millimeter sind, doch hier gibt 
es unterschiedliche Definitionen (Hartmann et al. 2019). 
Die unterschiedlichen Formen der Partikel stehen oft mit ih-
rer Herkunft in Zusammenhang. Sogenannte primäre Mik-
roplastikpartikel sind oft rund und haben eine sehr gleich-
mäßige Form, da sie intendiert in einem bestimmten Grö-
ßenbereich eingesetzt werden sollen, z.B. in Kosmetik oder 
als Granulat für die Kunststoffproduktion. Sekundäre Mik-
roplastikpartikel entstehen durch den Zerfall größeren 

Die Grafik zeigt die steigende 
Anzahl von Publikationen über 
Mikroplastik seit den 1970er 
Jahren bis heute. Speziell seit 
der Begriff Mikroplastik von 
Richard Thompson 2004 zum 
ersten Mal verwendet wurde, 
ist die Zahl der Publikationen 
zu diesem Thema exponentiell 
angestiegen.  
 Quelle: Kramm/Völker 2018.
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Kunststoffmülls und sind daher oft irregulär geformt, bilden 
kleine Fragmente oder es handelt sich um Fasern, die z.B. 
aus Kleidung stammen können. 
Der Begriff Mikroplastik bezeichnet also ein vielfältiges 
Stoffgemisch, für das zu Beginn zudem keine etablierte 
Messmethodik vorhanden war. Die Umweltproben wurden 
zunächst optisch untersucht, das heißt, die Plastikpartikel 
wurden mit Hilfe von Mikroskopen mit dem bloßen Auge 
identifiziert. Dass diese Methode fehleranfällig ist, beleg-
ten spätere Untersuchungen, die auf spektroskopische 
Verfahren zurückgrif fen und zeigen konnten, dass viele Mi-
kroplastikpartikel übersehen bzw. natürliche Partikel (z.B. 
aus Sand) fälschlicherweise als Mikroplastik bezeichnet 
wurden. Bis heute existiert keine einheitliche Methodik der 
Probenahme, Trennung der Partikel von natürlichem Mate-
rial sowie deren Detektion, sondern ist Gegenstand vieler 
wissenschaftlicher Diskussionen. Dies macht die Abschät-
zung der tatsächlichen Mikroplastikmengen in der Umwelt 
äußerst schwierig, weshalb das wahre Ausmaß der Konta-
mination nicht bekannt ist. 

Wie verbreitet ist Mikroplastik?

Was bedeutet dies nun für die in den Medien zirkulierende 
These der allgegenwärtigen Verbreitung von Mikroplas-
tik? Fakt ist, dass Partikel in allen Umweltkompartimenten 
nachgewiesen wurden, zunächst in Meerwasser und Sedi-
menten, dann auch in Flüssen, im Boden, in der Luft und im 
Eis. Die astronomisch großen Zahlen, welche auf ein gro-
ßes Problem verweisen, sind allerdings Folge der Darstel-
lungsform, wie folgendes Beispiel zeigt: In einem 2015 von 
Chelsea M. Rochman et al. veröffentlichtem Standpunkt-
Artikel wurde anschaulich hochgerechnet, dass die USA 
täglich Mikroplastik in Mengen über Kläranlagen in die 
Umwelt emittieren, die mehr als 300 Tennisplätze abde-
cken (Rochman et al. 2015). Diese Darstellung erhielt große 
Aufmerksamkeit in den Medien, und die Zahlen wurden in 
zahlreichen Berichten aufgenommen. Ob die öffentliche 
Empörung ohne die bildstarke Hochrechnung ebenso groß 
ausgefallen wäre, ist fraglich, denn dann liegen die Werte 
bei 0,1 Partikeln pro Liter behandeltem Abwasser. Auch 
eine Studie unter der Leitung des nordrhein-westfälischen 
Umweltamtes ergab, dass 0,2 Partikel pro Liter die höchste 
Konzentration in deutschen Flüssen ist (Heß et al. 2018). 
Hochgerechnet auf die vielen tausend Kubikmeter Wasser, 
die diese Flüsse führen, ergeben sich automatisch astrono-
mische Zahlen, die jenseits der normalen Vorstellungskraft 
liegen. 
Den Medienberichten von Mikroplastikpartikeln in Le-
bensmitteln, die jeweils besonders große öffentliche Auf-
merksamkeit erfahren, fehlt häufig die Einordnung hinsicht-
lich der Nachweismethoden, mit welchen in den entspre-
chenden Studien gearbeitet wurde. Die Nachricht, dass 
nahezu alle Lebensmittel mit Mikroplastikpartikeln konta-
miniert sind, wurde zu einem Großteil von Studien geprägt, 
deren methodisches Vorgehen heute umstrit ten ist. So 
nutzten viele lediglich die fehleranfälligen optischen 
Nachweismethoden. Ein weiteres Problem sind nachträgli-
che Kontaminationen der Probe: Die auffällig hohe Anzahl 
von Mikroplastikfasern, die zum Beispiel in deutschen Bier-
marken oder Honig entdeckt wurden, stammten bei genau-
erem Hinsehen vermutlich aus der Umgebungsluft, also 
etwa von der Kleidung des Laborpersonals (Lachenmeier 

et al. 2015). Zahlreiche Studien zu Fischen belegen aller-
dings mit verlässlicheren Methoden, dass die Tiere Plastik-
partikel verschlucken. Der Verdauungstrakt, in dem sich die 
Partikel befinden, wird allerdings normalerweise nicht mit-
verzehrt, weshalb Speisefische keine relevante Quelle für 
Mikroplastikpartikel darstellen sollten (EFSA Panel on 
Contaminants in the Food Chain (CONTAM) 2016).
Hieraus ergibt sich die Frage, ob Lebensmittel tatsächlich 
einen relevanten Expositionspfad für die Aufnahme von 
Mikroplastikpartikeln darstellen. Bei Meeresfrüchten, z.B. 
Muscheln, bei denen das gesamte Tier verzehrt wird, kann 
es unter Umständen zu einer Aufnahme von vereinzelten 
Partikeln kommen – durchschnittlich wurden hier weniger 
als ein Partikel in einem Gramm Muschelfleisch festgestellt 
(van Cauwenberghe/Janssen 2014). Viel relevanter als 
eine indirekte Exposition gegenüber Mikroplastikparti-
keln, die über Ökosysteme zurück zu unserer Nahrungs-
mittelversorgung wandern, scheint jedoch unser Kontakt 
mit alltäglichen Kunststoffprodukten zu sein. So ist Mikro-
plastik im Staub weit verbreitet und landet daher vor allem 
über die Luft auf unseren Lebensmitteln und im Wasser, 
wie ein anschaulicher Test von Wissenschaftlerinnen der 
Technischen Universität Dänemark und der Universität 
Göteborg zeigt. Um das Potenzial der Kontamination von 
Nahrungsmitteln mit Mikroplastik über die Raumluft zu 
unter suchen, wurde ein Polyesterhemd neben einem 
wasser gefüllten Becherglas ausgezogen. Nach vier Stun-
den enthielt das Wasser des Becherglases 15 Mikroplastik-
partikel, während der Vergleich mit Leitungswasser vier 
Partikel ergab (Rist et al. 2018). Die Quellen der Exposition 
gegenüber Mikroplastik und der enthaltenen Chemikalien 
liegen also eher in unserem Alltag als der Meeresumwelt, 
in unserer synthetischen Kleidung, in plastikverpackten 
 Lebensmitteln, in Teppichen oder Polstermöbeln aus Kunst-
fasern etc.  
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Mikroplastikkontamination, Meeresumwelt und 
Gesundheit

Was bedeutet die Mikroplastikkontamination nun für die 
Meeresumwelt und unsere Gesundheit? Im Gegensatz zu 
den Implikationen vieler Medienberichte sind die gesund-
heitlichen sowie die Umweltauswirkungen von Mikroplas-
tik wissenschaftlich nicht abschließend geklärt. Der Ein-
druck einer ernsthaften gesundheitlichen Bedrohung wird 
medial vor allem über das bloße Auftreten von Mikroplas-
tik – oft in Kombination mit schädlichen Chemikalien – ver-
mittelt, welches dann mit potenziellen negativen Wirkun-
gen gleichgesetzt wird. Bei der wissenschaftlichen Bewer-
tung eines Umweltrisikos stellt sich jedoch nicht nur die 
Frage der Exposition, also der in der Umwelt vorhandenen 
Menge an Mikroplastik. Ob die Menge bedenklich oder 
unbedenklich ist, wird immer im Zusammenhang mit den 
auftretenden Effekten betrachtet, also unter Berücksichti-
gung der Konzentration, ab der eine Substanz eine Wir-
kung zeigt. Bisher wurden schädigende Auswirkungen auf 
Organismen im Labor erst bei Konzentrationen nachge-
wiesen, die um ein Vielfaches höher liegen als die Men-
gen, die in der Umwelt vorkommen (Koelmans et al. 2017). 
In Medienberichten erfolgt dieser Abgleich zwischen Um-
weltkonzentrationen und Wirkschwellen zumeist nicht, so-
dass Berichte über Laborstudien häufig implizieren, dass 
die im Labor beobachteten Effekte auch tatsächlich in der 
Umwelt auftreten.
Dass die Partikel über die Nahrungskette Chemikalien wei-
tergeben, die die menschliche Gesundheit gefährden, ist 
ebenfalls lediglich eine Hypothese, die wissenschaftlich 
nicht abschließend geklärt ist. Studien, die dieser Frage 
nachgehen, weisen zwar regelmäßig unterschiedliche or-
ganische Chemikalien nach, die einerseits auf die bereits 
erwähnten Zusatzstoffe, wie z.B. Weichmacher, zurückzu-

führen sind, andererseits auch auf organische Schadstoffe, 
die bereits in der Umwelt vorhanden sind und auf der 
 Partikeloberfläche adsorbieren. Der Nachweis, ob diese 
Schadstoffe in den Organismus abgegeben werden, wenn 
die Mikroplastikpartikel verschluckt werden, ist außeror-
dentlich schwierig zu erbringen. In verschiedenen Labor-
studien wurde dieser Frage nachgegangen, zumeist mit 
dem Ergebnis, dass Mikroplastik keinen relevanten Anteil 
an der Aufnahme dieser organischen Schadstoffe trägt. 
Auch hier scheinen andere Quellen, wie z.B. kontaminier-
tes Plankton, einen größeren Einfluss zu haben als der Weg 
über Mikroplastik (Burns/Boxall 2018). Demnach stellen 
auch die Plastikprodukte in unserem Alltag, wie z.B. Le-
bensmittelverpackungen, eine größere Quelle von Chemi-
kalien dar, denen wir potenziell ausgesetzt sind. 
Zusammenfassend zeigt der wissenschaftliche Kenntnis-
stand, dass Mikroplastik zwar in der Umwelt vorkommt, 
schädigende Effekte auf Organismen bislang allerdings 
nur im Labor bei sehr hohen Konzentrationen nachweisbar 
sind. Dennoch lässt sich daraus nicht formulieren, dass Mi-
kroplastik kein Umweltrisiko darstellt, da viele Daten un-
vollständig und Gegenstand hoher Unsicherheit sind. So 
fehlt es an genauen Zahlen, wie viele Partikel in welchen 
Größenbereichen tatsächlich in der Umwelt vorhanden 
sind. Effektstudien im Labor wurden oft mit standardisier-
ten Partikeln einer Form, Größe und chemischer Zusam-
mensetzung durchgeführt, sodass auch hier keine gesi-
cherten Daten zu den Effekten umweltrelevanter Partikel-
verteilungen existieren.  

Gründe für die Diskrepanz

Beim Vergleich der in den Medien präsentierten Informati-
onen über Mikroplastik mit dem wissenschaftlichen Kennt-
nisstand fällt auf, dass nicht exakte wissenschaftliche Da-
ten, die Gegenstand großer Unsicherheit sind und im Kon-
text der verwendeten Methoden verstanden werden 
müssen, in den Medien häufig als exakte Statements bzw. 
wissenschaftlich geprüfte Fakten wiedergegeben werden. 
Das in den Medien vermittelte Bild zeichnet also ein ernst-
zunehmendes Umweltrisiko, welches von Mikroplastik aus-
geht, während wissenschaftliche Studien auf eine unvoll-
ständige Datenlage verweisen. 
Was sind die Gründe für diese Diskrepanz? Sicherlich lässt 
sich diese unterschiedliche Darstellung weder allein auf 
Wissenschaftler zurückführen, die bei der Kommunikation 
mit der Öffentlichkeit ihre Ergebnisse dramatisieren, um 
mehr Aufmerksamkeit für ihre Forschung zu erlangen, noch 
allein auf Journalisten, die trockenen wissenschaftlichen 
Daten mehr Spannung verleihen wollen. Dennoch tragen 
beide Seiten einen gewissen Anteil. 
So existieren durchaus einige Wissenschaftler, die eine 
klare Position einnehmen und öffentlichkeitswirksam auf 
die Gefahren von Mikroplastik hinweisen. So ist die öffent-
liche Debatte um Mikroplastik in Kosmetika und deren Ver-
bot in den USA im Jahr 2015 größtenteils auf eine Kampa-
gne von Wissenschaftlern zurückzuführen, die neben ihren 
Forschungsarbeiten in NGOs aktiv sind. Ihre Studien zu 
Mikroplastik in der Umwelt wurden intensiv in den Medien 

Jede Flut hinterlässt zahlreiche 
Plastikfragmente am Strand 
von Famara auf Lanzarote. 
 Foto: Carolin Völker
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behandelt, wobei die vereinfachte Darstellung von den 
Wissenschaftlern selbst stammte: „Mikroplastikpartikel 
bedrohen unsere Meere, Seen und Flüsse, stammen aus un-
seren Kosmetikprodukten und schlüpfen durch die Kläran-
lagen.“ Unsicherheiten wie der tatsächlich eher geringe 
Beitrag von Kosmetika an der Gesamtmenge von Mikro-
plastik, die hohe Effizienz von Kläranlagen beim Rückhalt 
von Mikroplastik sowie der fehlende Nachweis von nega-
tiven Effekten wurden hier nicht besprochen, da eine klare 
Botschaft an die Politik gesendet werden sollte.
Journalisten verfolgen ebenfalls die Tendenz, ihrem Publi-
kum eine Geschichte zu erzählen, welche von klaren Bot-
schaften lebt. Unsicherheiten schwächen die Geschichte, 
weshalb unsicheres wissenschaftliches Wissen eher weni-
ger adressiert, sondern als wissenschaftliche Fakten prä-
sentiert wird. Wenn wissenschaftliche Unsicherheiten in 
Medienartikeln erwähnt werden, geschieht dies meist 
gleichzeitig mit der Bildung interpretativer Rahmen, um 
eine Erklärung zu liefern. Diese interpretativen Rahmen er-
wecken häufig den Eindruck, dass Mikroplastik gefährlich 
ist, wie folgendes Beispiel aus der englischsprachigen 
Ausgabe der HuffPost (2017a) zeigt: „Daten zu den Auswir-
kungen von Mikroplastik auf den Menschen sind immer 
noch nicht vorhanden, allerdings suggeriert die Forschung 
an Tieren, dass die Partikel zu Krebs, hormonellen Störun-
gen und anderen Problemen führen können, wenn sie 
während der Verdauung Chemikalien freisetzen. Plastik ist 
zudem nicht bioabbaubar, sodass Wissenschaftler be-
fürchten, dass es sich in kleinere Fragmente zersetzen 
wird, welche in Zellen eindringen und durch Lymphknoten 
und andere Organe wandern können.“ Diesen Aussagen 
fehlen Kontextualisierungen hinsichtlich realistischer Ex-
positionslevel, zudem verweisen sie auf negative Gesund-
heitsauswirkungen. Die implizite Botschaft solcher Aussa-
gen ist daher, dass es nur eine Frage der Zeit ist, bis die 
Risiken von Mikroplastik bewiesen sind und nicht, ob Mik-
roplastikpartikel überhaupt toxisch sind. Mit dem Fokus 
auf Spekulationen über negative Effekte wird das kommu-
nizierte Risiko verstärkt und dramatisiert.

(K)ein Grund zu handeln?

Sind Entscheidungen wie das Verbot von Mikroplastikpar-
tikeln in Kosmetikprodukten unverhältnismäßig, wenn doch 
wissenschaftliche Nachweise für ihre Gefährlichkeit bisher 
fehlen? Nein, und keinesfalls sollte die unvollständige wis-
senschaftliche Datenlage dazu führen, dass das Problem 
verharmlost wird. Vielmehr sollten diese Maßnahmen als 
erster Schrit t betrachtet werden, das immense Plastikmüll-
problem zu bekämpfen, welches das Ökosystem Meer 
zwangsläufig verändert. Denn auch wenn bisher die Kon-
zentrationen des Mikroplastiks in der Umwelt aus wissen-
schaftlicher Sicht noch kein Umweltrisiko darstellen, wer-
den die Konzentrationen weiterhin ansteigen, wenn nicht 
gegengesteuert wird. Dieser langfristige Anstieg legiti-
miert, dass im Sinne des Vorsorgeprinzips bereits heute 
Maßnahmen ergrif fen werden sollten. 
Ein einseitiger Fokus auf Mikroplastik lenkt jedoch die Dis-
kussion in eine falsche Richtung, da hier Symptome und 
nicht die Ursache des Problems betrachtet werden. Denn 
woher stammt der Großteil des Mikroplastiks? Der größte 
Teil, der sich in der Umwelt findet, wird durch den Zerfall 
von größeren Plastikmüllteilen verursacht. Plastikmüll, der 
durch den massenhaften Konsum besonders von Einweg-
Plastikprodukten und deren teilweise nicht sachgerechter 
Entsorgung verursacht wird. Der Blick muss also auf den 
alltäglichen, fast unbewussten und routinierten Umgang 
mit Kunststoffen gerichtet werden, denn neben den Um-
weltfolgen sind auch die gesundheitlichen Bedenken in 
der nicht-nachhaltigen Verwendung dieses Materials zu 
suchen. Hier müssen Lösungsansätze konsequent anset-
zen. Auch die EU-Richtlinie – in den Medien häufig zum 
„Strohhalm-Verbot“ verkürzt –, die zu den zehn am häufigs-
ten am Strand gefundenen Produkten Lösungsansätze vor-
sieht, kann nur als erster Schrit t angesehen werden. Denn 
viele Fragen des Konsums, des Recyclings, der Verantwor-
tung der Konsumenten sowie der Produzenten sind damit 
noch nicht ausreichend behandelt. Festhalten lässt sich 
dennoch, dass eine erste Debatte in den Medien und der 
Politik zur Plastikproblematik losgetreten worden ist. Es ist 
zu hoffen, dass diese weiterhin an Fahrt aufnimmt mit dem 
Ziel, umfassende und fundierte Lösungen zur Eindämmung 
der Plastikflut zu entwickeln. 

Durch ungesicherte Müll-
deponien wie diese auf der 
Insel Phu Quoc in Vietnam 
gelangen tagtäglich erhebliche 
Mengen Plastikmüll in die 
 Ozeane. 
 Foto: Samantha Dietmar
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ANMERKUNGEN

 1  In der Studie von Völker et al. 2019 wurden insgesamt 97 Medienbe-
richte aus fünf Onlinezeitungen untersucht; nach dieser Analyse implizier-
ten 93 Prozent der Artikel, dass Mikroplastikpartikel ein Umweltrisiko dar-
stellen bzw. dass schädliche Folgen höchstwahrscheinlich eintreten.  
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DIE KEHRSEITE DER GLOBALISIERUNG

Fair übers Meer! 
Für humane Arbeitsbedingungen und 
mehr Umweltschutz im Seeverkehr
Nadja Ziebarth

Der Schiffsverkehr ist zu einem Schlüsselelement der 
Globalisierung geworden. Rund 90 Prozent des interna-
tionalen Güterverkehrs werden über See abgewickelt. 
Die Kehrseite allerdings wird selten wahrgenommen. Die 
ungerechte Bezahlung der Besatzungen, inhumane Ar-
beitsbedingungen und ein umweltschädigender Schiffs-
betrieb spiegeln in kleinerem Maßstab die strukturellen 
Ungerechtigkeiten des Welthandels wider. Vor allem die 
Praktiken der sogenannten Billigflaggen sorgen für ein 
extrem niedriges Kostenniveau, das durch menschenun-
würdige  Arbeitsbedingungen und einen sorglosen Um-
gang mit Emissionen verursacht wird. Nadja Ziebarth 
erörtert die Arbeitsbedingungen auf den Containerschif-
fen und beschreibt die Umweltfolgen durch Schiffsemis-
sionen, durch Systeme der Abgasreinigung, durch die 
illegale Verklappung von Müll und das Einschleppen 
fremder Arten im Ballastwasser. Abschließend werden 
Forderungen der Kampagne „Fair übers Meer“ skizziert, 
die einen sozial gerechten und umweltverträglichen See-
verkehr fokussieren. 

Die Kehrseite der Globalisierung

Ohne Schiff fahrt gäbe es kaum globalen Handel. Rund 
90 Prozent des internationalen Güterverkehrs werden 
über See abgewickelt. Längst ist der Schiffsverkehr zu ei-
nem Schlüsselelement der Globalisierung geworden. Kno-
tenpunkte sind die großen Häfen, in denen die Waren – 
ganz überwiegend in Containern – umgeschlagen wer-
den, um sie bis in den letzten Winkel des Erdballs zu ver-
teilen. Rund 50.000 Handelsschiffe zählen zu diesem 
weltumspannenden Netz der Logistik. An Bord dieser 
Schiffe treffen auf engstem Raum Menschen mit Waren, 
mit Schiffs- und Umwelttechnik im Zeichen der interna-
tionalen Arbeitsteilung zusammen. Ihre Situation an Bord 
spiegelt in kleinerem Maßstab die strukturellen Ungerech-
tigkeiten des Welthandels wider: Denn die Bedingungen, 
unter denen sie leben und arbeiten, sind alles andere als 
fair. Ungleiche oder ungerechte Bezahlung der Besatzun-
gen, schlechte oder gar menschenverachtende Arbeits-
bedingungen, umweltschädlicher Schiffsbetrieb – in der 
Öffentlichkeit ist über diese und weitere Bedingungen we-
nig bekannt. Nur sie aber ermöglichen jenes extrem nied-
rige Niveau der Kosten für Transport und Verladung, wel-
ches das „Globalisierung“ genannte ungerechte Welthan-
delssystem kennzeichnet. Prägnantes Beispiel für diese 
Ungerechtigkeit auf See sind jene Schiffe, die unter soge-
nannten Billigflaggen fahren. Weltweit gelten derzeit die 
Nationalflaggen von 35 Staaten nach Definition der Inter-

nationalen Transportarbeiter-Föderation (ITF) als Billig-
flaggen. 
Grundsätzlich unterliegt jedes Schiff den Gesetzen des 
Staates, dessen Flagge es führt. Reeder haben aber die 
Möglichkeit, ihre Schiffe dort zu melden, wo es ihnen passt 
– die Billigflaggenstaaten bieten ihnen Vorteile, denn sie 
dulden Sozialdumping, unkontrollierte Arbeitsverhältnisse 
und ungeregelte Arbeitsbedingungen. Das System ist des-
halb besonders verwerflich, weil die meisten Billigflaggen-
staaten sich um die Verwaltung „ihrer“ Schiffsregister gar 
nicht kümmern, sondern diese Aufgabe gegen Gebühr an 
externe Kanzleien verhökern. Eine Liberia-Flagge bekommt 
man beispielsweise in Vienna im US-Bundesstaat Virginia, 
eine Antigua-Flagge sogar im nordwestdeutschen Olden-
burg. Ist das Schiff „umgeflaggt“, gelten die Tariflöhne des 
Herkunftslandes nicht mehr. Und selbst die Mindeststan-
dards der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) oder 
der ITF werden häufig unterschrit ten. 
56 Prozent des weltweiten Seehandels werden auf Billig-
flaggen-Schiffen transportiert. Ihre Besatzungen stammen 
vorwiegend aus Ländern des globalen Südens (Indien, Pa-
kistan, Philippinen) oder aus den Billiglohnländern Euro-
pas (Lettland, Ukraine, Kroatien u. a.). Die Seeleute arbei-
ten meist befristet für etwa neun Monate ohne Feier- oder 
Ruhetage, Gesundheitsschutz oder Urlaubsanspruch. Ihre 
Bezahlung ist oft willkürlich, viele erhalten gar keinen Lohn 
oder werden sogar versklavt. Aus Angst, ihren Job zu ver-
lieren, erdulden sie menschenunwürdige Lebens- und Ar-
beitsbedingungen. 
Auch die Folgen des Seeverkehrs für die Umwelt sind 
 weltweit verheerend. Ausgemusterte Schiffe werden in 
 Pakistan, Indien oder Bangladesch abgewrackt. Das ge-
schieht unter oft sklavereiähnlichen Bedingungen, häufig 
auch durch Kinder und Jugendliche. Nahezu alle Gefahr-
stoffe des Schiffes gelangen dabei ungehindert in die Um-
welt. 

Umweltschutz im Seeverkehr

Jeder auf die Umwelt bezogene Vortrag aus der Schiff-
fahrtsbranche beginnt mit der Aussage, Seeschiffe seien 
die umweltfreundlichsten Verkehrsmittel überhaupt. Dabei 
bringt die Schiff fahrt für den Meeresschutz eine Reihe von 
Problemen mit sich. Beispiele sind die Umweltfolgen der 
Schiffsemissionen sowie die Auswirkungen des Einsatzes 
von Systemen zur Abgasreinigung, sogenannten Scrub-
bern, der Mülleintrag im Meer und das Ballastwasser.
Der Treibstoff von Schiffen, die in der Nord- und Ostsee 
verkehren, darf seit Januar 2015 maximal 0,1 Prozent 
Schwefel enthalten. Doch seit der Revision des Internatio-
nalen Übereinkommens zur Verhütung der Meeresver-
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schmutzung durch Schiffe (MARPOL) kann die Schiff fahrts-
industrie ihre Emissionen auch durch die Nachbehandlung 
von Abgasen reduzieren – als Alternative zum Tanken von 
schwefelarmen Treibstoffen. Vor die Wahl gestellt, haben 
sich die Carnival Corporation, eine der großen Kreuzfahrt-
reedereien, und die Norwegische Gas-Tankerreederei 
Solvang für den Einbau der Scrubber entschieden. 
Der Einsatz von Nachbehandlungsanlagen hat das Prob-
lem des Schadstoffausstoßes von Schiffen allerdings nur 
von der Luft ins Wasser verlagert. Die Scrubber leiten die 
Abgase in ein Reinigungsmedium, das kann See-, Frisch-
wasser oder ein Trockengranulat sein. Ein Großteil der In-
haltsstoffe wird darin gelöst oder reagiert chemisch mit 
dem Wasser bzw. Granulat und wird so aus dem Abgas-
strom entfernt. Bei Scrubbern mit offenen Systemen wird 
das Abwasser in die Meeresumwelt eingeleitet, im ge-
schlossenen Systemmodus wird es zum größten Teil wieder 
in den Prozess zurückgeführt. Die Abwässer, die dabei ent-
stehen und ins Meer eingeleitet werden, sind aus Sicht des 
Meeresnaturschutzes kritisch, denn sie enthalten schädli-
che Substanzen aus dem Abgas, etwa Schwermetalle, so-
wie viele Inhaltsstoffe, für die gar keine von der Internatio-
nalen Meeresorganisation (IMO) empfohlenen Grenz-
werte existieren.
Bei der Nachbehandlung von Schiffsabgasen im offenen 
System fallen etwa 45 Tonnen Abwasser pro Kilowatt-
stunde an. Dieser Wert ist abhängig von der Alkalinität 
des Seewassers, d.h. dem Vermögen des Wassers, Säure 
zu binden. Ist die Alkalinität gering – so der Fall in der öst-
lichen und nördlichen Ostsee sowie im Fluss- und 
Ästuarbereich1 –, benötigt man mehr Wasser, um die ge-
forderte Reinigungsleistung zu erzielen. Der Scrubber der 
dänischen Ostseefähre Ficaria Seeways mit einer Haupt-
maschine von 21 Megawatt produziert im geschlossenen 
Modus zwei bis vier Kubikmeter Abwasser pro Stunde und 
im offenen Modus tausend Kubikmeter. Bei Scrubbern, die 
im geschlossenen Modus betrieben werden, finden sich im 
Abwasser unter Umständen noch Reste von Zuschlagsstof-
fen aus dem Reinigungsprozess, etwa Flockungsmittel. 

Eine Studie des Umweltbundesamts zu den Umweltfolgen 
von Scrubbern hat die Schadstoffeinträge von Schiffen 
abgeschätzt (vgl.  Tabelle 1). Das Beispielschiff ist hier ein 
kleiner Tanker mit einer Kapazität von 15.000 Tonnen, der 
in der Nord- und Ostsee verkehrt und z.B. auf einer Strecke 
von Kiel nach Stralsund in einem offenen Scrubbersystem 
20 Gramm Blei in die Meeresumwelt abgibt. 

Die europäische Wasserrahmenrichtlinie listet besonders 
gefährliche, sogenannte prioritäre Stoffe, darunter Blei, 
Quecksilber, Naphtalin und Nickel – sie alle sind im Scrub-
ber-Abwasser enthalten. Nach derzeitigen Erkenntnissen 
besteht zwar keine akute Gefahr, dass ihre Grenzwerte für 
die zulässige Höchstkonzentration pro Jahr überschrit ten 
werden. Nicht abbaubare Schadstoffe wie Schwermetalle 
reichern sich jedoch im Sediment und in Tieren und Pflan-
zen an. Dieser Prozess läuft auch dem Ziel der europäi-
schen Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie, einen guten öko-
logischen Zustand in den Meeren zu erreichen, zuwider.2 
Steigt die Anzahl der auf den Schiffen in der Nord- und 
Ostsee genutzten Scrubber deutlich an, ist zu befürchten, 
dass die Umwelt in den ökologisch sensiblen und bereits 
stark vorbelasteten Küstengewässern sowie den beengten 
Wasserkörpern der Hafenzufahrten und Häfen erheblich 
belastet werden wird. 
Ein weiterer wichtiger Faktor bei der Bewertung der ökolo-
gischen Auswirkungen von Nachbehandlungsanlagen ist 
auch der Wasserdurchsatz. Es gilt als sicher, dass das 
Scrubber-Abwasser keine lebenden Organismen mehr ent-
hält. Die mit dem Seewasser aufgenommenen Mikroalgen 
und jegliches Makrozoobenthos, das heißt im Gewässer-
boden lebende, mit menschlichem Auge erkennbare Orga-
nismen, sind damit der Nahrungskette entzogen. Wie stark 
ihr Fehlen das marine Ökosystem des Wattenmeers, der 
Ostsee, der Ästuare und der Häfen in Zukunft beeinträchti-

Tabelle 1: Schadstoffeinträge eines Tankers (Angaben in Gramm/Kilogramm)

Route Kiel-
Stralsund

Kiel-
Göteborg

Kiel-
Brunsbüttel

Hamburg-
Cuxhaven

Hamburg-
Brunsbüttel

Emden-
Cuxhaven

SM1 104 230 54 56 37 148
Vanadium SW2 251 554 73 101 67 356

FW3 0,01 0,02 0,00 0,00 0,00 0,01
Blei SW 20 45 6 8 5 29

FW 0,012 0,026 0,003 0,005 0,003 0,017
Arsen SW 0,3 0,7 0,1 0,1 0,1 0,4
Nickel SW 63 140 18 26 17 90
Quecksilber SW 0,1 0,3 0,0 0,1 0,0 0,2
Kupfer SW 178 393 52 72 48 253
Zink SW 307,55 680,17 89,97 124,44 82,22 437,67
Öl in kg SW 0,62 1,36 0,18 0,25 0,16 0,88
Nitrat SW 200 442 58 81 53 284

Menge der Schadstoffe pro Route eines Tankers mit der Kapazität von 15.000 Tonnen, dessen Abgase von sogenannten Scrubbern im offenen System 
nachbehandelt werden. 
1 SM = Seemeilen, 2 = Saltwater – offenes System, 3 = Freshwater – geschlossenes System

Quelle: Lange, Beate (2014): Auswirkungen von Abgasnachbehandlungsanlagen/Scrubbern auf die Umweltsituation in Häfen und Küstengewässern. 
Umweltbundesamt. Dessau-Roßlau, S. 27.
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gen wird, wurde noch nicht untersucht. In jedem Fall muss 
das Einleiten von Scrubber-Abwässern in die inneren Ge-
wässer, also die Gewässer zwischen dem Hafen und der 
See umgehend verboten werden. Darüber hinaus gilt es, 
die internationalen Anstrengungen zur einheitlichen Rege-
lung hin zur ausschließlichen Nutzung geschlossener Sys-
teme in Nord- und Ostsee zu verstärken und ein effektives 
Kontroll- und Bußgeldsystem einzuführen.

Die Vermüllung der Meere

Müll im Meer ist ein drängendes Thema. Auch die Schiff-
fahrt ist an der Vermüllung der Meere beteiligt, gleichwohl 
Schiffsmüll nur einen Teil der Müllmenge im Meer ausmacht: 
So gelangen Abfälle aktiv und aus Versehen über Bord. 
Die Wirkung von kleinen Plastikteilen ist vor allem chemi-
scher Natur. Mikroplastik hat eine chemisch sehr aktive 
Oberfläche und bindet toxische Stoffe an seine Oberflä-

che. Darüber hinaus enthält Plastik selbst toxische Stoffe 
wie Phthalate (PVC-Weichmacher) und Flammschutzmittel. 
Problematisch wird diese chemische Komponente, wenn 
Mikroplastik von filtrierenden Tieren wie Muscheln aufge-
nommen wird. Das Mikro- und Makroplastik kann zu Verlet-
zungen und Schädigungen im Tier führen, außerdem gelan-
gen die Schadstoffe so in die Nahrungskette. 
MARPOL, das Übereinkommen zur Verhütung der Meeres-
verschmutzung durch Schiffe, verbietet den Mülleintrag mit 
Ausnahme von Lebensmittelabfällen. Das Problem besteht 
daher vor allem in der illegalen Einleitung von Müll in die 
Meere. Während die Hafenstaatkontrolle über die Einhal-
tung von MARPOL wacht und Mülltagebücher führt, ist es 
fast unmöglich, illegale Entsorgung nachzuweisen, wenn 
eine Verbrennung an Bord noch erlaubt ist. Verbrennungs-
asche lässt keine Rückschlüsse auf die Menge des ver-
brannten Mülls zu. Um illegale Entsorgung effektiv zu ver-
hindern, sollte die Müllverbrennung an Bord daher auf in-
ternationaler Ebene verboten werden.

Ballastwasser

Eine potenzielle Eintragsquelle für gebietsfremde Orga-
nismen ist das Ballastwasser von Schiffen. Gebietsfremde 
Organismen können sich unter Umständen invasiv ausbrei-
ten und dadurch die standorttypischen Gemeinschaften 
von Organismen bedrohen und ökologische und ökonomi-
sche Schäden sowie Gesundheitsrisiken verursachen. In 
der Ostsee sind mittlerweile 119 „fremde Arten“ bekannt. 
Um die Einschleppung fremder Arten durch das Ballast-
wasser von Schiffen zu verhindern, beschloss die Internati-
onale Meeresorganisation (IMO) bereits 2004 die Ballast-
wasserkonvention (BWC).
Die BWC trit t zwölf Monate nach der Ratifizierung von 
mindestens 30 Staaten in Kraft, die gemeinsam mindestens 
35 Prozent der Welthandelstonnage repräsentieren. Der-
zeit haben 81 Staaten die BWC ratifiziert. Doch auch das 
hoffentlich in den kommenden Jahren Inkrafttreten der 
BWC wird das Einschleppen fremder Arten durch Ballast-
wasser nicht vollständig unterbinden können. Schließlich 
lässt sich keineswegs sicherstellen, dass alle Organismen 
im Ballastwasser vor dem Auslass abgetötet wurden. 
Der Erfolg der Ballastwasserkonvention hängt nun davon 
ab, die Risiken für den Artentransfer durch bestimmte 
Schiffe richtig abzuschätzen. Das ist nur auf der Basis von 
soliden Daten zu lokalen Organismengemeinschaften 
möglich. Gegenwärtig weiß man allerdings noch viel zu 
wenig über die Organismengemeinschaften in den Häfen. 
Daher sollte die Bundesregierung das Engagement für um-
fangreiche Aufnahmen bestimmter Arten verstärken und 
keine Ausnahmeregelungen erteilen, solange die Daten-
basis nicht valide ist. Ebenso sollten alle fremden Organis-
men, die neu entdeckt werden, als potenziell invasiv gel-
ten. Das derzeitige System zur Bekämpfung solcher Arten 
ist zu träge, um wirkungsvoll zu sein. Deshalb sollte die 
Bundesregierung einen Fonds einrichten, der ein soforti-
ges Eingreifen möglich macht.
Diese Beispiele zeigen, dass die Schiff fahrt noch viel Mee-
resschutzpotenzial hat und nicht per se umweltfreundlich 
ist. Wir sollten uns nicht blenden lassen, d.h.  Güterströme, 
Konsum und die Globalisierung bringen immer auch um-
weltbelastende und zerstörende Transportwege mit sich 
– auch die Schiff fahrt. 

Ohne Schifffahrt gibt es keinen globalen Handel. Rund 
90 Prozent des internationalen Güterverkehrs werden über 
See abgewickelt. Der Schiffsverkehr ist längst zu einem 
Schlüsselelement der Globalisierung geworden. Die Kehr-
seite allerdings – inhumane Arbeitsbedingungen und ein 
umweltschädigender Schiffsbetrieb – wird selten wahrge-
nommen.  picture alliance/dpa
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Es ist an der Zeit, in der Gestaltung einer gerechten und 
umweltfreundlichen Weltwirtschaft auch den Seeverkehr 
und seine Bedingungen zu berücksichtigen. Die Situation 
der Meeresverschmutzung und von rund 1,2 Millionen See-
leuten darf nicht länger ausgeblendet werden. In der Kam-
pagne „Fair übers Meer“ – ein Bündnis aus Arbeitnehmer-
vertretungen und Nichtregierungsorganisationen – wer-
den deshalb die nachfolgenden Forderungen an Politik 
und Wirtschaft gestellt:
 l Nach internationalem Recht sollen Schiffe unter der 

Flagge des Staates fahren, in dem der nutznießende Ei-
gentümer ansässig ist. Und es soll eine „echte Verbin-
dung“ zwischen dem Schiff und seinem Flaggenstaat 
bestehen. Diese Normen müssen endlich weltweit ver-
bindlich werden.
 l Jedes Schiff muss eine tarifliche Vereinbarung mit einer 

Seeleutegewerkschaft seines Flaggenstaates abschlie-
ßen. Billigflaggenschiffe müssen wenigstens einen Tarif-
vertrag der Internationalen Transportarbeiter-Födera-
tion (ITF) vorweisen können. Der ITF-Tarif als Mindest-
standard darf auf keinem international fahrenden Schiff 
mehr unterschrit ten werden. 
 l Im Kampf gegen Billigflaggen und schlechte Arbeitsbe-

dingungen müssen die amtlichen Schiffskontrollen in 
den Häfen (Hafenstaatkontrolle) quantitativ ausgewei-
tet und qualitativ verschärft werden.
 l Um die Teilhabe der Länder des globalen Südens am 

internationalen Seetransport zu fördern, hat die Welt-
handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Na-
tionen (UNCTAD) schon vor vielen Jahren eine feste Ver-
teilung des Ladungsaufkommens vorgeschlagen: Je 40 
Prozent durch Schiffe des Export- und des Importlandes, 
20 Prozent durch Drit te. Im Interesse einer globalen Fair-
ness muss dieser UNCTAD-Kodex 40-40-20 politisch 
wieder aufgegriffen und vorangetrieben werden. 
 l Allen Beschäftigten an Bord und in den Häfen muss un-

abhängig von ihrer Staatsangehörigkeit gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit gezahlt werden. 
 l Der Transportweg eines Produkts muss transparent sein 

und auf allen Produkten oder in geeigneter Form öffent-
lich gemacht werden.
 l Alle am Seehandel teilnehmenden Nationen müssen ein 

ihrer Flottengröße entsprechendes Maß an nationaler 
Ausbildung und Beschäftigung auf Schiffen unter eige-
ner Flagge gewährleisten, um das maritime Knowhow 
zu erhalten. 
 l Die immer größer werdenden Schiffe – Ausdruck massiv 

betriebener Kostensenkung und verdrängenden Wett-
bewerbs – gefährden zunehmend die von ihnen anzu-
laufenden Küsten- und Flussökosysteme. Schiffe müssen 
sich den vorhandenen Zufahrtswegen zu den Häfen an-
passen, nicht umgekehrt.
 l Um die negativen Folgen der Schiff fahrt auf Umwelt, 

Klima und die menschliche Gesundheit zu vermindern, 
müssen Schiffe mit höherwertigen oder alternativen 
Kraftstoffen und Antrieben fahren und Systeme zur Ab-
gasreinigung einsetzen. Ein generelles Schwerölverbot 
ist überfällig.
 l Die deutsche Politik soll sich auf internationaler Ebene 

für ein komplettes Verbot der Entsorgung von Abfall und 
Ölgemischen auf den Weltmeeren einsetzen. Weltweit, 
zumindest aber europaweit, ist sämtlichen einlaufenden 
Schiffen in den Häfen ein System zur verpflichtenden 
Abgabe von Abfällen jeder Art anzubieten. Auf allen 

Schiffen muss geeignete Zwischenlagerung ausrüs-
tungspflichtig werden. 
 l Um das Abwracken von Schiffen unter ökologischen und 

sozial verantwortlichen Rahmenbedingungen zu ge-
währleisten, muss Deutschland nicht nur selbst endlich 
die Hongkong-Konvention aus dem Jahre 2009 ratifizie-
ren, sondern sich auch in der EU und international dafür 
einsetzen. 
 l Handelsunternehmen sollen mit Reedereien arbeiten, 

die in der Positivliste der „Shipbreaking Platform“, der 
Liste verantwortungsbewusster Schiffseigner (list of res-
ponsible shipowners), aufgeführt sind.
 l Schiffe sollten künftig so gebaut werden, dass sie sich 

umwelt- und sozialverträglich betreiben, nutzen, zerle-
gen und recyceln lassen.

Der faire Handel, die öffentliche Beschaffung sowie Unter-
nehmen mit staatlicher Beteiligung sollten im Rahmen ihrer 
Vorbildfunktion ihre Produkte nur noch von solchen Reede-
reien, Hafen- und Logistikunternehmen transportieren las-
sen, die nicht auf unstete Beschäftigung, Billigarbeits-
plätze an Bord wie an Land oder Leiharbeit setzen und die 
nach Tarif bezahlen.
Es ist an der Zeit, in der Gestaltung einer gerechten und 
umweltfreundlichen Weltwirtschaft auch den Seeverkehr 
und seine Bedingungen zu berücksichtigen. Deshalb for-
dert die Kampagne „Fair übers Meer!“ Politik und Wirt-
schaft auf, Fairness endlich auch im Handel über See zu 
verwirklichen.3 Denn nur ein breites zivilgesellschaftliches 
Bündnis mit Druck von unten kann das Gerangel um Billig-
flaggen und die Arbeitsbedingungen auf den Schiffen 
durchleuchten, aufdecken und verändern. 

ANMERKUNGEN

 1  Ein Ästuar ist der breite Wasserkörper an der Mündung eines Flusses 
oder Stroms an einer meist flachgründigen Senkungsküste. 
 2  Vgl. den Beitrag von Bettina Taylor in diesem Heft. 
 3  Mehr zur Kampagne „Fair übers Meer!“ unter: www.waterkant.info 
[18.10.2019]. 

Nadja Ziebarth, Leiterin des BUND Meeresschutzbüros, Diplom 
Meeresbiologin, studierte an der Universität Bremen und dem 
Alfred-Wegener-Institut, Bremerhaven. Sie ist seit 20 Jahren im 
nationalen und internationalen Meeresschutz tätig und seit 2009 
BUND Expertin für den Meeresschutz.
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DIE ORDNUNG DER MEERE

Ocean Governance: Schutz und Nutzung 
der Meere durch Seevölkerrecht 
Sabine Schlacke, Benedikt Huggins

Die Ordnung der Weltmeere durch internationales Recht 
ist von einer langen historischen Entwicklung geprägt, 
die in dem Seerechtsübereinkommen der Vereinten Na-
tionen eine bedeutsame Kodifikation erfahren hat. Die 
Rechte und Pflichten auf der See, in den Weltmeeren und 
für den Meeresuntergrund sind in einem abgestuften Sys-
tem von staatlichen Souveränitäts- über Hoheitsrechten 
bis hin zu einem Welterbe zusammengefasst. Besonder-
heiten stellen insbesondere Bereiche dar, die keiner oder 
nur eingeschränkter staatlicher Kontrolle unterworfen 
sind. Der Beitrag von Sabine Schlacke und Benedikt Hug-
gins zeigt auf, wie das Seevölkerrecht die maritimen Ge-
biete kategorisiert und wie es gegenüber aktuellen Her-
ausforderungen, insbesondere des Meeresumweltschut-
zes, gewappnet ist. 

Wem gehört das Meer?

In der Vergangenheit hat der Mensch beinahe alle Land-
massen besiedelt. Er hat Staaten gegründet, zu deren we-
sentlichem Element neben dem Volk das Territorium zählt, 
über das Herrschaftsgewalt ausgeübt wird. Zu Beginn der 
Neuzeit konnten immer stärker die Ozeane befahren wer-
den. Einige Staaten, wie Spanien, Portugal und England, 
beanspruchten Meere – wie die See um die britischen In-
seln – als eigenes Territorium und verweigerten Schiffen 
anderer Staaten die Durchfahrt. Theoretisch begründet 
hat diesen Ansatz der britische Gelehrte John Selden in 
seinem Werk „Mare clausum“ (1635). Der niederländische 
Jurist und Philosoph Hugo Grotius hatte bereits 1609 die 
Meere als internationale Gewässer eingeordnet, deren 
Durchfahrt für alle Schiffe, unabhängig von ihrer nationa-
len Zugehörigkeit, zu Handelszwecken frei ist („Mare libe-
rum“). Grotius‘ Ansatz, der als Vater des Seevölkerrechts 
bezeichnet werden kann, setzte sich mit dem zunehmen-
den Seehandel durch. 1703 vertrat Cornelis van Byn-
kershoek eine vermittelnde Ansicht, nach der ein Küsten-
staat Eigentum am Meer hat, soweit er es beherrschen 
kann. Da die damalige Geschützreichweite drei Seemeilen 
weit reichte, entwickelte sich hieraus die Zone des Meeres, 
die noch zum Küstenstaatsgebiet zählt (sog. Kanonen-
schussregel). 
Die vermehrte und intensivierte Nutzung der Meere nicht 
nur durch Seehandel (Seeschiff fahrt), kriegerische Ausein-
andersetzungen und als Nahrungsquelle (Fischerei), son-
dern auch zum Ressourcenabbau (Tiefseebodenbergbau), 
zur Abfallentsorgung sowie der Verlegung von Pipelines 
und Kabeltrassen führte zu Konflikten über die Reichweite 
der küstenstaatlichen Herrschaft über die Meere. Mitte 
des letzten Jahrhunderts stieg das Bedürfnis der Staaten-
gemeinschaft, die räumlichen und sachlichen Befugnisse 

des Küstenstaates rechtlich zu regeln. Nach drei internati-
onalen Seerechtskonferenzen (1958 bis 1982) verabschie-
deten die Vereinten Nationen am 10.12.1982 das See-
rechtsübereinkommen (SRÜ). Es trat am 16.11.1994 in Kraft 
und wurde von 167 Staaten ratifiziert. Das SRÜ stellt eine 
umfassende Rechtsordnung für die weltweiten Meere auf. 
Es regelt alle in Betracht kommenden Nutzungen des Mee-
resraumes und seiner Ressourcen, klärt die Zugehörigkeit 
von Gewässern zum Staatsgebiet sowie staatliche Ho-
heitsrechte und Verpflichtungen. Deshalb wird es als „Ver-
fassung der Meere“1 bezeichnet. Für Länder, die ihm nicht 
beigetreten sind, wie etwa die USA, entfalten wesentliche 
Bestimmungen als Völkergewohnheitsrecht dennoch eine 
Bindungswirkung.2 

Die Zonierung der Meere

Das Seerechtsübereinkommen unterteilt die Meere in un-
terschiedliche Zonen. In Abhängigkeit von dem jeweiligen 
Meeresbereich weist das Übereinkommen den angrenzen-
den Küstenstaaten oder anderen Staaten bestimmte 
Rechte und Pflichten zu. Als Faustformel gilt, dass die Rechte 
des Küstenstaates mit zunehmender Entfernung zur Küste 
abnehmen. Berechnet werden die Zonen immer ausge-
hend von der Landgrenze, wie sie sich bei der durchschnitt-
lichen Ebbe darstellt, die als Basislinie bezeichnet wird. 
Alle Gewässer, die sich zwischen dem Territorium des 
Staates und der Basislinie befinden, sind Gebiete des je-
weiligen Küstenstaats (sogenannte innere Gewässer). Ent-
sprechend gehört das norddeutsche Wattenmeer der 
Nordsee zum deutschen Staatsgebiet. 

Das Küstenmeer
Das seewärtig an die Küste angrenzende Gewässer wird 
als Küstenmeer bezeichnet, was auf die sogenannte Kano-
nenschussregel zurückzuführen ist (s. oben).3 Nach dem 
Seerechtsübereinkommen können die Küstenstaaten das 
Küstenmeer von der Basislinie bis zu 12 Seemeilen (eine 
Seemeile entspricht 1852 Meter) ins Meer hinaus prokla-
mieren. Diese Berechnung gilt auch für die Inseln eines 
Staates. So ist beispielsweise das Nordseegewässer mit 
einem Radius von 12 Seemeilen um die Insel Helgoland 
deutsches Staatsgebiet. Über innere Gewässer und das 
Küstenmeer übt der Küstenstaat seine volle Territorialge-
walt aus,4 was auch den Luftraum einschließt. Der Küsten-
staat kann die Nutzung, etwa die Fischerei, beschränken 
oder verbieten und das Anlaufen seiner Häfen von be-
stimmten Voraussetzungen abhängig machen. Begrenzt 
werden die Hoheitsrechte des Küstenstaates lediglich 
durch das Recht der friedlichen Durchfahrt (Art. 17 ff. See-
rechtsübereinkommen).
An das Küstenmeer schließt sich die sogenannte Anschluss-
zone an, in welcher der Küstenstaat bestimmte Hoheits-
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rechte, z. B. die Steuerhoheit, ausüben kann. Die Bedeutung 
der Anschlusszone ist allerdings begrenzt, da nur zwei Drit-
tel aller Küstenstaaten hiervon Gebrauch machen.5 

Ausschließliche Wirtschaftszone
Küstenstaaten können darüber hinaus bestimmte Hoheits-
befugnisse in der sogenannten Ausschließlichen Wirt-
schaftszone (AWZ, engl.: exclusive economic zone) in An-
spruch nehmen, indem sie eine solche ausweisen.6 Hierbei 
handelt es sich um eine Meereszone, die an die Anschluss-
zone angrenzt und ab der Basislinie bis zu 200 Seemeilen 
weit ins Meer reicht. Die AWZ erstreckt sich sowohl auf die 
Wassersäule als auch auf den Meeresboden und -unter-
grund. Sie zählt nicht zum Hoheitsgebiet des jeweiligen 
Küstenstaates. Diesem werden allerdings souveräne 
Rechte für bestimmte Nutzungen in dieser 200-Seemeilen-
Zone zugewiesen, wie die Ausbeutung lebender und nicht-
lebender Ressourcen oder die Nutzung des Windes zur 
Erzeugung von Energie sowie Hoheitsbefugnisse für die 
Errichtung und Nutzung von künstlichen Inseln, die wissen-
schaftliche Meeresforschung und den Schutz und die Be-
wahrung der Meeresumwelt.7 Flankiert wird dies mit sach-
lich begrenzten Hoheitsrechten zur Kontrolle und Durch-
setzung der Nutzungsrechte gegenüber Drit tstaaten. Die 
Kontrollrechte schließen auch das Festhalten von Schiffen 
mit ein, die gegen Vorschriften des Küstenstaates, die das 
Verhalten in der Ausschließlichen Wirtschaftszone betref-
fen, verstoßen.8

Die Hohe See: Internationale Gewässer
Außerhalb der Ausschließlichen Wirtschaftszone muss 
zwischen der Wassersäule und dem Meeresboden unter-
schieden werden. Die Wassersäule wird als Hohe See 
oder Internationale Gewässer bezeichnet. Da die Hohe 
See keiner staatlichen Kontrolle untersteht und das See-
rechtsübereinkommen auch keinem Staat besondere Be-
fugnisse zuweist,9 ist sie nicht okkupationsfähig. Sie steht 
stattdessen allen Staaten, auch solchen ohne direkten Zu-
gang zum Meer, offen. Das Seerechtsübereinkommen ga-
rantiert darüber hinaus jedem Staat einen nicht abschlie-
ßenden Katalog sogenannter Meeresfreiheiten.10 Zu die-
sen zählen die Freiheit der Schiff fahrt, des Überflugs, der 

Fischerei, der Verlegung unterseeischer Kabel und Rohrlei-
tungen, der Errichtung künstlicher Inseln und Anlagen so-
wie der wissenschaftlichen Forschung.11 Deshalb wird die 
Hohe See auch als Raum rechtlich geordneter Freiheit be-
zeichnet. Diese Freiheiten obliegen allen Staaten, im Übri-
gen auch in der AWZ. 
In der Nord- und Ostsee und im Mittelmeer findet sich – im 
Unterschied zu den Ozeanen – aufgrund der Ausschließli-
chen Wirtschaftszonen der Anrainerstaaten kaum Raum 
für eine Hohe See.12

Der Festlandsockel
Der Festlandsockel ist die natürliche Verlängerung der 
Landmassen jenseits des Küstenmeeres unterhalb der 
Wassersäule bis zum Ende des Kontinentalabhangs.13 Der 
Festlandsockel gehört nicht zum Staatsgebiet, jedoch wer-
den dem jeweiligen Küstenstaat für die Nutzung souve-
räne Rechte zugesprochen,14 ohne dass es dafür auf eine 
konstituierende Erklärung ankommt. Die Nutzungsrechte 
erstrecken sich auf die Erforschung des Meeresgrundes 
und -untergrundes sowie auf die Ausbeutung der natürli-
chen Ressourcen, etwa dem Abbau von Gas und Öl.
Grundsätzlich wird der Festlandsockel bis zu einer Entfer-
nung von 200 Seemeilen ab der Basislinie dem Küstenstaat 
zugerechnet. Daher reicht der Festlandsockel regelmäßig 
nicht weiter als die als AWZ proklamierte Meereszone. 
Reicht der Festlandsockel dennoch weiter, kann der Küs-
tenstaat den Festlandsockel über die 200-Seemeilen-Zone 
hinaus bis zu maximal 350 Seemeilen erweitern.15 Dazu 
muss der Küstenstaat die Verlängerung bei der sogenann-
ten Festlandsockelkommission, die durch das SRÜ errichtet 
wurde,16 beantragen, die hinsichtlich der Festlegung des 
Festlandsockelrandes Empfehlungen abgibt.

Der Tiefseeboden (das „Gebiet“)
Unterhalb der Hohen See, also außerhalb der Ausschließ-
lichen Wirtschaftszone, befindet sich ggf. noch ein Stück 
des Festlandsockels (s.o.), oder falls dieser endet, der so-

Abbildung 1: 
Die mögliche Ausdehnung 
der Ausschließlichen 
 Wirtschaftszonen sowie die 
derzeit beantragten Erweite-
rungen des Festlandsockels.

Quelle: worldoceanreview.com
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genannte Meeresboden. Der verbleibende Meeresboden, 
der weder dem Festlandsockel, der Ausschließlichen Wirt-
schaftszone noch dem Territorium eines Staates zugehörig 
ist, wird als „das Gebiet“ bezeichnet. Ähnlich der Hohen 
See ist das Gebiet nicht okkupationsfähig und wurde als 
das gemeinsames Erbe der Menschheit deklariert.17 Seine 
Verwaltung obliegt der Internationalen Meeresbodenbe-
hörde, einer internationalen Behörde, die durch das See-
rechtsübereinkommen geschaffen wurde und die sich aus 
den Vertragsparteien zusammensetzt.18 Im Gegensatz zur 
Hohen See ist die Nutzung des Meeresbodens und -unter-
grundes nicht erlaubnisfrei.19 Von besonderem wirtschaft-
lichem Interesse ist der Abbau von sogenannten Mangan-
knollen, die sich in Tiefen von 4000 bis 6000 Meter auf dem 
Meeresboden befinden. Hierbei handelt es sich um knol-
lenhafte Metallablagerungen, die aus unterschiedlichen 
Metallen, überwiegend aber aus Mangan, bestehen. Er-
teilt wird die Lizenz zum Abbau der Manganknollen durch 
die Internationale Meeresbodenbehörde, die die Befugnis 
hat, weitergehende Regelungen u.a. zum Meeresumwelt-
schutz zu erlassen.20 Diese Befugnis stellt eine Besonder-
heit des internationalen Rechts dar, das viel versprechende 
Ansätze bietet, eine effektive Verwaltung des „Gebiets“ zu 
gewährleisten.
Das Seerechtsübereinkommen weist (Küsten-)Staaten nicht 
nur Rechte und Freiheiten zu, sondern normiert auch Pflich-
ten. Beispielhaft wird nachfolgend auf den Schutz der 
Meeresumwelt sowie den Schutz Schiffbrüchiger einge-
gangen.

Der Schutz der Meeresumwelt

Der Druck auf die Meeresumwelt durch die Nutzung der 
Meere hat sich in den letzten Jahrzehnten erhöht. Meeres-
umweltbeeinträchtigungen können durch Fischerei, Schad-
stoffeinträge, insbesondere Öle und Kunststoffe, Treib-
hausgasemissionen, Nährstoffeinträge durch etwa Flüsse, 
Belastungen durch die Seeschiff fahrt, bauliche Eingrif fe, 
militärische Nutzungen sowie Tourismus ausgelöst wer-
den.21

Den diesbezüglich wohl wichtigsten Abschnitt des SRÜ 
stellt Teil XII dar, der erstmalig einen allgemeinen völker-
rechtlichen Rahmen für einen weltweiten Meeresumwelt-
schutz zur Verfügung stellt. Generell werden alle Staaten 
verpflichtet, die Meeresumwelt zu schützen und zu bewah-
ren.22 In welchem Umfang die Staaten zu Schutz und Be-

wahrung der Meeresumwelt beitragen sollen und müssen, 
wird recht vage zum Ausdruck gebracht: So sind sie etwa 
dazu verpflichtet, die notwendigen Maßnahmen zum 
Schutz und zur Erhaltung bedrohter und gefährdeter Arten 
zu ergreifen, bei Schadensfällen oder Gefahren sich ge-
genseitig unverzüglich zu unterrichten und bei der Scha-
densabwehr sowie im Bereich der Forschung, des Daten-
austausches und der Ausarbeitung wissenschaftlicher Kri-
terien zu kooperieren. Die Beispiele zeigen, dass die im 
Seerechtsübereinkommen normierten Pflichten und Ver-
antwortlichkeiten der Vertragsstaaten, nicht nur der Küs-
tenstaaten, regelmäßig konkretisierungsbedürftig und 
ausfüllungsbedürftig oder von der Gesetzgebung der je-
weiligen Küstenstaaten abhängig sind. So existieren für 
einzelne Bereiche des Meeresumweltschutzes weitere in-
ternationale Verträge, die die Rechte und Pflichten der 
Staaten genauer bestimmen. Ein Beispiel ist das grund-
sätzliche Verbot der Abfallverbringung, das durch die so-
genannte Londoner Konvention (Convention on the Preven-
tion of Marine Pollution by Dumping Wastes and other Matter ) 
und das dazugehörige Protokoll konkretisiert wird. Hierbei 
handelt es sich um ein Abkommen, welches das Einbringen 
(sogenanntes Verklappen) von schädlichen Stoffen durch 
Schiffe, Platt formen oder Flugzeuge untersagt. Das dazu-
gehörige Protokoll zielt auf ein höheres Umweltschutzni-
veau ab, indem es das Verklappen aller Stoffe bis auf die 
in einer Positivliste gelisteten, ungefährlichen Stoffe ver-
bietet.
Ein weiteres Beispiel, das zeigt, wie die Konkretisierung 
der Umweltschutzverpflichtung von weiteren internationa-
len Abkommen und den Küstenstaaten abhängt ist, ist die 
Fischerei. Diese stellt eine Hauptnutzung der Meere dar 
und führt regelmäßig zur Überfischung der Bestände.23 
Findet sie in der Ausschließlichen Wirtschaftszone statt, 
wo sie von großer Bedeutung ist,24 stehen dem Küstenstaat 
die exklusiven Nutzungsrechte zu.25 Begrenzt werden 
diese durch die Verpflichtung zum Umweltschutz,26 indem 
die Fischerei auf ein Niveau zu begrenzen ist, das den 
größtmöglichen erreichbaren Dauerertrag sichert und die 
übermäßige Ausbeutung verhindert. Dazu legt der Küsten-
staat zulässige Fangmengen fest und bestimmt Über-
schussmengen, die anderen Staaten zugewiesen werden 
können.27 Ein internationaler Durchsetzungsmechanismus 
zur Erhaltung der Fischbestände existiert nicht, sodass die 
Staatengemeinschaft die Einhaltung dieser Pflichten vom 
Küstenstaat nicht verlangen und sanktionieren kann, wenn 
diesen nicht nachgekommen wird.28 Dieses Problem ver-

Abbildung 2: 
Die maritimen Zonen 
nach den Regeln der 
 UN-Seerechtskonvention. 
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schärft sich bei den sogenannten wandernden, zwischen 
den Ausschließlichen Wirtschaftszonen migrierenden 
Fischbeständen, wie z.B. dem Kabeljau. Das Seerechts-
übereinkommen verlangt für die Erhaltung dieser Fischbe-
stände von den Küstenstaaten lediglich ein Sich-Bemühen 
(Art. 63 Seerechtsübereinkommen). Um eine fortdauernde 
Überfischung dieser Bestände zu unterbinden, wurden 
mehrere internationale und regionale Abkommen ge-
schlossen, darunter das Fish-Stocks-Agreement.29 Zudem 
gibt es Bemühungen, Regelungen zur nachhaltigen Bewirt-
schaftung der marinen Biodiversität im Seerechtsüberein-
kommen im Rahmen einer Vertragsänderung zu konkreti-
sieren.30

Ähnliches trif f t auch für die Verhütung von Unfällen, insbe-
sondere von Öltankern und bei Ölbohrungen, zu. Bei dem 
Ölunglück „Deepwater Horizon“ kam es am 20. April 2010 
durch eine Explosion bei Erdölbohrungen im Golf von Me-
xiko zu elf Toten und in den folgenden 87 Tagen zu einem 
Austrit t von 4,9 Millionen Barrel Rohöl, die zu erheblichen 
Meeresverschmutzungen führten. Der Bohrungsort befand 
sich 35 Seemeilen von der US-Küste entfernt, lag also nicht 
mehr im Küstenmeer der USA, sondern in der Ausschließli-
chen Wirtschaftszone. In dieser Zone hat der Küstenstaat 
die Generalverpflichtung, die Meeresumwelt zu schützen 
(Art. 192 Seerechtsübereinkommen).31 Um dieser nachzu-
kommen, hat der Küstenstaat Umweltschutzvorschriften zu 
erlassen, die von privaten Ölfirmen zu beachten sind.32 
Das Umweltschutzniveau legt also der Küstenstaat fest, 
der auch für die Kontrolle der Einhaltung dieser Vorschrif-
ten zuständig ist,33 sodass der Küstenstaat nach der Kon-
zeption des Seerechtsübereinkommens die Verantwortung 
für den Meeresumweltschutz trägt. 
Die Konkretisierung des Meeresumweltschutzes betrif ft 
auch die Meeresfreiheiten, vorrangig das Recht zur friedli-
chen Durchfahrt von Öltankern. So erfolgten mehrfach Be-
grenzungen der Meeresfreiheiten in der Ausschließlichen 
Wirtschaftszone zugunsten des Meeresumweltschutzes 
nach Umweltkatastrophen.34 Im November 2002 zerbrach 
vor der Küste Spaniens nach seiner Havarie der Öltanker 
„Prestige“. Das dadurch austretende Öl führte zu einer er-
heblichen Verschmutzung des Atlantiks und der spani-
schen und französischen Küste. Anschließend erließen 
mehrere EU-Mitgliedstaaten nationale Vorschriften, die 
die Durchfahrt durch die eigenen Ausschließlichen Wirt-
schaftszonen teilweise oder gänzlich für einwandige Öl-
tanker verboten oder Meldepflichten auferlegten.35 

Kontrolle und Sanktionierung von Umweltvorgaben

Die zuvor genannten Beispiele verdeutlichen die küsten-
staatliche Verantwortlichkeit für den Meeresumweltschutz. 
Dadurch gewinnt die Frage erhebliche Bedeutung, ob sich 
Staaten an die Vorgaben des Seerechtsübereinkommens 
und anderer internationaler Abkommen halten. Grund-
sätzlich obliegt den Küstenstaaten oder Flaggenstaaten, 
die einem Schiff eine Flagge gewähren und damit die Juris-
diktionsgewalt über dieses Schiff ausüben (sogenanntes 
Flaggenstaatsprinzip), die Kontrolle. Das Schiff ist an das 
Recht seines Flaggenstaates gebunden. Für Reedereien ist 
es attraktiv, Schiffe in Staaten zu registrieren, die nur eine 
schwache Kontrolle von Sicherheits-, Arbeits- und Umwelt-
anforderungen durchführen (sogenannte Billigflaggen-
staaten). Rund ein Drit tel der Welthandelsflotte, insbeson-

dere Öltanker, fahren unter einer „Billigflagge“.36 Die Kon-
trolle der Einhaltung nationaler und internationaler 
(Sicherheits-)Vorschriften ist dennoch nicht unmöglich. 
Viele Staaten, zudem die EU, wenden das Hafenstaats-
prinzip an. Danach kann ein Staat innerhalb seiner eigenen 
Küstengewässer und in seinen Häfen Kontrollen durchfüh-
ren und so die Einhaltung seevölkerrechtlicher und eigener 
Vorschriften gewährleisten. 
Dass dies zu guten Erfolgen führt, zeigen die Entwicklun-
gen, die sich an den Ölunfall des Öltankers „Exxon Valdez“ 
vor der Küste Alaskas anschlossen, der 1989 auf Grund lief 
und eine Umweltkatastrophe auslöste. Als Reaktion hierauf 
wurde 1992 die sogenannte MARPOL 73/78 Konvention37 
ergänzt, die für neue Öltanker doppelwandige Rümpfe 
vorschreibt38 und ab 2015 einwandige Tanker verbietet. 
Diese Vorschrift kann ein Staat auf seinem Territorium, z.B. 
in seinen Häfen, kontrollieren und durchsetzen. Die EU hat 
das internationale Recht in einer Verordnung zur beschleu-
nigten Einführung von Doppelhüllen umgesetzt.39 Die Ver-
ordnung gilt für alle Öltankschiffe ab 5000 Tonnen Tragfä-
higkeit, die eine Flagge eines Mitgliedsstaats führen oder 
in den Hafen eines Mitgliedsstaats einlaufen, unabhängig 
davon, welche Flagge sie führen. Dadurch, dass die Häfen 
der EU wichtige Zielhäfen sind, entfaltet diese EU-Vor-
schrift weit über die Schiffe, die unter einer EU-Mitglied-
staatsflagge fahren, hinaus Wirkung.
Des Weiteren sieht das Seerechtsübereinkommen eng um-
grenzte Ausnahmen vom Prinzip, dass die Hohe See keiner 
staatlichen Kontrolle untersteht, zugunsten der Kontrollbe-
fugnisse von (Küsten-)Staaten vor. So kann ein Kriegsschiff  
andere Schiffe anhalten und Kontrollen vornehmen, wenn 
aus begründetem Anlass der Verdacht etwa auf Seeräube-
rei oder Sklavenhandel besteht.40 Ein Recht, das Schiff fest-
zuhalten, Beute zu beschlagnahmen und Personen festzu-
nehmen besteht nur ausnahmsweise, etwa im Fall der See-
räuberei.41 Das bedeutet, dass Kriegsschiffe, die z.B. vor 
der Küste Somalias zum Schutz vor Seeräuberei verdäch-
tige Schiffe durchsuchen, nach dem Seerechtsübereinkom-
men kein Recht zur Festnahme haben, wenn sie zwar keine 
Seeräuber, jedoch Menschenhändler vorfinden.42 Dieses 
Ergebnis ist unbefriedigend und offenbart ein Problem des 
Seevölkerrechts: Das Seerechtsübereinkommen ist eine his-
torisch einmalige Rahmenkonvention, die sich zu Gewohn-
heitsrecht fortentwickelt hat. Von einer Änderung wird re-
gelmäßig abgeraten, um das Werk als Ganzes nicht zu ge-
fährden. Das führt allerdings dazu, dass es nicht auf neue 
Herausforderungen zeitgerecht und angemessen reagie-
ren kann.43 

Rettung Schiffbrüchiger

In den vergangenen Jahren hat die Aufnahme schiffbrüchi-
ger Flüchtlinge im Mittelmeer enorme Ausmaße erlangt. Für 
die Überfahrt zwischen Nordafrika und insbesondere Ita-
lien (zwischen 80 und 180 Seemeilen)44 werden häufig un-
geeignete Boote verwendet, die auf dem offenen Meer ha-
varieren. 2016 ertranken nach Schätzungen der Vereinten 
Nationen mehr als 5000 Menschen im Mittelmeer; 2018 
waren es immer noch fast 2300 Tote und Vermisste, im ak-
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tuellen Jahr bisher fast 1000.45 Viele der in Seenot Gerate-
nen werden von anderen Schiffen – insbesondere von zivi-
len Rettungsmissionen – aufgenommen. Das Seerechts-
übereinkommen normiert eine Pflicht von Kapitänen, in 
Seenot geratene Menschen aufzunehmen.46

Zwar steht Schiffen, die Flüchtlinge aufgenommen haben, 
das Recht der friedlichen Durchfahrt auch im Küstenmeer 
zu (Art. 17 Seerechtsübereinkommen). Allerdings ist es dem 
Küstenstaat gestattet, die friedliche Durchfahrt aufgrund 
nationaler Einreisebestimmungen zu beschränken (Art. 19 
Absatz 2 Buchstabe g Seerechtsübereinkommen).47 So 
hielt sich die Kapitänin des Schiffes „Sea Watch 3“, das am 
12.06.2019 Flüchtlinge in Seenot aufgenommen hatte, an 
das Seerechtsübereinkommen; das Einlaufen in den Hafen 
von Lampedusa verstieß indes gegen das Verbot italieni-
scher Behörden.48 
Das Recht, einen Hafen anzusteuern, könnte sich allerdings 
aus dem gewohnheitsrechtlichen sogenannten Nothafen-
recht ergeben. Dieses besagt, dass der Küstenstaat die 
Anlandung dulden muss, wenn auf dem Schiff aufgrund 
von Seenot oder höherer Gewalt eine Gefahr für Leib oder 
Leben der Besatzung oder der Geretteten besteht.49 Ob 
dies in der Folge der Aufnahme der Geretteten der Fall 
war, ist (noch) nicht eindeutig geklärt. Die Tatsache, dass 
mehrere Gerettete zuvor durch die italienische Küstenwa-
che aus medizinischen Gründen an Land gebracht wurden 
und Wasservorräte zur Neige gingen, spricht für die An-
nahme eines Notfalls.50 In diesem Fall hätte der Küsten-
staat die Einfahrt in den Hafen dulden oder den Notfall auf 
andere Weise (z.B. durch die Aufnahme der Geretteten) 
beenden müssen. Letzteres zog der von den Geretteten 
angerufene Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) als Begründung heran, um keine einstweilige Ver-
fügung gegen Italien zu erlassen, die die Anlandung des 
Schiffes erlaubt hätte, da Italien einzelne Gerettete zuvor 
von Bord an Land gebracht hatte.51

Fazit und Ausblick

Den Kern des internationalen Seevölkerrechts bildet das 
Seerechtsübereinkommen. Es enthält ein ausdifferenzier-

tes System abgestufter Hoheitsrechte. Die Einteilung der 
Meere in unterschiedliche Zonen eröffnet den Küstenstaa-
ten zum einen weite Spielräume für wirtschaftliche Nutzun-
gen, die bei zunehmender Entfernung von der Küste ab-
nehmen. Die Freiheiten der Hohen See gewährleisten weit-
gehend eine friedliche Nutzung der internationalen 
Gewässer. Aktuelle Probleme, etwa beim Meeresumwelt-
schutz oder bei der Aufnahme Schiffbrüchiger, werden in-
des aufgrund des ausfüllungsbedürftigen Rahmencharak-
ters des Übereinkommens und seiner faktischen Unantast-
barkeit oftmals nicht hinreichend gelöst. Schwierigkeiten 
bestehen auch im Rahmen der Durchsetzung des Seevöl-
kerrechts, das von den Gesetzen und der Kontrolle der 
Küstenstaaten oder Flaggenstaaten abhängig ist.
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 MARINE ROHSTOFFE

Tiefseebergbau – Ökologische und 
sozioökonomische Auswirkungen
Carsten Rühlemann, Thomas Kuhn, Annemiek Vink

Für die Umsetzung der Energiewende sowie zahlreiche 
moderne elektronische Hightech-Produkte benötigt man 
Metalle wie Kupfer, Nickel, Kobalt, Seltene Erden, In-
dium, Lithium oder Tellur. Diese mineralischen Rohstoffe 
werden heute ausschließlich an Land gewonnen. Um den 
global wachsenden Rohstoffbedarf zu decken, wendet 
sich das Interesse auch verstärkt den Vorkommen in der 
Tiefsee zu. Manganknollen, kobaltreiche Eisen-Mangan-
krusten und Massivsulfide aus ein bis fünf Kilometer Was-
sertiefe gelten als potenzielle Rohstoffquellen der Zu-
kunft. Deutschland hat als führendes Industrieland einen 
hohen Rohstoffbedarf. Insbesondere im Hinblick auf 
Metallrohstoffe ist die Industrie jedoch vollständig von 
Importen aus Drittländern abhängig. Daher ist es nur 
folgerichtig, dass sich Deutschland aktiv an der Erkun-
dung dieser marinen Erzvorkommen in zwei Lizenzge-
bieten im Ostpazifik und im südwestlichen Indik beteiligt. 
Die Explorationsarbeiten können einen wichtigen Bei-
trag zur zukünftigen Rohstoffversorgung unseres Landes 
leisten. Für die deutsche Industrie bieten sie außerdem 
die Chance, mit ihren technisch hochwertigen Technolo-
gien internationale Maßstäbe zu setzen bei der umwelt-
verträglichen Gewinnung mariner Rohstoffe und dem 
Umweltmonitoring der Abbaugebiete. Carsten Rühle-
mann, Thomas Kuhn und Annemiek Vink informieren im 
vorliegenden Beitrag über die Rohstoffarten der Tiefsee 
und ihre Exploration, die wirtschaftlichen, technischen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen sowie die sozialen 
Folgen eines möglichen zukünftigen Abbaus. Außerdem 
erläutern sie die potenziellen Auswirkungen eines Ein-
griffs in das Ökosystem der Tiefsee. 

Mineralische Rohstoffe der Tiefsee

Die unter dem Begriff „marine mineralische Rohstoffe“ zu-
sammengefassten Erzvorkommen in der Tiefsee, also den 
Ozeanbereichen unterhalb von 1.000 Meter Wassertiefe, 
umfassen drei verschiedene Arten: Manganknollen, ko-
baltreiche Eisen-Mangankrusten und Massivsulfide. Alle 
drei Rohstoffe kommen sowohl innerhalb der Ausschließli-
chen Wirtschaftszonen (AWZ; 200 Seemeilen-Zone) von 
Küstenstaaten als auch im Ozean außerhalb staatlicher 
Hoheitsgebiete, in der sogenannten Hohen See, vor.
Manganknollen sind schwarzbraune, rundliche und meist 
zwiebelschalenartig aufgebaute Konkretionen mit Durch-
messern zwischen einem und 15 Zentimeter (vgl. Abbil-
dung 1). Sie bilden sich vor allem in den sedimentbedeck-
ten Tiefseeebenen der Ozeane in 4.000 bis 6.000 Meter 
Wassertiefe durch die Ausfällung von Mangan- und Eisen-
oxiden sowie zahlreichen Neben- und Spurenmetallen aus 
dem Meerwasser und dem Porenwasser des Sediments. 

Die Knollen liegen lose auf dem Meeresboden, ihr Wachs-
tum beträgt zwischen zwei und 100 Millimeter pro Millio-
nen Jahre. Das größte und wirtschaftlich wichtigste Vor-
kommen mariner Rohstoffe befindet sich im sogenannten 
Manganknollengürtel der Clarion-Clipperton-Bruchzone 
(CCZ) des äquatornahen Nordpazifiks zwischen Hawaii 
und Mexiko (vgl. Abbildung 2).
Weitere bedeutende Vorkommen liegen im Perubecken 
des Südostpazifiks und im zentralen Indischen Ozean. Alle 
drei genannten Regionen befinden sich in internationalen 
Gewässern. Der pazifische Manganknollengürtel ist mit 
knapp fünf Millionen Quadratkilometern etwas größer als 
die Gesamtfläche aller Länder der Europäischen Union 
einschließlich Großbritannien (4,4 Mio. km2). Hier sind ge-
bietsweise bis zu 60 Prozent des Meeresbodens mit Man-
ganknollen bedeckt, und die Belegungsdichte in diesen 
besonders knollenreichen Regionen liegt zwischen 15 und 
mehr als 30 Kilogramm Nassgewicht pro Quadratmeter 
(entspricht zehn bis 20 Kilogramm Trockenmasse). Wirt-
schaftlich interessant sind die Knollen in dieser Region vor 
allem wegen ihrer vergleichsweise hohen Gehalte an Ni-
ckel (1,4 Gewichtsprozent), Kupfer (1,1%) und Kobalt (0,2%), 
die unter anderem für die Elektro- und Kommunikationsin-
dustrie sowie die Stahlveredelung benötigt werden. Wei-
tere Wertanteile bilden der hohe Mangangehalt von etwa 
30 Prozent sowie erhöhte Gehalte der Spurenmetalle Ti-
tan, Molybdän und Lithium. Die Gesamtmenge der Knollen 
im Manganknollengürtel wird auf 25 bis 40 Milliarden 
Tonnen Nassgewicht geschätzt (International Seabed Au-
thority 2010). Ein weiteres bedeutendes und recht gut un-
tersuchtes Vorkommen von ca. zwölf Milliarden Tonnen 
Knollen befindet sich in der AWZ der Cookinseln im zent-
ralen Südpazifik. Diese Knollen enthalten im Vergleich zu 
denen der CCZ höhere Gehalte an Kobalt (0,4 Gewichts-
prozent) und Seltenen Erden (0,17%), jedoch geringere 
Gehalte an Nickel (0,38%), Kupfer (0,23%) und Mangan 
(16%) (Kuhn et al. 2017).
Kobaltreiche Eisen-Mangankrusten sind harte Überzüge 
aus Eisen- und Manganoxiden (vgl. Abbildung 3), die sich 
auf den Hängen untermeerischer Vulkane (Seamounts) ab-
scheiden. Diese Seamounts ragen meist mehrere 1.000 
Meter über die Tiefseeebenen auf. Über viele Millionen 
Jahre bleiben diese Hochgebiete durch Meeresströmun-
gen frei von absinkenden Partikeln, sodass die Eisen-Man-
gankrusten mit einer Rate von einem bis fünf Millimeter pro 
Millionen Jahre wachsen können (Hein et al. 2013).
In den Krusten sind verschiedene Metalle angereichert, 
die in Hochtechnologieprodukten verarbeitet werden. 
Hierzu gehören Kobalt, Titan, Molybdän, Zirkon, Tellur, 
Wismut, Niob, Wolfram, die Seltenen Erden sowie Platin. 
Neben Kobalt wird der Gewinnung von Tellur aus den Ei-
sen-Mangankrusten das größte wirtschaftliche Potenzial 
beigemessen. Kobalt wird im Rahmen neuer Technologien 
vor allem in Batterien von Hybrid- und Elektroautos benö-
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tigt, Tellur wird für Cadmium-Tellur-Legierungen in der 
Dünnschichtphotovoltaik und für Wismut-Tellur-Legierun-
gen in Computerchips eingesetzt. Etwa 66 Prozent der 
heute bekannten potenziellen marinen Lagerstätten befin-
den sich im Pazifik, rund 23 Prozent im Atlantik und nur elf 
Prozent im Indik. Als wirtschaftlich interessant werden Vor-
kommen in Wassertiefen zwischen 800 und 2.500 Meter 
angesehen. Im Gegensatz zu den Manganknollen befin-
den sich nur rund die Hälfte der Mangankrustenvorkom-
men in internationalen Gewässern und die andere Hälfte 

innerhalb der AWZ verschiedener Staaten. Bei Schichtdi-
cken von meist drei bis sechs Zentimeter und maximal 26 
Zentimeter erreicht die lokale Bedeckung mit Krusten 
Werte von 60 bis 120 Kilogramm pro Quadratmeter. Die 
Gesamtmenge an trockener Erzsubstanz weltweit wird auf 
40 Milliarden Tonnen geschätzt, von der etwa die Hälfte 

Abbildung 1: 
Meeresboden im  deutschen 
Lizenzgebiet im Pazifik 
mit dichter  Belegung von 
Manganknollen.

Abbildung 2: 
Karte des Manganknollen-
gürtels zwischen den 
 Clarion- und Clipperton-
Bruchzonen im Ostpazifik. 
In Rot ist das deutsche 
Lizenzgebiet dargestellt. 
Die gelben Flächen sind 
Lizenzgebiete anderer Kon-
traktoren und die  grünen 
Flächen markieren die 
Schutzgebiete.

Abbildung 3: 
Schwarze, 5–7 cm 
dicke kobaltreiche Eisen-
Mangankruste auf ver-
wittertem Vulkangestein von 
der Louisville-Seebergkette 
im Südwestpazifik.
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als potenziell gewinnungsfähig angesehen wird. Aller-
dings sind bis heute weniger als zehn Prozent dieser Vor-
kommen detailliert untersucht worden, sodass die Ab-
schätzung der Stoffmengen nur eine grobe Näherung dar-
stellt. 
Massivsulfide sind Ausfällungsprodukte heißer hydrother-
maler Lösungen infolge der Vermischung mit kaltem Meer-
wasser. Sie sind an tektonische Schwächezonen der ozea-
nischen Kruste gebunden. Dazu zählen insbesondere die 
mittelozeanischen Rücken sowie Randmeere und Inselbö-
gen, die beim Abtauchen einer ozeanischen Platte unter 
eine andere tektonische Platte entstehen. Die sulfidischen 
Erzvorkommen am Meeresboden werden durch das Zirku-
lieren von Meerwasser durch die oberen ca. drei Kilometer 
der ozeanischen Kruste gebildet. Dabei wird das Wasser 
auf mehrere 100o Celsius aufgeheizt und zu einem aggres-
siven Fluid, das Metalle aus den vulkanischen Gesteinen 
laugt (Hannigton et al. 1995). Spektakuläre Erscheinungen 
wie „Black Smoker“ kennzeichnen die heutigen hydrother-
mal aktiven Zonen am Meeresboden in Wassertiefen zwi-
schen 1.500 und 3.000 Meter. Aus den Hochtemperaturlö-
sungen fallen Metall-Schwefelverbindungen aus (vgl. Ab-
bildung 4), die lokale Lagerstätten von einigen hundert 
Metern Durchmesser und einigen zehner Metern Mächtig-
keit am und im Meeresboden bilden können. Von wirt-
schaftlichem Interesse sind neben den hohen Buntmetall-
gehalten (Kupfer, Zink und Blei) besonders die Edelmetalle 
Gold und Silber sowie Spurenmetalle wie Indium, Tellur, 
Germanium, Wismut, Kobalt und Selen. Zurzeit sind rund 
300 aktive Hochtemperaturaustrit te mit Bildung von Me-
tallsulfid-Anreicherungen nachgewiesen und weitere 360 
werden aufgrund von Indizien vermutet (www.interridge.
org). Hingegen sind weltweit bislang nur rund 60 inaktive 
Vorkommen bekannt. Und nur diese kommen für einen 
möglichen Abbau in Frage.

Die Internationale Meeresbodenbehörde

Der Meeresboden jenseits der Grenzen nationaler Zustän-
digkeiten umfasst 42 Prozent der Erdoberfläche und gilt 

nach Artikel 136 des Seerechtsübereinkommens (SRÜ) der 
Vereinten Nationen als „Gemeinsames Erbe der Mensch-
heit“. Die Internationale Meeresbodenbehörde (IMB) in 
Kingston, Jamaika, die dieses Erbe verwaltet, ist eine ei-
genständige internationale Organisation mit derzeit 167 
Mitgliedsländern und der EU. Sie wurde 1994 im Rahmen 
des SRÜ geschaffen. Die IMB reguliert und überwacht alle 
Aktivitäten zur wirtschaftlichen Nutzung des internationa-
len Meeresbodens und dessen Untergrundes. Die IMB hat 
darüber hinaus die Aufgabe, den im Seerecht verankerten 
Interessensausgleich zwischen Industriestaaten und Ent-
wicklungsländern voranzubringen. Da bisher noch kein 
Tiefseebergbau statt findet, besteht die zentrale Aufgabe 
der Behörde zurzeit darin, neben der Vergabe und Über-
wachung von Explorationslizenzen die Regeln zum künfti-
gen Abbau der mineralischen Rohstoffe in der Tiefsee zu 
erarbeiten.
Die Rechtsgrundlagen zur Prospektion und Erkundung der 
drei Rohstofftypen der Tiefsee sind in den „Exploration Re-
gulations“ der IMB zusammengefasst, die im Jahr 2000 für 
Manganknollen, in 2010 für Massivsulfide und in 2012 für 
Mangankrusten verabschiedet wurden und regelmäßig 
aktualisiert werden. Einen Antrag auf eine Explorationsli-
zenz können sowohl staatliche als auch private Unterneh-
men gegen eine Gebühr von 500.000 US-Dollar stellen. 
Die Lizenzanträge müssen von ihrem Heimatstaat, dem so-
genannten „Sponsoring State“ befürwortet werden. Der 
befürwortende Staat, der ein geeignetes Meeresbergbau-
recht in Kraft gesetzt haben muss, prüft die Einhaltung der 
Eignungsanforderungen sowie die finanzielle und techni-
sche Leistungsfähigkeit des Unternehmens. Er ist zur akti-
ven Überwachung verpflichtet und haftet für diese Tätig-
keit. In Deutschland ist das Landesamt für Bergbau, Energie 
und Geologie in Hannover zuständig und unterliegt hierfür 
der Fach- und Rechtsaufsicht des Bundes.
Seit 2002 hat die IMB insgesamt 30 Lizenzen zur Erkun-
dung des Meeresbodens nach mineralischen Rohstoffen 
mit einer Laufzeit von 15 Jahren vergeben, 18 für die Explo-
ration von Manganknollen in Gebieten von jeweils etwa 
75.000 Quadratkilometern Fläche, fünf für die Erkundung 
von Mangankrusten (je 3.000 km2) und sieben für die Ex-

Abbildung 4: 
Inaktive Metallsulfidschlote 
mit Seeanemonen aus dem 
deutschen  Lizenzgebiet im 
Indischen Ozean.

228

C
a

rs
te

n 
R

üh
le

m
a

nn
, T

ho
m

as
 K

uh
n,

 A
nn

em
ie

k 
V

in
k

bis2019_04_inhalt.indd   228bis2019_04_inhalt.indd   228 06.12.19   12:1006.12.19   12:10



ploration von Massivsulfiden (je 10.000 km2). Die Lizenz-
nehmer kommen aus 20 verschiedenen Staaten, davon 
zwölf aus Asien, 13 aus West- und Osteuropa, vier von pa-
zifischen Inselstaaten und einer aus Südamerika. Jede Ex-
plorationslizenz hat eine Laufzeit von 15 Jahren mit der 
Möglichkeit, die Lizenz mehrfach um jeweils fünf Jahre zu 
verlängern. Sie gewährt zugleich ein Vorrecht auf späte-
ren Abbau und berechtigt auch zum Testen von Technik, 
beispielsweise für den Abbau. Als Lizenznehmer treten so-
wohl staatliche Institutionen wie auch private Unterneh-
men auf.

Deutsche Lizenzgebiete im Pazifik und Indik

Um die zukünftige Versorgung der deutschen Wirtschaft 
mit strategisch wichtigen Metallen wie Nickel, Kupfer, Ko-
balt und Mangan zu gewährleisten, hat die Bundesanstalt 
für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) im Auftrag der 
Bundesregierung mit der IMB Verträge zur Exploration von 
zwei Gebieten der Hohen See geschlossen. Seit Juli 2006 
erkundet die BGR im Rahmen von bisher neun Expeditionen 
ein Lizenzgebiet für Manganknollen im Pazifik, das aus 
zwei Teilgebieten besteht, eines im östlichen Teil der CCZ 
und ein weiteres im zentralen Bereich (vgl. Abbildung 2). Die 
Arbeiten umfassten neben der Kartierung der Meeresbo-
dentopographie mittels Fächerecholot und der Abschät-
zung der Manganknollenvorräte auch Untersuchungen zur 
Biodiversität und Meeresumwelt, um die Auswirkungen ei-
nes möglichen zukünftigen Abbaus beurteilen zu können. 
Der östliche Teil des Lizenzgebietes enthält auf einer Flä-
che von 60.000 Quadratkilometer rund 780 Millionen Ton-
nen Nassgewicht Manganknollen. Aber nur etwa 20 Pro-
zent dieser Fläche kommen für einen Abbau in Frage, da 
dort sowohl der Meeresboden flach genug als auch die 
Belegungsdichte mit Manganknollen (in Kilogramm pro 
Quadratmeter) hoch genug wäre für den Einsatz eines Ab-
baugerätes. Für drei wirtschaftlich besonders vielverspre-
chende Areale mit einer Gesamtgröße von 4200 Quadrat-
kilometern hat die BGR die Vorkommen detailliert unter-
sucht. Die Gesamtmenge der Manganknollen in diesen 
drei Gebieten beträgt 80 Millionen Tonnen Nassgewicht 
(56 Millionen Tonnen Trockengewicht). Darin enthalten 
sind insgesamt 18,5 Millionen Tonnen Mangan, Nickel, 
Kupfer und Kobalt. Bei einer angenommenen Fördermenge 
von drei Millionen Tonnen Nassgewicht pro Jahr würde 
dieses Knollenvorkommen für rund 25 Jahre Tiefseeberg-
bau reichen. Die daraus gewinnbare Metallmenge ent-
spricht für Nickel rund 50 Prozent der deutschen Nettoim-
porte, 80 Prozent für Kobalt und 300 Prozent für Mangan, 
jedoch nur sechs Prozent für Kupfer (vgl. Tab. 1).

Im Mai 2015 hat die BGR einen zweiten Lizenzvertrag un-
terzeichnet für die Erkundung von Sulfidvorkommen im süd-
westlichen Indischen Ozean. Die Explorationslizenz um-
fasst eine Fläche von 10.000 Quadratkilometern, aufge-
teilt in 100 Explorationsblöcke mit einer Größe von jeweils 
zehn mal zehn Kilometer, die in zwölf Clustern gebündelt 
sind. Die BGR hat während ihrer bisherigen Explorations-
arbeiten fünf polymetallische Sulfidareale mit sieben akti-
ven Hydrothermalfeldern und zehn inaktiven Sulfidvor-
kommen identifiziert und diese Vorkommen detailliert kar-
tiert. Die Sulfiderze haben hohe Kupfer- und Zinkgehalte, 
zum Teil deutlich erhöhte Konzentrationen von Gold und 
Silber sowie signifikante Anreicherungen von Spurenme-
tallen wie Selen, Antimon und Gallium. Die laterale Aus-
dehnung der Sulfidfelder am Meeresboden liegt zwischen 
130 mal 220 Meter und 600 mal 1200 Meter. Zur Berech-
nung der Tonnagen werden in den kommenden Jahren 
Bohrungen durchgeführt, um auch die Mächtigkeit der ein-
zelnen Erzkörper zu bestimmen.

Bedarf an Metallrohstoffen

Die weltweite Nachfrage nach Rohstoffen steigt. Sie wird 
einerseits getrieben durch das weltweite Bevölkerungs- 
und Wirtschaftswachstum, andererseits durch die Entwick-
lung neuer Technologien wie dem Ausbau der Elektromo-
bilität, der Energiewende und der zunehmenden Digitali-
sierung aller Lebensbereiche. Insbesondere Rohstoffe wie 
Kupfer, Nickel und Kobalt, die auch in der Tiefsee zu finden 
sind, werden durch den weltweiten Ausbau der E-Mobilität 
einen starken Nachfrageimpuls erfahren. So benötigt die 
75-Kilowattstunde-Batterie eines E-Autos 85 Kilogramm 
Kupfer, 56 Kilogramm Nickel, sieben Kilogramm Kobalt 
und sieben Kilogramm Mangan (Paulikas/Katona 2019). 
Hochgerechnet auf eine Millionen E-Autos, wie von der 
Bundesregierung für 2030 avisiert, ergibt sich ein Bedarf 
von 85.000 Tonnen Kupfer, 56.000 Tonnen Nickel, 7.000 
Tonnen Kobalt und 7.000 Tonnen Mangan allein für die E-
Mobilität. Für Kupfer wird erwartet, dass neben der E-Mo-
bilität auch die weltweit zunehmende Elektrifizierung und 
der damit verbundene Netzausbau einen Nachfrageim-
puls auslösen werden.
Um dem Rohstoffbedarf nachzukommen, müssen die beste-
henden Bergwerkskapazitäten erhöht oder zusätzliche 
Bergwerke eröffnet werden. Beides ist an Land jedoch mit 
einer Intensivierung der Umweltauswirkungen und sozialen 

Tabelle 1: Gewinnbare Metallmengen

Metall
Mögliche Produktion 
aus Mn-Knollen (t)a

Globale Bergwerks-
produktion (t)b Anteil (%)c Nettoimporte nach 

Deutschland (t)b Anteil (%)c

Kupfer 22.000 21.000.000 0,1 373.000 6
Nickel 28.000 2.300.00 1,2 55.000 51
Kobalt 3.200 140.000 2,3 4.000 80
Mangan 600.000 18.000.000 3,3 200.000 300

a) Metallinhalt einer angenommenen Jahresproduktion von 3 Mio. t Knollen Nassgewicht inklusive Verlust bei der metallurgischen Verarbeitung; b) in 
Tonnen Metallinhalt für 2018 (Daten von der Deutschen Rohstoffagentur an der BGR, DERA; für Mn vom USGS); c) prozentuale Anteile der möglichen 
Metallgewinnung aus Manganknollen am Nettoimport nach Deutschland.

229

TIEFSEEBERGBAU – ÖKOLOGISCHE UND
SOZIOÖKONOMISCHE AUSWIRKUNGEN

 

bis2019_04_inhalt.indd   229bis2019_04_inhalt.indd   229 06.12.19   12:1006.12.19   12:10



Problemen verbunden, zum Beispiel der Abholzung von Re-
genwäldern, Vernichtung von Ackerflächen, dem Ver-
brauch großer Mengen Wasser dem Eintrag von Schad-
stoffen und Schwermetallen, die beim Abbau freigelegt 
werden, sowie der zwangsweisen Umsiedlung von Bewoh-
nern der prospektiven Gebiete. Außerdem ist seit einigen 
Jahren eine Zunahme von Angebotskonzentrationen auf 
den Rohstoffmärkten zu beobachten. Bei vielen Metallen 
stammt der Großteil der Produktion aus nur einem Land, 
teilweise aus Staaten mit erhöhtem Risiko aufgrund politi-
scher Instabilität, wie im Falle von Kobalt aus der Demokra-
tischen Republik Kongo. Auch unter diesem Aspekt können, 
neben einem zukünftig verbesserten und intensivierten Re-
cycling, Rohstoffe aus der Tiefsee eine sinnvolle Ergänzung 
darstellen, da sie internationalem Recht und damit der Kon-
trolle der Weltgemeinschaft unterliegen, auch im Hinblick 
auf soziale Aspekte und Umweltaspekte. Zudem bieten 
Manganknollen den Vorteil, dass die Metalle Mangan, Ni-
ckel, Kupfer und Kobalt hier in einem Erz vereint sind, wäh-
rend sie an Land aus mindestens drei getrennten Lagerstät-
ten abgebaut werden müssen.

Abbautechnik

Um ausreichend hohe Fördermengen an Manganknollen 
zu erzielen, gehen aktuelle Konzepte für Abbausysteme 
von Kollektorsystemen aus, bei denen raupenähnliche 
Fahrzeuge die Manganknollen am Meeresboden mecha-
nisch oder hydraulisch aufnehmen (vgl. Abbildung 5). Die 
Knollen werden auf dem Kollektor von anhaftendem Sedi-
ment gereinigt, zerkleinert und an ein vertikales Fördersys-
tem übergeben. Je nach Konzept werden die Knollen dann 
über ein Lufthebeverfahren oder mittels Dickstoffpumpen 
zur Förderplattform an der Wasseroberfläche gefördert. 
Dort werden sie entwässert und für den Transport an Land 
auf Bulker-Schiffe verladen. Die zu erwartenden techni-
schen Herausforderungen liegen vor allem im zuverlässi-
gen Betrieb in vier bis sechs Kilometer Wassertiefe bei Drü-
cken von 400 bis 600 bar und Temperaturen knapp über 
dem Gefrierpunkt über einen langen Zeitraum bei mög-
lichst geringem Wartungsaufwand. Auch wenn die prinzi-
piellen technischen Komponenten in der Offshore-Öl- und 
Gasförderung sowie im küstennahen Abbau von Kiesen, 
Sanden und Seifenlagerstätten (Diamant, Rutil) bereits 
 eingesetzt werden, gibt es bisher keine Erfahrungen beim 
Einsatz dieser Technik in der Tiefsee. Das staatliche korea-
nische Forschungsinstitut KIOST hat den Manganknollen-
Kollektor „MineRo“ mit einem hydraulischen Aufnahme-
system im Maßstab 1:5 in Bezug auf die finale Abbaukapa-
zität und ein vertikales Fördersystem entwickelt. MineRo 
wurde in Wassertiefen von 1.400 Meter und das Fördersys-
tem in 1.200 Meter getestet. In Europa treibt das belgische 
Unternehmen DEME-GSR die Entwicklung der Abbautech-
nologie konsequent voran und plant einen industriellen Ab-
bau in seinem Lizenzgebiet in der CCZ ab 2028. Im Septem-
ber 2018 hat DEME-GSR seinen Kollektorprototyp „Patania 
II“ im Maßstab 1:4 vorgestellt, dessen Fahrwerk bereits 
2017 erfolgreich in 4.400 Meter Wassertiefe getestet 
wurde. Dieser Prototyp mit einem hydraulischen Aufnahme-
system für Knollen soll in 2020 in der gleichen Wassertiefe 
eingesetzt werden, nachdem ein erster Test in 2019 auf-
grund technischer Probleme mit dem Verbindungskabel 
zum Schiff abgebrochen werden musste.

Im Gegensatz zu den Manganknollen, die lose auf den un-
verfestigten, ebenen Tiefseesedimenten liegen, sind die 
Eisen-Mangankrusten fest mit dem Gesteinsuntergrund 
verwachsen. Eine technische Herausforderung besteht da-
her in der Trennung von Krusten und Substrat während des 
Abbaus. Hinzu kommt, dass die Krusten auf den Hängen 
von Seamounts mit erheblicher Hangneigung und ausge-
prägter Mikrotopographie auftreten. Auch die Messung 
der Krustendicke am Meeresboden zur effektiven Bestim-
mung des Lagerstätteninhaltes ist bisher ein ungelöstes 
technisches Problem. Diese Bedingungen erfordern techni-
sche Ansätze für die Exploration und Gewinnung von Ei-
sen-Mangankrusten, die sich deutlich von jenen der Man-
ganknollen unterscheiden. Bei der Exploration der Krus-
tendicke wird der Einsatz von Gammastrahlern sowie 
Ultraschall diskutiert. Für das Ablösen der Krusten vom 
Substrat sehen derzeitige Konzepte den Einsatz mechani-
scher Verfahren (Fräsen/Schneiden) sowie Hochdruck-
wasserstrahlverfahren oder eine Kombination von beiden 
vor.
Für den Abbau von polymetallischen Sulfiden in den Ho-
heitsgewässern von Papua-Neuguinea in 1.400 Meter 
Wassertiefe hat die Firma Nautilus Minerals ein Abbau-
konzept mit ferngesteuerten Raupenfahrzeugen mit rotie-
renden Rollenmeißeln entwickelt, wie sie beispielsweise 
weltweit im Steinkohleabbau Anwendung finden. Die be-
reits fertig gebauten Fahrzeuge wurden bislang noch nicht 
eingesetzt, da die Finanzierung des Abbaus nicht sicher-
gestellt werden konnte. Ein ähnliches Konzept wie Nautilus 
Minerals verfolgt die Japan Oil, Gas and Metals National 
Corporation (JOGMEC), die 2017 erfolgreich einen Ab-
bauversuch von Sulfiden in der eigenen AWZ durchgeführt 
hat. JOGMEC strebt nach einer weiteren mehrjährigen 
Entwicklungs- und Erprobungsphase eine Jahresproduk-
tion von 1,3 Millionen Tonnen Sulfiderz an (Okamoto et al. 
2018).
Ein Konsortium der deutschen Unternehmen Harren & Part-
ner, Combi Lift und Bauer Bohrtechnik bevorzugt eine För-
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derung der Sulfide mittels Bohrtechnik und modifiziert 
dazu derzeit Schlitzwandfräsen, wie sie im Pipeline-, Ha-
fen- und Kanalbau verwendet werden, für den Einsatz in 
der Tiefsee. Im Vergleich zu den obengenannten Raupen-
fahrzeugen wären die Umweltauswirkungen vermutlich 
wesentlich geringer, weil eine Freisetzung von Bohrklein 
durch kontinuierliches Absaugen weitestgehend vermie-
den werden kann und zudem kaum Abraum am Meeresbo-
den anfällt. Das Konsortium plant in den kommenden Jah-
ren einen ersten Test im deutschen Lizenzgebiet im Indi-
schen Ozean.

Metallurgische Verarbeitung

Zur Wertschöpfung beim Abbau mariner mineralischer 
Rohstoffe gehören neben der Gewinnung und dem Trans-
port des Rohstoffs vom Meeresboden auch die Extraktion 
der Metalle und die Herstellung verkaufsfähiger Zwischen-
produkte. Ohne ein geeignetes metallurgisches Verfahren 
zur Verwertung wäre die Förderung der Manganknollen 
obsolet. Im Gegensatz zu den marinen Massivsulfiden gibt 
es jedoch weder bei den Manganknollen noch bei den 
Mangankrusten ein industriell etabliertes metallurgisches 
Extraktionsverfahren. Deshalb hat die BGR gemeinsam mit 
der RWTH Aachen ein „Zero-Waste“-Konzept zur Verhüt-
tung entwickelt, das eine vollständige Nutzung der Knol-
len beinhaltet. Dabei entstehen neben den Metallen Ko-
balt, Kupfer, Nickel und Molybdän auch ein Ferromangan- 
und ein Silicomangan-Produkt, die in der Stahlherstellung 
verwendet werden können und ein Kalzium-Silizium-Mine-
ralprodukt für die Bauindustrie. Dieses Konzept ist weltweit 
einmalig und wurde bereits im erweiterten Labormaßstab 
erfolgreich getestet. Zurzeit wird das Verfahren in den in-
dustriellen Maßstab überführt, um die generelle Machbar-
keit einer nahezu rückstandsfreien metallurgischen Verar-
beitung nachzuweisen. Dieser Schrit t ist neben der techno-
logischen Realisierung auch für die Bewertung der Wirt-

schaftlichkeit eines zukünftigen Manganknollenbergbaus 
und die technische Auslegung eines Aufbereitungswerkes 
unerlässlich.

Wirtschaftlichkeit eines Tiefseebergbaus

Ein zukünftiger Abbau von Manganknollen wird als wirt-
schaftlich rentabel angesehen, wenn die Knollen mit min-
destens zehn Kilogramm Trockenmasse pro Quadratmeter 
auftreten und eine Gewinnung von ca. zwei Millionen Ton-
nen Trockenmasse (drei Millionen Tonnen Nassgewicht) 
pro Jahr über einen Zeitraum von 20 Jahren möglich ist. Um 
diese Mengen zu gewährleisten, müssen pro Jahr Knollen 
von einer Fläche von ca. 200 Quadratkilometer abgebaut 
werden. Die Wirtschaftlichkeit von Tiefseebergbau wird 
durch die erzielbaren Gewinne, also vor allem die Höhe 
der Metallpreise gegenüber den Kosten für Abbau, Trans-
port und metallurgische Verarbeitung bestimmt. Weiterhin 
sind Gebühren und Abgaben der Lizenznehmer an die IMB 
zu berücksichtigen. Die Abschätzung einiger dieser Kosten 
ist im Detail mit hohen Unsicherheiten verbunden oder sie 
sind zurzeit sogar noch gänzlich unbekannt, wie beispiels-
weise die Höhe der Abgaben. Metallpreise unterliegen ei-
ner Vielzahl von Einflussfaktoren. Einige davon wirken 
kurzfristig und vorübergehend auf die Rohstoffmärkte, wie 
etwa Spekulationsblasen, Naturkatastrophen, politische 
Umwälzungen oder bewaffnete Konflikte. Andere wiede-
rum stellen längerfristige Entwicklungen dar. Dazu gehö-
ren etwa die wachsende Weltbevölkerung und der wirt-
schaftliche Aufholprozess der Schwellen- und Entwick-
lungsländer sowie technologische Veränderungen in 
Abbau und Verwendung der Metalle. Und obwohl die Kos-
ten für die Aufbereitung und metallurgische Verarbeitung 
der Manganknollen voraussichtlich die Hälfte bis zwei 
Drit tel der gesamten Investitions- und Betriebskosten eines 
Tiefseebergbauprojekts umfassen, können auch sie nur mit 
großer Unsicherheit abgeschätzt werden, da es zurzeit 
noch keinen Verarbeitungsprozess im industriellem Maß-
stab gibt, der eine genauere Prognose erlauben würde.
Zwei aktuelle Studien von Ramboll-IMS gemeinsam mit 
dem Hamburger Weltwirtschaftsinstitut für das Bundes-
wirtschaftsministerium sowie vom Massachusetts Institute 
of Technology (MIT) für die IMB führen eine detaillierte 
Analyse der oben genannten Faktoren durch. Die Studien 
rechnen mit Investitionskosten von rund anderthalb Milli-
arden US-Dollar, eine Summe, die auch für die Erschlie-
ßung landgebundener Vorkommen anzusetzen ist. Hin-
sichtlich der jährlichen Betriebskosten nimmt das MIT 160 
Millionen US-Dollar an und Ramboll/HWW etwa 400 Mil-
lionen US-Dollar. Beide Studien gehen davon aus, dass 
Tiefseebergbau zum gegenwärtigen Preisniveau der Me-
talle noch nicht profitabel wäre. Für die kommenden an-
derthalb Jahrzehnte (Ramboll/HWW) beziehungsweise 
vier Jahrzehnte (MIT) erwarten sie jedoch aufgrund eines 
weiterhin steigenden Weltwirtschaftswachstums und auf-
grund technologischer Entwicklungen eine wachsende 
Nachfrage nach Rohstoffen und eine damit verbundene 
Zunahme der Rohstoffpreise, insbesondere im Zuge des 
Übergangs der Nutzung von fossilen Energieträgern zu 

Abbildung 5: 
Prototyp eines selbst fahrenden 
Kollektors des belgischen 
Unternehmens DEME-GSR 
zum Abbau von Manganknol-
len in der Tiefsee im Testmaß-
stab. Der Prototyp hat die  
Abmessungen 10 x 4,7 x 4,5 m 
(L x B x H) und ein Gewicht von 
35 t in Luft. Er soll im Einsatz 
eine Geschwindigkeit von 
 mindestens 0,5 m pro Sekunde 
erreichen. 
  Courtesy of Global Sea 

Mineral Resources
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 erneuerbaren Energien. Dies, so die Schlussfolgerung, 
wird langfristig eine Profitabilität des Tiefseebergbaus 
ermög lichen.

Potentielle Umweltauswirkungen des 
Tiefseebergbaus

Für alle drei Rohstofftypen der Tiefsee besteht die Sorge, 
dass ein zukünftiger Abbau die biologischen Ressourcen 
und deren Artenvielfalt sowie die Ökosystemdienstleis-
tung der Tiefsee schädigen könnte, deren Schutz im See-
rechtsübereinkommen zwar generell gefordert, aber nicht 
im Detail geregelt ist (Jenisch 2010). Abhängig von der bis-
lang noch nicht im industriellen Maßstab entwickelten Tief-
seebergbautechnologie sind schädliche Auswirkungen, 
die bisher nur ansatzweise erforscht wurden, vor allem auf 
die Bodenfauna zu erwarten. Kritiker befürchten weiterhin 
großräumige Auswirkungen eines Unterwasserbergbaus 
durch die Entwicklung von Trübewolken am Meeresboden 
und Umweltbeeinträchtigungen durch die Einleitung von 
Reststoffen sowie die Freisetzung von Schadstoffen aus 
dem Meeresboden und von den Förderplatt formen. Die 
IMB ist gemäß der Artikel 145 und 209 des Seerechtsüber-
einkommens einem nachhaltigen marinen Umwelt- und 
Biodiversitätsschutz verpflichtet. Die Notwendigkeit des 
Umweltschutzes wird entsprechend in allen Bestimmun-
gen, Richtlinien und Empfehlungen der IMB hervorgeho-
ben. Mögliche Umweltauswirkungen des Abbaus sind 
nach den mineralischen Rohstofftypen zu unterscheiden.
Auf dem und im Boden der Manganknollen-reichen sedi-
mentbedeckten Tiefseeebenen leben mobile und sessile 
Tiere verschiedener Größen, von wenige zehntel Millime-
ter kleinen Fadenwürmern, die den Hauptbestandteil der 
Biodiversität ausmachen, bis hin zu mehreren Dezimetern 
großen Seegurken und meterlangen Fischen. Weiterhin le-
ben viele Tiere fest auf den Knollen (z.B. Schwämme und 
Korallen) oder in Symbiose mit diesen festangewachsenen 
Tieren. Während die Diversität der Fauna enorm groß ist 
und etwa der im Regenwald entspricht, ist die Individuen-
dichte der meisten Arten äußerst gering. Deshalb ist bis-
lang trotz umfangreicher internationaler Forschungspro-
gramme nur ein geringer Anteil der dort lebenden Orga-
nismen bekannt, und noch weniger sind wissenschaftlich 
beschrieben worden (Glover et al. 2015). Da Photosyn-
these in diesen Tiefen ohne Licht nicht möglich ist, sind die 
dort lebenden Tiere auf die Zufuhr von Nährstoffen in Form 
von absinkenden Partikeln aus dem Oberflächenwasser 
angewiesen. Aufgrund der harschen Umweltbedingungen 
und des spärlichen Nahrungsangebotes sind Wachstum 
und Reproduktionszyklen in der Tiefsee sehr langsam.
Für die Manganknollenfelder werden vor allem zwei 
grundlegende Umweltauswirkungen für die derzeit disku-
tierten Abbauverfahren erwartet. Einerseits die Entfernung 
der oberen ca. zehn Zentimeter des Meeresbodens mit der 
darauf und darin lebenden Fauna im Abbaugebiet und an-
dererseits die Aufwirbelung von Sedimentpartikeln und 
kleingeriebenem Erzmaterial, in erster Linie direkt durch 
den Kollektor, aber auch durch Rückleitung des Förderwas-
sers vom Schiff in die Tiefsee. Zusätzliche Auswirkungen 
werden durch Lärm, Vibrationen und Licht des Abbauge-
räts und der Förderplatt form erwartet. Für den Abbau mit 
derzeit geplanten Kollektoren wird mit 500 bis 1.000 Ton-
nen aufgewirbeltem Sediment pro Stunde gerechnet. Da-

durch entstehen Trübewolken am Meeresboden, die die 
natürliche Sedimentationsrate, die nur wenige Millimeter 
pro tausend Jahre beträgt, drastisch erhöhen, wenn die 
Partikel sich wieder absetzen. Kleinskalige Experimente im 
Labor und vor Ort in der Tiefsee sowie umfangreiche Unter-
suchungen mit numerischen Ozean- und Sedimenttrans-
portmodellen haben gezeigt, dass sich 90 bis 95 Prozent 
der durch die Kollektoren aufgewirbelten Sedimente im 
Umkreis von einigen Kilometern zügig wieder absetzen; 
der Rest wird durch Bodenströmungen außerhalb des Ab-
baugebiets verdriftet und lagert sich in größerer Entfer-
nung vom Ursprungsort auf dem Meeresboden und seiner 
Fauna ab (Jankowski/Zielke 2001; Gillard et al. 2019). Die 
Auswirkungen dieser Trübewolken und Ablagerungen auf 
die Fauna sind artabhängig und bislang nur unzureichend 
untersucht. Die in direkter Nachbarschaft zum Abbauge-
biet auf dem Meeresboden oder den Knollen siedelnden 
Tiere werden durch die Masse der herabsinkenden Sedi-
mentpartikel bedeckt, aber auch die Lebensfunktionen von 
Wasser-filtrierenden Lebewesen wie Schwämme, Koral-
len, manchen Fischarten oder Larven können durch die er-
höhte, eventuell mit freigesetzten Schwermetallen belas-
tete Partikelfracht im Wasser beeinflusst werden. 
Versuche am Meeresboden zur Beeinträchtigung des Öko-
systems im experimentellen Maßstab haben gezeigt, dass 
die Anzahl der Tiere und sogar der Mikroben, die im bzw. 

Manganknollen sind schwarzbraune, rundliche und meist 
zwiebelschalenartig aufgebaute Konkretionen mit Durch-
messern zwischen einem und 15 Zentimeter. Sie bilden sich 
vor allem in den sedimentbedeckten Tiefseeebenen der 
Ozeane in 4.000 bis 6.000 Meter Wassertiefe durch die 
Ausfällung von Mangan- und Eisenoxiden sowie zahlreichen 
Neben- und Spurenmetallen aus dem Meerwasser und dem 
Porenwasser des Sediments. Ihr Wachstum beträgt zwischen 
zwei und 100 Millimeter pro Millionen Jahre. 
 picture alliance/dpa
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auf dem Meeresboden und den Knollen leben, auch Jahr-
zehnte nach der Störung noch deutlich verringert ist ge-
genüber dem ursprünglichen Zustand (Vanreusel et al. 
2016). Die Untersuchungen zeigen jedoch auch, dass eine 
allmähliche Wiederbesiedlung der gestörten Flächen 
statt findet und dass sich eine funktionstüchtige Faunenge-
meinschaft mit annähernd der gleichen Diversität wie zu-
vor entwickeln kann (Thiel et al. 2005; Jones et al. 2017). 
Jedoch dauert dieser Prozess mehrere Jahrzehnte bis Jahr-
hunderte, und es ist grundsätzlich mit einer angepassten 
Artenzusammensetzung und -verteilung zu rechnen, zum 
Beispiel, weil Organismen, die auf den Knollen leben oder 
deren Lebensweise durch das Hartsubstrat beeinflusst 
wird, sich in den gestörten Feldern nicht wieder ansiedeln 
können. Ob künstliche Hartsubstrate als Ersatz dienen 
können, wird zurzeit durch ein Langzeitexperiment im Rah-
men des europäischen Forschungsprojektes „MiningIm-
pact“ untersucht. Die Erholung der Lebensgemeinschaften 
in den Abbaugebieten wird in jedem Fall entscheidend von 
der Distanz zu vergleichbaren ungestörten Flächen ab-
hängen (Thiel et al. 2012).
Bei den Massivsulfiden sind die gegenwärtig diskutierten 
Abbauflächen mit weniger als einem Quadratkilometer re-
lativ klein. Je nach hydrothermaler Aktivität werden in akti-
ven und inaktiven Zonen sehr unterschiedliche Lebensge-
meinschaften gefunden. Extrem anpassungsfähige, oft en-
demische, chemosynthetische Organismen mit niedriger 
Diversität leben an aktiven hydrothermalen Quellen. Dem-
gegenüber besiedeln gewöhnliche Tiefseearten das Hart-
substrat der inaktiven hydrothermalen Austrit tsstellen. Le-
bewesen- und Hartsubstratverlust sowie die Entstehung 
von möglicherweise toxischen Trübewolken durch Abbau 
und Rückwassertransport gelten als potentiell schwerwie-
gendste Umwelteinwirkungen. Aufgrund der im Vergleich 
zu den Manganknollenfeldern relativ kleinen Abbauflä-
che sowie durch das hohe Anpassungsvermögen der Lebe-

wesen und die ohnehin stark variierenden natürlichen Um-
weltbedingungen werden die Umwelteinwirkungen insge-
samt jedoch als gering eingeschätzt, zumal ein Abbau 
aktiver Felder ohnehin nicht vorgesehen ist. Für kobaltrei-
che Eisen-Mangankrusten würde die Abbaufläche zwar 
größer sein als beim Abbau der Massivsulfide, aber kleiner 
als beim Abbau von Manganknollen. Zusätzlich zum Ver-
lust von Lebewesen würde der ins Wasser eingebrachte 
Rückstand durch den Abbau aufgrund der Morphologie 
an den Seamounthängen abgleiten und so in größere 
Wassertiefen gelangen. 
Für alle drei mineralischen Rohstoffarten der Tiefsee wird 
vorausgesetzt, dass eine Beeinträchtigung der Umwelt 
durch einen möglichen Abbau so gering wie möglich ge-
halten wird mit Hilfe minimalinvasiver Techniken, die den 
Richtlinien „Best Available Technology“ (BAT) und „Best En-
vironmental Practice“ (BEP) der Umweltbehörde der Ver-
einten Nationen (UNEP) entsprechen und durch die Einhal-
tung höchster Umweltstandards sowie der Erarbeitung ei-
nes Umweltmanagementplans (UMP). Eine Schonung der 
Umwelt kann aus technologischer Sicht erreicht werden 
durch (a) einen möglichst geringen Druck des Kollektors 
auf den Meeresboden; (b) eine geringe Eindringtiefe des 
Knollen-Aufnahmesystems in das Sediment; (c) das Redu-
zieren der bodennah entstehenden Sedimentwolke durch 
technische Maßnahmen, die eine schnelle Absetzung der 
aufgewirbelten feinkörnigen Sedimente bewirken; (d) eine 
möglichst geringe Transportmenge von Sedimenten und 
Gesteinsabrieb zur Förderplatt form an der Meeresober-
fläche, um deren Rückführung zu minimieren; und (e) die 
bodennahe Rückleitung dieser feinkörnigen Rückstände.
Weil die flächenhafte Verteilung der Manganknollen nicht 
gleichmäßig ist, würden zwischen den wirtschaftlich at-
traktiven Gebieten große unberührte Zonen verbleiben. 
Die Wiederbesiedlung der gestörten Flächen könnte dann 
über diese benachbarten, nicht abgebauten Felder erfol-
gen. Zum Schutz der Biodiversität hat die IMB im Rahmen 
ihres „Environmental Management Plan“ (EMP) für der Cla-
rion-Clipperton-Zone neun jeweils 160.000 Quadratkilo-
meter große Meeresschutzgebiete eingerichtet, die zu-
sammen ein Drit tel der Gesamtfläche des Manganknollen-
gürtels umfassen (vgl. Abbildung 2) und in denen kein 
Abbau statt finden soll. Es ist darüber hinaus geplant, zwei 
weitere solche Schutzgebiete in der CCZ einzurichten. 
Weiterhin erörtert die IMB momentan mit verschiedenen 
Interessengruppen die Einrichtung derartiger EMPs in al-
len rohstoffreichen Gebieten der Hohen See und die dar-
aus resultierenden Pflichten für Kontraktoren, um verbindli-
che Reglungen zur sorgsamen und adaptiven Raumpla-
nung des Tiefseebergbaus und zum effektiven Schutz der 
Umwelt auf regionaler Ebene zu schaffen. 

Soziale Auswirkungen eines Tiefseebergbaus

Bei einem Tiefseebergbau auf Hoher See sind soziale Aus-
wirkungen vor allem am Ende der Verwertungskette zu er-
warten, dort wo die mineralischen Rohstoffe an Land me-
tallurgisch aufbereitet werden und eher indirekt über Ein-
flüsse auf Preisentwicklungen am globalen Metallmarkt. 
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Einerseits entstehen dort, wo die Aufbereitung statt findet, 
Arbeitsplätze, die mit einem allgemeinen Wohlstandszu-
wachs am Standort einhergehen können, andererseits ist 
mit möglichen Umweltauswirkungen wie beispielsweise ei-
ner Trinkwasserverschmutzung zu rechnen. Da diese Fol-
gen aber nicht spezifisch für den landfernen Tiefseeberg-
bau gelten, sondern gleichermaßen für die Aufbereitung 
von terrestrischen Rohstoffen, werden sie hier nicht weiter 
diskutiert.
Für eine Förderung von Manganknollen durch nur ein Un-
ternehmen sind keine signifikanten Auswirkungen auf die 
globalen Rohstoffmärkte für Mangan, Nickel, Kupfer und 
Kobalt zu erwarten, da die jeweiligen Beiträge zur welt-
weiten Bergwerksproduktion im Bereich von wenigen Pro-
zent liegen (vgl. Tabelle 1). Sollten jedoch mehrere Unter-
nehmen parallel Manganknollen fördern, könnte dies zu-
mindest den Markt für Mangan beeinflussen. Dies wäre 
möglicherweise nachteilig für die Ausfuhreinnahmen oder 
die Wirtschaft von Entwicklungsländern wie Südafrika, 
Gabun oder Ghana, verbunden mit entsprechenden sozi-
alen Auswirkungen. Um dies zu vermeiden, ist die IMB laut 
Artikel 151 (10) des Seerechtsübereinkommens angehal-
ten, Ausgleichszahlungen vorzunehmen oder sonstige die 
wirtschaftliche Anpassung erleichternde Hilfsmaßnahmen 
zu ergreifen.
Neben diesen beiden Aspekten sind auch soziale Auswir-
kungen aufgrund einer möglichen weiträumigen Drift von 
Suspensionswolken im tiefen Ozean nicht ausgeschlossen, 
da sie Fischereigebiete sowohl innerhalb der AWZ einzel-
ner Staaten als auch auf Hoher See beeinflussen könnten, 
wenn die Abbaugebiete in der Nähe liegen. Für die CCZ 
erscheint dies wenig wahrscheinlich, da die nächstgele-
gene Küste von Mexiko rund 1.700 Kilometer entfernt ist. 

Für Massivsulfide und Mangankrusten besteht jedoch die 
Möglichkeit nachteiliger Effekte auf die Fischereiwirt-
schaft, da viele Vorkommen innerhalb der AWZ verschie-
dener Staaten liegen.
Anders als beim Abbau auf Hoher See sind für eine Produk-
tion von Tiefseemineralen in einer AWZ eher direkte sozi-
ale Auswirkungen zu erwarten. Die Firma Nautilus Mine-
rals ist beispielsweise auf starken Wiederstand der loka-
len Bevölkerung von Papua-Neuguinea gestoßen, die in 
der Nähe des Abbaufeldes „Solwara 1“ lebt. Die dort an-
sässigen Fischer hatten zuvor bereits negative Auswirkun-
gen durch Verschmutzung landgebundener Bergwerksför-
derung erfahren und sind entsprechend skeptisch ange-
sichts möglicher Auswirkungen durch den Abbau von 
Massivsulfiden vor ihrer Küste. Solche Bedenken können zu 
Konflikten zwischen Bevölkerungsgruppen führen, die ei-
nen Abbau aufgrund der zu erwartenden Gewinne befür-
worten und solchen, die sich dem wegen befürchteter Um-
weltverschmutzung entgegenstellen. 
Ein positives Beispiel für den Umgang mit den Rohstoffen in 
der AWZ bieten die Cookinseln mit ihren 15.000 Einwoh-
nern und weiteren rund 90.000 Staatsangehörigen, die in 
anderen Ländern, hauptsächlich Neuseeland, leben. So 
wie andere kleine Inselstaaten unter den Entwicklungslän-
dern haben die Cookinseln nur sehr begrenzte Möglich-
keiten zur wirtschaftlichen Entwicklung. Um ihre Einnahme-
quellen zu diversifizieren, die zurzeit vor allem aus Touris-
mus und Fischerei bestehen, und um die wirtschaftliche 
Abhängigkeit von Neuseeland zu verringern, hat die Re-
gierung die Vermarktung ihrer kobaltreichen Manganknol-
lenvorkommen selbst in die Hand genommen. In einem 
langwierigen Informationsprozess wurden alle relevanten 
Interessengruppen inklusive der religiösen und traditionel-

Ein Sprecher der Um welt-
schutz initiative Bismarck Ramu 
Group in Madang (Papua-
Neuguinea). Die überwiegend 
indigene Bevölkerung, die in 
der artenreichen Bismarcksee 
fischt, leistet starken Wider-
stand gegen den Abbau von 
Tiefseemineralien. Die Fischer 
hatten bereits zuvor negative 
Auswirkungen durch Ver-
schmutzung landgebundener 
Bergwerksförderung erfahren 
und sind dementsprechend 
skeptisch angesichts möglicher 
Auswirkungen durch den Tief-
seebergbau.  
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len Führer der Cookinseln eingebunden. Darüber hinaus 
hat die nationale „Seabed Minerals Authority“ eine Ge-
setzgebung zum Tiefseebergbau entwickelt, die auch die 
Reduzierung von Umweltauswirkungen vorsieht. Erste Li-
zenzen zur detaillierten Erkundung der Vorkommen wur-
den bereits vergeben. Nach derzeitigem Kenntnisstand 
könnten allein die knollenreichsten Gebiete in der AWZ 
der Cookinseln, deren potentieller Wert rund drei Billionen 
US-Dollar beträgt, zwischen etwa 400 und 900 Jahre Ab-
bau ermöglichen (Hein 2015; Petterson/Tawake 2019) und 
über die Förderabgaben zu einem langfristigen wirtschaft-
lichen Aufschwung beitragen, der der gesamten Bevölke-
rung zugutekommt. Die Mehrzahl der örtlichen Interessen-
gruppen steht einem zukünftigen Tiefseebergbau deshalb 
positiv gegenüber. Widerstand wird hauptsächlich von 
externen, global agierenden Umweltgruppen organisiert 
(Petterson/Tawake 2019).

Fazit

Einen Tiefseebergbau gibt es bisher noch nicht, er stellt 
aber ein wirtschaftlich attraktives Zukunftsfeld dar. Die zu 
erschließenden Tiefseelagerstätten können die landge-
bundenen Lagerstätten jedoch nur ergänzen, nicht erset-
zen. Der Umfang mariner Rohstoffvorkommen erscheint so-
wohl hinsichtlich der Metallanreicherungen als auch des 
Erschließungsaufwandes vielen Landlagerstätten ver-
gleichbar und in Einzelfällen auch überlegen, insbeson-
dere bezüglich verbreiteter Nutzungskonflikte an Land. 
Neben den rein rohstoffbezogenen Qualitäten bietet ein 
zu entwickelnder Tiefseebergbau herausragende Chan-
cen für die Wirtschaft eines exportorientierten Hochtech-
nologielandes wie Deutschland. Zudem könnte Deutsch-
land unabhängiger von Ländern wie Russland, Indonesien 
oder dem Kongo werden, deren Rohstoffe es aktuell für 
seine Wirtschaft benötigt. In Zeiten einer politisch unruhi-
gen Welt ist es eine besondere Qualität, dass ein Großteil 
des Meeres hinsichtlich der Nutzung einheitlichen Regeln 
mit internationaler Kontrolle unterliegt.
Grundsätzlich sind Umweltbelastungen aber nicht voll-
ständig zu vermeiden. Ein Bergbau in der Tiefsee wird de-
finitiv langfristige Auswirkungen auf die dortige Lebewelt 
haben, dessen Ausmaß zurzeit nur grob abgeschätzt wer-
den kann. Für die Manganknollen ist jedoch zu berücksich-
tigen, dass insgesamt nur etwa 15 Prozent der Gesamtflä-
che des fünf Millionen Quadratkilometer großen Mangan-
knollengürtels für einen Abbau in Frage kommen. Um diese 
15 Prozent abzubauen, bräuchte ein Unternehmen mit ei-
ner Förderkapazität von 200 Quadratkilometer pro Jahr 
rund 3.500 Jahre. Eine möglicherweise weiträumige Drift 
der Trübewolken könnte aber deutlich mehr als die ge-
nannten 15 Prozent der Gesamtfläche beeinträchtigen.
Letztlich ist eine Entscheidung erforderlich, ob die Metalle 
für den menschlichen Rohstoffhunger weiterhin ausschließ-
lich aus den herkömmlichen Quellen an Land oder zukünf-
tig zumindest zum Teil auch aus der Tiefsee gewonnen wer-
den sollen. Beide bergbaulichen Maßnahmen sind immer 
mit Umweltauswirkungen verbunden, entweder an Land, in 
unserem Lebensraum, oder in über 4.000 Metern Wasser-
tiefe, in der Tiefsee. Die potentiellen Auswirkungen eines 
Eingrif fs in das Ökosystem der Tiefsee und die Wirksamkeit 
von Maßnahmen, die zu einer deutlichen Minderung die-
ser Auswirkungen führen können, müssen vor einem mögli-

chen Abbau detailliert untersucht werden. Deutschland mit 
seinen hohen Anforderungen an den Umweltschutz kann 
sich hier einbringen und für die künftige Nutzung von ma-
rinen mineralischen Rohstoffen umweltschonende Techno-
logien entwickeln und effektive internationale Standards 
setzen.
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POLITIK IM ARKTISCHEN RAUM

Meerespolitik in der Arktis 
Christoph Humrich

Die Meerespolitik in der Arktis steht gegenwärtig vor 
zwei Herausforderungen: Angesichts der globalen Er-
wärmung ist eine regionale Umweltpolitik, die die fragile 
Meeresumwelt schützt, dringend geboten. Weiterhin gilt 
es, zwischenstaatliche Konflikte, die sich auf Fragen der 
Jurisdiktion und Kontrolle im arktischen Raum beziehen, 
zu lösen. Statuskonflikte und Grenzdispute ergeben sich 
auch aufgrund der Bedeutung der Arktis als strategischer 
Raum für Machtprojektionen und die nationale Verteidi-
gung. Christoph Humrich erörtert die Meerespolitik im 
arktischen Raum in vier relevanten Bereichen: Zunächst 
analysiert er die regionale und internationale maritime 
Raumordnungspolitik und widmet sich sodann der regio-
nalen Meeresumweltpolitik. Weiterhin werden Aspekte 
der regionalen und internationalen Regulierung der 
Meeresnutzung und schließlich die Meerespolitik im Rah-
men eines globalen Großmachtwettbewerbs diskutiert. 
Indem die vier Bereiche klar voneinander unterschieden 
und die jeweiligen Lösungsansätze beschrieben werden, 
wird einer Vereinfachung, zu der man mit Blick auf die 
Arktis oft neigt, vorgebeugt.  

Der neue Ozean?

„Der neue Ozean“ titelte das Magazin GEO im Mai 2019 
und meinte damit das Nordpolarmeer. Dessen Eisdecke 
taut durch die menschengemachte globale Erwärmung, 
die sich in der Arktis zwei- bis dreimal schneller als im Rest 
der Welt vollzieht, im Rekordtempo ab.1 Das kleinste und 
flachste der Weltmeere öffnet sich immer weiter für mensch-
liche Nutzung. Die Seewege der Nordwest- und der Nord-
ostpassage (schon bald vermutlich auch die sogenannte 
Transarktisroute über den Pol) werden im Jahresverlauf öf-
ter bzw. länger für maritimen Transport und Kreuzfahrttou-
rismus schiffbar. Öl- und Gasvorräte unter dem arktischen 
Meeresboden werden leichter zugänglich, und das wär-
mer werdende Meer zieht bisher weiter südlich lebende 
Fischarten und mit ihnen die Fischerei an.2 
Das gängige Porträt der Arktis als neuem Ozean spannt 
von diesen Entwicklungen den Bogen zu zwei Arten von 
Herausforderungen für die Meerespolitik in der Region. 
Die erste Art besteht in der Regulierung menschlicher Akti-
vitäten, um Gefahren für die fragile Meeresumwelt zu ver-
meiden und Risiken für ihre menschlichen Nutzer zu mini-
mieren. Die zweite Art der Herausforderungen entsteht 
durch zwischenstaatliche Konflikte, die sich einerseits auf 
Fragen der Jurisdiktion und Kontrolle in den arktischen Ge-
wässern beziehen, andererseits der Bedeutung der Arktis 
als strategisch wichtigem Raum für globale Machtprojek-
tion und nationale Verteidigung geschuldet sind. Demge-
mäß lässt sich die Meerespolitik in der Arktis in vier Berei-
chen analysieren: einer regionalen und internationalen 
maritimen Raumordnungspolitik, in der die Ausdehnung 
und Art der Rechte der Küstenstaaten und anderer Meeres-

nutzer geregelt wird; einer regionalen Meeresumweltpoli-
tik; der regionalen und internationalen Regulierung der 
Meeresnutzung; der Meerespolitik im Rahmen eines glo-
balen Großmachtwettbewerbs, in dem auch der Arktische 
Ozean zu einer Arena gemacht wird.
Diese vier Bereiche der Meerespolitik werden im Folgen-
den in der Reihenfolge vorgestellt, in der sie in das Be-
wusstsein einer breiteren Öffentlichkeit in Deutschland ge-
treten sind. Dabei ist zwei Vereinfachungen zu begegnen, 
zu denen das Bild vom neuen Ozean oft verleitet hat: Ohne 
Zweifel zeitigt der Klimawandel dramatische Folgen in der 
Arktis. Doch heißt das nicht, dass die gegenwärtigen mee-
respolitischen Entwicklungen in der Arktis ausschließlich 
oder auch nur in erster Linie durch den Klimawandel be-
dingt wären. Im Gegenteil, ökonomische, rechtliche, sozi-
ale und politische Faktoren sind vielfach bedeutender als 
die geophysischen Veränderungen. Die zweite Vereinfa-
chung besteht in einer Verdichtung der vier Bereiche zu 
einer einzigen, sich krisenhaft zuspitzenden regionalen 
Gemengelage. Die politischen Dynamiken und Probleme 

Die Eisdecke des Nordpolarmeers taut durch die menschen-
gemachte globale Erwärmung, die sich in der Arktis zwei- 
bis dreimal schneller als im Rest der Welt vollzieht, im 
Rekordtempo ab. Angesichts der globalen Erwärmung ist 
eine regionale Umweltpolitik, die die fragile Meeresumwelt 
schützt, dringend geboten. picture alliance/dpa
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der vier Bereiche sind klar zu unterscheiden, die Herausfor-
derungen und Lösungsansätze liegen auf jeweils anderen 
Ebenen politischen Handelns. 

Regionale und internationale maritime 
Raumordnungspolitik 

Als am 3. August 2007 der russische Duma-Abgeordnete 
und Polarforscher Arthur Chilingarow mit Mini-U-Booten 
zum Meeresgrund am geographischen Nordpol tauchte 
und dort eine russische Flagge hinterließ, war das als öf-
fentlichkeitswirksame Aktion für ein vorwiegend heimi-
sches Publikum geplant. Die Reaktionen einiger westlicher 
Politiker und der Medien brachten dem Arktischen Ozean 
jedoch schlagartig auch globale Aufmerksamkeit. Die 
Flagge wurde weniger als Zeichen für den gelungenen 
erstmaligen Besuch dieses schwer zugänglichen Bereichs 
der Tiefsee gesehen, sondern vielmehr als Markierung ei-
nes umstrit tenen Gebietsanspruchs interpretiert. Entspre-
chend wurden auch andere maritime Grenz- und Status-
dispute der Region ins Rampenlicht gezogen. 
Wie jeden anderen Ozean teilt das Seerecht auch das 
Nordpolarmeer in verschiedene Arten maritimer Zonen 
ein.3 Bei maritimen Grenzdisputen geht es um die räumliche 
Abgrenzung küstenstaatlicher Meereszonen voneinander. 
Maritime Statuskonflikte drehen sich demgegenüber um 
die Frage, welcher Art maritimer Zone ein Gebiet zuzurech-
nen ist und welche Rechte sich daraus für Küstenstaaten 
und andere Nutzer ergeben. Als sich die Aufmerksamkeit 
auf die Arktis richtete, gab es Grenzdispute zwischen Dä-
nemark und Kanada, Kanada und den USA, den USA und 
Russland sowie zwischen Russland und Norwegen. Status-
fragen sind in der Nordwestpassage, einigen Teilen der 
Nordostpassage und des Seegebietes des Spitzbergen-
vertrages umstritten. Sowohl Grenz- als auch Statusdispute 
gibt es um den Festlandsockel im Nordpolarmeer: bei der 
Abgrenzung zur Tiefsee geht es um die Statuszuschreibung, 
bei den überlappenden Ansprüchen Dänemarks, Kanadas 
und Russlands um die räumliche Abgrenzung der jeweils 
nationalen Festlandsockel voneinander.4

Eingehend mit Meldungen über die Rekordschmelze des 
Packeises und vermutete Öl- und Gasvorräte in der Region 
wurde aus diesen Disputen vielfach das Bild einer am 
Rande bewaffneter Konflikte stehenden Region zusam-
mengesetzt.5 Um die Situation angemessener politisch zu 
beurteilen, hilf t es, die Dispute räumlich und zeitlich mit der 
Seerechtsentwicklung zu kontextualisieren. Das Seerechts-
übereinkommen der Vereinten Nationen (SRÜ) wurde 1982 
fertig verhandelt und trat erst Ende 1994 in Kraft. Die damit 
einhergehende Kodifizierung der Zonenbestimmung und 
die Rechtssicherheit für ausgeweitete maritime Zonen stei-
gerte einerseits die Länge festzulegender nachbarschaft-
licher Seegrenzen. Andererseits entstanden neue Dispute 
um die Auslegung des SRÜ und um Konflikte mit anderen 
Vertragswerken. Im Hinblick auf die Arktis ist zudem rele-
vant, dass das SRÜ jeden Vertragsstaat auffordert, die 
Festlegung seiner Festlandsockelgrenzen in der Regel spä-
testens zehn Jahre nach seiner Ratifizierung des SRÜ bei 
der zuständigen Kommission der Vereinten Nationen zu 
beantragen. Dieser Hintergrund hilft, die maritime Raum-
ordnungspolitik in der Region in beträchtlich entdramati-
sierter Weise zu sehen. Weltweit sind nach Schätzungen 
nur etwa 40 Prozent der maritimen Grenzdispute geklärt. 

Im Arktischen Ozean steht dem ein sehr viel höherer Anteil 
festgelegter Grenzen gegenüber. Es gibt kein „Rennen um 
die Arktis“, sondern eine schon seit den 1990er Jahren re-
lativ geordnete Implementation rechtlicher Veränderun-
gen, die auch im Falle der Festlandsockelgrenzen dem 
rechtlich vorgegebenen Zeitrahmen und Ablauf folgt.
Demgegenüber wird die Rolle von Klimawandel und Roh-
stoffen für die Grenzdispute häufig überschätzt oder ein-
seitig als konflikt fördernd interpretiert. Wenn man die 
Grenzdispute mit der Karte der vermuteten Rohstoffe ver-
gleicht, stellt man allerdings fest, dass nur zwischen Nor-
wegen und Russland und zwischen Kanada und den USA 
größere Lagerstätten in umstrit tenen Gewässern erwartet 
werden.6 Im Fall von Norwegen und Russland hat vor allem 
diese Erwartung geholfen, einen mehr als 40 Jahre alten 
Grenzdisput 2010 relativ schnell zu lösen anstatt die Kon-
flikteskalation zu befördern. Rechtsunsicherheit hätte die 
Exploration und mögliche Ausbeutung verzögert.7 In der 
Beaufortsee zwischen Kanada und den USA sind Explora-
tionsbohrungen dagegen nicht erfolgreich verlaufen. Shell 
beispielsweise hat seine entsprechenden Investitionen ab-
geschrieben. Da sowohl Kanada als auch die USA über 
andere Reserven verfügen und der Disput selber keine sig-
nifikanten politischen Kosten im Verhältnis der beiden 
Staaten erzeugt, ist das Interesse gering, Zeit, Mühen und 
politisches Kapital in eine Einigung zu investieren. Das 
dürfte auch für die bisher ungelösten maritimen Grenzdis-
pute zwischen Kanada und Dänemark/Grönland gelten.
Etwas anders verhält es sich mit den maritimen Statusdis-
puten um die arktischen Seewege. Auch sie sind älter als 
Klimawandel oder Ressourcenfunde, aber hier erhöhen so-

238

C
hr

is
to

p
h 

H
um

ri
ch

bis2019_04_inhalt.indd   238bis2019_04_inhalt.indd   238 06.12.19   12:1006.12.19   12:10



wohl die zunehmende Schiffbarkeit der Gewässer als auch 
Offshore-Rohstoffaktivitäten den Problemdruck. Zwar sind 
internationale Lösungen nicht in Sicht, aber weil es sich 
zum einen nicht um rein bilaterale Dispute handelt und zum 
anderen die Interessenkonstellationen überlappend und 
nicht gegenseitig ausschließend sind, ist die Eskalations-
gefahr auch nicht besonders groß. Mit Russland und Ka-
nada stehen die beiden Küstenstaaten der Nordost- und 
der Nordwestpassage den Interessen der Gesamtheit der 
seefahrenden Nationen gegenüber, denen sie aber auch 
selber angehören. Zudem hat vor allem Russland auch aus 
wirtschaftlichen Gründen ein Interesse, die Schiff fahrt in 
seinen Passagen zu fördern.8

Zusammenfassend lässt sich daher sagen, dass die mari-
time Raumordnungspolitik in der Arktis vor allem durch 
rechtliche Veränderungen getrieben ist und vermutlich 
auch im rechtlichen Rahmen verbleiben wird, auch wenn 
Klimawandel und zunehmende menschliche Aktivitäten zu-
mindest bei den Statusdisputen den Problemdruck erhö-
hen. Die Küstenstaaten des Arktischen Ozeans, die USA, 
Kanada, Dänemark mit Grönland, Norwegen und Russ-
land (auch die Arktischen Fünf oder A5 genannt) hatten 
sich aber schon vorsorglich zum Seerecht und der rechtli-
chen Lösung der entsprechenden Fragen bekannt.9 Eine 
entsprechende Erklärung verabschiedeten sie 2008 im 
grönländischen Ilulissat. Die maritimen Grenzdispute wur-
den und werden dementsprechend jeweils bilateral bear-
beitet, ohne dass eine besondere Eskalationsgefahr zu se-
hen wäre. Die Statusdispute können nur multilateral gelöst 
werden. Bis dahin wird sich vermutlich ein politischer Mo-
dus Vivendi etablieren.10

Regionale Meeresumweltpolitik im Arktischen Rat

Im Gefolge der Aufmerksamkeit für die maritime Raumord-
nungspolitik in der Arktis, durch den Klimawandel, aber 
auch mit der Aussicht auf zunehmenden Schiffsverkehr und 
Öl- und Gasaktivitäten im Nordpolarmeer, wurde zuneh-
mend auch die regionale Meeresumweltpolitik des Arkti-
schen Rates bemerkt. Er wurde schon 1996 mit der soge-
nannten Ottawa-Declaration ins Leben gerufen.11 Seine 
Geschichte geht noch ein Jahrzehnt weiter zurück: Bereits 
in den 1980er Jahren hatten kanadische Wissenschaftler 
und zivilgesellschaftliche Organisationen einen regiona-
len Meeresschutzvertrag für den Arktischen Ozean oder 
eine regionale zwischenstaatliche Organisation für die 
Arktis gefordert. Das blieb aufgrund des Kalten Krieges 
politisch aber unmöglich. Folgenreicher war daher erst 
eine Rede von Michail Gorbatschow 1987 in Murmansk, in 
der er vorschlug, die Arktis zu einer Region des Friedens 
und des Umweltschutzes zu machen.12 Die finnische Regie-
rung grif f den Umweltteil des Vorschlags 1989 auf und lud 
die acht Staaten mit Territorium über dem Polarkreis (A8; 
neben den A5 noch Island, Schweden und Finnland) dazu 
ein, eine regionale Umweltstrategie (Arctic Environmental 
Protection Strategy, AEPS) zu erarbeiten. Diese wurde 1991 
im finnischen Rovaniemi in Form einer völkerrechtlich nicht-
bindenden Erklärung unterzeichnet. Sie und die in ihrem 
Rahmen gebildeten Arbeitsgruppen wurden nach Grün-
dung des Arktischen Rats in ihn überführt.
Die Meerespolitik hatte in der AEPS eine eher untergeord-
nete Rolle gespielt, auch wenn eine eigene Arbeitsgruppe 
(Protection of the Arctic Marine Environment, PAME) dazu ein-
gerichtet wurde. Aber durch die Eisdecke und relative Un-
berührtheit des Arktischen Ozeans schien einerseits nur 
begrenzter Handlungsbedarf vorzuliegen, während an-
dererseits mit der Nutzung des Ozeans durch die strategi-
schen U-Boote der Supermächte kurz nach dem Kalten 
Krieg Meerespolitik noch an politisch sehr sensible Fragen 
stieß. Es waren meerespolitische Prozesse auf der globalen 
Ebene, welche die A8 in Richtung einer regionalen Mee-
respolitik führten. Das Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP) hatte schon in den 1970ern eine Strate-
gie für den regionalen Meeresschutz entwickelt, die unter 
anderem auch einige der kanadischen Vorschläge aus den 
1980ern inspiriert hatte. Politisch verstärkt wurden UNEPs 
Ideen zum regionalen Meeresschutz durch das SRÜ, durch 
Präzisierung in global verhandelten Richtlinien und Akti-
onsplänen und schließlich durch das diese Entwicklungen 
aufnehmende meerespolitische Kapitel der 1992 auf dem 
Erdgipfel in Rio beschlossenen Agenda 21. Auf dem noch 
sehr stark unter dem Eindruck des Erdgipfels stehenden Mi-
nistertreffen der AEPS 1993 wurde der PAME-Arbeits-
gruppe der Auftrag erteilt, einen regionalen Plan zum 
Schutz des Meeres gegen Verschmutzung aus landbasier-
ten Quellen (Regional Plan of Action) auszuarbeiten. Dieser 
stellte dann ab 1998 den ersten Pfeiler der Meeresumwelt-
politik im Arktischen Rat dar.
Nach der Jahrtausendwende weiteten sich die Aktivitäten 
in zwei Richtungen aus. Wie schon in der maritimen Raum-
ordnungspolitik erhöht auch für die regionale Meeresum-
weltpolitik das Abschmelzen des Packeises und zuneh-

Als am 3. August 2007 der rus-
sische Duma-Abgeordnete und 
Polarforscher Arthur Chilinga-
row mit Mini-U-Booten zum 
Meeresgrund am geographi-
schen Nordpol tauchte und 
dort eine russische Flagge hin-
terließ, sorgte dies weltweit für 
Aufsehen. Westliche Politiker 
und Medien werteten dies 
weniger als einen gelungenen 
Forschungserfolg, sondern 
vielmehr als Markierung eines 
umstrittenen Gebietsan-
spruchs. 
 picture alliance/dpa
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mende Meeresnutzung den Problemdruck. Obwohl Nor-
wegen und Russland bereits Ende der 1990er im Rat 
wiederholt Projekte zu Schiff fahrt und arktischen Seewe-
gen vorgeschlagen hatten, stieß das Thema erst auf breite-
res Interesse unter den A8 als 2004 die große Studie des 
Rates zu Folgen des Klimawandels in der Arktis vorlag.13 
Sie prognostizierte mit der Öffnung des Ozeans auch eine 
Zunahme des Schiffsverkehrs und der Meeresnutzung ge-
nerell und forderte die A8 auf, aktiv zu werden. 
Zur gleichen Zeit trat das Thema der marinen Artenvielfalt 
global durch Aktivitäten im Rahmen der Biodiversitätskon-
vention stärker auf die politische Agenda und drängte die 
Meerespolitik des Rates zu einer Ausweitung in die zweite 
Richtung. Der ersten Herausforderung begegneten die A8 
mit dem Auftrag eines Gutachtens zum Schiffsverkehr in 
der Arktis. Das 2009 abgeschlossene Arctic Marine Ship-
ping Assessment (AMSA) ist einer der folgenreichsten Be-
richte des Rates. Er entwickelt einen detaillierten regiona-
len Handlungsplan, dessen Fortschrit te bei der Umsetzung 
alle zwei Jahre in eigenen Berichten aufgelistet und öffent-
lich gemacht werden. Damit wird Schiff fahrt zum zweiten 
Pfeiler der regionalen Meeresumweltpolitik. Neben eini-
gen Richtlinien dient er vor allem der Bereitstellung einer 
Wissensbasis und als Arena für die Koordination der Akti-
vitäten der A8 zur internationalen Regulierung der Mee-
resnutzung. Als drit ter Pfeiler baut der Schutz der marinen 
Biodiversität unter anderem auf Studien zur Unterteilung 
des Arktischen Ozeans in größere marine Ökosysteme und 
biologisch und kulturell bedeutende Gebiete sowie zum 
Status der biologischen Vielfalt im Nordpolarmeer und ei-
nem Rahmenplan für ein arktisches Netzwerk von Meeres-
schutzgebieten auf.14 Mit diesen drei Pfeilern werden die 
Aktivitäten des Arktischen Rates zum arktischen Meeres-
schutz seit 2004 in einem auf jeweils zehn Jahre angeleg-
ten Strategieplan strukturiert und gebündelt, welcher dem 
Schutz von Meeresumwelt und -natur sowie der nachhalti-
gen Entwicklung der Meeresnutzung noch die Erweiterung 
der Wissensbasis und Meeresschutzkapazitäten als Ziele 
zur Seite stellt (Arctic Marine Strategic Plan, AMSP). Eine 
2015 eingesetzte Task Force hat 2019 einige Vorschläge 
zur Verbesserung der meeresbezogenen Kooperation im 
Arktischen Rat vorgelegt. Sie sehen unter anderem meeres-
bezogene Treffen der jeweiligen nationalen Zuständigen 
für den Arktischen Rat sowie eine Stärkung der meerespo-
litischen Kompetenz und Kapazität des Sekretariats des 
Rates vor.15

Zum 20-jährigen Bestehen des Arktischen Rates 2016 do-
minierten positive Kommentare zu seiner Arbeit, und eine 
Gruppe von Wissenschaftlern schlug ihn gar für den Frie-
densnobelpreis vor. Das kontrastiert mit Kampagnen zum 
Beispiel von Greenpeace, die ein eher verhaltenes Urteil 
zu den Chancen eines effektiven Umwelt- und Naturschut-
zes im Arktischen Ozean fällen. Trotz seiner durchaus um-
fangreichen Aktivitäten müssen Versäumnisse auch kritisch 
hervorgehoben werden. So hat es der Rat zum Beispiel 
nicht geschafft, die globalen Ziele bei der Ausweisung von 
Meeresschutzgebieten im Nordpolarmeer zeitgerecht um-
zusetzen. Auch bei der Bekämpfung von Meeresmüll hinkt 
der Rat den Aktivitäten anderer Regionen eher hinterher. 
Viele der guten Richtlinien und Maßnahmenvorschläge, 
die sich in den Berichten und Erklärungen des Rates finden, 
haben keine Verhaltensänderungen auf den nationalen 
Ebenen bewirkt, und ihre Umsetzung wird bis auf wenige 
Ausnahmen (z.B. AMSA) auch nicht offiziell verfolgt oder 

beobachtet. Die dramatischen Berichte und das explizite 
Anerkennen des Klimawandels in der Arktis haben zumin-
dest in Russland und den USA keine besonderen Änderun-
gen ihrer nationalen und internationalen Klimapolitik be-
wirkt, und auch die anderen Staaten haben offenbar kein 
größeres Problem mit der Ironie, in der vom Klimawandel 
derzeit am meisten bedrohten Region die Förderung der 
Öl- und Gasgewinnung voranzubringen. Demgegenüber 
den Klimawandel aus den Äußerungen des Arktischen Ra-
tes zu streichen, das wollten die anderen sieben Mitglie-
der den USA unter Donald Trump dann doch nicht durch-
gehen lassen. Bei dem Ministertreffen des Rates 2019 gab 
es daher erstmals in der Geschichte der Kooperation der 
A8 keine gemeinsame Abschlusserklärung. Das hat deut-
lich gemacht, dass der Arktische Rat nicht zu vorschnell als 
der kooperative Pol der Meerespolitik in der Arktis charak-
terisiert werden sollte. Es gibt gerade auch bei den Um-
weltthemen tiefe Gräben zwischen den A8. Die erreichten 
Ergebnisse bleiben darum zuweilen auf dem kleinsten ge-
meinsamen Nenner. In einer Region, die sich so dramatisch 
ändert wie die Arktis, ist das nur bedingt problemadäquat.

Regionale und internationale Regulierung der 
Meeresnutzung 

Als zwischenstaatliche Kooperationsform wird der Arkti-
sche Rat als Soft-Law-Forum charakterisiert. Er ist weder mit 
einem rechtlich bindenden Vertrag konstituiert, noch pro-
duziert er rechtlich bindende Normen und Regeln. Für die 
Regulierung der Meeresnutzung scheint er darum zum ei-
nen nicht stark genug. Zum anderen umfasst er nicht alle 
interessierten Parteien. Auch nicht-arktische Staaten ha-
ben Meeresnutzungsrechte im Arktischen Ozean: an den 
Ressourcen der Hohen See und in der Schiff fahrt selbst in 
den küstenstaatlichen Gewässern. Angesichts dieser Nut-
zungsrechte eint die A8 das Interesse, dass ihre Möglich-
keiten der Regulierung und Kontrolle nicht durch internati-
onale Normen und Regeln unterlaufen werden. Sie sind 
daher in drei unterschiedlichen rechtsetzenden Kontexten 
in der Regulierung der Meeresnutzung aktiv geworden.
Den ersten Kontext bilden drei überwiegend meeresbezo-
gene und rechtlich bindende Abkommen. Sie wurden unter 
anderem durch das AMSA angeregt, und ihre Verhand-
lung fand auch unter dem Dach des Arktischen Rates statt. 
Sie sind dennoch ausdrücklich freistehende Abkommen 
der A8 und nicht des Rates. Das erste (2011) und zweite 
(2013) Abkommen organisieren die Verantwortlichkeiten 
und zwischenstaatliche Kooperation bei Search and Res-
cue-Einsätzen in der Arktis bzw. für die Bereitschaft und 
Krisenreaktion bei Ölunfällen.16 Auf rechtlich bindende 
Maßnahmen zur Prävention solcher Unfälle konnten die A8 
sich aber nicht einigen. Zur Unterstützung der Umsetzung 
dieser beiden Abkommen haben die A8 das Arktische Küs-
tenwachenforum und das Forum der Behörden für die Re-
gulierung von Offshore-Aktivitäten gegründet.17 Das drit te 
Abkommen (2017) soll die wissenschaftliche Kooperation 
unter den A8 befördern und erleichtern.18 
Die Abkommen sind politisch interessant. Einerseits betref-
fen alle drei auch Drit tstaaten. Die beiden ersten nehmen 
Hilfeleistungen für Ereignisse vorweg, die auch von Schif-
fen und Unternehmen von Drit tstaaten verursacht oder in 
Anspruch genommen werden können. In Bezug auf die wis-
senschaftliche Forschung garantiert das SRÜ jedem Ver-
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tragsstaat Forschungsrechte jenseits der Hoheitsgewässer 
von Küstenstaaten und legt den Unterzeichnerstaaten 
auch die Pflicht auf, die Meereswissenschaft zu fördern. 
Einige Beobachterstaaten im Arktischen Rat waren daher 
nicht besonders begeistert, dass ihnen die Beteiligung an 
den Abkommen verwehrt geblieben ist. Andererseits ha-
ben die A8 nicht unbedingt sehr ehrgeizige Ziele formu-
liert, und die Abkommen gehen kaum über Verpflichtungen 
hinaus, die den Staaten ohnehin in anderen Kontexten ob-
liegen. Die Abkommen sind daher mit Recht so interpretiert 
worden, dass die A8 damit vor allem eine politische Aus-
sage machen: „Wir haben alles im Griff und behalten die 
Kontrolle im Nordpolarmeer.“
Den zweiten Kontext bilden die in der Internationalen 
Schiff fahrtsorganisation (IMO) verhandelten und 2017 in 
Kraft getretenen rechtlich bindenden Regeln des soge-
nannten Polar Code .19 Hier sind die besonderen Standards 
für Schiffssicherheit und Umweltschutz festgelegt, die in 
polaren Gewässern von allen seefahrenden Nationen er-
füllt werden müssen und von den Küstenstaaten auch 
durchgesetzt werden können. Die Initiative für diese Re-
geln wurde zwar durch die Kooperation der Arktisstaaten 
begünstigt, aber einerseits mussten hier noch andere Staa-
ten überzeugt werden (Flaggenstaaten, auf deren Reede-
reien Kosten für erhöhte Sicherheits- und Umweltstandards 
zukommen), andererseits waren sich auch die Arktisstaa-
ten untereinander nicht wirklich einig. Vor allem Russlands 
Positionen waren von einem Dilemma gekennzeichnet, das 

zwischen dem Interesse an einer möglichst umfassenden 
küstenstaatlichen Kontrolle einerseits und der Beförderung 
der Schiff fahrt andererseits entsprang.20 Das im Seerecht 
verankerte Prinzip der Freiheit der Meere ermöglicht strikte 
küstenstaatliche Kontrolle nur im Rahmen strikter internati-
onaler Standards. Diese würden aber durch höhere Kosten 
auch möglicherweise die Entwicklung des Schiffsverkehrs 
vor allem der eigenen maritimen Industrie bremsen. Das 
entsprechende Lavieren Russlands verzögerte und er-
schwerte die Verhandlung beträchtlich. 
Größere Einigkeit gab es dagegen unter den Küstenstaa-
ten des Arktischen Ozeans im drit ten Kontext: der Fische-
reiregulierung. Das SRÜ gestattet es allen Staaten, die 
Fischressourcen der Hohen See zu nutzen. Daher können 
die Küstenstaaten des Arktischen Ozeans keine Regelun-
gen alleine erlassen, die andere Staaten binden können. 
Allerdings sind alle potenziellen Nutzer der Hohen See 
rechtlich gehalten, ihre Nutzung in entsprechenden Arran-
gements zu regeln. Wo solche Regelungsmechanismen 
existieren, müssen sie diesen beitreten, um legal fischen zu 
können. Gegenüber solchen anderen Nutzern des Nord-
polarmeeres haben die A5 ihre Position geschickt gestärkt. 
In einer nicht-bindenden Erklärung einigten sie sich 2015 in 
Oslo zunächst auf ein Moratorium für die Hochseefischerei 

Das kleinste und flachste der 
Weltmeere öffnet sich immer 
weiter für menschliche Nut-
zung. Die Seewege der Nord-
west- und Nordostpassage – 
bald vermutlich auch die 
Transarktisroute über den Pol 
selbst – werden im Jahresver-
lauf öfter bzw. länger für 
 maritimen Transport und 
Kreuzfahrttourismus schiffbar. 
Damit steigt die Notwendigkeit 
regionaler und internationaler 
Regulierung der Meeresnut-
zung.  picture alliance/dpa
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im Arktischen Ozean, das nur auf Fangschiffe ihrer eigenen 
Nationen bezogen war. So haben sie zwar nicht Recht ge-
setzt, aber doch einen politischen fait accompli geschaffen, 
der die Agenda für weitere Regelungen bestimmte. Dann 
erst luden sie andere interessierte Staaten (China, Korea, 
Japan und Island) und die EU ein (A5+5), um ein internati-
onales Fischereiabkommen zu verhandeln. Dieses wurde 
2018 auch in Ilulissat unterzeichnet und untersagt für die 
nächsten 16 Jahre die Fischerei auf der Hohen See des 
zentralen Arktischen Ozeans in Abwesenheit einer soliden 
wissenschaftlichen Grundlage und weiterer internationa-
ler Regelungen.21

Zurück in die Zukunft? Meerespolitik im Rahmen 
eines globalen Großmachtwettbewerbs

Im Umfeld des Bildes vom neuen Ozean ist auch oft von 
einem neuen Kalten Krieg die Rede. Bis zum Untergang der 
Sowjetunion war die Arktis das Symbol für die nukleare 
Konfrontation der Machtblöcke. Ihre strategische Bedeu-
tung verdankt sie ihrer Lage in der kürzesten Entfernung 
zwischen den beiden Supermächten, die sie zum Überflug-
gebiet für Interkontinentalraketen und strategische Bom-
ber machten. Insbesondere der Arktische Ozean aber bot 
einerseits mit seiner Eisbedeckung wichtige Verstecke für 
die mit strategischen Atom-U-Booten vorgehaltene Zweit-
schlagskapazität beider Blöcke sowie eine wesentliche 
Verteidigungsbarriere für die langen Küsten der Sowjet-
union und Nordamerikas. Andererseits hielt der Golfstrom 
mit seinen nordöstlichsten Ausläufern der sowjetischen 
Nordmeerflotte den einzigen direkten Zugang zum Nord-
atlantik eisfrei – dem überwiegend von NATO-Partnern 
eingerahmten Weltmeer. Arktische Meerespolitik im Kal-
ten Krieg reduzierte sich auf Machtprojektion durch die 
Marineoperationen der Blöcke und diese begleitenden 
militärischen Schutz. Die Entwicklung des Rests der Region 
– um wenigstens einmal ein Wortspiel mit Kälte gebraucht 
zu haben – fror das regelrecht ein. Die oben dargestellte 
regionale Kooperation wurde erst möglich, als mit Gorbat-
schows Murmansk-Rede auch in der Arktis politisches Tau-
wetter einsetzte.
Trotz der oben dargestellten andauernden Kooperation 
gibt es auch eine beobachtbare Militarisierung der Re-
gion. Auf sie stützt sich die Rede vom neuen Kalten Krieg. 
Zwar ist sie sehr viel moderater als häufig dargestellt. Pla-
kativ zitierte Anschaffungen von Rüstungsgütern dienen oft 
nur der Modernisierung und Ersetzung ausgemusterten 
Materials, manche Verlegungs- und Restrukturierungs-
maßnahmen haben eher finanzielle oder innenpolitische 
Gründe. Aber ein gewisser Ausbau militärischer Kapazitä-
ten lässt sich nicht leugnen.22 Bis vor kurzem wurde er mit 
den Grenz- und Statusdisputen und möglichen Kriegen um 
Ressourcen in Verbindung gebracht. Das war nicht nur im 
Hinblick auf den oben schon erläuterten Charakter der 
Grenz- und Statusdispute wenig plausibel. Auch die Art 
der in der Arktis stationierten militärischen Mittel lässt die-
sen Schluss nicht zu. Sie dienen vor allem zwei Zielen: ei-
nerseits den durch die Packeisschmelze, wirtschaftliche 
Entwicklung und größere Präsenz von Drit tstaaten gestie-
genen traditionellen defensiven Erfordernissen der militä-
rischen Überwachung, Objekt- und Grenzsicherung. An-
dererseits vor allem auf russischer Seite dem Wiederauf-
bau einer Marine mit globaler Einsatzfähigkeit zur 

Machtprojektion. Ekaterina Klimenko vom Friedensfor-
schungsinstitut Stockholm hat das in einem Vortrag so auf 
den Punkt gebracht: Zwar seien eine Menge Streitkräfte in 
und um den Arktischen Ozean stationiert, diese seien aber 
nicht für die Arktis. 
Die Rede vom neuen Kalten Krieg hat sich dennoch gehal-
ten und in den letzten fünf Jahren sogar verstärkt. Nun 
aber unter umgekehrten Vorzeichen: Es seien nicht mehr 
regionale Konflikte, die überschwappen auf das globale 
Verhältnis zwischen Russland und dem Westen, sondern 
globale Großmachtkonflikte zeitigten nun auch Konse-
quenzen in der Arktis. Vor allem zwei Auslöser haben diese 
Umkehrung bewirkt: Russlands völkerrechtswidrige Anne-
xion der Krim und seine Destabilisierungspolitik in der 
Ostukraine einerseits, sowie das steigende Interesse Chi-
nas andererseits. Dieses wurde mit dem 2013 erfolgrei-
chen Streben nach dem Beobachterstatus im Arktischen 
Rat, spätestens seit 2016 mit ernsthaften Überlegungen zu 
einer Arktischen Seidenstraße und 2018 dann mit einer ex-
pliziten Arktisstrategie bekundet. Russland hat zudem die 
Wahrnehmung der Arktis im Lichte eines globalen Konflikts 
mit unnötigen und provokanten Aktionen (z.B. Stören von 
Kommunikationswegen in Nordnorwegen, riskante Luft-
manöver) selbst erhöht, obwohl die allgemeine russische 
Linie und Rhetorik aus gutem Grund darauf zielt, die Stabi-
lität in der Arktis zu erhalten.

Das atomgetriebene U-Boot „Key West“ der USA. Im Kalten 
Krieg war die Arktis das Symbol für die nukleare Konfronta-
tion der Machtblöcke. Ihre strategische Bedeutung verdankt 
sie ihrer Lage in der kürzesten Entfernung zwischen den bei-
den Supermächten. Insbesondere der Arktische Ozean bot 
mit seiner Eisbedeckung wichtige Verstecke für die mit strate-
gischen Atom-U-Booten vorgehaltene Zweitschlagskapazität 
beider Blöcke sowie eine Verteidigungsbarriere für die lan-
gen Küsten. picture alliance/dpa
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Demgegenüber hat die US-Regierung unter Präsident 
Trump in Dokumenten der Küstenwache, der Marine und 
des Verteidigungsministeriums von 2019 sowie in Reden 
von Außenminister Mike Pompeo ihre Rhetorik verschärft. 
Die Arktis wurde offiziell zum Gebiet eines strategischen 
Wettbewerbs zwischen China, Russland und  den USA er-
klärt. Damit wurden Anstrengungen für eine Militarisie-
rung gerechtfertigt und in Gang gebracht.
Richtig an dem Bild des globalen Großmachtkonfliktes ist 
sicher, dass die drei genannten Mächte global um Einfluss 
auf die politische und ökonomische Gestaltung der Welt-
ordnung ringen. Dabei spielt auch die militärische Macht-
projektion eine Rolle. Aber der in der Rede vom neuem Kal-
ten Krieg implizierte Vergleich mit der ideologisch aufge-
ladenen Systemkonfrontation hinkt; auch weil zwischen 
den Wettbewerbern komplexe Interdependenzen und ein 
gemeinsames Interesse an globaler und regionaler Stabi-
lität sowie vielfältige Kooperationen und Kommunikations-
kanäle bestehen. Für jeden der drei sogenannten strategi-
schen Wettbewerber sind Gründe zu nennen, warum die 
strategische Konkurrenz in der Arktis wohl eher ein Wahr-
nehmungsproblem als eine politische Notwendigkeit ist. 
China hat weder die militärischen Mittel, noch den geo-
graphischen Zugang für eine Machtprojektion in der Ark-
tis. Zudem kann es bei einer Destabilisierung der Arktis für 
seine Interessen an Rohstoffen und Schiff fahrtswegen 
noch viel weniger auf Berücksichtigung oder Erfüllung hof-
fen. Dementsprechend hat es ausdrücklich das Seerecht 
und die Souveränität und Jurisdiktion der Arktisstaaten an-
erkannt und sich in den oben genannten Bereichen der 
arktischen Meerespolitik bisher als konstruktiver Beobach-
ter und Teilnehmer verhalten. Im Hinblick auf Russland 
sollte zum einen nicht aus den Augen verloren werden, 
dass Russland der Staat mit der größten Verwundbarkeit in 
der Arktis in dreierlei Hinsicht ist: größtes Küstengebiet, 

größte wirtschaftliche Bedeutung der nationalen Arktis 
und größte Abhängigkeit von der sicherheitspolitischen 
Lebensversicherung der strategischen U-Boote und ihrer 
Zweitschlagkapazität sowie vom Zugang zum Nordatlan-
tik. Zum anderen ist Russland in keiner militärischen Posi-
tion, die USA und ihre NATO-Verbündeten und westlichen 
Partner ernsthaft herauszufordern. Aufgrund der wirt-
schaftlichen Bedeutung der Arktis für Russland kann es 
nicht daran interessiert sein, die Region wieder in einer 
Konfrontation erstarren zu lassen. Wer schließlich die Do-
kumente der USA als Beleg für die Realität eines strategi-
schen Wettbewerbs nimmt, muss sich vor Augen halten, 
dass hier vor allem die Verwaltung einer bestimmten Präsi-
dentschaft spricht. Es ist in dieser Hinsicht sehr auffällig, 
dass Trumps Politik in vielen Aspekten das Gegenteil der 
Bemühungen des US-Vorsitzes im Arktischen Rat von 2015 
bis 2017 ist und sich viele mit der Arktis befasste US-Politi-
ker, Wissenschaftler und ehemalige Diplomaten zum Teil 
sehr energisch von der Sichtweise der Trump-Administra-
tion distanzieren. 
Der Wettbewerb der Großmächte wird sich nicht in der 
Arktis entscheiden. Aber globale Konflikte können auch 
dort nicht gelöst werden. Allerdings ist es sinnvoll, sich 
über institutionalisierte Kommunikation über den militäri-
schen Bereich der arktischen Meerespolitik Gedanken zu 
machen. Dem Arktischen Rat ist es verboten, sich mit dem 
Thema militärische Sicherheit zu befassen. Er sollte es auch 
nicht tun, denn zu groß ist die Gefahr, dass dadurch an-
dere Aktivitäten blockiert werden. Allerdings gibt es Gre-
mien wie das arktische Küstenwachenforum, den Arctic Se-
curity Forces Roundtable oder die Arctic Chief of Defense Staff 
Meetings. Die letzten beiden haben seit 2014 nicht mehr mit 
Russland getagt. Diese informellen Kanäle sollten beibe-
halten bzw. wieder aufgebaut werden, um zumindest 
durch die Etablierung und Routinisierung direkter Kommu-
nikation dazu beizutragen, dass unbeabsichtigte Zusam-
menstöße von Streitkräften oder Unfälle im Zusammen-
hang mit militärischen Operationen verhindert oder we-
nigstens nicht zum Grund einer militärischen Eskalation in 
einer global angespannten Situation werden.

Schlussfolgerungen 

Die Arktis ist nicht zu einem neuen Kalten Krieg oder zu 
Kriegen um Ressourcen verdammt. Globale Großmacht-
konflikte müssen nicht in die Region überschwappen, da 
hier gemeinsame Interessen realisiert werden können. Ko-
operation findet erfolgreich in der maritimen Raumord-
nungspolitik, dem Meeresumweltschutz und der Regulie-
rung der Meeresnutzung statt. Aber auch hier verhindern 
Interessenkonflikte oft problemadäquatere Lösungen und 
bleiben Maßnahmen hinter Er fordernissen zurück. Vieles 
spricht dafür, dass trotz der dramatischen geophysischen 
Änderungen, der die Arktis unterworfen ist, die Politik in 
der Region auch nicht anders funktioniert als anderswo in 
der Welt. Die komplexen Interdependenzen, denen die 
Staaten unterliegen, führen sowohl zu Konflikten als auch 
zu manchmal mehr, manchmal weniger Kooperation, um 
sie zu lösen.
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Wer institutionelle Lösungen für die durch Klimawandel 
und steigende Nutzung, durch Seerechtsentwicklung und 
Machtkonstellationen verursachte Probleme der Region 
sucht, sollte die oben genannten vier Bereiche säuberlich 
voneinander trennen, da sie effektiv nur auf jeweils unter-
schiedlichen Ebenen bearbeitet werden können. An die 
Meerespolitik der arktischen Staaten sollten aber weder 
unrealistische Erwartungen gerichtet werden, noch sollte 
sie zu schnell unter Verweis auf vermeintliche politische Re-
alitäten aus ihrer Verantwortung für diese faszinierende 
Region entlassen werden. Wer auf diese Verantwortung 
hinweist, sollte sich allerdings auch an die eigene Nase 
fassen: Eine Verschärfung eines globalen strategischen 
Wettbewerbs zwischen dem Westen und Russland sowie 
China wird zwar möglicherweise auch die Arktis in Mitlei-
denschaft ziehen. Die derzeit größte Gefahr für den Arkti-
schen Ozean geht allerdings von weiter steigenden Treib-
hausgaskonzentrationen in der Atmosphäre, von unserem 
Rohstoffhunger und von Umweltgiften aus, die von weiter 
südlich in die Region transportiert werden. Mit allem, was 
man dagegen bei uns zuhause tun kann, fängt effektiverer 
Meeresschutz in der Arktis an.
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ZWISCHENSTAATLICHE KONFLIKTE UM FANGGEBIETE 

Kabeljaukriege – Konflikte um Fischereirechte
Ingo Heidbrink

Die Kabeljaukriege – in Anspielung auf den Kalten Krieg 
(Cold War ) im englischsprachigen Raum Cod Wars ge-
nannt – waren zwischenstaatliche Konflikte um Fischerei-
rechte zwischen Island, Großbritannien und Deutschland 
in den Jahren 1958 bis 1976. Für Island, seit 1944 ein 
souveräner Staat, waren die Fischbestände in den Ge-
wässern rund um die Insel die nahezu einzige ökonomi-
sche Ressource für den Aufbau einer eigenständigen 
Wirtschaft. Island weitete seine Fischereigrenzen konti-
nuierlich von drei auf vier, später auf zwölf, dann auf 50 
und schließlich auf 200 Seemeilen aus. Dies führte zu 
diplomatischen Verwicklungen, militärischen Konflikten 
auf See und zur Anrufung internationaler Schlichtungs-
gremien. Ingo Heidbrink schildert, wie Island seine Inte-
ressen gegen Großbritannien und Deutschland letztlich 
durchsetzen konnte und zum Vorreiter einer Entwicklung 
im internationalen Seerecht wurde.  

Effizientere Fischereitechnologie birgt 
Konfliktpotenzial

Konflikte zwischen einzelnen Fischern oder Fischereien gan-
zer Nationen um die Nutzung bestimmter Seegebiete sind 
grundsätzlich so alt, wie die Fischerei in dem davon betrof-
fenen Seegebiet selbst. Sobald die Fischbestände einer be-
stimmten Region genutzt wurden, gab es die Frage, wer an 
dieser Fischerei beteiligt sein durfte und wer nicht. Solange 
jedoch die Fischereiaktivitäten in der betroffenen Region 
vergleichsweise gering blieben und – vereinfacht gesagt – 
genügend Fisch für alle vorhanden war, blieben diese Kon-
flikte zumeist auf einem sehr begrenzten Niveau und er-
reichten grundsätzlich nicht das Niveau eines Krieges oder 
eines vergleichbaren internationalen Zwischenfalls.
Mit dem Beginn der internationalen Hochseefischerei und 
insbesondere mit der Indienststellung der ersten Fisch-
dampfer in den 1880er Jahren vergrößerte sich dieses 
Konfliktpotenzial erheblich, da jetzt einzelne Nationen 
wie Großbritannien oder Deutschland über eine Fischerei-
technologie verfügten, die eine hocheffiziente Nutzung 
von Fischbeständen ermöglichte, während die Mehrheit 
der Uferstaaten der wichtigsten Fanggebiete im Nordat-
lantik weiterhin nur vergleichsweise primitive Fischerei-
fahrzeuge und Fangtechnik einsetzen konnten. 
Da durch die Anbindung der englischen und deutschen 
Seehäfen an die Eisenbahn und dem schnellen Anwachsen 
der industriellen Ballungsräume zeitgleich eine nahezu un-
begrenzte Nachfrage nach frischem Seefisch bestand, 
nahm die Zahl der Fischdampfer unter deutscher und briti-
scher Flagge rapide zu. Bereits um die Jahrhundertwende 
fischten diese Trawler regelmäßig nicht nur in der Nordsee 
und längs der norwegischen Küste, sondern vor allem auch 
auf den Fangplätzen rund um Island. 
Bei dieser Fischerei kam es zwar immer wieder auch einmal 
zu Konflikten zwischen Fischdampfern und den Küstenwa-

chen der Uferstaaten und natürlich auch zu illegaler Fi-
scherei in fremden Hoheitsgewässern, doch waren diese 
nicht mit den späteren Fischereikonflikten vergleichbar, da 
prinzipiell von sämtlichen beteiligten Nationen das Prinzip 
einer drei Seemeilen breiten Hoheitszone akzeptiert 
wurde. Für den Bereich der Nordsee war diese Grenze 
zwischen den jeweiligen Hoheitsgewässern und der Ho-
hen See sogar bereits 1885 in einem internationalen Über-
einkommen festgeschrieben worden. Die Fischereikonflikte 
dieser Zeit waren somit keine wirklichen zwischenstaatli-
chen Konflikte, sondern konventionelle Überschreitungen 
nationaler Gesetze durch einzelne Akteure. Die Rechtmä-
ßigkeit der jeweiligen nationalen Gesetzgebung wurde 
nicht grundsätzlich durch andere Nationen in Frage ge-
stellt. 

Der Kabeljau hat die Menschheit vom Mittelalter bis ins 
Industriezeitalter hinein ernährt. Der Kabeljau kam früher in 
sehr großen Mengen im Nordatlantik vor. Er gehört zu den 
wichtigsten Speisefischen und ist von fischereiwirtschaftlicher 
Bedeutung. Viele Bestände sind inzwischen gefährdet. Fab-
rikschiffe dezimierten eine Kabeljaupopulation nach der 
anderen. Die Überfischung und die Auswirkungen des Kli-
mawandels könnten den Fortbestand der Art gefährden. 
 picture alliance/dpa
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Aufgrund der politischen Situation im Nordatlantik kam es 
zunächst auch nicht zu relevanten internationalen Konflik-
ten, da die Ufernationen wie Island oder auch Neufund-
land sich noch in kolonialer Abhängigkeit von euro-
päischen Nationen befanden und die Regierungen in 
 Kopenhagen bzw. London wenig Interesse an einer Natio-
nalisierung der Fanggründe jenseits der Drei-Seemeilen-
Grenze hatten, sondern das Konzept der „Freiheit der 
Meere“ und der damit verbundenen, auf drei Seemeilen 
begrenzten Territorialgewässer unterstützten, das ihnen 
erlaubte, die Fanggebiete des Nordatlantiks nahezu ohne 
jede Beschränkungen zu benutzen.
Nicht zuletzt aufgrund dieser Politik war es Großbritan-
nien und Deutschland möglich gewesen, Fernfischereiflot-
ten erheblicher Größe aufzubauen, die vor allem in den 
fischreichen Gewässern um Island operierten. 

Island wird zentrales Gebiet der europäischen 
Hochseefischerei

Das besondere Interesse an den isländischen Gewässern 
ergab sich dabei insofern, als auf dem die Insel umgeben-
den Schelf große Fischbestände vorhanden waren, die von 
der lokalen isländischen Fischerei in nur vergleichsweise 
geringem Umfang genutzt wurden, und die Entfernung 
zwischen diesen Fanggründen und den Fischereihäfen an 
der britischen und deutschen Nordseeküste so gering wa-
ren, dass der Fang als auf Eis gelagerter Frischfisch noch in 
ausreichender Qualität an die Märkte gebracht werden 
konnte. Die weiter entfernt liegenden Fanggründe bei 
Grönland oder Neufundland waren prinzipiell ohne die 
Nutzung von Tiefkühltechnologie noch nicht nutzbar, da 
die Heimreise von diesen Fanggründen so lange gedauert 
hätte, dass die Fänge nicht mehr in markttauglicher Quali-
tät hätten angelandet werden können. Die Gewässer um 
Island waren deshalb eines der wichtigsten Arbeitsge-
biete der europäischen Hochseefischerei. Sie wurden von 
den europäischen Fischereinationen in einer quasi koloni-
algleichen Art und Weise genutzt, die darauf basierte, 
dass sich die europäischen Fischereinationen in einer Art 
Gentlemen’s Agreement darauf verständigt hatten, diese 
Fanggründe ohne jede Beschränkungen gemeinschaftlich 
nutzen zu können. Auf Island wurde dieses Gentlemen’s 
Agreement natürlich mit erheblicher Skepsis betrachtet, 
musste aber insofern stillschweigend akzeptiert werden, 
als es sich bei Island noch nicht um einen vollständig sou-
veränen Staat handelte und die isländische Fischereiflotte 
auch noch nicht die Technologie und Kapazität besaß, um 
die Fanggründe jenseits der traditionellen Drei-Seemei-
len-Linie nutzen zu können. 

Die veränderte politische Situation nach 1945

Diese Situation veränderte sich mit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges grundlegend aufgrund mehrere Faktoren: Zum 
einen hatte sich die politische Landkarte des Nordatlantiks 
mit dem Ende des Krieges insofern deutlich verändert, als 
Island sich endgültig von Dänemark losgelöst hatte und seit 
1944 ein souveräner Staat war. Nur wenig später beschloss 
das ehemalige britische Dominion Neufundland seinen 
Beitritt zur kanadischen Föderation. Zum anderen mussten 
die Uferregionen wie Island und Neufundland jetzt eine ei-

genständige Wirtschaft aufbauen und dafür die wenigen 
ihnen zur Verfügung stehenden Ressourcen bestmöglich 
nutzen. Gerade im Falle Islands waren die Fischbestände in 
den Gewässern um die Insel die nahezu einzige Ressource, 
die für den Aufbau einer eigenständigen Wirtschaft zur 
Verfügung stand. Zudem waren die USA nicht zuletzt auf-
grund der Rolle der Air Base Keflavik für den beginnenden 
Kalten Krieg de facto zu einer Art Schutzmacht für die junge 
Republik Island geworden.
Als die Regierung der USA mit der sogenannten Truman 
Proclamation 1948 erklärte, dass das gesamte Schelfgebiet 
der USA unter die Jurisdiktion der US-Regierung fallen 
würde, bedeutete dies nicht nur die vollständige Abkehr 
von dem bis dato weitgehend international akzeptierten 
Verständnis, dass sich die Hoheitsgewässer eines Staates 
nur auf ein Seegebiet von drei Seemeilen Breite vor der 
Küste erstrecken würden, sondern auch eine einmalige 
Chance für Island, einen ersten Schrit t zur Vergrößerung 
seiner Hoheitsgewässer bzw. seine Fischereizone zu tun.
Mit einem 1948 erlassenen Gesetz erklärte Island einen 
zunächst nur theoretischen Anspruch auf die Kontrolle der 
Fischerei in seinem gesamten Schelfgebiet und folgte da-
mit dem kurz zuvor getanen Schrit t der USA. Aufgrund des 
internationalen Kräfteverhältnisses nach dem Zweiten 
Weltkrieg und weil es eben nur ein theoretischer Anspruch 
ohne eine konkrete Erweiterung der isländischen Fischerei-
grenze war, blieb dieses isländische Gesetz international 
nicht nur weitgehend unbeachtet, sondern es wurde ihm 
vor allem weder durch Großbritannien noch durch Deutsch-
land widersprochen. Selbst wenn Island bereits zu diesem 
Zeitpunkt seine Fischereizone erweitert hätte, wäre dies für 
die europäischen Fischereinationen vermutlich bedeu-
tungslos gewesen, da die Fangflotten im Zweiten Welt-
krieg größtenteils vernichtet worden waren und für die we-
nigen einsatzfähigen Trawler unabhängig von einer mög-
lichen Vergrößerung der isländischen Fischereizone mehr 
als genug Fangplätze zur Verfügung standen. Nichtsdes-
totrotz war der Grundstein für die kommenden Konflikte 
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gelegt. Es sollte nur wenige Jahre dauern, bis diese erst-
mals offen zu Tage traten.

Island vergrößert seine nationale Fischereizone

1952 war es schließlich soweit und Island beließ es nicht 
länger bei dem abstrakten Anspruch auf eine Kontrolle 
der Fischbestände auf dem gesamten Schelfgebiet, son-
dern erweiterte seine nationale Fischereizone von drei 
Seemeilen auf vier Seemeilen. Auch wenn diese Vergröße-
rung der isländischen Fischereizone relativ moderat war, 
bedeutete sie bis zu einem gewissen Grade einen Tabu-
bruch, der nicht ohne Folgen bleiben sollte, und es kam zu 
ersten Konflikten zwischen Großbritannien und Island auf 
den jetzt umstrit tenen Fangplätzen. Britische Trawler fisch-
ten weiterhin in dem Seegebiet zwischen drei Seemeilen 
und vier Seemeilen Abstand von der isländischen Küste, 
und die wenigen isländischen Küstenwachboote versuch-
ten genau dies zu verhindern. Der Konflikt konnte aller-
dings bereits nach kurzer Zeit auf diplomatischem Weg 
beigelegt werden und eine Übergangsregelung für die 
britische Fischerei in diesen Gewässern erzielt werden. 
Während die junge Bundesrepublik sich nicht an dem kon-
kreten Konflikt auf See beteiligt hatte, was angesichts der 
weltpolitischen Lage und der relativen internationalen 
Schwäche des jungen westdeutschen Staates einfach zu 
erklären war, forderten deutsche Diplomaten nach der is-
ländisch-britischen Einigung, dass die deutsche Fischerei 
jetzt nicht aufgrund ihres Wohlverhaltens gegenüber Is-
land in diesem Konflikt schlechter gestellt werden dürfte. 
Diese Forderung wurde seitens Islands als durchaus be-
rechtigt anerkannt. So kam es innerhalb kurzer Zeit nach 
Abschluss des britisch-isländischen Fischereiabkommens 
zu einer vergleichbaren Regelung für die westdeutsche 
Hochseefischerei. Der deutschen Hochseefischerei wur-
den vergleichbare Rechte wie der britischen Hochseefi-
scherei eingeräumt wurden. 

Technologisches Ungleichgewicht forciert 
protektionistische Politik

Prinzipiell war somit zunächst ein vergleichsweise tragfä-
higes System entstanden, dass sowohl der isländischen 
wie auch der Fischerei der Bundesrepublik und Großbri-
tanniens ein friedliches Nebeneinander ermöglichte. Mit 
der Einführung der ersten Fangfabrikschiffe in die deutsche 
und britische Hochseefischereiflotte seit der Mitte der 
1950er Jahre veränderte sich die Lage jedoch grundle-
gend, da es erneut zu einem erheblichen technologischen 
Ungleichgewicht zwischen Island und den europäischen 
Fischereinationen kam. Die neuartigen Schiffe konnten 
auch noch bei Seeverhältnissen arbeiten, bei denen die 
isländischen Trawler keinesfalls mehr aktiv fischen konn-
ten. Nachdem Island bereits mit der Erklärung seiner Vier-
Seemeilen-Fischereigrenze eine protektionistische Politik 
für seine Fischerei eingeschlagen hatte, war es geradezu 
zu erwarten, dass das Erscheinen der ersten Fangfabrik-
schiffe unter deutscher und auch britischer Flagge auf den 
Fangplätzen nahe der Insel eine Fortführung dieser Politik 
forcieren würde. Das zeigte sich bereits im Jahre 1956, als 
nach einem Sieg der linken Parteien in den isländischen 
Wahlen eine neue generelle Richtlinie für die künftige Fi-
schereipolitik ausgegeben wurde, die, wenn auch in einer 
eher vagen Formulierung, eine Fortführung der Erweite-
rung der Fischereigrenzen einforderte, um die Beschäfti-
gungssituation auf der Insel zu sichern.1 
Angesichts eines Anteils an Fisch und Fischereiprodukten 
am isländischen Gesamtexport von 90,6 Prozent im Durch-
schnitt der Jahre 1951 bis 1955,2 also einer nahezu absolu-
ten ökonomischen Abhängigkeit der Volkswirtschaft von 
der Ressource Fisch, wie sie in keinem anderen Land der 
Welt bestand,3 war dies eine durchaus verständliche For-
derung. Hinzu kam, dass die 1956 gewählte Linksregie-
rung auf Island Wege suchte, die ökonomische Relevanz 
der US-Air Base Keflavik für die isländische Wirtschaft zu 
mindern. Die einzige Branche, die eine Kompensation für 
die Einnahmen aus dem Bereich des US-Militärs sicherstel-
len konnte, war die isländische Fischerei. Dass es dennoch 
nicht sofort zu einer erneuten Erweiterung der isländischen 
Fischereizone kam, lag primär darin begründet, dass zeit-
gleich auf der Ebene der Vereinten Nationen versucht 
wurde, eine globale Neuregelung der Fischereizonen her-
beizuführen und seitens Island zunächst der Ausgang die-
ser Verhandlungen abgewartet werden sollte. Als sich je-
doch zeigte, dass diese Verhandlungen zu keinem konkre-
ten Ergebnis führen würden, war es so weit, dass Island 
erneut unilateral agierte und im Jahre 1958 seine Fischerei-
zone auf zwölf Seemeilen erweiterte. 

Cod War – Der Konflikt eskaliert

Die britische Regierung reagierte auf die einseitige Erwei-
terung der isländischen Fischereizone mit der Entsendung 
der Fishery Protection Squadron der Royal Navy, während 
Island ebenfalls seine Küstenwachboote einsetzte, um die 
neue Fischereizone durchzusetzen. Somit standen sich 
erstmals bewaffnete Schiffe zweier NATO-Mitgliedsstaa-

Fischerboote im Hafen von 
Reykjavik, Islands Hauptstadt. 
Die Fischerei ist eine Schlüssel-
industrie in Island und beschäf-
tigt direkt etwa 9.000 Men-
schen, was etwa 5,3 Prozent 
der gesamten Arbeitnehmer 
entspricht. Der Wirtschafts-
zweig erwirtschaftet direkt elf 
Prozent des gesamten Brutto-
inlandprodukts, oder sogar 
25 Prozent wenn man indirekte 
Effekte mit einbezieht. 
 picture alliance/dpa
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ten in diesem Konflikt gegenüber, der seit diesem Zeitpunkt 
auch in Anspielung auf den zeitgleichen Kalten Krieg (Cold 
War) als Cod-War bezeichnet wurde. Die Bundesregierung 
reagierte erneut zurückhaltend und grif f nicht in den Kon-
flikt auf See ein, sondern protestierte auf diplomatischem 
Weg und empfahl der deutschen Hochseefischerei zu-
gleich, die umstrit tenen Gewässer zu meiden. 
Auch wenn der eigentliche Konflikt nur von relativ begrenz-
ter Dauer war, muss er als einer der zentralen Punkte der 
Geschichte der internationalen Fischereikonflikte angese-
hen werden, da Island nicht nur drohte, die NATO zu ver-
lassen und engere Beziehungen mit der Sowjetunion zu 
entwickeln, sondern vor allem weil er zu einer Zeit statt-
fand, in der erstmals versucht wurde, dass Seerecht auf der 
Ebene der Vereinten Nationen zu revidieren und kodifizie-
ren. Diese erste Seerechtskonferenz der Vereinten Natio-
nen blieb zwar weitgehend ergebnislos, aber es zeigte 
sich, dass das bisherige Gentlemen’s Agreement der euro-
päischen Fischereinationen, mit dem diese sich einen quasi 
unbegrenzten Zugang zu den wichtigsten Fischgründen 
der Welt ermöglichten, nicht dauerhaft tragfähig bleiben 
konnte und den ehemaligen Kolonien dieser Nationen 
nicht dauerhaft die Kontrolle über ihre oftmals einzige re-
levante ökonomische Grundlage verweigert werden 
könnte. Hitzige Gemüter auf beiden Seiten des Konflikts 
trugen dazu bei, dass dieser im Wesentlichen britisch-is-
ländische Fischereikonflikt sowohl in Großbritannien als 
auch auf Island quasi als eine ökonomische Überlebens-
frage betrachtet wurde. Ob der britische Botschafter in 
Reykjavik jedoch wirklich als Reaktion auf die isländische 
Erweiterung der Fischereizone auf zwölf Seemeilen auf 
dem Balkon der Botschaft Dudelsack gespielt hat und als 

Reaktion darauf die Scheiben der Botschaft eingeschla-
gen wurden, kann als umstrit ten gelten. 

Erzielte Einigung bleibt lange tragfähig

Die Drohung Islands, die NATO zu verlassen, zeigte 
schließlich Wirkung, und es kam erneut zu einer Einigung 
zwischen den Parteien, bei der Island die Kontrolle über 
die umstrit tene Zwölf-Seemeilen-Zone erhielt, jedoch der 
britischen und später auch der deutschen Hochseefische-
rei zumindest vorübergehend Fangrechte in diesen Ge-
wässern einräumen musste. Der später vielleicht wichtigste 
Punkt der Einigung wurde zur damaligen Zeit vermutlich als 
eher nebensächlich betrachtet: Die streitenden Parteien 
wurden dazu verpflichtet, bei möglichen künftigen Konflik-
ten den Internationalen Gerichtshof als Schlichtungsgre-
mium anzurufen.
In der historischen Rückschau etwas unerwartet blieb der 
im Rahmen des Zwölf-Seemeilen-Konflikts erzielte Kompro-
miss vergleichsweise lange tragfähig und dies obwohl so-
wohl die britische und deutsche Hochseefischerei wie auch 
ihr isländischer Konterpart im Verlaufe der 1960er Jahre 
ihre Flotten erheblich modernisierten und immer mehr 
Fangfabrikschiffe in Dienst stellten. Konsequenterweise 
stieg der Fischereidruck auf die Bestände bei Island konti-
nuierlich an. Dennoch kam es während rund eines Jahr-
zehnts nicht zu einer weiteren einseitigen Aktion Islands. 
Einer der Gründe hierfür mag sein, dass sowohl die erste 
wie auch die wenig später folgende zweite Seerechtskon-
ferenz der Vereinten Nationen nahezu ergebnislos geblie-
ben waren. Es war zwar ein Trend in Richtung Erweiterung 

Rund um den in roter Farbe 
gekennzeichneten Umriss 
Islands sind die Ausweitungen 
der Fischereizone in unter-
schiedlichen Blaufärbungen 
gekennzeichnet. Im inneren 
Ring ist die Vier-Seemeilen-
Erweiterung, gefolgt von der 
Vergrößerung auf zwölf See-
meilen. Daran schließen sich 
die Ausweitung auf 50 Seemei-
len und schließlich die mit dun-
kelblauer Farbe markierte Aus-
dehnung der Fischereizone auf 
200 Seemeilen an. 
 Grafik: Kjallakr, Island
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nationaler Fischereizonen zu sehen, dieser schlug sich je-
doch noch nicht in einer konkreten Änderung des gelten-
den internationalen Rechts nieder. 

Der nächste Kabeljaukrieg bricht aus

Als jedoch mit den Vorarbeiten zu einer drit ten Seerechts-
konferenz am Anfang der 1970er Jahre absehbar wurde, 
dass es tatsächlich zu einer Änderung des Seerechts kom-
men würde und zeitgleich die isländische Wirtschaft sich 
einer erheblichen Krise gegenüber sah, war es soweit, 
dass der Status quo erneut einseitig seitens Island aufge-
kündigt wurde. Jetzt erklärte Island unilateral die Auswei-
tung seiner Fischereizone auf 50 Seemeilen und innerhalb 
kürzester Zeit brach der nächste Kabeljaukrieg aus.
Jetzt reagierten sowohl Großbritannien wie auch die Bun-
desrepublik auf die isländischen Maßnahmen, d.h. die Er-
weiterung der Fischereizone auf 50 Seemeilen und den Ein-
satz der kleinen isländischen Flotte an Küstenwachbooten 
zur Kontrolle der einseitig erklärten Fischereizone, mit der 
Entsendung von Fischereischutzbooten.
Während die Fischereischutzboote in Großbritannien Be-
standteil der Royal Navy waren und somit vollwertige 
Kriegsschiffe, war es in der Bundesrepublik nach dem 
Zweiten Weltkrieg zum Aufbau eines zivilen Fischereischut-
zes im Geschäftsbereich des Landwirtschaftsministeriums 
gekommen, nachdem diese Aufgabe bis 1945 ebenfalls 
von Fahrzeugen der Marine wahrgenommen worden war. 
Diese historisch bedingte Entwicklung sollte im Rahmen 
des Konfliktes um die einseitige Erweiterung der isländi-
schen Fischereizone auf 50 Seemeilen eine unerwartete, 
aber entscheidende Bedeutung bekommen. Bei dem Kon-
flikt standen sich jetzt einerseits schwer bewaffnete Schiffe 
der Royal Navy und vergleichsweise kleine Einheiten der 
isländischen Küstenwache gegenüber. Andererseits wa-
ren es dieselben isländischen Küstenwachboote und die 
zivilen und unbewaffneten deutschen Fischereischutz-
boote, die zudem noch international als Hospitalschiffe 
klassifiziert waren. Obwohl es sich in beiden Fällen um Fi-
schereischutzboote handelte, die prinzipiell dieselben 
Aufgaben wahrnahmen, spielte es in der internationalen 
Wahrnehmung des Konfliktes einen erheblichen Unter-
schied, ob es sich um vollwertige Kriegsschiffe handelte, 
die den Konflikt mit den nur schwach bewaffneten isländi-
schen Küstenwachbooten suchten, oder eben um zivile 
Hospitalschiffe, die sich mit den zwar schwach aber den-
noch bewaffneten isländischen Booten auseinandersetz-
ten. Gerade die Frage, bei welcher Seite es sich um den 
eigentlichen Aggressor handelte, wurde aufgrund dieses 
historisch bedingten strukturellen Unterschiedes zwischen 
deutschem und britischen Fischereischutz auf der einen 
Seite und der isländischen Küstenwache auf der anderen 
durchaus unterschiedlich bewertet.
Auch wenn der Konflikt zwischen Island und den europäi-
schen Fischereinationen in der Literatur regelmäßig als 
Cod War bezeichnet wird, ein cleveres Wortspiel, das von 
einem britischen Journalisten in Anspielung auf den Kalten 
Krieg (Cold War) geprägt wurde, zeigt ein Blick auf die 
hauptsächlich zum Einsatz gekommenen Waffen schnell, 
dass es sich nicht um einen Krieg im traditionellen Sinne 
des Wortes handelte. Die spätestens seit dem 50-Seemei-
len-Konflikt wichtigste Waffe auf isländischer Seite war ein 
als Trawl Wire Cutter bezeichneter Kappdraggen, der es 

den Küstenwachbooten erlaubte, die Kurrleinen der Traw-
ler zu kappen, und somit den Fischereifahrzeugen durch 
den hiermit verbundenen Verlust des Fanggeschirrs erheb-
lichen ökonomischen Schaden zuzufügen, bzw. den Ab-
bruch der jeweiligen Fangreise zu triggern, da die Trawler 
oftmals nur ein Fanggeschirr an Bord hatten. 
Basierend auf der Einigung zum vorhergehenden Zwölf-
Seemeilen-Konflikt wurde der 50-Seemeilen-Konflikt aller-
dings nicht nur auf See, sondern auch vor dem Internatio-
nalen Gerichtshof ausgetragen. Großbritannien und die 
Bundesrepublik riefen gemäß der inzwischen rund zehn 
Jahre alten Einigung im Zwölf-Seemeilen-Konflikt den In-
ternationalen Gerichtshof an und forderten diesen auf, die 
Unrechtmäßigkeit der unilateralen isländischen Erweite-
rung seiner Fischereizone auf 50 Seemeilen festzustellen. 
Island seinerseits bestrit t jedoch die Zuständigkeit des Ge-
richts und verweigerte die Teilnahme an den Verhandlun-
gen. Da Deutschland und Großbritannien gleichzeitig Im-
portverbote für isländischen Fisch erlassen hatten und da-
mit Island de facto die effiziente Nutzung seiner neuen 
Fischereizone nahezu unmöglich machten, zumindest in 
wirtschaftlicher Hinsicht, grif f Island zu einem vergleichba-
ren Mittel und legte Beschwerde gegen die Importverbote 
beim GATT ein. Hier waren es dann die Bundesrepublik 
und Großbritannien, die die Zuständigkeit dieses Gremi-
ums bestrit ten. De facto war es zu einer Situation gekom-
men, in der beide Seiten die Zuständigkeit eines internati-
onalen Streitschlichtungsgremiums bestrit ten, obwohl ge-
nau dieser Mechanismus zehn Jahre zuvor zur Lösung 
möglicher künftiger Konflikte festgeschrieben worden war. 

Die Kunst, einen Krieg unter Freunden zu führen

Interessanterweise zeigte sich jedoch auch, dass der Kon-
flikt und auch die konkrete Auseinandersetzung auf See 
nicht dazu führten, eine wirkliche Kriegssituation heraufzu-
beschwören. Vielmehr blieb es gemäß der Formulierung 
des Historikers Hannes Jonsson bei der Kunst, einen Krieg 
unter Freunden zu führen. Dies wird vielleicht am deutlichs-
ten bei der Betrachtung der Reaktion beider Seiten auf den 
Ausbruch des Eldfell auf der Insel Heimaey im Jahre 1973. 
Unmittelbar nachdem der Vulkan ausgebrochen war und 
eine sofortige Evakuierung der Insel notwendig machte, 
bot die Bundesrepublik den Einsatz eines ihrer Fischerei-
schutzboote genau für diesen Zweck an. Interessanter-
weise befand sich das Boot in der Nähe der Insel, und 
zwar um deutsche Fangschiffe im Konflikt mit isländischen 
Küstenwachbooten zu unterstützen oder anders gesagt, es 
war ein direkt an den Kabeljaukriegen beteiligtes Schiff.
Nach dieser kurzen Zwischenepisode kam es jedoch er-
neut zu einer Intensivierung des Konflikts auf See und der 
zugehörigen diplomatischen Bemühungen mit einigen is-
ländischen Politikern, jetzt sogar darüber nachdenkend, 
die Ausrufung des Bündnisfalles innerhalb der NATO in Er-
wägung zu ziehen. Dieses wäre insofern ein äußerst deli-
kates Vorgehen gewesen, da sich schließlich auf beiden 
Seiten des Konflikts NATO-Mitgliedsstaaten gegenüber-
standen. Schließlich wurden am 3. Oktober 1973 die briti-
schen Schiffe zurückgezogen, und es kam erneut zu einer 
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diplomatischen Einigung, an der die NATO zumindest nicht 
unerheblich beteiligt war, da die Militärbasen auf Island 
von elementarem Interesse für die NATO waren. 
Interessanterweise kam es jedoch nicht zu einer Einigung 
zwischen Deutschland und Island, so dass dieser Konflikt 
weiter andauerte, auch wenn er keinesfalls die internatio-
nale Beachtung fand wie der britisch-isländische Konflikt, 
was nicht zuletzt daran gelegen haben dürfte, dass es sich 
bei den deutschen Fischereischutzbooten ja um zivile 
Schiffe und nicht um schwer bewaffnete Kriegsschiffe han-
delte. 

Ökonomische Interessen untergraben bilaterale 
Einigung

Nach der britisch-isländischen Einigung im Streit um die 
50-Seemeilen-Fischereizonenerweiterung im Jahre 1973, 
d.h. nach nur vergleichsweise kurzer Zeit seit der Erweite-
rung der isländischen Fischereizone, kam es diesmal nicht 
zu einer zeitnahen vergleichbaren Einigung zwischen der 
Bundesrepublik und Island. Vielmehr führten deutsche 
Trawler die Fischerei im umstrittenen Seegebiet fort, wäh-
rend es parallel dazu eine nahezu kontinuierliche Serie von 
bilateralen Gesprächen gab, um eine Lösung auch für die-
sen Konflikt herbeizuführen. Ob auf der bundesdeutschen 
Seite jedoch ein wirklicher Einigungswille bestand oder die 
Gespräche primär nur geführt wurden, um eine weitere Es-
kalation des Konflikts zu verhindern, muss zumindest als 
eine Möglichkeit betrachtet werden. Eine deutsch-isländi-
sche Vereinbarung für die Fischerei innerhalb der 50-See-
meilen-Fischereizone hätte weitgehend dem Muster der 
britisch-isländischen Einigung folgen müssen. Die entspre-
chenden Fangmengen hätten für die bundesdeutsche Fi-
scherei im Falle einer solchen Einigung weit unterhalb der-
jenigen gelegen, die die westdeutsche Trawlerflotte wäh-
rend des Konfliktes in der umstrittenen Region erzielte. So 
lange es also möglich war, durch eine Fortführung der bila-
teralen Gespräche eine Eskalation zu verhindern, war es 
aus bundesdeutscher Sicht zumindest ökonomisch sinnvoll, 
sich nicht auf eine Einigung zu verständigen. Der Wert der 
durch die isländische Küstenwache gekappten Fangge-
schirre lag regelmäßig deutlich unterhalb des Wertes des 
Fisches, der jenseits einer fiktiven deutsch-isländischen Ver-
einbarung – basierend auf dem Muster der britisch-isländi-
schen Vereinbarung – durch deutsche Trawler gefangen 
wurde. Damit machte es in einer rein ökonomischen Be-
trachtung durchaus Sinn, den Konflikt auf See fortzuführen, 
zumindest solange es gelang, die isländische Seite durch 
fortlaufende Verhandlungen davon zu überzeugen, dass 
ein Einigungswille bestand und somit eine Verschärfung 
der von Island eingesetzten Mittel zu verhindern. Diese 
auch als continue negotiations and continue trawling bezeich-
nete Taktik auf der deutschen Seite wurde im gesamten 
Zeitraum zwischen 1972 und der endgültigen deutsch-is-
ländischen Einigung im Jahre 1976 fortgeführt. 
Inzwischen war auch der Internationale Gerichtshof zu ei-
nem Urteil im isländisch-britisch-deutschen Fischereifall 
gekommen war und zwar zu einem Urteil, das eindeutig 
der britisch-deutschen Position Recht gab, bis zu einem ge-
wissen Grade inzwischen aber nur noch von rein akademi-
schen Interesse war. Insbesondere weil sich Großbritan-
nien und Island inzwischen auf dem Verhandlungsweg auf 
eine britische Anerkennung der isländischen 50-Seemei-

len-Fischereizone bei gleichzeitiger Gewährung von be-
fristeten Fangrechten für britische Trawler geeinigt hatten 
und somit ein vergleichbares Ergebnis das einzige Resultat 
war, das seitens der Bundesrepublik zu erzielen war. 
Im gleichen Zeitraum hatte sich mit den Verhandlungen im 
Vorfeld der drit ten Seerechtskonferenz im Bereich des in-
ternationalen Seerechts bereits relativ eindeutig gezeigt, 
dass der Trend hin zu bis zu 200 Seemeilen breiten Aus-
schließlichen Wirtschaftszonen (AFZ) für die Uferstaaten 
gehen würde. Zudem hatte die bundesdeutsche Fischerei 
ihre Flotte in immer stärkeren Maß auf Fangfabrikschiffe 
umgestellt, die mit Frostanlagen ausgestattet waren und 
somit nicht mehr auf die durch die Verderblichkeit des Fi-
sches auf ca. drei Wochen beschränkte Reisedauer be-
grenzt waren, sondern theoretisch nahezu zeitlich unbe-
grenzt operieren konnten. Diese Schiffe konnten jetzt auch 
problemlos die weit entfernten Fanggründe bei Grönland 
oder an der Ostküste Amerikas nutzen, so dass die Bedeu-
tung der Fanggründe bei Island für die bundesdeutsche 
Hochseefischerei stetig weiter abnahm. 
Nicht zuletzt dies führte schließlich dazu, dass es zu einer 
deutsch-isländischen Einigung kommen konnte. 

Neue Aufgabenverteilung führt letztlich zur Einigung 

Die Einführung der Fangfabrikschiffe führte in einem bis zu 
einem gewissen Grade paradoxen Effekt jedoch nicht nur 
zur Einigung mit Island, sondern zumindest indirekt auch 
mit einer gewissen Zeitverzögerung zu einem nahezu voll-
ständigen Ende der Hochseefischerei unter deutscher 
Flagge. Da die tiefgekühlten Filetblöcke prinzipiell eine 
standardisierte Handelsware wie jede andere waren und 
bei entsprechender Lagerung eine fast unbegrenzte Halt-

Ein isländisches Küstenwach-
boot manövriert in unmittelba-
rer Nähe von zwei britischen 
Trawlern mit dem Ziel, die 
Fischfangnetze zu kappen. 
Durch den Verlust des Fangge-
schirrs wurde den Fischerei-
fahrzeugen ein erheblicher 
ökonomischer Schaden zuge-
fügt. picture alliance/dpa
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barkeit aufwiesen, waren die Hersteller von Tiefkühlfisch-
produkten – anders als die Produzenten im Frischfischbe-
reich – nicht mehr länger auf eine Eigenversorgung ange-
wiesen, sondern konnten ihre Rohware auf dem globalen 
Markt beziehen. Die Idee des vertikal integrierten Unter-
nehmens, das alle Schrit te vom Fang bis zum Verbraucher 
in einem Unternehmen vereinigte, war obsolet geworden. 
Die Rohwarenabteilungen der großen Tiefkühlkonzerne er-
kannten schnell, dass der Einkauf von Rohware auf dem 
Weltmarkt billiger war als der Betrieb eigener Flotten, die 
in entlegenen Fangplätzen weitab von Häfen operierten. 
Die neue Aufgabenverteilung zwischen den Ufernationen 
der Fanggründe und den Verbrauchernationen bestand 
aus einer Fischerei der Ufernationen und der Verarbeitung 
zu Verbraucherprodukten in der Nähe der Verbraucher-
zentren. Kurz gesagt, einer isländischen Fischerei und ei-
ner deutschen Verarbeitung, wobei der Transport der Roh-
ware zwischen diesen beiden Punkten mit Frosttranspor-
tern erfolgen konnte, deren Tageskosten nur einen Bruchteil 
derjenigen eines Fangfabrikschiffes betrugen, das diese 
Aufgabe zuvor mit erledigt hatte.
Als Island schließlich seine Fischereizone im Herbst 1975 in 
Konsequenz der Entwicklung der Verhandlungen der drit-
ten Seerechtskonvention auf 200 Seemeilen erweiterte, 
kam es noch einmal zu einem kurzen Aufflammen des Kon-
fliktes, und erneut operierten britische Marineschiffe in is-
ländischen Gewässern. Die Bundesrepublik war an diesem 
Konflikt, wie auch an den allerersten Konflikten um die Er-
weiterung der isländischen Fischereizone, nicht beteiligt. 
Erneut drohte Island mit der Schließung der NATO-Einrich-
tungen auf Island, und erneut musste Großbritannien ein-
lenken und seine Marineschiffe abziehen und der Erweite-
rung der isländischen Fischereizone zustimmen. Der dritte 
und letzte Kabeljaukrieg war zu seinem Ende gekommen.

Island erlangt Souveränität über seine wichtigste 
Ressource

Für Island bedeutete der Tag, an dem der letzte britische 
Trawler die 200-Seemeilen-Fischereizone um die Insel ver-
ließ, in gewisser Weise einen Erfolg, der als endgültiger 
Abschluss des Dekolonialisierungsprozesses verstanden 
werden kann. Nachdem die politische Souveränität be-
reits 1944 erlangt worden war, war es jetzt auch die Sou-
veränität über die wichtigste Ressource des Landes, die 
Fischbestände auf dem Schelf der Insel. Möglich wurde 
dieser Erfolg, der zugleich eine der größten Niederlagen 
Großbritanniens war, da sich gezeigt hatte, dass das Prin-
zip Britannia rules the waves nicht mehr gültig war: Zum ei-
nen durch einen internationalen Trend zu einer Nationali-
sierung von küstennahen Gewässern, der sich schließlich 
auch im internationalen Seerecht mit den Regelungen der 
drit ten UN-Seerechtskonferenz niederschlug, sowie ande-
rerseits der kontinuierlichen Unterstützung der isländi-
schen Position durch die USA, für die Island im Kontext des 
Kalten Krieges von zentraler geostrategischer Relevanz 
war. 
Für die Bundesrepublik und Großbritannien mag es zwar 
eine Niederlage gewesen sein, sich nicht gegen die islän-
dischen Forderungen durchsetzen zu können, aber im End-
effekt war es eine Niederlage, die keine oder nahezu keine 
Auswirkungen auf die Länder insgesamt hatte. Der Fisch, 
der bislang von britischen und deutschen Schiffen in die-
sen Gewässern gefangen wurde, wurde jetzt von isländi-
schen Trawlern gefangen und anschließend nach Großbri-
tannien und in die Bundesrepublik geliefert oder dort di-
rekt von isländischen Trawlern angelandet. Für die 
Fischereistandorte wie Hull, Grimsby, Bremerhaven und 
Cuxhaven bedeutete dies jedoch, dass aus ehemaligen Fi-
schereistandorten jetzt reine Fischverarbeitungsstandorte 
geworden waren und die Zeit der großen Fangflotten in 
diesen Häfen zu einem Ende kam. Angesichts der erhebli-
chen Subventionen, die spätestens seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges in die Fischerei dieser Standorte ge-
flossen waren, kann jedoch durchaus berechtigt gefragt 
werden, ob dieses in der Gesamtschau einen wirklichen 
volkswirtschaftlichen Verlust darstellte. 
Vielleicht muss sogar insgesamt die Frage gestellt werden, 
ob es sich bei dem Niedergang der britischen und deut-
schen Hochseefischerei und den damit verbundenen star-
ken negativen Konsequenzen auf die Standorte der Hoch-
seefischerei dieser Länder um eine historische Anomalie 
handelt, die durch die isländischen Bemühungen um die 
schrit tweise Vergrößerung seiner Fischereizone zustande 
gekommen war, oder ob nicht vielmehr die Entstehung der 
deutschen Hochseefischerei und das Aufblühen dieser 
Standorte seit den 1890er Jahren eine vorübergehende 
Anomalie war, die primär dadurch zustande gekommen 
war, dass Island zu diesem Zeitpunkt noch in einer koloni-
alen Abhängigkeit von einer europäischen Macht stand. 
Zudem war ein erhebliches Technologiegefälle vorhan-
den: Island verfügte einfach noch nicht über die Mittel, 
seine biologischen marinen Ressourcen selbst zu nutzen. 
Wird diese Frage als zulässig betrachtet, dann kann die 
Antwort nur sein, dass es sich bei den Kabeljaukriegen um 
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einen Dekolonialisierungskonflikt handelte, der nahezu 
zwangsläufig zu dem Zeitpunkt ausbrechen musste, als Is-
land einerseits die politische Souveränität erreicht hatte 
und darüber hinaus die Modernisierung seiner Fische-
reiflotte soweit umsetzen konnte, dass dieses Technologie-
gefälle nicht mehr bestand.
Für die Fischbestände der jetzt isländischen Gewässer be-
deutete das Ende der internationalen Hochseefischerei in 
diesen Regionen jedoch keinesfalls ein unmittelbares Ende 
der Überfischung oder den Beginn einer nachhaltigen Fi-
scherei. Zwar waren es jetzt isländische und nicht mehr bri-
tische oder deutsche Fischereifahrzeuge, die in dieser Re-
gion fischten, doch sollte es trotzdem noch weitere Jahre 
dauern, bis mit der Einführung des isländischen ITQ-Sys-
tems4 ein Weg gefunden wurde, zumindest zu versuchen, 
die Fischerei in diesen Gewässern auf eine nachhaltige 
Grundlage umzustellen. 
Für Island als souveräne Nation bedeuteten die Kabeljau-
kriege vielleicht den letzten Schrit t zur wirklichen vollen 
Souveränität, da neben der politischen Souveränität jetzt 
auch die ökonomische Souveränität des nordatlantischen 
Inselstaats errungen war. Die Bedeutung der Kabeljau-
kriege für die Republik Island zeigt sich nicht zuletzt viel-
leicht sogar darin, dass der heutige Präsident der Republik 
Island, Gudni Johannesson, Fischereihistoriker war, bevor 
er in die Politik wechselte und als solcher vor allem über die 
Kabeljaukriege gearbeitet hat; interessanterweise vor al-
lem in unmittelbarer Kooperation mit britischen und deut-
schen Fischereihistorikern wie z.B. auch dem Verfasser die-
ses Beitrages.
Leider waren die Kabeljaukriege jedoch nicht die letzten 
internationalen Konflikte im Bereich der Hochseefischerei. 
Auch heute finden sich auf der Liste der bewaffneten inter-
nationalen Konflikte und Zwischenfälle noch immer solche, 
bei denen die Nutzung der biologischen Ressourcen des 
Meeres im Zentrum des Konfliktes steht. Grenzziehungen 
auf See sind ungleich schwieriger als an Land, und selbst 
eine einmal gezogene Grenze ist eher ein abstraktes Kon-
strukt als eine reale Grenze. Nimmt man noch das Problem 
hinzu, dass jeder Fischer im Prinzip stets versucht sein wird, 

seine Fänge zu maximieren und es dem Fisch im Laderaum 
eines Fischereifahrzeuges oder auf dem Teller der Ver-
brauchers nicht mehr anzusehen ist, wo er gefangen wurde, 
ist es verständlich, dass es nahezu zwangsläufig immer 
wieder zu einem Kabeljaukrieg oder einem Konflikt um 
eine andere Fischart kommen wird. Jeder Versuch, solche 
Konflikte durch internationale Abkommen oder bi- und mul-
tilaterale Übereinkünfte zu regeln, ist zumindest potentiell 
zum Scheitern verurteilt. Wie Arvid Pardo feststellte, ist das 
Meer das „gemeinsame Erbe der Menschheit“ und damit 
nicht nur einer Nation, sondern aller Menschen. Nationale 
Fischereizonen sind damit nichts anderes als Bereiche, in 
denen einer Nation treuhänderisch die Verwaltung über 
einen Teil dieses gemeinsamen Erbes zugestanden wird. 
Dass dies die Uferstaaten dieser Seegebiete sind, ist nicht 
nur pragmatisch und sinnvoll, sondern auch eine bessere 
Garantie für einen verantwortungsvollen Umgang mit die-
sen Ressourcen als wenn weit entfernt liegende Fischerei-
nationen das Konzept der „Freiheit des Meeres“ dazu nut-
zen, diese Ressourcen mehr oder minder ungeregelt für 
eine maximale Gewinnerzielung zu nutzen. Island mag 
zwar der erste Staat gewesen sein, der seine Fischereizone 
nicht nur in mehreren Schrit ten auf 200 Seemeilen erwei-
terte und damit die Kabeljaukriege auslöste, es war auch 
der Staat, der eine unaufhaltsame Entwicklung im interna-
tionalen Seerecht nur jeweils einige Jahre vor dessen inter-
nationaler Akzeptanz in nationales Recht umsetzte und so-
mit zum Vorreiter einer Entwicklung wurde, die wenig spä-
ter von der gesamten internationalen Staatengemeinschaft 
nachvollzogen wurde. 

Weitgehende Wirkungslosigkeit internationaler 
Streitschlichtung

Wenn Island damit als Sieger der Kabeljaukriege betrach-
tet werden kann, stellt sich die Frage, wer der Verlierer war. 
Die offensichtliche Antwort auf diese Frage wäre: Großbri-
tannien und die Bundesrepublik. Diese Antwort trif f t, wie 
geschildert, auch bis zu einem gewissen Grade zu. Der ei-

Ein Schauspieler der Künstler-
gruppe „Das letzte Kleinod“ 
probt auf dem historischen 
Netzboden des alten Fischerei-
hafens von Cuxhaven eine 
Szene aus dem Stück „Kabel-
jaukrieg“. Die Inszenierung 
wurde anhand von Interviews 
gestaltet, die der Autor in 
Island und Deutschland führte. 
Der Verlust der isländischen 
Fanggründe begründete den 
Niedergang der deutschen 
Hochseefischerei. 
 picture alliance/dpa
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gentliche Verlierer ist jedoch jemand ganz anderes. Im 
Verlaufe der Konflikte hatte sich immer wieder gezeigt, 
dass zwar die jeweils existenten internationalen Streit-
schlichtungsmechanismen angerufen und genutzt wurden 
und es selbst zu einem Urteil des Internationalen Gerichts-
hofes gekommen war, aber ebenso deutlich hatte sich ge-
zeigt, dass diese Urteile internationaler Institutionen den 
tatsächlichen Verlauf des Konflikts kaum beeinflussten, da 
entweder Island oder Großbritannien und die Bundesre-
publik die Zuständigkeit dieser Gremien verneinten und 
entsprechend die Urteile ignorierten. Da es auf der Ebene 
des internationalen Rechts zwar sowohl eine Legislative 
wie auch eine Judikative gibt, aber eben nur eine äußerst 
begrenzte Exekutive, die diese Urteile durchsetzen könnte, 
blieb es bei der weitgehenden Wirkungslosigkeit der inter-
nationalen Streitschlichtungsmechanismen. Die tatsächli-
chen Ergebnisse wurden durch bi- und multilaterale Ver-
handlungen sowie die Drohung, die NATO zu verlassen, 
erzielt. Die optimistische Hoffnung, dass es nach dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges mit dem Aufbau von internationa-
len Organisationen und der Nutzung von internationalen 
Gerichten dazu kommen würde, dass zwischenstaatliche 
Streitigkeiten auf dem Gerichts- und Verhandlungsweg 
beigelegt werden könnten, war vielleicht der größte Ver-
lierer der Kabeljaukriege. 
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TERRORISMUS UND MODERNES PIRATENTUM

Seepiraterie und maritimer Terrorismus
Patricia Schneider

Piraterie und maritimer Terrorismus sind transnationale 
Risiken, welche die internationale Seefahrt, den Güter-
austausch und Handel, vor allem aber die Schiffsbesat-
zungen treffen. Auch für die Bundesrepublik Deutschland, 
die auf einen funktionierenden Seehandel für den Import 
und Export von Wirtschaftsgütern angewiesen ist, stellt 
die Piraterie ein nicht unerhebliches Problem dar. Trotz 
unterschiedlicher Motivlagen kooperieren Terroristen- 
und Piratengruppen gelegentlich miteinander. Ungeach-
tet vermeintlich hehrer Rechtfertigungsnarrative sind die 
Motive der Piraten zumeist profitorientiert. Indem Piraten 
und maritime Terroristen mit direkter Gewalt gegen Men-
schen vorgehen, verstoßen sie gegen geltendes Seerecht. 
Patricia Schneider nimmt zwei hochriskante Piraterie-
Hotspots (Somalia, Nigeria) beispielhaft in den Blick und 
schildert die gewalttätigen Praktiken der Akteure. Im An-
schluss daran werden national und supranational prakti-
zierte Gegenstrategien erörtert, die sich um die Wieder-
herstellung der maritimen Sicherheit und friedlichen Ord-
nung auf See bemühen. So hat z.B. die Piraterie vor 
Somalia zu einer beispiellosen internationalen Koopera-
tion mit zahlreichen nationalen und internationalen Mis-
sionen zur See und an Land geführt. 

Einleitung1

Zu den größten Herausforderungen für die internationale 
Sicherheit zählt gegenwärtig der weltweite Terrorismus. 
Auch die internationale Seeschiff fahrt wurde in jüngster 
Vergangenheit immer wieder Ziel terroristischer An-
schläge. Im Vergleich zur Gesamtzahl der Terroranschläge 
ist der Anteil des maritimen Terrorismus zwar relativ klein 
und daher vermeintlich eine geringere Bedrohung. Ange-
sichts der enormen Bedeutung des Seehandels für das 
Welthandelssystem kann ein einziger Terroranschlag je-
doch verheerende Wirkungen haben. Wenn Container- 
oder Frachtschiffe gekapert und ihre Besatzungen entführt 
werden, sorgt das für Unruhe auf dem Markt. Und unruhige 
Märkte bedeuten für die Endverbraucher in der Regel hö-
here Preise. Denn die Reedereien müssen mehr für die Si-
cherheit ihrer Besatzungen und Schiffe aufwenden und 
möglicherweise auf sicherere und längere Handelsrouten 
ausweichen. Vor allem aber erfahren die betroffenen See-
leute großes menschliches Leid.
Die moderne Piraterie ist ebenfalls ein transnationales – 
also weltumspannendes – Risiko, das die internationale 
Schiff fahrt, die Besatzungen und den Handel betrif ft. Pira-
terie und Terrorismus werden meist idealtypisch anhand 
ihrer Motive unterschieden, wobei die Motive der Piraten 
überwiegend profitorientiert sind. Allerdings gibt es auch 
Regionen, in denen sich beide Phänomene überschneiden. 
Da beide mit direkter Gewalt gegen Menschen vorgehen, 
verstoßen sie gegen geltendes Seerecht. Es erfordert 
breite Anstrengungen, um maritime Sicherheit und eine 

gute Ordnung auf See wiederherzustellen. Für Deutsch-
land ist maritime Gewalt – sei es durch Terroristen oder 
Piraten – deshalb ein wichtiges Thema, weil Deutschland 
lange über die drit tgrößte Handelsflotte und die größte 
Containerflotte der Welt verfügte. Erst 2018 wurde es von 
China überholt.2 Deutschland ist auf den funktionierenden 
Seehandel für den Import von Rohstoffen und Energie als 
auch den Export von Waren angewiesen und daher von 
Piraterie und Terrorismus auf hoher See besonders betrof-
fen. 

Wie Piratenangriffe ablaufen
Wie ein typischer Ablauf eines solchen Piratenangriffs ab-
laufen kann, zeigt der Überfall auf die Taipan, die 2010 im 
Indischen Ozean gekapert wurde. Er führte zum ersten 
Seeräuber-Prozess seit dem Mittelalter und wurde vor dem 
Internationalen Seegerichtshof in Hamburg aufgeklärt.3 
Nachdem die Annährung mehrerer kleiner Schiffe bemerkt 
wurde, versuchte die Taipan zunächst, einen Zickzackkurs 
einzuschlagen und die Geschwindigkeit zu erhöhen. Dies 
gehört zu den Selbstschutzmaßnahmen der Schiffe. Meist 
sind sie dann schon unter Beschuss von Maschinengeweh-
ren, Raketenwerfern und Mörsern. Können die Piraten das 
Schiff dennoch einholen, entern und über den von der Be-
satzung ausgebrachten Stacheldraht an der Reling klet-
tern, gehen sie meist mit brutaler Gewalt gegen die Crew 
vor, sofern diese sich nicht erfolgreich in einem Schutzraum 
verschanzen können bis Hilfe kommt. Anhand dieses Bei-
spiels der somalischen Piraterie, die insbesondere seit 
2008 verstärkt auftrat, wird die Motivlage, Entführung ge-
gen Lösegeld, sehr deutlich. Das Martyrium der Seeleute, 
die samt ihren Schiffen an die Küsten des zerfallenen Staa-
tes entführt und gefangen gehalten wurden, dauerte häu-
fig Wochen und Monate. Die Piraten setzen die Verhandler 
unter Druck, in dem sie zum Beispiel Scheinhinrichtungen 
an den Gefangenen verüben. Heute haben wir am Horn 
von Afrika eine ständige Präsenz der EU und internationa-
ler Marinekräfte, ein Regelwerk für Selbstschutzmaßnah-
men der maritimen Wirtschaft („Best Management Practi-
ces“ inklusive der Anmeldung von Schiffspassagen im 
Hochrisikogebiet) sowie den Einsatz privater Sicherheits-
dienste. Diese Schutzmaßnahmen haben dafür gesorgt, 
dass die Zahl der Überfälle am Horn von Afrika zurückge-
gangen ist und es dort nur noch sporadische Angriffe gibt.

Piraterie-Hotspots
Die modernen Piraterieformen unterscheiden sich je nach 
Region. In Südostasien finden vor allem schnelle Raub-
überfälle statt, häufig auf geankerte Schiffe. Doch auch 
hier werden vereinzelt Seeleute getötet. Die erfolgreichen 
Patrouillen der indonesischen Marine Police führten zu ei-
nem Rückgang der Vorfälle. In der Straße von Malakka 
kam es schon seit 2015 zu keinen Piratenangriffen mehr. 
Auf niedrigem Niveau gibt es weitere Pirateriefälle in Ost-
asien, Indien, Süd- und Mittelamerika.4 In Tabelle 1 wer-
den die Vorfälle der wichtigsten Piraterie-Hotspots aufge-
listet.
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Während die Piraterie sich weltweit insgesamt bis 2017 auf 
dem Rückzug befand, beobachtet das Internationale Ma-
ritime Büro der Internationalen Handelskammer 2018 erst-
mals wieder einen Anstieg der Überfälle. Deutschland ran-
giert aufgrund der Größe seiner Handelsflotte dabei im-
mer unter den fünf Nationen, die am häufigsten von 
Piratenüberfällen betroffen sind. 2018 stieg die Zahl der 
Piratenüberfälle wieder an, insbesondere in der Region 
Westafrika und am Golf von Guinea. Dort sind derzeit die 
meisten Schiffsentführungen, Angriffe auf Schiffe mit 
schwerer Munition und Geiselnahmen mit Lösegeldforde-
rungen zu verzeichnen. Im Gegensatz zum Vorgehen so-
malischer Piraten werden oftmals Crewmitglieder von den 
Schiffen entführt. Die Schiffe fahren mit dem Rest der Crew 
weiter. Die entführten Seeleute werden an Land gebracht 
und in den Sümpfen des Nigerdeltas versteckt, bis die Lö-
segeldverhandlungen in der Regel innerhalb weniger Wo-
chen abgeschlossen werden. Es gab auch schon Fälle, in 
denen eine andere kriminelle Gruppe an Land versucht 
hat, den Entführern ihre Geiseln abzujagen, um selbst eine 
Lösegeldforderung zu stellen. Die Piraten im Golf von Gui-
nea haben es zudem nicht selten auf Teile der Fracht abge-
sehen. Oft kaperten die Piraten kleinere Schiffe, um weiter 
auf das Meer ausweichen und eine größere Bandbreite 
von Schiffen ins Visier nehmen zu können. Anvisiert werden 
alle Arten von Schiffen: Massengutfrachter, Container-
schiffe, lokale Tanker, Unterstützungsschiffe der Ölindust-
rie, Fischereischiffe oder andere.5

Akteure des maritimen Terrorismus
Die vom maritimen Terrorismus von 2010 bis 2017 am 
stärksten betroffenen Länder waren die Philippinen, Ma-
laysia, Jemen, Libyen und Somalia, aber auch in Nigeria 
gab es einige Anschläge.6 Zu den wichtigsten Akteuren ge-
hören die Huthi-Extremisten im Jemen im Kampf um die na-
tionale Vorherrschaft oder die Abu Sayyaf-Gruppe in Ma-
laysia und den Philippinen. Die Abu Sayyaf-Gruppe war 
zunächst affiliiert mit Al-Qaida, wechselte 2014 dann aber 
zu einem Bündnis mit dem Islamischen Staat.
Nicht alle Akteure politischer Gewalt, die auch im mariti-
men Bereich tätig sind, können hier behandelt werden. 
Nicht unerwähnt gelassen werden sollte, dass Al-Qaida 
eine besondere Herausforderung für den Seehandel dar-
stellte, da sie bereits 2005 spezifische Handelsrouten be-
nannt hat, um westliche Nationen und Israel anzugreifen: 
die Straße von Hormuz (Persischer Golf), den Suezkanal 
(Ägypten), die Bab al-Mandeb-Straße und die Straße von 

Gibraltar. Der Al-Qaida-Ableger AQAP (Al-Qaida on the 
Arabian Peninsula) wurde für zwei maritime Angriffe im Je-
men verantwortlich gemacht: Im Jahr 2013 wurde mit ei-
nem Fahrzeug ein Gasterminal angegriffen, 2016 richteten 
sich Boote mit explosiver Fracht gegen einen Hafen. Ein 
Beispiel für weitere Aktivitäten von Al-Qaida-Ablegern ist 
der Angriff der Abdullah Azzam-Brigaden im Libanon. Sie 
übernahmen die Verantwortung für die Führung eines mit 
Sprengstoffen beladenen Schiffes gegen den japanischen 
Öltanker M Star, während er 2010 die Straße von Hormuz 
passierte (ohne menschliche Verluste). Ein anderes Beispiel 
sind die Al-Furqan-Brigaden, die auf das Frachtschiff Cisco 
Asia, das 2013 den Suezkanal passierte, Granaten abfeu-
erten (ohne menschliche Verluste). Al-Qaida hatte in letzter 
Zeit wenige Kapazitäten für Angriffe, und seine Bedeutung 
im Konkurrenzkampf mit dem  Islamischen Staat hat abge-
nommen. Pläne für maritime Angriffe durch den Islamischen 
Staat sind bisher keine bekannt, obwohl sie einige der trei-
benden Motive – wie die Schädigung westlicher Staaten 
und ihrer Wirtschaft – gemeinsam haben sollten.
Die Piratengruppen in Somalia und Nigeria haben mehr 
Auswirkungen auf die internationale Handelsschiff fahrt 
als die Piraterie in anderen Regionen. Im Folgenden wer-
den daher die Hotspots Somalia und Nigeria – beide Hei-
mat sowohl von Piraten- als auch von Terrorgruppen – bei-
spielhaft näher beleuchtet.

Brennpunkt Somalia

Ein Brennpunkt des maritimen Terrorismus war in den ver-
gangenen Jahren Somalia (mit 14 maritimen Angriffen von 
Al-Qaida und Al-Shabaab in den Jahren 2000 bis 2010 und 
sechs weiteren maritimen Angriffen im Zeitraum von 2010 
bis 2017). Die islamische Al-Shabaab, die auch für zahlrei-
che Landangriffe verantwortlich war, führte die meisten 
maritimen Anschläge in somalischen Gewässern durch. Al-
Shabaab zielte auf maritime Hafenanlagen und führte zer-
störerische Angriffe auf Schiffe aus. Sie befeuerten einen 
Hafen mit Mörsern (2010) oder richteten gezielte Terroran-
schläge gegen Hafenbeamte (2014). Zu ihrem Vorgehen 
gehörte auch die Entführung von Besatzungsmitgliedern 
von einem kenianischen Schiff (2014) und iranischen See-
leuten von einem Fischerboot (2016). Bei einem Angriff im 

Tabelle 1: Ausgewählte Piraterie-Hotspots, 2008–2018

Vorfälle 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

Weltweit 293 406 445 439 297 264 245 246 191 180 201
HRA (High 
Risk Area) u. 
Ostafrika

92 126 218 237 75 15 11 0 2 12 5

Westafrika
mit Golf von 
Guinea

54 39 28 39 56 51 41 31 55 45 82

Südostasien 54 45 70 80 80 104 141 147 68 76 60
Quelle: Piraterieberichte der Bundespolizei See, Neustadt in Holstein, Jahresberichte bis 2018. 
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Jahr 2016, bei dem ein mit Explosivstoffen beladenes Fahr-
zeug in einem Seehafen detonierte, gab es viele Opfer.7

Die Al-Shabaab-Milizen kontrollierten große Teile im südli-
chen Teil des gescheiterten Staates Somalia und bekann-
ten sich zu Osama Bin Laden. Durch die Zugehörigkeit zu 
Al-Qaida konnten sie im In- und Ausland Kämpfer rekrutie-
ren und ihnen in Somalia ein für afrikanische Verhältnisse 
attraktives Gehalt bezahlen. 
Die erklärten Ziele von Al-Shabaab sind die Gründung ei-
nes islamischen Staates und die Teilnahme an einem welt-
weiten Dschihad, also einem „heiligen“ Krieg zur Verbrei-
tung des Islams. Inzwischen hat die Terrormiliz jedoch die 
Kontrolle über viele Gebiete verloren und konzentriert sich 
stattdessen auf eine Hit-and-Run-Strategie mit überfallar-
tigen Angriffen und sofortigem Rückzug.8 Die Mission der 
Afrikanischen Union in Somalia (AMISOM) hat stark zur 
rückläufigen Dominanz der Terrormiliz beigetragen. An-
statt weiterhin Militärbasen anzugreifen, wendet sie sich 
verstärkt der städtischen Guerilla-Kriegsführung zu und 
terrorisiert gezielt mit Bombenangriffen Regierungsbüros 
oder auch Unternehmen, wenn diese keine „Steuern“ an Al-
Shabaab zahlen wollen. Der Krieg um die nationale Vor-
herrschaft und die Ausrichtung des politischen Systems 
dauert an. Die Angriffe von Al-Shabaab außerhalb des 
Landes hatten Folgen. Die betroffenen Staaten, u.a. Kenia, 
reagierten mit militärischen Vergeltungsanschlägen ge-
gen die Terrormiliz.9 Gleichzeitig kam es zu militärischen 
Auseinandersetzungen zwischen Al-Shabaab und Milizen 
des Islamischen Staates (IS) in Somalia. Al-Shabaab profi-
tiert derzeit von der Tatsache, dass die Streitkräfte im Land 
an anderer Stelle gebunden sind, da die Provinzen sich 
gegenseitig bekämpfen. Die gewalttätigen Auseinander-
setzungen zwischen Streitkräften aus den Regionen Soma-
liland und Puntland schwächen den Kampf gegen Al-Sha-
baab, der seine Präsenz in diesen Provinzen 2018 kräftig 
ausbauen konnte. Puntland ist der wichtigste Ausgangs-
punkt und Stützpunkt für Terroristen und Piraten.10

Al-Shabaab rekrutiert seine Kämpfer aus verschiedenen 
somalischen Clans und bringt ausländische Kämpfer nach 
Somalia, um traditionelle Machtstrukturen aufzubrechen. 
Piratengruppen hingegen sind in der Regel nach Clanli-
nien organisiert. Dennoch wird oft über einen möglichen 
Zusammenhang zwischen Terrorismus und Piraterie disku-
tiert. Die Scharia, die eigentlich Piraterie als Verbrechen 
verurteilt, wurde in Somalia neu interpretiert, um eine reli-
giöse Legitimation für die Zusammenarbeit der Piraten und 
Al-Shabaab zu ermöglichen.11 Obwohl es keinen Beweis 
für eine operative Zusammenarbeit zwischen Al-Shabaab 
und somalischen Piraten gibt,12 wird davon ausgegangen, 
dass die Islamisten von Piraterie-Lösegeldern profitierten 
und bis zu 30 Prozent der Pirateneinnahmen forderten.13 

Geographische Lage und politische Umstände begünstigen 
Piraterie und Terrorismus
Piraterie auf hoher See und bewaffneter Raubüberfall in 
Territorialgewässern vor der somalischen Küste und im 
Golf von Aden wurden zu einem wichtigen Anliegen für die 
wirtschaftlichen und politischen Interessen vieler Staaten. 
Denn ab 2008 nahmen Piratenangriffe und Schiffsentfüh-
rungen im Golf von Aden und im Indischen Ozean dras-
tisch zu. Die Reedereien waren von den menschlichen und 
wirtschaftlichen Kosten stark betroffen. 
Die Globalisierung ließ den Welthandel stark wachsen. 
Mehr Handel bedeutete eine verstärkte Nutzung der See-

wege etwa durch mehr Containerschiffe auf den internati-
onalen Handelsrouten. Die Abhängigkeit vom Handel, ins-
besondere bei zentralen Industriezweigen wie der Öl- 
oder der Gasindustrie, macht die Staaten verwundbar. 
Insgesamt gibt es eine wachsende geostrategische Be-
deutung des Meeres, insbesondere der Region des Indi-
schen Ozeans. Sie wurde zum Mittelpunkt einer neuen Ära 
der transnationalen organisierten Kriminalität, der wirt-
schaftlichen Ausbeutung des maritimen Verkehrs und der 
zwischenstaatlichen Rivalität. Nach Angaben des Mariti-
men Büros der Internationalen Handelskammer nahmen 
die weltweiten Angriffe von somalischen Piraten bis 2011 
stetig zu. Nach diesem Höhepunkt ging die Zahl vor Soma-
lia jedoch bis 2012 deutlich zurück, während die Angriffe 
in Westafrika zunahmen. Insgesamt erreichten die welt-
weiten Piratenangriffe 2017 sogar ein 22-Jahres-Tief und 
erst 2018 zeigten sich wieder steigende Tendenzen.14 Das 
Potenzial für Angriffe somalischer Piraten bleibt bestehen: 
Die Situation an Land ist immer noch instabil, und es be-
steht die Gefahr, dass die Angriffe wieder zunehmen, so-
bald Marinemissionen und private Wachen auf Schiffen 
verschwinden.
Sowohl Al-Shabaab als auch somalische Piratengruppen 
sind gute Beispiele für die Ausnutzung einer besonderen 
geographischen Lage und politischer Umstände. Sie nut-
zen die hohe Dichte des landesnahen Seeverkehrs und die 
schwachen staatlichen Strukturen. Piratengruppen nutzen 

Brennpunkt des maritimen Terrorismus und der Seepiraterie 
war in den vergangenen Jahren Somalia. Ein maskierter 
somalischer Pirat steht vor einem Schiff aus Taiwan. Nach-
dem die Piraten das Lösegeld für die Besatzung erhalten 
hatten, strandete das Schiff nach der Freilassung der Besat-
zung an der somalischen Küste.  picture alliance/dpa
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bewaffnete Raubüberfälle und Entführungen mit Lösegel-
derpressung auf den maritimen Seeverkehr zu Profitzwe-
cken. Terroristen zielen hingegen darauf ab, den Handel 
zu unterbrechen, Schreckensbotschaften zu senden und 
staatliche Autoritäten herauszufordern. Sie verwenden 
gleichzeitig Methoden der organisierten Kriminalität, um 
mit dem Lösegeld ihre terroristischen Aktivitäten zu finan-
zieren. Somalische Piraten konnten die entführten Schiffe 
und Besatzungen während der Lösegeldverhandlungen 
nur deshalb monatelang an der Küste versorgen, weil der 
Staat zu schwach war, um sie herauszufordern, und weil ihr 
Narrativ – eine Werte und Gefühle transportierende Ge-
schichte zur Rechtfertigung von Handlungen – sowie das 
Gewinnversprechen ihnen lokale Unterstützung sicherte.

Vermeintlich hehre Rechtfertigungsnarrative
Die somalischen Piratengruppen sind sehr heterogen zu-
sammengesetzt und organisiert. Einige stehen unter dem 
Schutz eines Clans und andere nicht. Einige sind von finan-
zieller Gier getrieben, andere sind ehemalige Fischer, die 
aus blanker Not mitmachen, weil sie in dem armen Land 
keine anderen Einkommensmöglichkeiten haben. So unter-
schiedlich die Ziele von Piraten und Terrorkämpfern auch 
sein mögen, eines eint sie: Die Rechtfertigung ihrer Taten. 
In der Fachwelt wird diese Rechtfertigung als „Robin Hood-
Narrativ“ bezeichnet. Es kann eine emotionale Bindung 
und so auch positive oder zumindest eine gemischte Medi-
enberichterstattung erzeugen. 
Es gibt vier Legitimationsmuster im somalischen „Robin 
Hood-Narrativ“, die allesamt auf den Vorwürfen der ille-
galen Fischerei durch internationale Fischfangflotten und 
Deponierung von Giftmüll durch andere Staaten beruhen. 
Erstens wird behauptet, dass die Piraten eine Art Küsten-

wache sind, die die somalische Küste und deren Ressour-
cen schützt. Zweitens wird behauptet, dass Somalier auf-
grund von Armut und unzureichenden wirtschaftlichen Al-
ternativen zur Piraterie gezwungen werden. Diese beiden 
Behauptungen bilden den Kern des „Robin Hood-Narra-
tivs“. Zwei weitere populäre Rechtfertigungen sind, dass 
die illegale Fischerei der Grund für den Beginn der Pirate-
rie ist und dass es unter Somalis einen allgemeinen Zorn 
über das Verhalten der internationalen Gemeinschaft gibt, 
der sie dazu treibt, die Piraterie zu unterstützen. Der Si-
cherheitsrat der Vereinten Nationen hat in seinen Aufrufen 
an die internationale Gemeinschaft zur Bekämpfung der 
somalischen Piraterie dieses Narrativ über den scheinbar 
legitimen Kampf ums Überleben abgelehnt.15 
Es ist bekannt, dass schwierige Lebensumstände und finan-
zielle Not allein keine ausreichende Erklärung für Gewalt 
und Kriminalität sind, sondern der Umgang damit Teil eines 
jeden gesellschaftlichen Aushandlungsprozesses ist. So 
zeigt es sich auch bei der somalischen Piraterie, die sich 
schnell in das Geschäftsmodell organisierter Kriminalität 
einfügte: die moderne somalische Piraterie war ein auf-
wändiges arbeitsteiliges Unterfangen, bei dem beteiligte 
Einzelpersonen (Navigatoren, Kämpfer, Übersetzer, Ver-
handler, Versorger etc.) nur einen kleinen Anteil des Löse-
geldes erhielten, während der größte Teil des Lösegeldes 
an Investoren ging, die das Geld teils reinvestiert haben, 
um weitere Piratenaktivitäten und Geiselnahmen zu finan-
zieren. Das Risiko eines Scheiterns ist derzeit sehr hoch, 
weshalb das Geld in andere illegale Handelsaktivitäten 
fließt.
Die Gewalt somalischer Piraten gegen lokale Fischer und 
die Folgen ihres Handelns haben dazu beigetragen, dass 
sie Sympathien in der heimischen Bevölkerung verspielt 
haben. Piraterie kann mitverantwortlich gemacht werden 
für den Zusammenbruch des Fischereisektors. So wurden 
Fischerboote gestohlen, die genutzt wurden, um auf hoher 
See Angriffe durchzuführen, und auch der Fischfang wurde 
beschlagnahmt. Bei all dem wurden auch einige Fischer 
verletzt oder getötet.16 In einem Interview betonte Saeed 
Mohammed Rage, Puntlands Minister für Maritime Angele-
genheiten und Häfen, dass das somalische Volk „die ersten 
Opfer der Piraten“ sei, weil der Handelsumschlag in Mitlei-
denschaft gezogen wird und die Preise für Lebensmittel 
und andere Güter rapide steigen. Gleichzeitig lebten die 
Fischer in ständiger Angst, entweder von Piraten, Marine-
kräften oder Sicherheitsunternehmen angegriffen zu wer-
den. Diese Angst scheint nicht ganz unberechtigt: Eine Ver-
wechslung in indischen Gewässern führte 2012 dazu, dass 
Fischer von italienischen Marinestreitkräften, die die Enrica 
Lexie beschützten, getötet wurden. Auch berichtet Rage 
über von Piraten gefangen genommenen und getöteten Si-
cherheitskräften in Puntland. Die großen Summen Geldes 
würden Prostitution und Alkohol in die Dörfer spülen und 
sich zerstörerisch auf die Kultur auswirken.17

Dieses „Robin Hood-Narrativ“ mag zu Beginn der somali-
schen Piraterie eine wichtige Rolle gespielt haben. Schon 
bald aber wurde deutlich, dass es den Piraten weniger um 
Veränderungen in ihrem Heimatland ging als vielmehr um 
ihren eigenen Gewinn. Die internationale Gemeinschaft 
fand die Gewalt gegen Seeleute der internationalen Han-
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delsschiff fahrt abstoßend. Dies führte dazu, dass die inter-
nationale Gemeinschaft Gegenreaktionen und Missionen 
von Staaten, internationalen Organisationen oder Indust-
rieverbänden unterstützte. Diese zielten auf die Abwehr 
zur See, aber auch in kleinerem Umfang auf die Verbesse-
rung der staatlichen und wirtschaftlichen Kapazitäten in 
Somalia. 
Im nächsten Abschnitt wird der Fall Nigeria näher beleuch-
tet, der einige Gemeinsamkeiten aber auch Unterschiede 
aufweist. Auch dort sehen wir ein opportunistisches Vorge-
hen, ein Ausnutzen der Chancen durch Piraten und Akteure 
politischer Gewalt, die sich aus dem steigenden globalen 
Seeverkehr sowie aus globalen Ungleichheiten und Aus-
wirkungen der Globalisierung ergeben. In diesem Fall be-
trif f t dies die Folgen der Ölindustrie und der daraus resul-
tierenden Umweltverschmutzung sowie den Kampf um Ein-
nahmen. 

Brennpunkt Nigeria

Nigerianische und somalische Gewässer, genauer gesagt 
der Golf von Aden und der Golf von Guinea, gehören zu 
den Gebieten, die am stärksten von maritimer Gewalt be-
troffen sind. Nigeria war einer der wichtigsten Krisenherde 
im maritimen Terrorismus.

Konflikte um Ressourcen und Autonomie
Seit 1997 befindet sich die nigerianische Regierung im Kon-
flikt mit verschiedenen Rebellengruppen über die Autono-
miefrage und Verteilung der Einnahmen aus den Ölressour-
cen im Nigerdelta. Die Bewegung für die Emanzipation des 
Nigerdeltas (MEND – Movement for the Emancipation of the 
Niger Delta), erst 2005 gegründet, wurde schnell für eine 
hohe Anzahl von Angriffen verantwortlich gemacht. Sie 
führten im Zeitraum von 2006 bis 2010 28 maritime Angriffe 
durch. Sie entführten kleinere Gruppen von Zivilisten, zivile 
Schiffe und griffen Schiffe und Seehäfen an. 
Die MEND ist ein Netzwerk von separatistischen und 
ethno-nationalistischen Gruppen. In dem Konflikt geht es 
zum einen darum, wer Zugrif f auf die Ressourcen des Lan-
des hat, das über wertvolle Öl- und Gasvorkommen ver-
fügt. Zum anderen geht es aber um die von dem Netzwerk 
geforderte Abspaltung eines Landesteils vom Staat Nige-
ria. Die Konfliktparteien sind mehrere ethnische Gruppen, 
die Regierung und multinationale Ölgesellschaften. Um-
weltverschmutzungen, ausgelöst durch die Ölförderung 
der großen internationalen Konzerne, und die Unzufrie-
denheit mit der Gewinnverteilung aus den Einnahmen 
eben aus dieser Ölförderung lösten den Konflikt aus.18 
Im Jahr 2009, nach einer Amnestie der MEND-Kämpfer 
durch den Präsidenten, deeskalierte der Konflikt. MEND 
nahm sporadisch jedoch weiterhin Geiseln und attackierte 
Einrichtungen der Ölindustrie. Im Jahr 2018 protestierte 
die lokale Bevölkerung gegen das Amnestieprogramm des 
Präsidenten, das die Kämpfer integrieren sollte. Sie kriti-
sierten Korruption und mahnten fehlende Zahlungen an. 
Die Protestierenden drohten, Ölinfrastrukturen und Sicher-
heitspersonal erneut anzugreifen.19 Der Demobilisierungs-
prozess war zwar teilweise erfolgreich, vor allem durch 
Schulungen für die ehemaligen Kämpfer und eine Einbe-
ziehung vieler Interessengruppen in den politischen Pro-
zess. Der Nigerdelta-Masterplan sah jedoch auch eine 
Stärkung der Jugend und umweltverträgliche, nachhaltige 

menschliche Entwicklung sowie verbesserte Umweltschutz-
maßnehmen vor. Die Umsetzung dieser Ziele wird noch an-
gemahnt.20

In den Jahren 2010 bis 1017 schaffte es Nigeria nicht in die 
Top-5 Hot Spot-Kategorie des maritimen Terrorismus, da 
es „nur“ vier Angriffe gegeben hatte (z.B. mit der Entfüh-
rung von zwei US-Seglern durch die MEND in 2013). Die 
MEND fragmentierte immer mehr und ging weniger ag-
gressiv vor, während andere Gruppen auftauchen. Die ni-
gerianischen Streitkräfte unternahmen mehrere Operatio-
nen in den Staaten des Nigerdeltas, um Pipeline-Vandalis-
mus, illegale Ölraffinerien, Öldiebstahl und Entführungen 
zu bekämpfen. Der aktuelle Schwerpunkt liegt heute auf 
dem Kampf gegen die Niger Delta Avengers (NDA, was mit 
„Niger Delta Rächern“ übersetzt werden könnte). Sie bil-
deten sich im Jahr 2016 und setzten bewaffnete Angriffe 
auf das Eigentum der Ölindustrie sowie Sicherheitskräfte 
im Nigerdelta fort.21 Zudem versucht das nigerianische Mi-
litär gegen die islamistische Gruppe Boko Haram vorzuge-
hen, die hauptsächlich im Norden Nigerias tätig ist.
Im Nigerdelta gibt es kaum eine Grundversorgung für die 
Bevölkerung. Die Flüsse des Meeres sind stark belastet, so 
dass in ihnen nicht gefischt werden kann. Zeitgleich sind 
weite Teile der Bevölkerung unzufrieden, weil sich der 
Staat überwiegend aus den Öleinnahmen aus dem Niger-
delta finanziert und ein Teil dieser Einnahmen durch Kor-
ruption nur einige wenige bereichert. Zu langsame oder 
gar keine Reinigungs- und Entschädigungsarbeiten von 
Ölverschmutzungen tragen zu weiterer Frustration bei. Sa-
botageakte der militanten Gruppen gegen die Ölindust-
rie, Öldiebstähle und illegale Raffinerien haben die wirt-
schaftliche Situation verschärft und die Umweltbedingun-
gen weiter verschlechtert. Da illegale Raffinerien oft die 
einzige Einnahmequelle für Dörfer sind, gibt es gleichzeitig 
wenig Zusammenarbeit mit den Sicherheitskräften. Die il-

Bundeswehrsoldaten nehmen 
im März 2009 im Golf von 
Aden Piraten fest. Bei diesem 
spektakulären Einsatz vor der 
Küste Somalias hat die deut-
sche Marine erstmals Piraten 
festgesetzt und in Gewahrsam 
genommen.  
 picture alliance/dpa
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legale Fischerei verschärft zudem die Versorgungslage an 
den Küsten.22

Die neuen militanten Gruppen positionieren sich als Be-
schützer der Gemeinden vor den Angriffen der als blind-
wütig kritisierten staatlichen Sicherheitskräfte. Die Niger 
Delta Avengers konstatierten, dass sie die Ölförderung an 
Land und vor der Küste zum Erliegen bringen wollt en, um 
Aufmerksamkeit für die Belange der Gemeinden zu erzeu-
gen. Es gelang ihnen, die Wirtschaft schwer zu schädigen 
und als Verhandlungspartner mit in den politischen Pro-
zess des Pan-Niger-Deltaforums (PANDEF) aufgenommen 
zu werden. Diesem gehören bedeutende politische und 
traditionelle Führer der Deltaregion an, um durch Verhand-
lungen mit der Regierung die Deltakrisen zu lösen.23

Die Niger Delta Avengers beschuldigten Politiker sowie 
ehemalige MEND-Mitglieder, sich selbst zu bereichern. 
Sie stellen MEND als von Gier motivierte Kriminelle und 
Seepiraten dar. Sie wollen sich von ihnen abgrenzen, in-
dem sie erklären, dass sie zivilisierter sind als sie, weil sie 
ihre Angriffe auf die Ölinfrastruktur durchführen, ohne 
Menschen zu töten. Auch würden sie von vielen der von 
MEND bekannten Methoden absehen, wie dem Öldieb-
stahl, von Entführung und Erpressung.24 Während also die 
Nachfolger sich derzeit nicht als Piraten betätigen, waren 
die MEND von Piratengruppen kaum zu unterscheiden. 

Golf von Guinea – ein zentraler Piraterie-Hotspot
Der Golf von Guinea hat sich aktuell zu einem der wich-
tigsten Hotspots für Piraterie entwickelt. 2018 war er der 
Schwerpunkt der globalen Piraterie und machte 40 Prozent 
aller registrierten Fälle aus.25 Es gab viele Entführungen, 
wegen der höheren Lösegelder vorzugsweise von westli-
chen Besatzungsmitgliedern, Diebstahl von Schiffsladun-
gen und einfachen Raub. Teils benutzen sie entführte 
Schiffe als Mutterschiffe, um bis zu 170 Seemeilen von der 

nigerianischen Küste entfernt aktiv zu sein. Obwohl dies 
dem Verhalten somalischer Piraten sehr ähnlich ist, beste-
hen die Hauptunterschiede darin, dass Schiffe an der ni-
gerianischen Küste nicht unbehelligt monatelang festge-
halten werden können. Auch findet weniger Arbeitsteilung 
statt: Die Entführer sind dieselben Personen, die die Gei-
seln an Land bringen und im Nigerdelta verstecken und 
versorgen. Vorfälle in Territorialgewässern anderer Län-
der des Golfs von Guinea werden ebenfalls nigeriani-
schen Tätern zugeschrieben. Außerdem war zu beobach-
ten, dass bei Angriffen auf internationale Handelsschiffe, 
die entweder an den Sicherheitskräften an Bord oder an-
deren Selbstschutzmaßnahmen scheiterten, die Piraten 
schnell ein neues Ziel in der Nähe fanden. Eine besondere 
Schwierigkeit für die nigerianischen Sicherheitskräfte be-
steht darin, dass das Nigerdelta mit seinem Mangrovendi-
ckicht als Versteck schwer zu kontrollieren ist und dass die 
Sicherheitskräfte durch Anti-Terror-Operationen gebun-
den sind. Darüber hinaus können private Streitkräfte auf 
Handelsschiffen nicht auf die gleiche Weise eingesetzt 
werden wie im Golf von Aden, da Nigeria auf seine Souve-
ränität beharrt und ausländische private Sicherheits-
dienste auf Schiffen in seinen Territorialgewässern nicht 
duldet. Gegen Entgelt können Teams der nigerianischen 
Marine, Begleitboote der Marine oder Reeden und Hafen-
bereiche, die von einem Konsortium aus nigerianischen 
und britischen Sicherheitsunternehmen geschützt sind, ge-
nutzt werden.26 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Piraten sehr ähn-
liche Geschäftsmodelle wie MEND verwenden – Seeraub 
und Entführungen mit Lösegelderpressung. Das Beispiel 
des Golfs von Guinea zeigt aber auch, wie schwierig es ist, 
eine klare Unterscheidung zwischen Piraterie und Terroris-
mus vorzunehmen: Es gibt eine Mischung aus Motiven, zum 
Beispiel die geforderte Umverteilung der Einnahmen aus 
Ölressourcen aber auch Profitgier. Manche nennen die ni-
gerianische Piraterie daher „Ölpirateriegewalt“.27 Es ist 
nicht klar, ob diese Mischung das Ergebnis schwacher Füh-
rungs- und Organisationsstrukturen oder ein Nebenpro-
dukt des Versuchs, Einkommen zu sichern, ist. Es scheint 
wahrscheinlich, dass Piratengruppen und Rebellen auf die 
maritimen Fähigkeiten derselben Menschen zurückgreifen 
und dass das Narrativ zur Rechtfertigung von Verbrechen 
das Gleiche ist: Sie hätten keine andere Wahl angesichts 
der politischen, wirtschaftlichen und ökologischen Situa-
tion und beschuldigen Industrie und Regierungen. 
Problematisch ist, dass Piraterie aufgrund der aktuellen 
politischen Lage für die nigerianische Regierung eine nur 
geringe Priorität hat. Sie kämpft an mehreren Fronten ge-
gen Gewaltkonflikte, wie beispielsweise gegen die Boko 
Haram im Norden. Zudem machen dem Land eine schwere 
Wirtschaftskrise und die weit verbreitete organisierte Kri-
minalität zu schaffen. Korrupte staatliche Strukturen er-
schweren anderen Staaten die Zusammenarbeit mit Nige-
ria. Wer aber zur Einhegung maritimer Gewalt im Golf von 
Guinea beitragen will, muss neben der Ergreifung von 
Selbstschutzmaßnahmen die Suche nach einer politischen 
Lösung an Land unterstützen, unter Einbeziehung aller rele-
vanten Interessensgruppen und regionalen Partner sowie 
durch die Stärkung der nigerianischen Kapazitäten.28
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Fazit

Für die Exportnation Deutschland ist es von vitalem wirt-
schaftlichem Interesse, dass bedeutende internationale 
Seehandelsrouten ohne Gefahr für die Schiffsbesatzung 
und die geladenen Güter befahrbar sind. Um der weltwei-
ten Piraterie zu begegnen, wurde eigens das Pirateriezen-
trum der Bundespolizei geschaffen sowie ein Zulassungs-
verfahren für maritime private Sicherheitsdienste etabliert. 
Deutschland ist mit dem Pirateriepräventionszentrum der 
Bundespolizei (PPZ) sowie dem Zulassungsverfahren für 
maritime private Sicherheitsdienste im Prinzip gut aufge-
stellt.29 Das PPZ hat mehrere Funktionen: Zum einen ist es 
Kontaktstelle für Reeder, Sicherheitsbeauftragte und Kapi-
täne. Zum anderen bündelt es Informationen aus verschie-
denen Quellen und erstellt umfassende Lagebilder inklu-
sive der Vorgehensweisen der Piraten. Es berät und schult 
hinsichtlich eines verbesserten Sicherheitsmanagements 
sowie über die Anwendung von Abwehrmaßnahmen. 
Schließlich registriert es die Schiffspassagen im Hochrisi-
kogebiet am Horn von Afrika.30 Dabei betrachtet es die Si-
tuation in Seegebieten auch hinsichtlich anderer Gefahren. 
Im Rahmen des Jemen-Konflikts warnte es beispielsweise 
vor Raketenbeschuss, der auch Handelsschiffe treffen kann, 
oder vor Seeminen im Roten Meer und im Bab al-Mandeb. 
Andere Warnhinweise richteten sich etwa an Angriffe von 
Land oder aus der Luft durch den Bürgerkrieg in Libyen, teils 
mit Kämpfen um die Kontrolle der Seehäfen und damit die 
Sicherung des Nachschubs. In einem Fall brachten 
Migranten das Tankschiff in ihre Gewalt, das sie rettete, um 
es zu zwingen, in Europa anzulanden. Auch warnt das PPZ 
vor Entführungen und Lösegelderpressung durch die Terror-
gruppe Abu Sayyaf in den Philippinen und Malaysia.31 Da-
mit geht das Lagebild über Piraterie weit hinaus und setzt 
sich zu einem Lagebild über maritime Gewalt weltweit zu-
sammen. Im Jemen war auch Al-Qaida mit Anschlägen ak-
tiv. Es zeigt sich auch hier, dass die zivile Handelsschifffahrt 
von den Auswirkungen der weltweiten Konfliktlage betrof-

fen ist und die maritime Lage nicht unabhängig vom Kon-
fliktgeschehen an Land betrachtet werden kann.
Deutschland setzt sich auch im Rahmen europäischer Mis-
sionen für die Pirateriebekämpfung im Indischen Ozean 
ein. Die Piraterie vor Somalia hat zu einer beispiellosen 
internationalen Zusammenarbeit mit zahlreichen nationa-
len und internationalen Missionen zur See und an Land 
geführt. Diese Kooperation wurde durch die einzigartigen 
Bedingungen eines zerfallenen Staates und eines starken 
Mandats des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen er-
möglicht. Die Mitwirkung der maritimen Industrie und die 
Nutzung privater Sicherheitsdienstleister haben zur Ein-
dämmung der Piraterie wesentlich beigetragen. Durch die 
weiterhin instabile Lage an Land, nicht zuletzt durch die 
Kämpfe gegen die Al-Shabaab-Milizen oder das Andau-
ern illegaler Fischerei, bleibt das Risiko für maritime Ge-
walt bestehen. Das Beispiel des maritimen Terrorismus 
zeigt, dass die Lage zur See und an Land nicht unabhängig 
voneinander betrachtet werden können. In Nigeria sind 
die Phänomene Terrorismus und Piraterie kaum voneinan-
der zu trennen. Die nigerianische Piraterie ist zum wichtigs-
ten Hotspot geworden, und auch hier zeigen sich negative 
Auswirkungen der Globalisierung wie die Verschmutzung 
bei der Ölförderung oder durch die Anschläge auf Produk-
tionsanlagen. Nigeria ist ein wichtiger, aber schwieriger 
Partner. Die lokalen Friedensprozesse sowie die länderü-
bergreifende Befassung mit einem maritimen Problem ver-
dienen dennoch Unterstützung. 

Ein deutscher Marinesoldat 
beobachtet im Rahmen einer 
EU-Mission im Hafen von 
Dschibuti das Meer. Deutsch-
land setzt sich im Rahmen 
europäischer Missionen für 
die Pirateriebekämpfung ein. 
Die Piraterie vor Somalia hat 
zu einer beispiellosen Zusam-
menarbeit mit zahlreichen 
 nationalen und internationalen 
Missionen zur See und an Land 
geführt. 
 picture alliance/dpa
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DIE MEERESSTRATEGIE-RAHMENRICHTLINIE DER EU

Eine europäische Strategie für 
den Meeresschutz – wann erreichen wir 
einen guten Umweltzustand?
Bettina Taylor

Mit ihrer Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL) hat 
die EU 2008 ein Gesetz geschaffen, um Schutz und Nut-
zung der europäischen Meere miteinander in Einklang zu 
bringen. Weniger Schad- und Nährstoffe in die europä-
ischen Meere einzuleiten und die Vielfalt der maritimen 
Arten zu erhalten, sind nur zwei Ziele der MSRL. Bereits 
Anfangs- und Zwischenbewertungen aus den Jahren 
2012 und 2018 bestätigten, dass die deutsche Nord- und 
Ostsee in keinem guten Zustand ist. Der von der Bundes-
regierung erlassene Maßnahmenkatalog ist eher halb-
herzig und für einen anzustrebenden guten Umweltzu-
stand keineswegs ausreichend. Zu den Umsetzungsdefi-
ziten gesellt sich noch eine mangelnde Kommunikation 
und Kooperation der EU-Mitgliedsländer hinzu. Bettina 
Taylor dokumentiert, dass alle europäischen Mitglied-
staaten ihren notwendigen Verpflichtungen nicht bzw. 
nur unzureichend nachkommen. Dringend gefordert sind 
ökosystembasierte Managementpläne und Maßnahmen-
kataloge sowie der politische Wille, die geplanten Maß-
nahmen auch um- und durchzusetzen. 

Vorbemerkung: Fällt der wirksame Schutz 
ins Wasser?

Im vergangenen Jahr begann der zweite Sechs-Jahres-Zy-
klus im Rahmen der europäischen Meeresstrategie-Rah-
menrichtlinie (MSRL) mit einer Zustandsbeschreibung der 
Meere. Der größte Teil der deutschen Nord- und Ostsee-
gewässer befindet sich nach wie vor in keinem guten Um-
weltzustand. Das ist das traurige Ergebnis der Untersu-
chungen zu Beginn des zweiten Zyklus. Die Lebensräume 
am Meeresboden sowie in der Wassersäule sind weiterhin 
zahlreichen Belastungen ausgesetzt.
Gesunde Meere sind für das Ökosystem Erde von un-
schätzbarer Bedeutung. Doch die zunehmende Nutzung 
der Meere durch den Menschen hinterlässt nachweisbare 
Spuren. Die Seekarten der europäischen Meere mit einge-
zeichneten Nutzungen wie Schiff fahrtsrouten, militärische 
Übungsgebiete, Aquakultur, Windparks, Abbau von Res-
sourcen wie Öl und Gas oder Sand und Kies gleichen bun-
ten Kinderzeichnungen voller Striche und Punkte, zwischen 
denen man ungenutzte Flächen mit der Lupe suchen muss. 
Hinzu kommen die Auswirkungen, die menschliche Aktivi-
täten an Land auf die Meere haben. Massive Überdün-
gung, Einsatz von Schädlingsbekämpfungsmitteln und In-
dustrieabwässer vergiften unsere Flüsse, die die Fracht 
dann in die Meere befördern. Zusätzlich belasten der Ein-
trag von Müll, Unterwasserschall und die Fischerei die 
Ozeane. Rückzugsräume, in denen sich allein die Natur 

entwickeln kann, gibt es in europäischen Gewässern noch 
viel zu wenig.
Mit der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL) hat die 
EU 2008 ein Gesetz geschaffen, um Schutz und Nutzung 
der europäischen Meere in Einklang zu bringen. In der Prä-
ambel der MSRL heißt es: „Die Meeresumwelt ist ein kost-
bares Erbe, das geschützt, erhalten und – wo durchführbar 
– wiederhergestellt werden muss, mit dem obersten Ziel, 
die biologische Vielfalt zu bewahren und vielfältige und 
dynamische Ozeane und Meere zur Verfügung zu haben, 
die sauber, gesund und produktiv sind.“ Das sind schöne 
Worte, doch wie sieht die Realität aus?

Die Schritte der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 
(MSRL) bis heute

Im Zeitplan der MSRL befinden wir uns seit dem Jahr 2008 
im zweiten Sechs-Jahres-Zyklus. Der erste Zyklus begann 
im Jahr 2012 mit einer Anfangsbewertung zur Erfassung 
des aktuellen Umweltzustands der Meeresgewässer sowie 
der Festlegung des guten Umweltzustands und der Um-
weltziele. Im Rahmen dieser Anfangsbewertung hat die 

Ein Fischerboot als Skulptur, 
aufgestellt in Brüssel von der 
Fishfight-Kampagne gegen die 
Überfischung der Nordsee. Mit 
der Meeresstrategie-Rahmen-
richtlinie hat die EU 2008 ein 
Gesetz geschaffen, um Schutz 
und Nutzung der europäischen 
Meere miteinander in Einklang 
zu bringen. Die Anfangs- und 
Zwischenbewertungen aus den 
Jahren 2012 und 2018 konsta-
tieren allerdings, dass die 
Nord- und Ostsee in keinem 
guten Zustand sind.  
 picture alliance/dpa
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Bundesregierung damals schon bestätigt, dass die deut-
sche Nord- und Ostsee in keinem guten Umweltzustand 
sei. Bis Ende des Jahres 2015 sollten Maßnahmen be-
schlossen werden, durch deren Umsetzung das Ziel eines 
guten Umweltzustands bis 2020 und dessen Erhalt darü-
ber hinaus erreicht werden sollten. Der Maßnahmenkata-
log, den die Bundesregierung gemeinsam mit den Landes-
regierungen der fünf Küstenbundesländer veröffentlichte, 
war allerdings eine herbe Enttäuschung. Insgesamt konn-
ten sich die zuständigen Stellen nur auf sehr wenige ver-
bindliche Regulierungen einigen; die meisten Maßnahmen 
blieben vage und unverbindlich. Dadurch, dass alle be-
troffenen Ministerien und Bundesländer zustimmen müs-
sen, liegt die Befürchtung nahe, dass gute Ansätze von be-
sonders „renitenten“ Ländern bzw. Ministerien abgeblockt 
werden. 
Der deutsche Maßnahmenkatalog orientiert sich an den 
sieben Umweltzielen, die sich die Bundesregierung 2012 
gesteckt hat, je ein Ziel zu den Themen Eutrophierung, 
Schadstoffe, marine Arten und Lebensräume, Ressourcen, 
Müll, Energieeinträge durch Lärm, Licht, elektromagneti-
sche Felder und Wärme sowie Eingrif fe in die Hydromor-
phologie der Meere wie z.B. Bauwerke oder Veränderun-
gen des Salzgehalts durch die Einleitung von salzhaltigen 
Abwässern. Obwohl die Anfangsbewertung Nährstoffein-
träge aus der Landwirtschaft und die Fischerei als die 
Hauptbelastungen identifiziert hatte, sind diese Themen 
im Maßnahmenkatalog kaum wiederzufinden.
Deutschland steht mit seinen geringen Ambitionen im Mee-
resschutz leider nicht alleine da. In dem im Sommer 2018 
veröffentlichten Bericht1 zur Bewertung der Maßnahmen-
programme im Rahmen der MSRL stellt die EU-Kommission 
fest, dass die Maßnahmenprogramme der Mitgliedstaa-
ten nicht ausreichend sind. Hier heißt es: „Ein guter Um-
weltzustand in allen europäischen Meeresregionen […] 

bis zum Jahr 2020 ist nach wie vor unwahrscheinlich. Auch 
wenn bekannt ist, dass die Ökosysteme nur langsam auf 
Veränderungen reagieren, ist dies enttäuschend, da das 
Hauptziel der Richtlinie – ein guter Umweltzustand – wahr-
scheinlich nicht rechtzeitig erreicht werden kann.“
Auch die Umweltverbände in den europäischen Mitglied-
staaten haben unter dem Dachverband Seas at Risk im Jahr 
2016 eine Evaluierung der Maßnahmenprogramme vorge-
nommen2. Das Ergebnis gibt wenig Hoffnung für den Zu-
stand der Meere. Die Ambitionen bei zusätzlichen Maß-
nahmen sind schwach ausgeprägt, meist wird auf beste-
hende Verpflichtungen in anderen Richtlinien hingewiesen. 
Nährstoffeinträge aus der Landwirtschaft sind zum Bei-
spiel nach wie vor für die europäischen Meere eine der 
Hauptbelastungen. Maßnahmen zur Verminderung von 
Nähr- und Schadstoffeinträgen – wie Düngemittel, Pesti-
zide und andere Gifte aus der Landwirtschaft oder Indust-
rie – in die Meere werden jedoch nicht in der MSRL bear-
beitet, sondern an eine andere Richtlinie delegiert: an die 
EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), die den Schutz und 
die Wiederherstellung von sauberen und gesunden Bin-
nengewässern gewährleisten soll. 
Das Problem ist jedoch, dass auch bei der WRRL ein ekla-
tantes Umsetzungsdefizit besteht und damit durch das De-
legieren von einer Richtlinie auf die nächste einfach nichts 
geschieht. Die Nähr- und Schadstoffe können weiterhin 
ungehindert in die Meere fließen. Das ursprüngliche WRRL-
Ziel, die europäischen Fließgewässer bis 2015 in einen gu-
ten Zustand zu führen, wurde bislang nur bei einem Bruch-
teil der Gewässer erreicht. Das Ziel wurde auf 2027 ver-
schoben, doch die Umsetzung der Maßnahmen stagniert 
vielerorts weiterhin.
Viele Maßnahmen im Rahmen der MSRL sind nur unver-
bindliche Pilot- und Forschungsprojekte ohne klare Zusa-
gen von daraus folgenden Umweltmaßnahmen oder frei-
willige Vereinbarungen, die nicht umgesetzt werden müs-
sen.
Ein staatenübergreifend angebrachtes Argument, dass al-
len Maßnahmenprogrammen vorweggeschickt wird, ist 
das Thema der Finanzierung. Deutschland hat den gesam-
ten Katalog unter Finanzierungsvorbehalt gestellt und ver-
schanzt sich damit hinter einem „Totschlag-Argument“, das 
schließlich dafür genutzt werden könnte, überhaupt nichts 
zu tun. Dabei gibt es durchaus Möglichkeiten der Finanzie-
rung, die von den EU-Mitgliedstaaten bisher nicht ausge-
schöpft werden.

Öffentlichkeitsbeteiligung – eine Farce?

Ernüchternd sind aber nicht nur die Inhalte der Maßnah-
menprogramme und Berichte, sondern leider auch der Um-
gang mit der Öffentlichkeit. Bei der vorgeschriebenen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung gibt es große Unterschiede zwi-
schen den Mitgliedstaaten und fast überall großen 
Verbesserungsbedarf. In Deutschland zum Beispiel hat die 
Öffentlichkeit bei den Dokumenten der MSRL sechs Mo-
nate Zeit, um eine Stellungnahme einzureichen, das ist ver-
hältnismäßig lange im europäischen Vergleich – eine Ein-
flussmöglichkeit scheint diese Öffentlichkeitsbeteiligung 
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allerdings kaum zu bieten. Im Sommer 2018 haben die 
Umweltverbände fristgerecht eine 66 Seiten umfassende 
Stellungnahme mit etwa 260 fachlichen Kommentaren zu 
den veröffentlichten Zustandsbeschreibungen abgege-
ben. Aus einer im Dezember 2018 veröffentlichten Synopse 
aller eingegangenen Stellungnahmen geht hervor, dass 
etwa 88 Prozent dieser Kommentare lediglich zur Kenntnis 
genommen wurden. 
Die anderen zwölf Prozent ergaben meist nur kleine Ände-
rungen, wie die Aufnahme einer fehlenden Referenz oder 
die Änderung einer Begrifflichkeit, selten jedoch auch in-
haltliche Änderungen. Auch klar formulierte Fragen wer-
den kaum wirklich beantwortet, meist wird nur auf laufende 
Prozesse verwiesen oder es findet sich eine ausweichende 
Entgegnung im Geleitwort oder in einer pauschalen Ant-
wort zu Beginn der Synopse. Damit stellt sich die Frage, 
was eine solche Öffentlichkeitsbeteiligung bewirken soll. 
Rechtlich ist sie vorgeschrieben, aber sie ist so, wie sie in 
Deutschland umgesetzt wird, nicht das gedachte Demo-
kratieinstrument, sondern eine Farce. 

Meere ohne Grenzen?

Die MSRL wäre eine ideale Platt form, um grenzüberschrei-
tend zu handeln. Doch die Mitgliedstaaten halten sich in 
der Kommunikation miteinander noch sehr zurück. Interna-
tionale Maßnahmen, Gemeinschaftsmaßnahmen und re-
gionale Abstimmung werden von der MSRL explizit gefor-
dert. Hier hätten die Mitgliedstaaten schon gleich zu Be-
ginn des ersten Umsetzungs-Zyklus‘ (2012) auf die 
Vereinbarungen im Rahmen der schon lange existierenden 
Trilateralen Kooperation zum Schutz des Wattenmeeres 
oder der Aktionspläne der regionalen Meeresschutzab-
kommen OSPAR3 (Nordsee) und HELCOM4 (Ostsee) zu-
rückgreifen können. Diese könnten sicherlich auch noch 
ambitionierter formuliert werden und sind nicht lückenlos, 
doch sie wären eine gute Grundlage für verbindliche Maß-
nahmen gewesen, die zügig und regional koordiniert um-
gesetzt worden wären. Stattdessen wurde ein oft parallel 
laufendes, zäh vorangehendes Vorgehen eröffnet mit ei-
genen Arbeitsgruppen und Berichterstattungen. Auf der 
HELCOM-Ebene wird nun in einem zwei Jahre andauern-
den Prozess der Baltic Sea Action Plan überarbeitet – ein 
Jahr nachdem das Ziel der MSRL hätte erreicht werden sol-
len, gibt es dann (vielleicht) einen neuen Aktionsplan für 
die Ostsee; natürlich unverbindlich.
Die MSRL ist zwar verbindlich, aber da vieles vage formu-
liert ist, lässt sie doch zu viele Freiräume, die die Mitglied-
staaten gerne nutzen und die es jetzt der EU-Kommission 
schwermachen, die Erreichung der Ziele voran zu treiben.

„Parallelwelten“ und marine Raumordnung

In einer „Parallelwelt“ und nicht oder nur marginal mit der 
MSRL verknüpft, wird derzeit die Richtlinie zur Schaffung 
eines Rahmens für die maritime Raumplanung (Marine Spa-
tial Planning (MSP) Directive) umgesetzt. Eine maritime Raum-
planung, die nach dem Ökosystem-Ansatz agiert und un-
ter dem Schirm der MSRL-Vorgaben den Einklang zwischen 
Nutzung und Schutz der Natur sucht, könnte gesunde, pro-
duktive und biologisch vielfältige Meere fördern. Stattdes-
sen ist sie zurzeit nur ein Instrument für das sogenannte 

Blaue Wachstum, bei dem die einzelnen Nutzungssekto-
ren sich die Meere aufteilen. Die Zuständigkeit liegt in 
Deutschland zum Beispiel beim Verkehrsministerium, wäh-
rend das Umweltministerium für die Umsetzung der MSRL 
zuständig ist. Vielleicht ist die Überarbeitung der marinen 
Raumordnungspläne – diesmal federführend vom Innen-
ministerium – eine Chance, die „Parallelwelten“ zu über-
schreiten.

Schutzgebiete ohne Schutz

Die MSRL betrif ft die gesamten europäischen Meere, nicht 
nur speziell die Schutzgebiete. Letztere sind jedoch als 
Ruhe- und Rückzugsräume essentiell für die Gesundheit 
des gesamten Lebensraums. Sie tragen zur Komplexität 
und damit auch zur Widerstandsfähigkeit der Ökosysteme 
bei und erhöhen die Biomasse um ein Vielfaches – zumin-
dest, wenn sie echte Nullnutzungszonen beinhalten5.
Leider hinken auch hier die europäischen Mitgliedstaaten 
noch hinter ihren notwendigen Verpflichtungen her. Zwar 
sind inzwischen 12,4 Prozent der europäischen Meere als 
Meeresschutzgebiete ausgewiesen, doch nur 1,8 Prozent 
sind Schutzgebiete mit Managementplänen! Alle anderen 
sind bisher nur Zeichnungen auf Papier, sogenannte paper 
parks – sie machen sich gut in der Berichterstattung, aber 
sie bieten keinen Schutz. Neunzehn von 23 Mitgliedstaa-
ten haben keine oder fast keine Managementpläne für ihre 
Meeresschutzgebiete. Was die wenigen Management-
pläne beinhalten und wie sie durchgesetzt werden, ist oft 
noch unklar oder nicht dokumentiert, so dass wahrschein-
lich sogar noch weniger Gebiete wirklich geschützt sind. 
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Obwohl die Fischerei als eine der Hauptursachen für den 
Rückgang von Arten und Lebensräumen anerkannt ist, wird 
in 59 Prozent der nordeuropäischen Schutzgebiete noch 
mit grundberührenden Fanggeräten gefischt. Die Intensität 
der Fischerei ist teilweise sogar höher in Schutzgebieten 
als außerhalb6. 
Auch in Deutschland bleibt noch viel zu tun: in deutschen 
Küsten- und Meeresgebieten stehen zwar insgesamt Berei-
che von der Größe Mecklenburg-Vorpommerns unter 
Schutz, das sind immerhin 47 Prozent der deutschen Mee-
resflächen der Nord- und Ostsee. Allerdings wird bis heute 
in den Schutzgebieten, die wertvolle Ökosysteme vor un-
seren Küsten beherbergen, gefischt, es fahren tausende 
Schiffe und es finden Rohstoffabbau und militärische Ma-
növer statt. Echte Ruhezonen oder Rückzugsräume für die 
Natur gibt es in den Schutzgebieten bislang nicht. 
In der unter Verwaltung des Bundes stehenden Ausschließ-
lichen Wirtschaftszone (AWZ) – dem Seegebiet zwischen 
zwölf und 200 Seemeilen zur Nord- und Ostseeküste – 
sind zehn Natura 2000-Gebiete7 seit Januar 2008 rechts-
kräftig geworden. Damit sollten diese Gebiete unter Schutz 
gestellt werden. Sie bekamen erst neun Jahre später im 
September 2017 endlich Schutzgebietsverordnungen. Lei-
der sind die Flächen dadurch immer noch nicht zu Ruheräu-
men für die Natur geworden. Um dieses Ziel zu erreichen, 
müssen sogenannte Managementpläne von der Bundesre-
gierung für alle Gebiete erlassen und durchgesetzt wer-
den. 
Für die Gebiete in der Ausschließlichen Wirtschaftszone 
(AWZ) der Nordsee wurden Ende 2017 immerhin erste Ent-
würfe der Managementpläne vorgeschlagen. Die deut-
schen Umweltverbände gaben damals eine umfangreiche 

Stellungnahme ab, doch bis heute gab es dazu keine Rück-
meldung von der Bundesregierung. Für die Ostseegebiete 
wurden bislang noch keine Managementpläne vorgestellt.
Angesichts des dramatisch schlechten Zustands der Mee-
resgebiete fordern die Umweltverbände schon lange, 
dass in mindestens der Hälfte der deutschen Schutzge-
biete alle menschlichen Nutzungen ausgeschlossen wer-
den – sogenannte Nullnutzungszonen geschaffen werden. 
Neben den Nullnutzungszonen als wichtigste Maßnahme 
müssen auch in den anderen Teilen der Schutzgebiete am-
bitionierte und den jeweiligen Schutzgütern angepasste 
Schrit te umgesetzt werden, wie der Einsatz von alternati-
ven Fanggeräten für den Fischfang oder die Reduzierung 
von Unterwasserlärm. Leider blockieren sich die verschie-
denen Ressorts der Regierung statt gemeinsam den Mee-
resschutz voranzutreiben. Die beteiligten Ressorts Verkehr, 
Wirtschaft, Landwirtschaft, Verteidigung und Forschung 
müssten gemeinsam mit dem Umweltministerium die Erstel-
lung und Durchsetzung der Managementpläne für die 
deutschen Meeresschutzgebiete in der Ausschließlichen 
Wirtschaftszone (AWZ)  vorantreiben, damit ein wirksa-
mer Schutz der gefährdeten Arten und Lebensräume umge-
setzt werden könnte.

Keine Kohärenz

Eine kohärente Umsetzung der vorhandenen Richtlinien für 
die Meere könnte einen starken Meeresschutz nach sich 
ziehen. Die Warnzeichen sind klar und deutlich, doch bis-
her bestehen die Handlungen auf nationaler und europäi-
scher Ebene nur aus leeren Worten. Statt die Nutzungen 
und damit verbundenen Gefährdungen zu reduzieren, 
werden neue Projekte in Angriff genommen, wie zum Bei-
spiel eine Platt form zur Erdgasförderung im niederländi-
schen Teil der Nordsee, direkt an der deutschen Grenze 
und dem dort ausgewiesenen Schutzgebiet Borkum-Riff-
grund. 
Auch für eine Welt im sich wandelnden Klima sind gesunde 
Meere von unschätzbarem Wert. Die Meere – beziehungs-
weise die winzigen einzelligen Algen und Mikroorganis-
men in den Meeren – sind für die Hälfte unseres Sauer-
stoffs in der Luft verantwortlich. Die Meere nehmen auch 
Kohlendioxid auf und wirken klimaregulierend. Die Lebe-
wesen in den Meeren sind jedoch umso empfindlicher ge-
gen Veränderungen, desto stärker sie von verschiedenen 
menschlichen Aktivitäten und Nutzungen bedroht werden. 
Nur starke und gesunde Ökosysteme sind auch resilient, 
also widerstandsfähig und in der Lage, auf Veränderun-
gen zu reagieren.
Ein wichtiges Prinzip, das nicht nur in der Umsetzung der 
MSRL hilfreich sein könnte, ist das Verursacherprinzip, 
auch Polluter Pays Principle genannt. Ein Prinzip, dass in an-
deren Bereichen des Lebens fraglos angewandt wird, wird 
im Bereich des Umwelt- und Naturschutzes bisher noch 
klar gemieden. Nach diesem Prinzip müssten die Verursa-
cher und Verursacherinnen von Umweltschäden auch für 
das „Aufräumen“ bezahlen. Bisher werden Reparaturen 
von diversen Umweltschäden wie Zerstörung von Habita-
ten durch bodenberührende Fischerei oder verschmutzte 
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Gewässer durch Pestizide oder Gülle meist noch nicht von 
den Verursachern und Verursacherinnen, sondern vom 
Staat bezahlt – oder gar nicht.
Innerhalb der Arbeiten zur MSRL auf EU-Ebene werden 
zurzeit Grenzwerte entwickelt, anhand derer der gute Um-
weltzustand als Zielzustand definiert wird. Es ist dringend 
notwendig, dass alle Werte regional angepasst vorliegen 
und somit die Möglichkeit besteht, auf das gemeinsame 
Ziel des guten Umweltzustands hinzuarbeiten. Dieses 
übergeordnete Ziel muss sich als Schirm über alle anderen 
Aktivitäten spannen und die maritime Raumplanung, die 
Fischereipolitik sowie das Management der Meeres-
schutzgebiete zusammenhalten und vereinen. Der ökosys-
tembasierte Ansatz für Management und Planung, der ge-
setzlich sowohl von der MSRL als auch von der MSP-Richt-
linie gefordert wird, sollte als Grundlage dienen, um eine 
kohärente europäische Meerespolitik umzusetzen.

Wie geht es weiter?

Bis 2020 sollte der laut Vorgaben gute Umweltzustand in 
den europäischen Meeren erreicht sein. Ein Traum? Die 
Tatsache, dass seit Inkrafttreten der MSRL im Jahr 2008 
noch nicht viel passiert ist, sollte die Regierungen nicht zum 
Aufgeben bringen. Im Gegenteil, das Jahr 2020 könnte 

genutzt werden, um ambitionierte Maßnahmen zum Schutz 
und zur Wiederherstellung der marinen Ökosysteme auf 
den Weg zu bringen. Es ist klar, dass viele Maßnahmen 
sich erst nach Jahren wirklich auswirken – wie zum Beispiel 
die Reduzierung von Schad- oder Nährstoffeinträgen. 
Aber es gibt auch Maßnahmen, die sofortige Wirkung zei-
gen könnten, wie zum Beispiel die Verminderung von Un-
terwasserschall durch eine Geschwindigkeitsbegrenzung 
für Schiffe oder einen europaweiten Grenzwert für laute 
Arbeiten unter Wasser. Es ist eine gängige Praxis gewor-
den, bei Nichterreichen eines Ziels, dieses Ziel einfach 
nochmal zu verschieben – bei der WRRL zum Beispiel vom 
ursprünglichen Zieljahr 2015 auf das Zieljahr 2027. Das 
darf bei der MSRL nicht passieren. 
Wenn wir 2020 den guten Umweltzustand nicht erreichen 
– und das ist sehr wahrscheinlich –, dann darf das neue Ziel 
nicht ein Jahrzehnt später terminiert sein, sondern höchs-
tens ins nächste Jahr verlegt werden. Nutzen wir das Ziel-
jahr 2020 um Maßnahmen auf den Weg zu bringen, die in 
den folgenden Jahren wirklich einen Unterschied für die 
Meere machen – hin zum Einklang zwischen Schutz und 
Nutzung der Meere, den die MSRL in ihrer Präambel an-
strebt. Die Umweltverbände auf nationaler und internatio-
naler Ebene werden den Prozess weiterhin mit wachsamen 
Augen begleiten und versuchen, wo möglich den Druck in 
den Mitgliedstaaten und bei der EU-Kommission aufrecht-
zuerhalten, um den Weg zu gesunden Meeren zu ebnen.

ANMERKUNGEN

 1  URL: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CEL
EX:52018DC0562&from=EN [07.10.2019]. 
 2  URL: https://seas-at-risk.org/images/pdf/publications/MSFD_PoM_
NGOanalysis_november2016.pdf [07.10.2019]. 
 3  OSPAR steht für „Oslo“ und „Paris“ und ist ein völkerrechtlicher Vertrag 
zum Schutz der Nordsee und des Nordostatlantiks.  
 4  HELCOM ist eine zwischenstaatliche Kommission, die für den Schutz 
der Meeresumwelt im Ostseeraum arbeitet. Die Kommission wurde von 
den Ostsee-Anrainern gegründet. 
 5  Sala, Enric/Giakoumi, Sylvaine (2017): No-take marine reserves are 
the most effective protected areas in the ocean. In: ICES Journal of Mari-
ne Science, Volume 75, Issue 3 (May-June 2018), S. 1166–1168. DOI: 
doi:10.1093/icesjms/fsx059 [07.10.2019]. 
 6  Dureuil, Manuel/Boerder, Kristina/Burnett, Kirsti/Froese, Rainer/
Worm, Boris (2018): Elevated trawling inside protected areas undermines 
conservation outcomes in a global fishing hot spot. In: Science. Volume 
362, Issue 6421, S. 1403–1407. DOI: 10.1126/science.aau0561 [07.10.2019].  
 7  Natura 2000 ist ein zusammenhängendes Netz von Schutzgebieten 
innerhalb der EU, das seit 1992 nach den Maßgaben der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG, kurz FFH-Richtlinie) errichtet 
wird. Sein Zweck ist der länderübergreifende Schutz gefährdeter wildle-
bender heimischer Pflanzen- und Tierarten und ihrer natürlichen Lebens-
räume. In das Schutzgebietsnetz werden auch die gemäß der Vogel-
schutzrichtlinie (Richtlinie 79/409/EWG) ausgewiesenen Gebiete integ-
riert.   

Dr. Bettina Taylor studierte Biologie an der Universität Hannover 
und der University of Glasgow, Schottland, und promovierte an-
schließend am Leibniz Zentrum für Marine Tropenforschung in 
Bremen zu Nährstoffkreisläufen in Mangroven. Nach einer wei-
teren Forschungszeit am Alfred-Wegener-Institut für Polar- und 
Meeresforschung arbeitet sie seit 2014 als wissenschaftliche Mit-
arbeiterin im Meeresschutzbüro des Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschlands e.V. (BUND) zu diversen Themen im Bereich 
des deutschen und internationalen Meeresschutzes.
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Extremismusforschung

Eckhard Jesse/Tom Mannewitz (Hrsg.):
Extremismusforschung. Handbuch für Wissenschaft 
und Praxis. 

Nomos Verlag, Baden-Baden 2018.
672 Seiten, 98,00 Euro.

Die Extremismusforschung ist längst ein etabliertes Feld 
der politikwissenschaftlichen Analyse. Allerdings ist das 
Feld angesichts der beteiligten wissenschaftlichen Diszip-
linen und der daraus resultierenden begrifflichen Vielfalt 
schwierig zu überblicken. Extremismus ist ein sozialwissen-
schaftlicher Terminus, der viele Konnotationen und Deu-
tungen zulässt, die kontrovers diskutiert oder je nach wis-
senschaftstheoretischer Provenienz kritisiert oder gar ver-
worfen werden. Eckhard Jesse, der von 1993 bis 2014 an 
der TU Chemnitz lehrte, und Tom Mannewitz, Juniorpro-
fessor an der TU Chemnitz und Schüler von Jesse,  geben 
in ihrem opulenten Handbuch einen fundierten Überblick 
über theoretische Grundlegungen, Intentionen, Spektrum 
und Bereiche der Extremismusforschung. Um es gleich vor-
weg zu sagen: Die als einschlägige Experten ausgewiese-
nen Autorinnen und Autoren bieten in der Gesamtschau 
einen fachwissenschaftlich soliden Überblick für Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, für Studierende sowie 
für politische Bildnerinnen und Bildner. Allen Beiträgen ist 
gemeinsam, dass sie eine Definition zugrunde legen, die 
Extremismus als „eine Sammelbezeichnung für unter-
schiedliche politische Gesinnungen und Bestrebungen 
[…], die sich der Ablehnung des demokratischen Verfas-
sungsstaates und seiner fundamentalen Werte und Spiel-
regeln einig wissen“ (Eckhard Jesse) versteht. Gemäß die-
ser Definition steht Extremismus in prinzipieller Gegner-
schaft zu den zentralen Prinzipien des demokratischen 
Verfassungsstaates, d. h. extremistische Positionen lehnen 
Verfassungsstaatlichkeit, Volkssouveränität, Pluralismus 
und die Menschenrechte (direkt oder indirekt) ab. 
Die einzelnen Beiträge der namhaften Expertinnen und Ex-
perten folgen einem sich gleichenden Aufbau: Die Autorin-
nen und Autoren diskutierten zentrale Theorien, erörtern 
extremistische Erscheinungsformen und Spielarten, porträ-
tieren führende Figuren und weisen auf Desiderate hin, die 
noch der Erforschung harren. Lobenswert ist die kommen-
tierte Auswahlbibliographie, mit der jeder Beitrag ab-
schließt. Gerade für „Novizen“, die sich in das Themen-
spektrum einarbeiten wollen, bieten diese Bibliographien 
eine wichtige Hilfestellung bzw. Orientierung. 
Nach dem einleitenden Beitrag der Herausgeber, in dem 
– ausgehend von aktuellen Bedrohungen demokratischer 
Staaten (z. B. globaler islamistischer Terrorismus, Formwan-
del des Rechts- und Linksextremismus, wachsender Autori-
tarismus, Wahlerfolge rechtspopulistischer Parteien) – die 
Konzeption des Handbuchs erläutert wird, beschreibt Eck-
hard Jesse in einem konzeptionellen Kapitel die Grundla-
gen des Extremismusbegriffs. Jesse, ein ausgewiesener Ex-
perte der Extremismusforschung, geht auf die Begriffsge-
schichte von „Extremismus“ ein, skizziert als Widerpart zum 
Extremismus den demokratischen Verfassungsstaat und 
widmet sich sodann der Begriffskritik und Gegenkritik. Er 
geht dabei mehreren Fragen nach: Was bedeutet „Extre-

mismus“ eigentlich? Warum sollte der Begriff anstatt ande-
rer Termini verwendet werden? Welche Unwägbarkeiten 
gehen mit der Verwendung anderer Konzepte einher? Vor 
der kommentierten Bibliographie werden noch Desiderata 
benannt. Kernthese des Kapitels ist, dass die Politikwissen-
schaft ohne den Begriff des Extremismus nicht auskommt.
In der Folge werden theoretische Konzepte des Extremis-
mus, empirische Befunde mit Blick auf links- und rechtsext-
reme Einstellungen (z. B. das von Wilhelm Heitmeyer vertre-
tene Konstrukt der gruppenbezogenen Menschenfeindlich-
keit), Wahlergebnisse rechts- und linksextremistischer 
Parteien und extremistische (Gewalt-)Handlungen analy-
siert. So geht Birgit Enzmann (Katholische Universität Eich-
stätt-Ingolstadt) auf den demokratischen Verfassungsstaat 
als Widerpart des politischen Extremismus ein. Sie zeichnet 
dabei nicht nur den „Verfassungsvorrang“ (als Kern demo-
kratischer Staaten), sondern u. a. die historische Genese 
dreier prototypischer Verfassungsstaaten (England, USA, 
Frankreich) nach. Sie benennt aber auch die Unterminie-
rung demokratischer Institutionen durch informelle Prakti-
ken (z. B. die Besetzung wirtschaftlicher, juristischer oder 
sicherheitsrelevanter Entscheidungspositionen). 
Es folgt ein Kapitel von Uwe Backes (TU Dresden), in dem 
antidemokratische Ideologien und extremistische Schat-
tierungen diskutiert werden. Backes geht dabei keines-
wegs holzschnittartig vor. Vielmehr kommen eine Vielzahl 
ideologischer Schattierungen und in Deutschland weniger 
bekannte extremistische Phänomene zur Sprache. Die Aus-
führungen zum hinduistischen Nationalismus in Indien, 
zum jüdischen Fundamentalismus (Israel) sowie zur Tier-
rechtsbewegung (Großbritannien) erweitern die Perspek-
tive für globale Phänomene. 
Gerade die Vielgestaltigkeit des politischen Extremismus 
macht seine Messung so schwierig. Viola Neu und Sabine 
Pokorny, die als Wahlforscherinnen bei der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung arbeiten, geben in ihrem Beitrag einen 
Überblick über die Einstellungsforschung, die mangelnde 
Vergleichbarkeit der Studien und die oftmals „dünne empi-
rische Decke“, auf denen so manche Befunde beruhen. 
Neu und Pokorny benennen abschließend empirisch mess-
bare Einstellungen, die bei allen Extremismen identisch 
sind: eine (mehr oder minder) ausgeprägte Neigung zu 
Dogmatismus und Heilslehren, zu Verschwörungstheorien 
und zum klaren Freund-Feind-Denken (vgl. S. 199f.). Laza-
ros Miliopoulos (Universität Bonn) diskutiert nicht nur die 
schlechte Datenlage bei der Erfassung extremistischer Ein-
stellungen, sondern verdeutlicht die Interaktion von Per-
sönlichkeitsmerkmalen, frühkindlicher Sozialisation, Depri-
vationserfahrungen, gruppensoziologischen Gelegen-
heitsfenstern, ideologischen Angeboten und kulturellen 
Frames, die bei der Entstehung extremistischer Einstel-
lungsmuster ineinandergreifen. 
Tom Mannewitz, der 2015 eine brillante Studie zu politi-
schen Kulturen im vereinigten Deutschland vorgelegt hat, 
setzt sich in seinem Beitrag mit den Erfolgs- und Misser-
folgsbedingungen extremistischer Parteien auseinander. 
Die zentrale Frage von Mannewitz lautet, welche externen 
und internen Gründe Wahlerfolge oder Wahlschlappen 
begünstigen bzw. behindern. Wer also wissen will, unter 
welchen gesellschaftlichen Bedingungen antidemokrati-
sche Parteien erfolgreich sind, muss wissen, welche gesell-
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schaftlichen Segmente sie wählen. Wissen muss man aber 
auch, wie es um die parteipolitische Konkurrenz, um Krisen-
momente und Konkurrenzparteien bestellt ist. Die beiden 
folgenden Kapitel widmen sich sodann dem Rechts- und 
Linksextremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Der 
Extremismusforscher Armin Pfahl-Traughber (Hochschule 
des Bundes) zeichnet die Linien des Rechtsextremismus in 
Deutschland nach. Einer Typologie schließen sich eine his-
torische Einordnung und ein Überblick zur organisierten 
und unorganisierten rechtsextremen Gewalt an. Bei diesem 
„Parforceritt durch sieben Dekaden“ (Jesse/Mannewitz) 
werden u. a. die hohe Gewaltbereitschaft, die zum Teil bis 
in den Terrorismus hineinreichte, und die Revierkämpfe am 
rechten Rand verdeutlicht. Der sich daran anschließende 
Beitrag von Jürgen P. Lang, leitender Redakteur beim Baye-
rischen Rundfunk und Extremismusexperte, hat denselben 
Aufbau wie der Beitrag zum Rechtsextremismus. Jürgen P. 
Lang stellt die „ideologischen Großfamilien“ dar, zeichnet 
die Genese des Kommunismus in der Bundesrepublik und 
der DDR nach und erwähnt auch die zahlreichen K-Grup-
pen, ein kurzlebiges Phänomen der 1970er Jahre. Abschlie-
ßend werden die Autonomen, deren Ideologie und Praxis 
sowie deren Gewaltbereitschaft als konstitutiver Bestand-
teil der Autonomen-Szene erörtert.
Der Göttinger Politik- und Islamwissenschaftler Thorsten 
Hasche erläutert die Genese und aktuelle Situation des 
Islamismus in Deutschland. Der Islamismus wurde im Zuge 
der Globalisierung und Migration in den letzten Jahren 
gleichsam „importiert“. Hasche beleuchtet die djihadisti-
schen Gruppierungen (Al-Qaida, Islamischer Staat), von 
denen eine erhebliche Gefährdung der inneren Sicherheit 
ausgeht, setzt sich aber auch mit institutionell agierenden 
Gruppen (Milli Görüs, Ableger der Muslimbruderschaft) 
und deren oftmals undemokratischem, nicht auf dem Bo-
den der Verfassung stehenden Gebaren auseinander. Ein 
historischer Exkurs zeigt, dass islamistischer Terrorismus 
ein „hausgemachtes“ Problem ist, nährt der europäische 
Kolonialismus doch bis heute bei nicht wenigen Muslimen 
Gefühle der Demütigung, Marginalisierung und Zurück-
weisung. 
Der Regensburger Politikwissenschaftler und Terrorismus-
experte Alexander Straßner analysiert in einem eigens 
dem Phänomen Terrorismus gewidmeten Kapitel Entwick-
lung, Ausprägung und Formen des Terrorismus in Deutsch-
land. Seine Porträts beschreiben die Rote Armee Fraktion 
(RAF), die Bewegung 2. Juli sowie die revolutionären Zel-
len. Des Weiteren werden die am extrem rechten Rand an-
gesiedelte „Wehrsportgruppe Hoffmann“, die terroristi-
sche Hepp/Kexel-Gruppe und schließlich der „National-
sozialistische Untergrund“ (NSU) porträtiert. Die erst 2011 
bekannt gewordene Gewalt des „Nationalsozialistischen 
Untergrundes“ – zehn Morde zwischen 2000 und 2007 – 
war ein Schock für die deutsche Gesellschaft. 
Weitere Beiträge gehen den Ursachen des politischen Ex-
tremismus, seinen Ausprägungen in den west- und osteuro-
päischen Demokratien sowie seinen Beziehungen zur Sys-
temtransformation nach. Tom Thieme (Hochschule der 
Sächsischen Polizei) vergleicht den Extremismus in west- 
und osteuropäischen Demokratien. Die Rahmenbedingun-
gen für den politischen Extremismus sind innerhalb Euro-
pas sehr unterschiedlich. „Alten“ Demokratien (Belgien, 

Schweden, Schweiz) stehen „junge“, vor allem in Osteu-
ropa angesiedelte Demokratien gegenüber. „Zufriedenen 
Demokraten“ (Skandinavien) stehen „Unzufriedene“ in Por-
tugal, Irland, Italien, Griechenland und Spanien gegen-
über. Deutlich wird, dass der parteiförmige Rechtsextre-
mismus aufgrund der höheren Professionalisierung und ge-
ringeren Wählervolatilität im Westen konstant und stärker 
ausgeprägt ist als im Osten Europas. 
Der Tübinger Politikwissenschaftler Rolf Frankenberger, ein 
ausgewiesener Experte für Autoritarismus und autoritäre 
Staaten, erörtert die verschiedenen Stränge der Transfor-
mationsforschung. Die Vielzahl antidemokratischer Par-
teien außerhalb Europas (z. B. in Lateinamerika, Asien und 
Afrika) offenbart, wie solche Parteien die Transformation 
politischer Systeme bewerkstelligen. Frankenberger unter-
sucht theoretische Erklärungsansätze, die den Zusammen-
hang von Systemtransformation und Extremismus erklären 
und unterscheidet dabei Ansätze auf der Makro-, Meso- 
und Mikroebene, d. h. system-, kulturtheoretische und ak-
teurszentrierte Ansätze werden eingehend diskutiert. Em-
pirische Befunde zu Transformation und Extremismus im 
20. Jahrhundert verdeutlichen, dass semidemokratische 
und autoritäre politische Systeme eine politische Kons-
tante sind.
Schließlich beleuchtet das Handbuch in historisch-verglei-
chenden Beiträgen den politischen Extremismus in der 
Weimarer Republik, im Nationalsozialismus und im Kom-
munismus. Jürgen W. Falter (Johannes Gutenberg-Univer-
sität Mainz) beschreibt den politischen Extremismus in der 
Weimarer Republik und bezieht sich dabei auch auf seine 
eigenen Forschungsarbeiten. Die Konkurrenz extremer po-
litischer Parteien (NSDAP, KPD), die instabile Verfassungs-
struktur, die von Hindenburg und der politischen Elite mit 
Argwohn betrachtete Demokratie, die Weltwirtschafts-
krise ab 1929 und die Hypothek des Ersten Weltkriegs – 
der Versailler Vertrag – waren wichtige Faktoren, die zum 
Zusammenbruch der Weimarer Republik führten. Mit 
„Rechtsextremismus an der Macht – Der Nationalsozialis-
mus“ ist der Beitrag des Hamburger Historikers Bernd Jür-
gen Wendt überschrieben. Der Pariser Historiker Stéphane 
Courtois, der mit anderen Experten 1998 das „Schwarz-
buch des Kommunismus“ veröffentlichte und darin Unter-
drückung, Verbrechen und Terror in kommunistischen Regi-
men aufgrif f, wir ft im letzten Beitrag des Handbuchs einen 
Blick auf den totalitären Charakter kommunistischer Sys-
teme sowie auf die Repräsentanten des machtförmigen 
Linksextremismus.
Das Handbuch bietet einen hervorragenden Überblick 
über den Stand der Extremismusforschung. Gleichzeitig ist 
es ein Lehrbuch auf aktuellem Stand. Das umfangreiche 
Handbuch mit seinen insgesamt 16 Beiträgen setzt den 
Schwerpunkt auf den politischen Extremismus in der Bun-
desrepublik Deutschland, wir ft aber auch einen Blick über 
den „nationalen Tellerrand“ und thematisiert Extremismen 
in West- und Osteuropa. Eckhard Jesse und Tom Manne-
witz ist es gelungen, ein Handbuch vorzulegen, das einen 
instruktiven Überblick zur Thematik bietet und geradezu 
vorbildlich alle wesentlichen Facetten der Extremismusfor-
schung erfasst. Mithin ein Buch, dem man viele interes-
sierte Leserinnen und Leser wünscht.

Siegfried Frech
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 Über Tyrannen und Populisten

Stephen Greenblatt:
Der Tyrann. Shakespeares Machtkunde für 
das 21. Jahrhundert.
Aus dem Englischen von Martin Richter.

Siedler Verlag, München 2018.
224 Seiten, 20,00 Euro.

„Was uns Shakespeare über Trump, Putin & Co. verrät”, so 
lässt es sich im Klappentext lesen, könne dem Leser oder 
der Leserin dieses Buch vermitteln. Daher greift, wer sich 
mit der sozialwissenschaftlichen Literatur zum Thema Po-
pulismus beschäftigt, interessiert zu diesem Buch, bietet es 
doch mit seiner literaturwissenschaftlichen Perspektive ei-
nen anderen Zugang zum Themenfeld.
Der Autor, Stephen Greenblatt, ist als US-amerikanischer 
Literaturwissenschaftler sowohl ein bedeutender Shakes-
peare-Kenner als auch Exponent der Schule des New His-
toricism. In dieser werden nicht nur die Verbindungen zwi-
schen den literarische Texten und dem kulturellen und dem 
sozio-ökonomischen Kontext untersucht, sondern auch die 
zu anderen zeitgenössischen Texten. Weiterhin geht die-
ser Theorieansatz davon aus, dass sich Texte wechselsei-
tig beeinflussen und Rückwirkungen auf das jeweilige kul-
turelle und gesellschaftliche Umfeld haben. Einerseits ver-
dichten sich in Texten verschiedene Diskurse der jeweiligen 
Zeit, andererseits beeinflussen diese Texte diese Diskurse 
wiederum.

Das Streben nach Macht, Machtmissbrauch, Strategien 
des Machterhalts und schließlich der Machtverlust – diese 
Perspektiven bestimmen das von Stephen Greenblatt vor-
gelegte Buch, in welchem er anhand der Analyse verschie-
dener Dramen eine Machtkunde nach William Shakes-
peare entwickelt. Der Autor wählt zur Illustration Beispiele 
aus Historiendramen wie Richard II., Heinrich IV. und Ri-
chard III. oder Tragödien wie Macbeth und Coriolanus 
und gliedert seine Studie in Kapitel, die sich jeweils mit ei-
nem Aspekt wie z. B. Parteipolitik (Kapitel 2), Populismus als 
Betrug (Kapitel 3) oder Fall und Wiederaufstieg (Kapitel 9) 
beschäftigen. 
Viel ist zurzeit von einer Spaltung der Gesellschaft die 
Rede. Nach Greenblatt ist dies auch ein wesentliches Ele-
ment im Werk von Shakespeare, da er darüber nach-
dachte, wieso sich Gesellschaften auflösen und wie diese 
Spaltung wieder überwunden werden kann. Er beschreibt 
in seinen Dramen „die Art von Menschen, die in unruhigen 
Zeiten aufsteigt, an die niedersten Instinkte appelliert und 
aus den tiefsten Ängsten der Zeitgenossen schöpft“ 
(S. 204). Gerade das „Spiel“ mit den Ängsten und Sorgen 
der Menschen scheint auch gegenwärtig Konjunktur in der 
Politik zu haben. Man denke nur an die Angst vor Über-
fremdung und die Sorge vor dem (eigenen) sozialen Ab-
stieg, die sich bestimmte politische Gruppierungen zu Ei-
gen machen, um daraus politisches Kapital zu schlagen.
Bei Shakespeare seien es besonders die durch den Streit 
zwischen unterschiedlichen Lagern, heute könnte man von 
politischen Parteien sprechen, gespaltenen Gesellschaf-

Das Verhältnis von Literatur und Politik gilt als schwierig. Literatur, die 
sich politischen Zielen verschrieb, wurde nicht selten die ästhetische 
Qualität abgesprochen, während jener Dichtung, die sich fern von 
den Aktualitäten des Alltags als Schutzraum des Schönen verstand, 
Folgenlosigkeit oder gar ethische Verantwortungslosigkeit vorge-
worfen wurde. Diese mitunter selbst schon ideologisch gewordenen 
Frontlinien werden in diesem Band nicht bestärkt. Vielmehr legen die 
Beiträge konkrete Kontaktzonen zwischen Literatur und Politik frei 
und zeigen, wie eng und vielfältig die Sphären der literarischen und 
der politischen Kultur miteinander verknüpft sind. Sämtliche Beiträge 
argumentieren dabei vom Ort aus und zeigen so Baden-Württemberg 
als einzigartige Literatur und Kulturlandschaft.

6.50 Euro zzgl. Versand, Bestellung ausschließlich im Webshop  
der Landeszentrale für politische Bildung: www.lpb-bw.de/shop
E-Book (kostenlos) unter www.lpb-bw.de/e-books.html

Von Hölderlin 
bis Jünger
Von Hölderlin 
bis Jünger
Zur politischen Topographie der Literatur 
im deutschen Südwesten

Hrsg. von Thomas Schmidt und Kristina Mateescu

Von Hölderlin bis Jünger
Zur politischen Topographie der Literatur  
im deutschen Südwesten
Hrsg. von Thomas Schmidt und Kristina Mateescu
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ten, die anfällig sind für den Aufstieg von Tyrannen und 
Populisten. Unweigerlich denkt man hierbei an die politi-
sche Situation in den USA, wo sich das republikanische 
und das demokratische Lager unversöhnlich gegenüber-
stehen und wo 2016 Donald Trump zum Präsidenten ge-
wählt wurde. 
Shakespeares Beispiele sind historisch und literarisch. Zu-
gleich hat er in den Dramen jedoch auch seine eigenen 
Beobachtungen zu jener Zeit verarbeitet. Im ausgehenden 
16. und beginnenden 17. Jahrhundert zur Lebenszeit von 
Shakespeare kann nicht von demokratischen Regierungs-
systemen die Rede sein. Die Grundrechte wie Meinungs-
freiheit zählten nichts und Zensur war an der Tagesord-
nung. Literaten waren immer der Gefahr ausgesetzt, inhaf-
tiert, gefoltert oder gar ermordet zu werden. Gleichwohl 
lassen sich zwischen den historischen Beispielen, die er in 
seinen Dramen verarbeitet, und den aktuellen populisti-
schen bzw. autokratischen Beispielen durchaus Parallelen 
ziehen. 2018 legten die beiden US-amerikanischen Politik-
wissenschaftler Steven Levitsky und Daniel Ziblatt das 
Buch „Wie Demokratien sterben. Und was wir dagegen tun 
können“ (München, DVA) vor. Darin nimmt die konfrontative 
politische Situation in den USA als Gefahr für eine Demo-
kratie viel Raum ein. 
Zugleich beschreibt Shakespeare in seinem Werk auch die 
Figuren, die man als Anstifter (Kapitel 5) und Ermöglicher 
(Kapitel 7) beschreiben kann. Sie entfachen den Aufstieg 
und den Ehrgeiz eines Tyrannen oder unterstützen ihn auf 
seinem Weg an die Macht. Obwohl sie um die Gefahren 
wissen, sind sie der Meinung, ihn kontrollieren und ein-
grenzen zu können. Das dachten bestimmte Personengrup-
pen auch, als 1933 Hitler zum Reichskanzler ernannt 
wurde. Die dramatischen Folgen sind bekannt.
Stephen Greenblatt kommt zum hoffnungsvollen Schluss, 
dass es für Shakespeare klar war, dass Tyrannen und Des-
poten, sozialwissenschaftlich würde man eher von Diktato-
ren, Autokraten oder Populisten sprechen, letztlich an ihrer 
eigenen Bösartigkeit und dem nicht auszurottenden Geiste 
der Menschlichkeit scheitern würden. „Die größte Chance, 
den kollektiven Anstand wiederzubeleben, lag für ihn im 
politischen Handeln der gewöhnlichen Bürger“ (S. 207). 
Auch heute ist die Zivilgesellschaft, ist Zivilcourage ein 
Korrektiv, wenn politische Institutionen korrumpiert sind 
und ihre Macht missbrauchen. Hinzu kommen heutzutage 
institutionelle und (verfassungs-)rechtliche Beschränkun-
gen, die den Siegeszug von Autokraten und Populisten 
langfristig verhindern können, allerdings nur so lange, wie 
sie nicht im Zuge von Verfassungsreformen abgeschafft 
werden.
Ohne das Stephen Greenblatt auch nur ein einziges Mal 
die Namen von Putin, Trump oder Erdogan – die Aufzäh-
lung ließe sich fortsetzen – nennt, zieht man beim Lesen 
unweigerlich Parallelen zur Gegenwart. Der Autor ist Phi-
lologe, er erhebt keinen Anspruch, gegenwärtige autokra-
tische und populistische Entwicklungen erklären zu wollen. 
Und dennoch schärft dieses Buch, welches zugleich einen 
Einblick in das Schaffen von William Shakespeare eröff-
net, aus der Geschichte und der Literatur heraus den Blick 
für die Gegenwart. 

Robby Geyer

Was ist eigentlich Macht?

Peter Cornelius Mayer-Tasch:
Kleine Philosophie der Macht.

Franz Steiner Verlag, Stuttgart 2018.
130 Seiten, 19,90 Euro.

Macht ist allgegen wärtig. Macht kann soziale, wirtschaftli-
che oder politische Formen annehmen und wirkt zu jeder 
Zeit in und um uns. Die analytische Beschäftigung mit Macht 
ist deshalb keineswegs neu. Seit Jahrtausenden steht sie im 
Mittelpunkt des Denkens berühmter Philosophen wie Thuky-
dides, Niccolò Machiavelli oder Thomas Hobbes. Was 
aber heißt und ist Macht eigentlich? Wie entsteht und ver-
geht Macht? Was bewirkt sie? Was macht mächtig? Kön-
nen Recht, Ethik oder Religion ihr Grenzen setzen? 
Diesen Fragen geht der Rechts-, Politik- und Kulturwissen-
schaftler Peter Cornelius Mayer-Tasch nach. Mayer-Tasch 
lehrte u. a. am Geschwister-Scholl-Institut der Ludwig-Ma-
ximilians-Universität München sowie an der Münchner 
Hochschule für Politik. Er hat mit seiner „Kleinen Philosophie 
der Macht“ ein kurzweiliges und vor allem facettenreiches 
Buch über die verschiedenen Phänomene und Ausprägun-
gen von Macht vorgelegt. Ihm ist es gelungen, mit leichter 
(und vor allem lesbarer) Feder einen lesenswerten „Er-
kenntnisbogen über den Gesamtbereich zu schlagen“ – so 
seine eigenen Worte. Die kluge Bildauswahl erhöht den 
Lesegenuss. So blickt die Leserschaft bereits auf der ersten 
Umschlagseite auf ein Gemälde, das den sinnierenden 
und seiner verlorenen Macht nachtrauernden Napoleon 
Bonaparte auf St. Helena zeigt. Das ganze Buch bietet – 
dies sei vorweg genommen – eine erhellende Lektüre.
Das Einstiegskapitel „Die Macht beim Wort genommen“ 
ist ein semantischer Ausflug in die Begriffsgeschichte des 
Wortes „Macht“. Unter anderem greift Mayer-Tasch hier 
auch auf die bekannte Definition von Max Weber zurück: 
Macht sei jede Chance, „innerhalb einer sozialen Bezie-
hung den eigenen Willen auch gegen Widerstreben 
durchzusetzen, gleichviel worauf diese Chance beruht“ 
(zit. nach Mayer-Tasch 2018: 16). Das Folgekapitel – über-
schrieben mit „Herr wir preisen Deine Stärke“ – themati-
siert die Anbetung der Macht und spannt den Bogen von 
der Beschwörung der exorbitanten Macht Gottes über 
weltliche Facetten der Verehrung und Erlangung von 
Macht. Die Anbetung der himmlischen Macht ist nur die 
spektakulärste Form des gezollten Tributs an die Macht. 
Im sozialen und politischen Raum gibt es gleichfalls eine 
Apotheotik der Macht. Spätestens hier kommen dann Per-
sönlichkeiten und Politiker ins Spiel, die das Mittelmaß 
überschreiten und sich daher einer intensiven Aufmerk-
samkeit gewiss sein können. Wer im schwäbischen 
Sprachgebrauch als „Gscheitle“ oder „Cleverle“ – so der 
einstige Ministerpräsident Lothar Späth – bezeichnet 
wird, hat es in Politik und Gesellschaft zu etwas gebracht 
und kann sich der öffentlichen Aufmerksamkeit sicher sein. 
Und wer wie Horst Seehofer bekennt, dass (Macht-)Politik 
„wie eine Sucht sei“, muss sich nicht wundern, wenn er 
nach dem Machtverlust an Entzugserscheinungen leidet. 
Herkunft und Formen der Macht skizziert Peter Cornelius 
Mayer-Tasch im umfangreichsten Kapitel des Buches. An-
gefangen bei Spinoza über Darwin, Hobbes und Nietz-
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sche werden unterschiedliche philosophische Positionen 
über mögliche Quellorte der Macht erörtert. 
Mayer-Tasch skizziert auch mögliche Wege zur Macht – sei 
es kriegerische Eroberung oder der zielführenden Weg zur 
Macht über Geld und Gold. Man denke nur an die Spen-
dengelder, denen in den USA eine wahlentscheidende Be-
deutung zukommt. Geschildert wird die Vielfalt der Fakto-
ren, deren Zusammenspiel Zugänge und Wege zur Macht 
eröffnet: wohl überlegte und überlegene Strategie und 
Taktik, Beachtung bzw. richtige Einschätzung der Zeitum-
stände, die kluge Nutzung der Gunst der Stunde und natür-
lich eine gehörige Portion Glück – Faktoren, die bereits Ma-
chiavelli im „Principe“, seinem Buch über den Fürsten, so 
treffend beschrieben hat. Diskutiert werden aber auch 
„Nebenstraßen, Gässchen und versteckte Pfade“ (S. 51), 
die im Politik-, Wissenschafts- und Wirtschaftsbetrieb als 
Aufstiegshilfen – gepaart mit individueller Zielstrebigkeit, 
Willensstärke, situativer Rücksichtslosigkeit und charakter-
licher Flexibilität – unerlässlich sind, will man machtvolle 
Positionen erlangen. Mayer-Tasch verweist hierbei auf kon-
krete Karriereverläufe vom Abgeordneten bis zum Bischof, 
vom Universitätsprofessor bis zum Regierungschef.
Je abhängig vom gesellschaftlichen Segment, in dem 
Macht Wirkung zeigen kann, gibt es verschiedene Formen 
der Macht: Theodor Eschenburg sprach z. B. von der „Herr-
schaft der Verbände“, ein Dauerthema politikwissen-
schaftlicher Diskurse. Mayer-Tasch beschreibt auch den 
Formwandel der Medienmacht, d. h. die „Entmachtung“ 
der traditionellen Medien durch die sozialen Medien, die 
oftmals Halb- und Pseudowissen generieren. Es gibt aber 
noch weitere „Gesichter“ der Macht: Pfarrer, Lehrer, Ärzte, 
Hellseher und Künstler können gleichermaßen Macht und 
Einfluss einüben.
„Das macht man nicht“ – mit diesem gängigen (und oft ge-
hörten) Satz beginnt das Kapitel über Macht und Ethik. Hier 
wird an die goldene Regel der Stoa („Was du nicht willst, 
dass man dir tu‘, das füge auch keinem anderen zu.“) und 
Immanuel Kants kategorischen Imperativ („Handle so, dass 
die Maxime deines Willens jederzeit zugleich als Prinzip 
einer allgemeinen Gesetzgebung gelten könnte.“) erinnert. 
Beide Regeln münden in der Erkenntnis, dass zu einem stim-
migen Verhältnis von Macht und Ethik mehrere Dispositio-
nen gehören: Verantwortungsbewusstsein, Gerechtigkeits-
sinn, Empathie und Fürsorge. (Mithin sind dies Dispositio-
nen, an die man den einen oder anderen Zeitgenossen – und 
seien es auch nur „Scheinriesen“, die beim Näherkommen 
kleiner und normal werden – erinnern sollte.) 

Siegfried Frech

Körper, Geschlecht und Politik

Antje Schrupp: 
Schwangerwerdenkönnen. Essay über Körper, 
Geschlecht und Politik. 

Ulrike Helmer Verlag, Roßdorf bei Darmstadt 2019. 
192 Seiten, 17,00 Euro.

Es klingt wie ein Biologiebuch und ist doch ein politisches 
Manifest: Antje Schrupps neues Buch „Schwangerwer-
denkönnen“ verrückt die klassischen Kategorien im Ge-

schlechterdiskurs. Die Autorin, Politikwissenschaftlerin 
und Theologin zieht die gesellschaftliche Trenn- und Kon-
fliktlinie nicht etwa zwischen den biologisch sowieso un-
scharfen „Mann“-“Frau“-Schablonen. Sondern sie unter-
scheidet zwischen Menschen, die – der Titel ist Programm 
 – schwanger werden können oder eben nicht. Sicher ist, 
dass Männer nicht dazu zählen, nicht sicher ist, welche 
Frauen dazugehören. Doch reicht im letzteren Fall die hy-
pothetische Vermutung – schließlich ist die Tatsache, 
dass Frauen schwanger werden können, auch heute noch 
oft genug ein Grund für Arbeitgeber, sich bei der Perso-
nalauswahl eher für Männer als Mitarbeiter zu entschei-
den. 
Was also bedeutet es, schwanger zu werden? Schrupp de-
finiert den biologischen Zustand als „zwei in einer“ und 
betont, dass ein ungeborenes Kind zumindest bis zur 22. 
Schwangerschaftswoche keinesfalls außerhalb des Mut-
terleibes existieren kann. Insofern handelt es sich bis dahin 
nicht um zwei selbstständige Wesen; die Mutter ist immer 
„in Fleisch und Blut beteiligt“. Im Unterschied zu der Be-
trachtungsweise, dass sich bei der Schwangerschaft ein 
unabhängiges Leben im Frauenkörper befindet, verleiht 
Schrupp der mütterlichen Position eine viel stärkere Bedeu-
tung: ein exklusives Entscheidungsrecht über das Leben in 
ihrem Körper liegt nahe. Faszinierend und zugleich irritie-
rend ist dabei Schrupps These, dass sich die biologische 
Verbundenheit rein aus der körperlichen Nähe und rein 
gar nicht aus gemeinsamen Genen ableitet. Während 
manche leiblichen Väter ja nicht einmal von der Existenz 
ihres Nachwuchses wissen, kann das der biologischen 
Mutter nicht passieren. Schrupp schafft damit das Kunst-
stück, biologische Vorgänge in der Schwangerschaft auf- 
und gleichzeitig den Einfluss der Gene abzuwerten. In der 
Tat weisen mehrere Historikerinnen und Sozialwissen-
schaftlerinnen nach, dass die oft als Fakt gesehene „Mut-
terliebe“ in Zeiten hoher Säuglingssterblichkeit nicht zwin-
gend existierte und folglich eher sozial konstruiert als bio-
logisch determiniert ist. Mit dieser Argumentation spricht 
Schrupp einem abwesenden biologischen Vater maßgeb-
liche Rechte ab. Schaut man sich allerdings die Zwillings-
forschung an, sind Zweifel an Antje Schrupps Schlüssen 
angebracht: Auch in unterschiedlichen sozialen Kontexten 
aufgewachsene Geschwister weisen große genetisch be-
dingte Gemeinsamkeiten auf. Vor diesem Hintergrund 
schleicht sich eine gewisse Skepsis angesichts Schrupps 
weiterer Schlussfolgerungen ein. Die Autorin leitet aus den 
biologischen anders gewichteten Vorgängen bei der 
Schwangerschaft nämlich nicht nur Aspekte zur Abtrei-
bungsdebatte ab, die durch neue rechtliche Entscheidun-
gen zum § 219 StGB ja wieder ganz aktuell geworden ist. 
Sie schlägt auch für die Zeit nach der Geburt radikale, 
neue Versorgungs- und Beziehungsmodelle vor, die die 
Freiheit der schwanger werden könnenden Frauen in den 
Fokus stellen. Außerdem findet Schrupp ethische Antwor-
ten auf neue technische Entwicklungen wie Leihmutter-
schaft oder Eizellenverkauf. Wie auch immer man zu ihnen 
steht: Ihre Thesen sind spannend, diskussionswürdig und 
lesenswert! Das Buch bietet noch dazu ein en sehr guten 
Überblick über feministische Theorien, die am Beispiel ei-
ner potentiellen Schwangerschaft konkret und anschaulich 
werden. Und wie in beinahe jedem ihrer Beiträge gelingt 
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es Antje Schrupp, Sachverhalte aus feministischer Sicht 
konsequent zu hinterfragen und bis zum Ende weiterzu-
denken – wer das Buch gelesen hat, wird vermutlich Fan 
ihrer Blogs „Beziehungsweise weiterdenken“ und „Aus 
Liebe zur Freiheit“.

Sabine Keitel

Die (wahre) Geschichte einer jüdischen 
Nazi-Kollaborateurin

Peter Wyden:
Stella Goldschlag. Eine wahre Geschichte. 

Steidl Verlag, Göttingen, 6. Auflage 2019.
384 Seiten, 20,00 Euro.

Das Anfang Januar 2019 erschienene Buch „Stella“ des 
Spiegel-Journalisten Takis Würger löste eine reichlich kon-
troverse Debatte aus. Würgers Roman erzählt die Ge-
schichte der Berliner Jüdin Stella Goldschlag, die mit den 
Nazis kollaborierte und als „Greiferin“ hunderte von Juden 
denunzierte, sich aktiv an deren Verfolgung und Verhaf-
tung beteiligte. Erzählt wird die Geschichte aus der Pers-
pektive eines jungen Mannes, der sich in Stella verliebt und 
von ihrer Täterschaft kurz vor Schluss des Romans erfährt. 
Der literarisch eher bescheidene Roman erlebte kurz nach 
seiner Veröffentlichung einen herben Verriss. Takis Würger 
wurde u. a. mangelnde historische Tiefe, bedenkenlose 
„Ausbeutung der Vergangenheit“ (Süddeutsche Zeitung), 
„Holocaust light“ (Deutschlandfunk) „Gräuel im Kinder-
buchstil“ und eine „wohldosierte Mischung von Erotik und 
Gewalt“ (ZEIT online) vorgeworfen. In all diesen Literatur-
kritiken ging es im Grunde um mehrere Fragen: Darf man 
den Nationalsozialismus als Kulisse für eine (Liebes-)Ge-
schichte benutzen? Darf man derart ungezwungen über 
Existenzielles, über Schuld und Sühne schreiben? Dürfen 
nichtjüdische Autoren sich das Leid und Schicksal der Ver-
folgten aneignen und literarisch verwerten? Gibt es eine 
Ethik der Shoah-Repräsentation? 
Nur wenige Wochen nach der erregten Debatte erschien 
im Steidl Verlag die sechste Auflage des autobiografi-
schen Sachbuches „Stella Goldschlag. Eine wahre Ge-
schichte“ – geschrieben von Peter Wyden (1923–1998). 
(Die deutsche Übersetzung des 1992 in den USA veröffent-
lichten Buches wurde erstmals 1993 im Steidl Verlag veröf-
fentlicht.) Peter Wyden war einer der ersten, der sich an ein 
historisches Tabuthema wagte: Die jüdische Kollaboration 
mit den Nazis. Peter Wyden wurde 1923 als Peter Weiden-
reich und Sohn jüdischer Eltern in Berlin geboren. 1937 floh 
die Familie in die USA. Nach seinem Studium verpflichtete 
sich Wyden bei den US-Streitkräften und ging mit der Psy-
chological Warfare Division gegen Ende des Zweiten 
Weltkriegs nach Berlin, um am Aufbau eines neuen Zei-
tungswesens mitzuarbeiten. Nach seiner Rückkehr in die 
USA arbeitete er als Reporter u. a. für Newsweek und di-
verse andere Zeitungen. 
Ausschlaggebend für die jahrelangen Recherchen Wy-
dens war seine Freundschaft mit der attraktiven, schlagfer-
tigen und intelligenten Stella Goldschlag in den 1930er 
Jahren. Peter Weidenreich ist mit Stella Goldschlag zwei 
Jahre zur Schule gegangen und war, wie die allermeisten 

Jungen dort, verliebt in die – so Wydens Worte – „Marilyn 
Monroe“ der Schule. Dass sie das „blonde Gift“ geworden 
war, die hunderte Juden in den Tod geschickt hatte, erfuhr 
er 1946 in Berlin. Das Schicksal von Stella Goldschlag ließ 
Wyden fortan nicht mehr los. Er recherchierte ihre Biogra-
phie, sichtete umfangreiches Aktenmaterial und sprach mit 
mehr als 150 Personen: mit Überlebenden, Augen- und 
Zeitzeugen, Historikern und Psychologen. Und er führte 
1990/1991 drei Gespräche mit Stella Goldschlag, die 
nach ihrer verbüßten Haft zurückgezogen lebte und 1994 
im Alter von 72 Jahren in Freiburg Suizid beging. 
Peter Wyden ist es gelungen, die eigene Lebens- und Fami-
liengeschichte mit der biographischen Annäherung an die 
Person von Stella Goldschlag glaubhaft und unaufgeregt 
zu verbinden. Darüber hinaus durchziehen weitere Ebenen 
das Buch. Die Einzelschicksale werden in die zeitgeschicht-
lichen und politischen Kontexte eingebettet. Wyden lenkt 
den Blick auf die radikalen Unterdrückungs- und Verfol-
gungsmaßnahmen der Nazis, die die Juden ihrer bürgerli-
chen und wirtschaftlichen Existenz beraubten, sie planvoll 
erniedrigten, zur Emigration zwangen, gezielt verfolgten, 
deportierten und technokratisch organisiert in die Gas-
kammern trieben. Die Vielfalt der Stimmen und Einzelpers-
pektiven, die das Schicksal der Berliner Juden eindrucks-
voll wiedergeben, ist nur eine Ebene. Ergänzt werden die 
Zeitzeugenberichte durch die konzise Darstellung der 
wahnhaften und menschenverachtenden NS-Rassen- und 
Vernichtungspolitik. Und schließlich gibt Wyden auch den 
Tätern „ein Gesicht“, indem er Charakterskizzen von über-
zeugten Nationalsozialisten und Berliner Gestapo-Scher-
gen in den Erzählfluss einbettet. 
Wyden, der damals noch Weidenreich hieß, ist elf Jahre 
alt, als er die aus bescheidenen Verhältnissen kommende 
Stella Goldschlag kennen lernt. Beide besuchten die Gold-
schmidt-Schule, die von Leonore Goldschmidt 1935 als jü-
dische Privatschule gegründet wurde, als die Repressionen 
gegenüber jüdischen Schülerinnen und Schülern ein nur 
schwer erträgliches Maß angenommen hatten. Der Lehr-
plan der Goldschmidt-Schule war letztlich darauf ausge-
richtet, potenzielle Flüchtlinge auf ein Leben im Exil vorzu-
bereiten. Peter Weidenreich besuchte die Schule von 
Herbst 1935 bis Anfang 1937 und war in dieser Zeit mit 
Stella befreundet.
Peter Weidenreich konnte 1937 zusammen mit seinen El-
tern nach einem nervenaufreibenden Kampf um Ausreise-
visa und ein Affidavit – eine eidesstattliche Versicherung 
eines in den USA lebenden Verwandten, die Familie im 
Falle der Mittellosigkeit zu unterstützen – ausreisen. Die 
Familie Goldschlag hingegen bemühte sich vergeblich. Zu 
Beginn des Jahres 1940 erfasste die 80.000 (von ehemals 
173.000) noch in Berlin lebenden Juden die Panik. Die Aus-
reise wurde immer schwieriger. Nicht zuletzt deswegen, 
weil Auswanderungswilligen aufgrund einer 1938 in Evian-
les-Bains von 32 Staaten getroffenen Quotenregelung die 
Türe vor Nase zugeschlagen wurde. 1943 war die Zahl der 
jüdischen Bevölkerung Berlins auf ca. 27.000 Menschen 
gesunken. Im gleichen Jahr tauchte Stella mit ihren Eltern 
unter und lebte als sogenanntes U-Boot versteckt in Berlin. 
Durch eine Verkettung unglücklicher Umstände wurde 
Stella Goldschlag verhaftet und gefoltert. Ihre Eltern, Toni 
und Gerhard Goldschlag, wurden ebenfalls verhaftet, im 
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Februar 1944 in das KZ Theresienstadt und im Oktober 
desselben Jahres nach Auschwitz deportiert. Angst um das 
Leben ihrer Eltern, Angst vor der eigenen Deportation und 
Angst vor weiterer Folter waren ausschlaggebende Mo-
tive, mit der Gestapo zu kollaborieren. Gemeinsam mit ih-
rem Partner und zweiten Ehemann Rolf Isaaksohn spürte 
sie versteckte Juden auf. (Ihr erster Ehemann, Manfred 
Kübler, wurde bereits 1943 nach Auschwitz deportiert.) 
Gezielt suchten sie Kaffeehäuser, Kinos und andere Rück-
zugsorte auf, um untergetauchte Juden zu verhaften bzw. 
der Verhaftung durch die Gestapo zuzuführen. Die Schil-
derung der perfiden und skrupellosen Vorgehensweise in 
manchen Buchpassagen ist nur schwer zu ertragen. 
Nach der Befreiung Berlins wurde Stella Goldschlag 1945 
von einem sowjetischen Militärtribunal verurteilt. Sie ver-
brachte zwei Jahre in Sachsenhausen sowie weitere acht 
Jahre zunächst in Torgau, dann in der berüchtigten Fes-
tung Hoheneck. 1956 folgte ein weiterer Prozess, der von 
der Berlin Justiz angestrengt wurde. Das Gericht verkün-
dete ein nochmaliges Strafmaß von zehn Jahren. Weil 
Stella Goldschlag zehn Jahre bereits abgebüßt hatte, 
wurde die Strafe nach der Berufung ausgesetzt. 
Peter Wyden hat an dem Buch – so seine Nachbemerkung 
– insgesamt 46 Jahre gearbeitet und eine psychologisch 
sensible Annäherung an die ambivalente Person von Stella 
Goldschlag versucht. Dabei ist an keiner Stelle Voyeuris-
mus oder Sensationslust feststellen. (Allein schon deshalb 
verbietet sich ein Vergleich mit Takis Würgers unterkomple-
xem Roman.) Ein Urteil über Stella Goldschlag erlaubt Wy-
den sich bis zum Schluss nicht. Er erhebt sich nicht zum Rich-
ter und wirbt auch nicht um Verständnis für Goldschlags 
Handeln. Ihm geht es vielmehr um die Frage der morali-
schen Verstrickung, die Stella Goldschlag Täterin und Op-
fer zugleich werden ließ. Er versucht zu erklären, warum 
eine junge Jüdin im Auftrag der Gestapo jüdische Mitbür-
gerinnen und Mitbürger verraten und damit in den Tod ge-
schickt hat. Peter Wyden schildert überaus vielschichtig 
und einfühlsam das Schicksal einer jüdischen Nazi-Kolla-
borateurin im Kontext einer barbarischen Epoche.

Siegfried Frech 

Nationalsozialismus in einer schwäbischen Kleinstadt

Thomas Großbölting:
Volksgemeinschaft in der Kleinstadt. Kornwestheim und der 
Nationalsozialismus. 

Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart 2017.
195 Seiten, 26,00 Euro (E-Book: 22,99 Euro)

Will man verstehen, wie der Nationalsozialismus an die 
Macht kam, darf man nicht nur Berlin und andere Metropo-
len in den Blick nehmen. Genauso aufschlussreich sind die 
Prozesse der Machtübertragung, der (Selbst-)Gleichschal-
tung und der aktiven Aneignung der NS-Ideologie sowie 
deren politische Umsetzung auf lokaler Ebene. Thomas 
Großbölting, Lehrstuhlinhaber für Neuere und Neueste 
Geschichte an der Universität Münster, zeigt in seiner Stu-
die, wie der Nationalsozialismus Politik, Gesellschaft und 
Alltag in der schwäbischen Kleinstadt Kornwestheim 
durchdrang. Dabei konzentriert er sich auf mehrere Fra-

gen: Wie und in welcher Form veränderte sich das Leben in 
Kornwestheim? Wer waren die Wegbereiter und Initiato-
ren der Machtübernahme auf der lokalen Ebene? Wer un-
terstützte die nationalsozialistische Bewegung vor Ort ak-
tiv? Wer stellte sich dagegen, leistete gar Widerstand? 
Wer profitierte vom neuen System, wer musste Einbußen 
hinnehmen? Wie verhielt sich die Bevölkerung der Klein-
stadt gegenüber jüdischen Mitbewohnern? Welche Rolle 
spielten die „kleinen Führer“? Gerade mit der letzten Frage 
fokussiert Thomas Großbölting den Gesichtspunkt einer 
extrem personalisierten Politik auf lokaler Ebene, begeg-
neten sich doch die allermeisten Akteure – Bevölkerung, 
Funktionäre und Amtsträger – unmittelbar und persönlich. 
Eine entscheidende Frage ist letztlich auch, wie sich eine 
Stadt und ihre Bevölkerung nach 1945 ihrer Geschichte 
stellt. Auch in Kornwestheim wiederholte sich von 2011 bis 
2013 die langjährige geschichtspolitische Diskussion, wie 
die NS-Geschichte angemessen aufgearbeitet werden 
kann. Die Kontroversen im Kommunalparlament der Gro-
ßen Kreisstadt reichten von polemischen Argumenten („Bei 
Stalin, da war es auch nicht besser!“) bis zum Argwohn, 
das Forschungsprojekt sei ein wahltaktisches Manöver der 
SPD. Skepsis spiegelte sich auch in der Frage wider, ob 
man mit einer solchen Studie den Opfer- und Täterfamilien 
überhaupt gerecht werde. Es ist verdienstvoll, dass sich die 
kommunalpolitischen Entscheidungsträger schlussendlich 
gegen „Schlussstrichmentalitäten“ und das „kollektive Be-
schweigen“ durchgesetzt haben. 
Thomas Großbölting erörtert in der soliden, auf einer brei-
ten Quellenbasis fußenden Studie den gesellschaftlichen 
und politischen Wandel in der Kleinstadt: von ländlich-
bäuerlicher Geschlossenheit am Beginn des 20. Jahrhun-
derts zu sozial-urbaner Offenheit und politischer Zerris-
senheit in den 1920er und 1930er Jahren. Die kleinstädti-
sche Lebenswelt und das Stadtbild waren insbesondere 
durch die Schuhfabrik Salamander und die Eisengießerei 
Stotz, die viel zur wirtschaftlichen Prosperität beitrugen, 
geprägt. Neben dem vornehmlich im alten Dorf ansässi-
gen bäuerlichen Bevölkerungsteil, den Fabrikarbeitern 
und ihren Familien bildete die Gruppe der Eisenbahner, 
die in einem großen Verschiebebahnhof tätig waren, die 
drit te wichtige Sozialgruppe in Kornwestheim. Dement-
sprechend veränderte sich auch die soziologische Struktur 
des Gemeinderats: Alteingesessene Landwirte und Hono-
ratioren – eine Art „großbäuerliches Dorfpatriziat“ (Willi 
A. Boelcke) – bekamen merklich Konkurrenz zu verspüren: 
Nach dem Ersten Weltkrieg stieg die SPD im Frühjahr 1919 
zur stärksten Fraktion im Gemeindeparlament auf. Kommu-
nalpolitische Turbulenzen entzündeten sich 1930 an der 
Streit frage, ob denn nun der von den Sozialdemokraten 
favorisierte Kandidat Theodor Steimle oder ein Schultheiß 
aus einem benachbarten Ort, unterstützt von der Bauern- 
oder Handwerkerschaft, Bürgermeister werden solle. 
Steimle gewann die Wahl mit 63 Prozent, zeichnete sich 
jedoch in der Folgezeit durch eine weniger glückliche 
Amts- und Lebensführung aus. Aus dieser Provinzposse 
schlugen vor allem die sich formierende NS-Bewegung 
und Otto Trefz, wichtigster Nationalsozialist Kornwest-
heims, politisches Kapital. Von gerade einmal sieben Mit-
gliedern im Jahr 1929 stieg die Zahl der Parteimitglieder im 
Jahr 1930 auf 23 und auf 117 im Jahr 1932. Mit den soge-
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nannten Märzgefallenen im Jahr 1933 stieg die Zahl auf 
429 an. Wichtigster Agitator vor Ort war der ehemalige 
Hilfslehrer Otto Trefz, ab 1932 NSDAP-Kreisleiter in dem 
unmittelbar an Kornwestheim angrenzenden Ludwigsburg. 
Trefz forcierte den ersten Durchbruch des Nationalsozia-
lismus in Kornwestheim. Bereits im August 1933 saßen nur 
noch Nationalsozialisten im Gemeinderat, KPD und SPD 
wurden aufgelöst, ihnen verbundene Vereine zerschlagen, 
Funktionäre verhaftet.
Ein weiterer Umstand begünstigte den Aufstieg der Natio-
nalsozialisten und letztlich den Zusammenbruch der fragi-
len Demokratie. Angesichts der letzten Krisenjahre der 
Weimarer Republik fiel die ideologisch aufgeladene Idee 
der „Volksgemeinschaft“ auf fruchtbaren Boden: Der Par-
teienstreit in den 1930er Jahren, die desolate wirtschaftli-
che Situation, Arbeitslosigkeit und Wohnungsnot, die ver-
meintlich sozialen Verwerfungen – anscheinend von Kom-
munisten und Sozialdemokraten nachgerade gefördert – 
sollten durch das Gegenbild der „Volksgemeinschaft“ und 
den „neuen Geist“ beseitigt werden. Alfred Kercher, Bür-
germeister der Stadt und „Nationalsozialist der zweiten 
Stunde“ (Thomas Großbölting), begrüßte die nationalsozi-
alistische Machtergreifung als Rettung aus der krisenhaf-
ten Situation der 1930er Jahre. Die eigentliche Etablierung 
gelang den „Nationalsozialisten der zweiten Stunde“ – so 
Thomas Großbölting.
Die weiteren gründlich recherchierten Kapitel sind der na-
tionalsozialistischen Durchdringung des Alltags, der Ver-
drängung und Verfolgung der Arbeiterbewegung, der 
 Inszenierung der „Volksgemeinschaft“ am „Tag der natio-
nalen Arbeit“ am 1. Mai 1933 und der ideologischen Un-
terwanderung von Alltag, Kirche und Schule gewidmet. 
Binnen dreier Monate hatten sich die Stadt und ihre Insti-
tutionen quasi selbst gleichgeschalten. Kennzeichen die-
ser Gleichschaltung war eine Interdependenz „von oben 
und von unten“ (S. 73). Von oben – aus Berlin und Stuttgart 
– kamen die Gesetze und Vorschriften sowie die Maß-
gabe zum Aufbau nationalsozialistischer Strukturen, von 
unten prägten NS-Akteure wesentlich die Verhältnisse vor 
Ort. 
An die vom NS-System postulierte Egalität der „Volksge-
meinschaft“ war die Exklusion gekoppelt, d. h. die Aus-
grenzung und Marginalisierung „Rasse- und Volksfrem-
der“, die in der gezielten Ermordung und im Genozid ende-
ten. In Kornwestheim hatte nur einen kleinen jüdischen 
Bevölkerungsanteil. Emotional aufgeladen war allerdings 
die Umstrukturierung innerhalb des traditionsreichen 
Schuhunternehmens Salamander. Der Wandel von einer 
christlich-jüdisch geprägten Firma zu einem „arischen“ Un-
ternehmen vollzog sich mit dem Ausschluss der jüdischen 
Firmengründer und Entscheidungsträger. Die Firma war 
eine wichtige Einnahmequelle für die Stadt und hatte sich 
vor 1933 als Sponsor hervorgetan. 1933 schieden zwei jü-
dische Aufsichtsräte, Arthur und Siegfried Levi, aus dem 
Unternehmen aus und verkauften die ihnen gehörenden 50 
Prozent der Aktien an die „arischen“ Teilhaber. 
Beschämend war die Rolle der Stadt, die sich in „kollektives 
Schweigen“ (S. 104) hüllte. Bis heute sichtbar ist das Korn-
westheimer Rathaus als kommunales Verwaltungszentrum 
und Mittelpunkt des kommunalen Gemeinwesens. Der 
symbolisch hoch aufgeladene Bau, bis heute Wahrzeichen 

der Stadt, wurde 1935 vollendet. Die Firma Salamander 
hatte sich mit 75.000 Reichsmark an den Kosten des Sym-
bolbaus beteiligt. 
Das Kapitel „Mobilisierung, Krieg und Zusammenbruchs-
gesellschaft“ zeichnet den Weg der Stadt und seiner Be-
völkerung in die Katastrophe des Zweiten Weltkriegs nach: 
Die Zahl der aus dem Ort kommenden Toten und Verwun-
deten stieg an, der anfängliche Siegestaumel erhielt merk-
liche Dämpfer und verwandelte sich in Fatalismus. 
Am 28. Januar 1945 erfolgte der schwerste Luftangriff auf 
die Stadt – Bombenhagel anstatt einem blühenden „Tau-
sendjährigen Reich“. Am 21. April 1945 besetzten französi-
sche Soldaten die Stadt. Dieses Datum bedeutete für Korn-
westheim das Ende des Krieges und die Befreiung von der 
nationalsozialistischen Diktatur. Aber trotz der Befreiung 
gab es zahlreiche Kontinuitäten: In Teilen von Verwaltung, 
Wirtschaft, Justiz und Politik vollzog sich eine „kalte Am-
nestie“ (Jörg Friedrich). Ehemalige Nationalsozialisten 
machten erneut Karriere und integrierten sich nahtlos in 
die Nachkriegsgesellschaft. Die meisten der ungezählten 
Mitläufer schwiegen und wollten mit der nationalsozialisti-
schen Vergangenheit nicht konfrontiert werden. Dies lässt 
sich auch für Kornwestheim exemplarisch an zwei Perso-
nen festmachen: Otto Trefz, ein überzeugter Nationalsozi-
alist und „Kämpfer der ersten Stunde“, wurde von der 
Spruchkammer als „Hauptschuldiger“ eingestuft, nach der 
eingelegten Berufung in die Personengruppe der „Belaste-
ten“ eingereiht. Durch Seilschaften und Katzbuckelei fasst 
er wieder Fuß im Schuldienst. 1958 schließlich wurde Trefz 
zum Beamten auf Lebenszeit ernannt und konnte wieder 
als Lehrer arbeiten. Alfred Kercher, nach dem u. a. das 
städtische Hallenbad benannt wurde, gelang ebenso 
„souverän“ der Gang durch die Entnazifizierung. Im Laufe 
des Verfahrens wurde die Beurteilung immer milder, ein 
vom katholischen Stadtpfarrer ausgestellter „Persilschein“ 
trug zur Herstellung der Reputation bei. Kercher – so seine 
eigene Argumentation – habe nur als NSDAP-Mitglied sei-
nen Einfluss geltend machen und so für die Stadt Kornwest-
heim sorgen können. Letztlich fuhr er auf dem „NS-Ticket“ 
ins Amt des Bürgermeisters und nutzte das System für seine 
Karriere.
Thomas Großbölting ist eine brillante und lesenswerte Stu-
die gelungen: Leserinnen und Leser können dezidiert ver-
folgen, wie sich einzelne Personen – allen voran Trefz und 
Kercher – der NS-Ideologie verschrieben, diese vehement 
propagierten und Kraft ihrer politischen Funktion in die 
Stadt transportieren. Ersichtlich wird, wie die demokrati-
sche Kultur der Weimarer Republik auf lokaler Ebene 
schrit tweise zugunsten einer nebulösen „Volksgemein-
schaft“ abgeschafft wurde. Deutlich wird aber auch, wie 
viele Kornwestheimer sich mit dem Regime arrangierten, 
Affinitäten zum nationalsozialistischen Gedankengut ent-
wickelten und sich widerspruchslos in den Apparat einbin-
den ließen, gar von ihm profitierten. In den lokalen Wirk-
lichkeitsausschnitten einer schwäbischen Kleinstadt, die 
Thomas Großbölting dicht beschreibt und sorgsam recher-
chiert, werden – gleichsam wie unter einer Lupe – die Wirk-
kraft diktatorischer Mechanismen und die nahezu kritik-
lose Anpassungsfähigkeit an Herrschaftsstrukturen er-
kennbar und nachvollziehbar. 

Siegfried Frech
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Deutschland und die Sowjetunion – eine schwierige 
Beziehung

Horst Teltschik:
Russisches Roulette. Vom Kalten Krieg zum Kalten Frieden.

Verlag C. H. Beck, München 2019. 
234 Seiten, 16,95 Euro.

Wer die Beziehungen Deutschlands zur Sowjetunion bzw. 
Russland von der Entspannungspolitik der 1970er Jahre 
über das vertrauensvolle und an Chancen reiche Verhält-
nis bis zur gegenwärtigen Konfrontation miterlebt hat, 
fragt sich verwundert: Wie konnte es so weit kommen?
Horst Teltschik, unter Helmut Kohl stellvertretender Leiter 
des Kanzleramts und Sonderbeauftragter bei den Ver-
handlungen zur deutschen Einheit, gewährt in seinem Buch 
„Russisches Roulette“ erklärende und spannende, zum Teil 
persönliche Einblicke in die harmonische Zeit der 1990er 
Jahre und ergänzt diese mit seinen Erfahrungen als lang-
jähriger Leiter der Münchner Sicherheitskonferenz. Gegen 
Ende des Buches stellt auch er sich die Frage „Was tun?“ – 
und gibt Politik und Gesellschaft samt Massenmedien 
kluge Antworten.
Der Autor macht einleitend bewusst, wie gefährlich die 
weltpolitische Lage noch vor der Entspannungspolitik war. 
Für die Menschheit schien die nukleare Vernichtung durch-
aus realistisch. Im Kapitel „Vorgeschichte der Entspan-
nungspolitik“ skizziert Teltschik die dramatischen Tage um 
den Mauerbau und die Kubakrise, bei der die Welt nah an 
der atomaren Vernichtung vorbeischrammte. Präsident 
John F. Kennedy hielt ein halbes Jahr später seine ein-
drucksvolle „Friedensrede“ vor Studenten: „Wir müssen die 
Welt so nehmen, wie sie ist […] und uns um Entspannung 
bemühen.“ Dafür sei ein „hohes Maß an Kontakt und Kom-
munikation“ nötig. Teltschik würde den heute verantwortli-
chen Politikern gern eine Kopie dieser Rede in die Hand 
drücken.
Nach dem Rückschlag im Jahr 1968, als die Sowjetunion 
den „Prager Frühling“ mit Panzern niederwalzte und die 
Breschnew-Doktrin auf blutigem Weg durchsetzte, folgte 
eine längere Zeit der Entspannung unter Bundeskanzler 
Willy Brandt und seiner Ostpolitik, die in umfassende Ost-
verträge und in die KSZE-Schlussakte mündeten. Konflikte 
sollten fortan friedlich gelöst und die Menschenrechte ge-
achtet werden.
Bald danach erreichte der Kalte Krieg jedoch erneut 
 einen Höhepunkt mit der sowjetischen Stationierung der 
SS 20-Mittelstreckenrakten und dem folgenden NATO-
Doppelbeschluss. Tauwetter setzte erst wieder richtig im 
November 1985 ein, als sich US-Präsident Ronald Rea-
gan (der von vielen auf der Welt als „Schauspieler aus 
Kalifornien“ für sprunghaft, partiell senil und wenig kennt-
nisreich gehalten wurde) und Michail Gorbatschow, 
 Generalsekretär der KPdSU, zum ersten Mal in Genf tra-
fen. Jahre später lagen die weitreichendsten Abrüstungs-
erfolge in der Geschichte vor: die doppelte Null-Lösung 
für alle Mittelstrecken-Kernwaffen der USA und der Sow-
jetunion sowie die deutliche Reduzierung der strategi-
schen Nuklearraketen. 181 Staaten unterzeichneten in 
den Folgenjahren die UN-Konvention zum Chemiewaf-
fenverbot. 

Dank des sehr guten persönlichen Verhältnisses zwischen 
Helmut Kohl und Michail Gorbatschow fiel während des 
überraschenden Falls der Berliner Mauer 1989 kein einzi-
ger Schuss, denn die 380.000 in der DDR stationierten Sol-
daten der Sowjetunion blieben in ihren Kasernen. Im Feb-
ruar 1990 sprach Gorbatschow die entscheidenden 
Worte: Es sei Sache der Deutschen, den Zeitpunkt und den 
Weg der Einigung selbst zu bestimmen. Es kam die deut-
sche Einheit und alle sowjetischen Soldaten einschließlich 
deren Nuklearwaffen wurden friedlich zurückgeführt.
Geschichte schreitet in atemberaubendem Tempo fort. Ein 
großes Kapitel widmet Teltschik dem „Ende der Sowjet-
union“ 1991 und zitiert den späteren Präsidenten Wladimir 
Putin, der den Zerfall als „die größte geopolitische Kata-
strophe des 20. Jahrhunderts“ bezeichnet.
Hinzu kamen der Golfkrieg und der Jugoslawienkonflikt. 
Die Vision einer gesamteuropäischen Sicherheitsordnung 
konnte in dieser turbulenten Zeit von den führenden Politi-
kern nicht umgesetzt werden. Teltschik meint, ihnen fehlte 
Kreativität und Mut. Stattdessen konzentrierten sie sich auf 
tagespolitische Notwendigkeiten und hätten sich am Ende 
sogar dahinter versteckt. 
Zum Thema der nun einsetzenden NATO-Erweiterung 
durch die gerade unabhängig gewordenen Staaten Ost-
europas äußerte sich der damalige Präsident Boris Jelzin 
gegenüber dem US-Präsidenten laut einem gerade freige-
gebenen Geheimdokument, sie sei „nichts anderes als eine 
Demütigung Russlands“ und „eine neue Form der Einkrei-
sung.“ Teltschik geht auf die zahlreichen Legenden um die 
NATO-Osterweiterung ein. Hans-Dietrich Genschers und 
James Bakers Zusagen bezüglich der NATO-Ostgrenze an 
die Sowjetunion, die heutzutage zitiert würden, seien frühe 
Gespräche über die Möglichkeit der deutschen Einheit 
und nicht offiziell gewesen. Fest steht: „Ein offizielles Ver-
sprechen des Westens hat es nicht gegeben“ (S. 111). Auch 
Gorbatschow habe inzwischen mehrfach bestätigt, dass 
es 1990 keine Gespräche über eine mögliche Osterweite-
rung der NATO gegeben habe.
Der „frühe“ Putin sei ein überzeugter „Westler und vielleicht 
einer der überzeugtesten Europäer in Russland“ gewesen, 
so erinnern sich seine Mitarbeiter und Berater. Auch dass 
Russland Mitglied der NATO sein könne, schloss Putin nicht 
aus. Im Deutschen Bundestag hielt er am 25. September 
2001 eine bedeutende Rede (überwiegend auf Deutsch 
und wie wir heute wissen, von Teltschik mit verfasst) über 
allumfassende Zusammenarbeit und Partnerschaft. Aber 
auch: „In Wirklichkeit haben wir immer noch nicht gelernt, 
einander zu vertrauen.“
Der 10. Februar 2007 ist ein weiteres wichtiges Datum, als 
Präsident Putin auf der Münchner Konferenz für Sicher-
heitspolitik im Bayerischen Hof eine viel beachtete Rede 
hielt. Er klagte die USA an, die Grenzen in jeder Weise 
überschrit ten zu haben, dass sie ihre politische Sicht ande-
ren Nationen überstülpen und auch militärische Gewalt 
fast unbegrenzt einsetzen würden. Beobachter sahen in 
seinen Worten aber nicht Konfrontationsrhetorik, sondern 
eher einen „Alarmruf“, um eine weitere Verschlechterung 
der Beziehungen zu vermeiden.
Teltschik analysiert im Kapitel „Der Weg in die Konfronta-
tion“ sehr ausführlich den Konflikt um die Ukraine und 
kommt zu dem Schluss: „Russlands verdeckte militärische 
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Intervention in der Ostukraine und die Annexion der Krim 
sind ein schwerwiegender Bruch der europäischen Frie-
densordnung von 1990 […]. Der Einsatz militärischer Mittel 
hätte tabu sein müssen“ (S. 202). Dieses Zitat ist wohl das 
härteste Urteil Teltschiks in diesem Buch.
Bleiben die letzten 23 Seiten mit der Frage des Autors „Was 
tun?“ Sollten die wechselseitigen Anschuldigungen nicht 
endlich in professioneller Weise und nicht nur über eine 
„Megaphon-Diplomatie“ behandelt werden? Für ihn ge-
hört dazu, dass man über das jeweilige Gegenüber Be-
scheid weiß. Beide Seiten sollten trotz der Verdächtigun-
gen, Überreaktionen und bei Gefahr unbeabsichtigter 
Zwischenfälle nicht Russisch Roulette spielen, „es könnte 
sein, dass die Patronenkammer irgendwann einmal nicht 
leer ist“ (S. 13). Militärexperten beider Seiten müssten ge-
meinsam entstandene Probleme diskutieren.
Insgesamt sieht Teltschik im sogenannten Normandie-For-
mat (Deutschland, Frankreich, Russland und Ukraine) das 
einzige Instrument, Fortschrit te in der Ukrainekrise zu er-
reichen: „Wir brauchen wieder eine Politik, die die Bereit-
schaft zur Konfrontation mit der ausgestreckten Hand ver-
bindet, mit konkreten Angeboten, die den Weg zur Dees-
kalation weisen, zu Abrüstung und Rüstungskontrolle, zu 
Entspannung und Partnerschaft“ (S. 227). Die NATO müsse 
wieder anfangen, die russischen Interessen ernst zu neh-
men, Kompromisse eingehen und Wettrüsten vermeiden. 
Es brauche wieder mehr Gipfeldiplomatie. Präsident Putin 
habe sich einmal in einem kleinen K reis, so Teltschik, sehr 
positiv über die Bundeskanzlerin geäußert. Sie höre zu 
und greife Argumente nicht nur auf, sondern kommuniziere 
sie auch öffentlich sachgerecht. Für ihn sei sie in Europa 
die wichtigste Gesprächspartnerin. Und so endet das 
Buch mit einem Zitat von Angela Merkel: „Brücken sind 
schnell zerstört, aber es dauert lange, sie wieder aufzu-
bauen.“ Teltschik hat das allerletzte Wort: „Fangen wir 
wieder an.“ Gemeint ist die vielseitige Zusammenarbeit 
und der Austausch von Jugend, Kultur und Wissenschaft 
statt Sanktionen. 
Das Buch ist eine mitreißende Zeitreise, an manchen Stel-
len fesselnd, vor allem, wenn Teltschiks persönliche Begeg-
nungen, Telefonate und Erfahrungen einfließen. Lehrerin-
nen und Lehrer für Geschichte und Gemeinschaftskunde 
haben somit ein lebendiges und überzeugendes „Lehr-
buch“ zur Hand, wie Politik funktioniert.

Berthold Schäffner

Die Revolution 1918/19

Heiner Karuscheit/Bernhard Sauer/Klaus Wernecke:
Vom „Kriegssozialismus“ zur Novemberrevolution.
SPD und „Junkerstaat“, „Spartakusaufstand“, Gewalt von 
oben, Gewalt von unten.

VSA-Verlag, Hamburg 2018.
144 Seiten, 12,80 Euro.

Die Revolution 1918/19 bildet immer noch ein Desiderat 
der geschichtswissenschaftlichen Forschung. Anlässlich 
des hundertjährigen Jubiläums der Revolution 1918/19 
sind unlängst mehrere Bücher erschienen, die diesem De-
fizit begegnen wollen. Sie beschäftigen sich mit der Vor-

geschichte, den Ereignissen selbst und den Aus- und 
Nachwirkungen der Revolution. Zeitgeschichtliche Jubi-
läen bringen stets einen Stapel neuer Bücher mit sich. Re-
nommierte Historiker und Autoren – so u.a. Robert Ger-
warth (Die Besiegten. Das blutige Ende des Ersten Welt-
kriegs), Mark Jones (Am Anfang war Gewalt. Die deutsche 
Revolution 1918/19 und der Beginn der Weimarer Repub-
lik) oder Volker Weidermann mit einem lesenswerten Buch 
über die Münchner Räterepublik (Träumer. Als die Dichter 
die Macht übernahmen) – haben umfangreiche Darstel-
lungen vorgelegt und den Diskurs befördert. Man mag 
dies nun abfällig als „Saisonliteratur“ bezeichnen, die die 
Revolution „in irgendein Modell nützlicher Geschichte […] 
pressen“ (Die junge Welt vom 11.02.2019) wolle. Lob ver-
dient das Unterfangen, zeitgeschichtliche Zusammen-
hänge, Ereignisse und deren Folgewirkungen erklären zu 
wollen, allemal. 
In all der umfangreichen neuen Literatur kommt der eher 
dünne Band des VSA-Verlags „Vom ‚Kriegssozialismus‘ zur 
Novemberrevolution“ eher unscheinbar daher. Der Unter-
titel (SPD und „Junkerstaat“, „Spartakusaufstand“, Gewalt 
von oben, Gewalt von unten) benennt bereits die drei in-
haltlichen Schwerpunkte des Buches. Heiner Karuscheit, 
Bernhard Sauer und Klaus Wernecke gehen der Frage 
nach, warum die Ziele der Revolution 1918/19 nicht oder 
nur unvollkommen verwirklicht werden konnten, obwohl es 
eine breite Volksbewegung für diese Ziele gegeben hat. 
Die Novemberrevolution und die Gründung der Republik 
1918/19 markieren – so das Autorentrio – eine historische 
Niederlage der Arbeiterbewegung. Dies wir ft mehrere 
Fragen auf: Worin bestand die historische Niederlage? 
Welche Ursachen hatte die Niederlage? Und was waren 
letztlich die Folgen? 
Heiner Karuscheit, der seit über 30 Jahren zur Geschichte 
der Arbeiterbewegung veröffentlicht, untersucht die Rolle 
der SPD bei der Zerschlagung der Revolutionsbewegung. 
Seine These ist, dass die Parteiführung nicht aus Unerfah-
renheit handelte, sondern einem Machtkonzept folgte, das 
auf die Übernahme des preußischen Obrigkeitsstaates un-
ter sozialdemokratischer Führung zielte. Deshalb wehrte 
sie alle Ansätze zur Demokratisierung von Staat und Wirt-
schaft ab. Die SPD sei, sowohl für die „Zerschlagung der 
Revolutionsbewegung“ als auch für die „ausbleibende Fun-
dierung des Weimarer Staats“ (S. 7) verantwortlich. Die 
Parteiführung der SPD habe einem preußisch-obrigkeitli-
chen Staatsverständnis angehangen und deshalb nicht 
nur sozialistische Forderungen blockiert, sondern die Kern-
forderungen einer bürgerlichen Revolution vehement ab-
gewehrt: eine Landreform etwa oder die Entmachtung des 
ostelbischen Militäradels. Somit sei die „alte“ Ordnung 
nicht in Frage gestellt, sondern letztlich gerettet worden. 
Auch die Sozialisierung der Schwerindustrie sei hintertrie-
ben worden. Der Beitrag von Heiner Karuscheit ist für 
„Feinschmecker“ der zeitgeschichtlichen Zunft durchaus le-
senswert, verlangt historischen Laien jedoch einiges ab – 
so z.B. wenn es um den Revisionismusstreit und die Rolle 
bzw. Positionen der sozialdemokratischen Theoretiker 
Eduard Bernstein und Karl Kautsky geht. Man erinnert sich 
dabei ein klein wenig an die ersten Studienjahre und die 
(mühsame) Lektüre des 1973 erschienenen Standardwerks 
„Negative Integration und revolutionärer Attentismus. Die 
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Sozialdemokratie am Vorabend des Ersten Weltkriegs“ 
von Dieter Groh.
Klaus Wernecke, Professor für Sozial- und Kulturgeschichte 
an der Universität Lüneburg, setzt sich mit dem 2017 er-
schienenen Buch „Am Anfang war Gewalt. Die deutsche 
Revolution 1918/19 und der Beginn der Weimarer Repub-
lik“ von Mark Jones über die Gewaltgeschichte der Revolu-
tion von 1918/19 auseinander. Mark Jones analysiert die 
seit Ende 1918 eskalierenden gewaltsamen Konfrontatio-
nen zwischen den Protestbewegungen, die parteipolitisch 
nicht eindeutig zuzuordnen waren, sowie den regierungs-
nahen Reichswehreinheiten und Freikorps. Die von Jones 
analysierten Ergebnisse und das brutale Agieren der mili-
tärischen Einheiten sind bereits bekannt. Neu an der zu-
sammenfassenden Untersuchung ist der genaue Blick auf 
das Gewalthandeln. Mark Jones arbeitet das Amalgam 
aus Angst, Stimmungen, Bedrohung und Gewalterfahrung 
sowie die daraus resultierende Dynamik heraus. Es sei eine 
Verzerrung – so Klaus Wernecke – zu behaupten, dass 
1918/19 aufgrund von Furcht und Angst auslösenden Ge-
rüchten, jeder auf jeden geschossen habe. Er wendet sich 
gegen die These, dass die Gewalteskalation das Resultat 
einer „unkontrollierten Eigendynamik“ der beteiligten Ak-
teure gewesen sei. Wernecke weist nach, dass vor allem 
die Entscheidung der MSPD (Mehrheitssozialdemokrati-
sche Partei Deutschland), gemeinsam mit den Spitzen des 
Militärs und Teilen der alten Verwaltung gegen die Revolu-
tion von unten vorzugehen, Einfluss auf den Gang der Ge-
waltereignisse hatte: Es war „überwiegend die bewaff-
nete Macht der alten Herrschaft im Bündnis mit der neuen 
[…], die hier in der Hauptsache zielgerichtet schoss“ (S. 
88). Jones verkenne, so das Fazit von Wernecke, die politi-
sche Anordnung und Verantwortung.
Der Januaraufstand in Berlin, oft auch „Spartakusauf-
stand“ genannt, war die zentrale Auseinandersetzung der 
Novemberrevolution. In seiner detaillierten Analyse des 
„Spartakusaufstandes“ zeigt der Historiker Bernhard 
Sauer, dass es sich bei diesem Aufstand um eine spontane 
Erhebung handelte. Weder die „Revolutionären Obleute“, 
noch die USPD (Unabhängige Sozialdemokratische Par-
tei), noch der Spartakusbund haben ihn geplant oder initi-
iert. Der Spartakusbund hatte als kleine, aber entschlos-
sene Minderheit zu keinem Zeitpunkt einen größeren Ein-
fluss auf die Proteste. Was aber hat so viele Menschen auf 
die Straße getrieben? Erhebliche Teile der Arbeiterschaft 
waren mit der Entwicklung nach Beendigung des Krieges 
unzufrieden. Nach vier Jahren Krieg erwarteten sie einen 
Neubeginn und den Bruch mit dem alten System, das die-
sen mörderischen Krieg zu verantworten hatte. Die De-
monstrationen im Januar 1919 waren die größten, die Ber-
lin je erlebt hatte. In der Geschichtsschreibung wurde der 
Januaraufstand jahrzehntelang als „Spartakusaufstand“ 
apostrophiert. So erklärte die Sozialdemokratie damals, 
dass der Spartakusbund hinter dem Aufstand gestanden 
habe. Die Freikorps argumentierten, dass Deutschland 
dem Bolschewismus anheimgefallen wäre, wenn nicht der 
Einsatz der Freikorps dem energisch Einhalt geboten hätte. 
Bernhard Sauer zeichnet die historischen Fakten im Einzel-
nen akribisch nach. Er schildert detailgenau die Ereignisse, 
beginnend am 4. Januar bis zum 11. Januar 1919. Bernhard 
Sauer resümiert, dass es möglich gewesen wäre, eine sta-

bile demokratische Ordnung mit sozialistischen Facetten 
aufzubauen. Eine historische Chance, die allerdings nicht 
genutzt wurde. 
Alle drei Beiträge lassen sich mit den bereits 1970 veröf-
fentlichten Erkenntnissen der Historikerin Helga Grebing in 
ihrer „Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung“ auf 
den Punkt bringen: Die SPD war 1918/19 nicht in der Lage, 
die gesellschaftlichen und bewusstseinsmäßigen Grund-
lagen für einen neuen Staat zu schaffen. Sie besaß keine, 
alle Bereiche von Staat und Gesellschaft umfassende Kon-
zeption sozialdemokratischer Politik und zeigte sich in vom 
monarchisch-autoritären Staat geprägten Ordnungsvor-
stellungen befangen.
Will man die drei Beiträge in dem Sammelband beurteilen 
und gewichten, ist wohl ein Zitat von Reinhard Rürup, das 
Bernhard Sauer in seinen Vorbemerkungen verwendet, zu-
treffend: „Die Interpretation der Revolution ist in hohem 
Maße von den politischen Interessen und Kategorien des 
jeweils Urteilenden abhängig.“ 

Siegfried Frech

Europa: Kindern verständlich erklärt

Grotrian, Gesine/ Schädlich, Susan: 
Fragen an Europa. Was lieben wir? Was fürchten wir?

Beltz & Gelberg, Weinheim 2019. 
68 Seiten, 16,95 Euro (E-Book: 15,99 Euro)

Das war noch nie passiert. Immer liegen verschiedenste 
politische Publikationen bei uns herum: Tageszeitungen, 
Magazine, Bücher. Nie hatte sich mein jüngster Sohn je 
dafür interessiert. Bis ich achtlos das Buch „Fragen an Eu-
ropa“ dazulegte, das mir ein Verlag zugesandt hatte. 
„Mama – so viele Menschen leben in Europa?“, fragte mich 
plötzlich mein Zehnjähriger, unaufgefordert in dem bunten 
Buch blätternd. Er zeigte auf die Piktogramme, die die 
Frage „Wer ist Europa?“ illustrieren. Sie ist eine von 60 Fra-
gen, die ein Jugendbeirat formuliert hat; jede Frage wird 
auf einer Doppelseite mit ansprechend gestalteten Grafi-
ken und geringem Textanteil beantwortet. Doch was heißt 
beantwortet – oft werfen die Infos neue Fragen auf und 
regen zu intensiven Gesprächen an, ganz wie es sich die 
Autorinnen in ihrem Vorwort wünschen. Und tatsächlich 
saß ich eine ganze Weile mit zwei Söhnen auf dem Sofa 
und sprach mit ihnen das Buch durchblätternd über Eu-
ropa. Wir verweilten bei den Kreisen, in denen lediglich 
die Farbanteile der Flaggen dargestellt sind und stellten 
die Übereinstimmung von Deutschlands und Belgiens Flag-
genfarben fest. Dann rieten wir, welches in Umrissen dar-
gestellte Land die höchste Einwohnerzahl hat: trotz ver-
gleichsweise geringer Fläche ganz klar Deutschland. Uns 
stach die Sonne ins Auge – ein sonnenförmiges Piktogramm 
über die Anzahl der Sonnenstunden in europäischen Län-
dern; wir sehnten uns nach Zypern. Gedanklich reisten wir 
mit dem Zug von Istanbul nach Paris mit dem in Aussicht 
gestellten freien Interrail-Ticket. Da passte es gut, dass wir 
aus einem Piktogramm herauslasen, dass man von Deutsch-
land aus weltweit die meisten Länder visumfrei bereisen 
kann: ganze 166 Staaten! Die in Farbbalken visualisierte 
Sprachvielfalt in Europa führte uns zu der Frage, warum in 
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Ungarn so viel deutsch gesprochen wird. Diese Frage er-
laubte einen Exkurs in die Geschichte. Historische Hinter-
gründe liefern auch die „Narben Europas“, die bei nicht 
gelösten Konflikten eine offene Wunde zeigen, beim Ein-
satz von Friedenstruppen hingegen geklammert sind. Je 
mehr Todeszahlen es in Konflikten gab, desto größer fallen 
die Narben aus. Wie gut, dass gleich auf der nächsten 
Seite als Besonderheit Europas die lange Friedensphase 
mit Peace-Zeichen aller Art dargestellt wird. Europäische 
Beziehungen werden auch aus sportlicher Sicht gezeigt: 
Bei der Frage „Welches Land ist das beste im Fußball“ 
staunte mein Sohn, dass die deutsche Frauenmannschaft 

fünfmal öfter Weltmeister war als die deutsche Herren-
mannschaft – und dennoch ein Top-Spieler mehr verdient 
als alle Spielerinnen der Bundesliga zusammen. Nicht ge-
wundert hat ihn, dass in der Schweiz am meisten Schoko-
lade gegessen wird – „Die schmeckt ja auch am besten“ – 
und dass Deutschland gleich auf Platz zwei liegt: „Da hel-
fen wir mit!“ Zur europäischen Playlist hatten meine Jungs 
noch einige Ergänzungen. Das war für sie das Stichwort, 
Musik anzumachen und die europäische Plauderstunde zu 
beenden. Ich blieb noch ein bisschen auf dem Sofa und 
staunte, wie kurzweilig politische Bildung sein kann. 

Sabine Keitel
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